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124. Sitzung 

Bonn, den 11. Oktober 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.03 Uhr 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren! 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Am 7. Oktober starb unser Kollege Hermann 
Alexander Reinholz im Alter von nur 43 Jahren im 
Saarburger Krankenhaus an den Folgen eines Herz-
anfalls. Der Verstorbene gehörte dem Hohen Hause 
erst seit dem 24. Juli 1967 als Abgeordneter der 
CDU/CSU-Fraktion an. Sein Tod hat uns tief betrof-
fen, war er doch eines der jungen Mitglieder des 
Hauses am Anfang einer parlamentarischen Lauf-
bahn, auf die seine Freunde große Hoffnungen 
setzen durften. 

Reinholz wurde am 1. Mai 1924 geboren, besuchte 
das Trierer Kaiser-Wilhelm-Gymna sium und stu-
dierte nach Kriegsende und Gefangenschaft Rechts-
wissenschaft und Volkswirtschaft in Mainz. Als jun-
ger Jurist wurde er 1958 zum Landrat des Kreises 
Saarburg gewählt. In diesem Amt hat er sich be-
sondere Verdienste um die Industrieansiedlung und 
die Winzerhilfe erworben. 

Schon auf der Universität war Reinholz stellver-
tretender Landesvorsitzender der Jungen Union, 
und seit 1950 führte er die Geschäfte der CDU-Land-
tagsfraktion in Rheinland-Pfalz. In der Kommunal-
politischen Vereinigung der CDU war er dem Lan-
desvorstand und dem Bundesausschuß mit seinen 
Erfahrungen ein sachkundiges Mitglied. 

Ein tragisches Geschick hat ihm nun die Krönung 
seines politischen Wirkens, die parlamentarische Ar-
beit als Abgeordneter des Deutschen Bundestages, 
versagt. Ich spreche der Familie unseres Kollegen 
Reinholz und der Fraktion der Christlich-Demokra-
tischen und der Christlich-Sozialen Union die herz-
liche Teilnahme des Hauses aus. 

Ich darf dann bekanntgeben, daß als Nachfolger 
für den verstorbenen Abgeordneten Dr.-Ing. See-
bohm mit Wirkung vom 29. September 1967 der Ab-
geordnete Dr. Lindenberg in den Bundestag einge-
treten ist. Ich begrüße den Kollegen in unserer 
Mitte. 

(Beifall.) 

Er war schon einmal unter uns; er ist ein alter Be-
kannter. Ich wünsche ihm eine gute Zusammenar-
beit und beglückwünsche ihn gleichzeitig zu seinem 
65. Geburtstag, den er am 2. Oktober gefeiert hat. 

(Beifall.) 

Am 9. Oktober 1967 hat der Abgeordnete Regling 
seinen 60. Geburtstag gefeiert. Ich beglückwünsche 
ihn dazu. 

(Beifall.) 

Ebenfalls gratuliere ich dem Abgeordneten Dr. 
Steinmetz zu seinem 65. Geburtstag. 

(Beifall.) 

Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen eine 
Liste von Vorlagen der Bundesregierung vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die nach § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen Aus-
schüssen überwiesen werden sollen. Es sind dies: 

Vorlage des Bundesministers des Auswärtigen 
Betr.: Bericht über die deutschen Auslandsschulen 
Bezug: Beschluß des Bundestages vom 28. Juni 1967 
— Drucksache V/2121 —
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Vorlage des Bundesministers des Innern 
Betr.: Längere Dienstzeit für Polizeivollzugsbeamte als Ersatz 

für die Pflicht zum Grundwehrdienst 
Bezug: Beschluß des Bundestages vom 12. Mai 1967 
— Drucksache V/2126 —
zuständig: Verteidigungsausschuß (federführend), Innenausschuß 

Erhebt sich gegen die beabsichtigte Überweisung 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Damit ist 
die Überweisung beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Familie und 
Jugend hat am 5. Oktober 1967 die Kleine Anfrage der Fraktion 
der FDP betr. Gewährung von Ausbildungsbeihilfen in Höhe des 
Kindergeldes bzw. der Halb- und Vollwaisenrente während der 
Schul- und Berufsausbildung nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres — Drucksache V/2116 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache V/2156 verteilt. 

Der Abgeordnete Lenz (Trossingen) hat mit Wirkung vom 
5. Oktober 1967 auf seine Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
verzichtet. 

Wir kommen nun zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksachen V/2155, zu V/2155 — 

Zunächst die Frage 1 des Abgeordneten Moersch 
aus dem Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes: 

Welche besonderen Gründe haben die Bundesregierung veran-
laßt, bei ihrer Anzeigenwerbeaktion mit dem Titel „Die  Rich-
tung stimmt" die regionalen Tageszeitungen, speziell die mitt-
leren und kleineren Blätter, nicht zu berücksichtigen? 
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Vizepräsident Schoettle 
Herr Staatssekretär von Hase, wollen Sie bitte 

antworten! 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Die 
dem Presse- und Informationsamt in Tit. 314 für die 
Information der Bevölkerung über Maßnahmen und 
Vorhaben der Bundesregierung auf den  Gebieten 
der Wirtschafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik 
im Jahre 1967 zur Verfügung stehenden Mittel 
erlauben es nicht, bei einer Aktion sämtliche deut-
schen Zeitungen mit Anzeigen zu belegen. Es muß 
vielmehr bei jeder derartigen Aktion eine sorg-
fältige Auswahl getroffen werden. Sie muß sich an 
den sachlichen Notwendigkeiten orientieren, näm-
lich die anzusprechenden Zielgruppen der Bevölke-
rung mit geringen Kosten weitgehend zu erreichen; 
anders ausgedrückt: mit einem Minimum an finan-
ziellem Aufwand soll ein Maximum von Kontakten 
hergestellt und damit ein Optimum von Wirkung 
erzielt werden. 

Bei der jetzigen Aktion war (auf Grund genauer 
Berechnung dieses Optimum durch die Belegung 
folgender Zeitungsgruppen erreicht worden: mei-
nungsbildende Wochenzeitungen, überregionale 
Tageszeitungen mit Wirtschaftsteil, Wirtschafts-
zeitungen, Sonntagszeitungen und Straßenverkaufs-
zeitungen. 

Das Bundespresseamt ist bemüht, soweit die .sach-
lichen Gegebenheiten dies lermöglichen, unter den 
belegten Zeitungsgruppen auszuwechseln. So ist in 
diesem Frühjahr eine Anzeigenaktion in den Stein-
kohlenrevieren vorwiegend in den Regionalzeitun-
gen und den Standortblättern durchgeführt worden. 
Bei künftigen derartigen Aktionen werden wieder-
um auch die Regional- und Standortblätter berück-
sichtigt werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie sich 
darüber im klaren, daß Ihre Streuung und die Be-
gründung, die Sie für die Streuung gegeben haben, 
im Widerspruch zu dem Vorbericht stehen, den (die 
Bundesregierung über die Fragen der Pressekon-
zentration 'ausgegeben hat? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Ich 
bin, wenn man die Gesamtaktion des  Presse- und 
Informationsamts im Jahre 1967 und nicht nur diesen 
Teilausschnitt unserer Aktivität sieht, nicht dieser 
Ansicht, Herr Abgeordneter. Denn der Bericht sagt 
— ich habe ihn hier vorliegen —: 

Die Kommission schlägt der Bundesregierung 
vor, auf (die öffentliche Hand einzuwirken, einen 
höheren Anteil des von der öffentlichen Hand 
zu vergebenden Werbeetats in den Tages-
zeitungen und davon einen angemessenen Teil 
in den Regionalzeitungen und Standortblättern 
unterzubringen. 

Ein angemessener Teil wird in der Tat, wenn man 
das Gesamte überblickt, Herr Abgeordneter, in den 
Regional- und Standortblättern, auch Ihrer Empfeh-
lung folgend, untergebracht. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Auffassung, daß der Bedeutung der Aktion entspre-
chend die Bevorzugung etwa eines großen Straßen-
verkaufsblatts dem Ansehen der Bundesregierung 
und der Glaubwürdigkeit ihrer Argumentation mehr 
dienlich war, als wenn die Bundesregierung diese 
Anzeigen in fest verankerten regionalen Blättern 
untergebracht hätte, zum gleichen Preis selbstver-
ständlich? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Die 
Empfehlung, welche Blätter die größte Zielwirkung 
für die betreffende Anzeige haben, stützt sich in 
erster Linie auf die fachlichen Kenntnisse der ver-
schiedenen Werbeberatungsfirmen, mit denen die 
Bundesregierung in Verbindung steht. Wir bemühen 
uns, bei den Überlegungen in erster Linie diese fach-
lichen Argumente in den Vordergrund zu stellen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schulze -Vor-
berg! 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, in einem Schreiben Ihres Amtes an mich 
aus den letzten Tagen zu der gleichen Frage sind 
eine Reihe von Empfehlungen an die kleinen und 
mittleren Zeitungen enthalten, die es der Bundes-
regierung in Zukunft erleichtern sollen, auch diese 
kleinen und mittleren Zeitungen an solchen Anzei-
genaktionen zu beteiligen. Entsprechen diese Emp-
fehlungen Ihren Ansichten? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: 
Diese Empfehlungen entsprechen den Ansichten des 
Bundespresse- und Informationsamtes. Voraussicht-
lich werden diese Empfehlungen auch in der Stel-
lungnahme der Bundesregierung zum Günther-Be-
richt einen Niederschlag finden. Wir wollen auf 
diese Weise erreichen, daß die Werbewirksamkeit 
von Anzeigen in kleinen und mittleren Zeitungen 
auch da, wo nach den bisherigen Erkenntnissen die 
Werbewirksamkeit nicht so groß ist, verbessert 
wird. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schulze -Vor-
berg! 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, da wir uns heute nicht zum erstenmal mit 
der Frage der Beteiligung der kleinen und mittleren 
Zeitungen an Anzeigenaktionen der Bundesregie-
rung befassen, darf ich Sie fragen: Würden Sie die 
Tatsache des wiederholten Befassens mit dieser 
Frage und die einhellige Meinung, die Ihnen aus den 
verschiedenen Fraktionen dieses Hauses entgegen-
gebracht wird, dahin werten, daß Sie in Zukunft 
diese kleinen und mittleren Zeitungen bevorzugt 
berücksichtigen? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef : Ich 
habe insbesondere aus der Debatte des Hauses vom 
6. Oktober entnommen, daß in der Tat das Haus 
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Staatssekretär von Hase 

einhellig der Meinung ist, daß, wenn neben der 
Werbewirksamkeit noch andere Gesichtspunkte 
maßgebend sein sollen, in erster Linie die kleinen 
und mittleren Blätter gestützt werden sollten. 

Vizepräsident Schoettle: Herr .Genscher! 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, ist sich die 
Bundesregierung bei einer solchen Qualifikation des 
Werbewerts der kleineren Zeitungen eigentlich dar-
über im klaren, daß sie damit auch das sonstige 
Werbeaufkommen dieser Zeitungen nachteilig be-
einflußt? 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: 
Dieses Ergebnis der Aktivität der Bundesregierung, 
Herr Abgeordneter, kalkulieren wir nicht ein. Da 
ist die Bundesregierung nicht Ihrer Auffassung. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Genscher! 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, es ist sehr 
schwer, mein Bedauern darüber in eine Frage zu 
kleiden. Darf ich sie immerhin fragen, ob Sie 'in Zu-
kunft solche fast schon konjunkturpolitischen Aus-
wirkungen Ihrer Maßnahmen mit dem Wirtschafts-
ministerium, das da über größere Erfahrungen ver-
fügt, abstimmen werden. 

von Hase, Staatssekretär, Bundespressechef: Ich 
darf mich hier vielleicht darauf beziehen, daß der 
Wirtschaftsminister in der letzten Debatte mit einem 
gewissen Wohlwollen festgestellt hat, das Presse-
und Informationsamt sei die einzige Behörde ge-
wesen, die eine antizyklische Werbeaktion betrieben 
habe.

(Heiterkeit und Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zu den 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz. Es liegen zwei Fragen des Abgeord-
neten Haar (Stuttgart) vor: 

Ist die Bundesregierung bereit, die gesetzlichen Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß Bürger, die bei Hilfeleistung für 
nachweisbar in Notsituationen geratene Mitmenschen materielle 
oder gesundheitliche Schäden erleiden, einen Rechtsanspruch auf 
Entschädigung erhalten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Regelungen im 
Sinne eines Aufopferungsanspruches dringend notwendig sind 
für Fälle, bei denen ein hilfeleistender Bürger sein Leben ver-
liert? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Zu Ihrer ersten Frage, Herr Abge-
ordneter, verweise ich auf die Erklärung, die die 
Bundesregierung zum gleichen Thema durch den 
Staatssekretär des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung in der 17. Sitzung des 5. Deut-
schen Bundestages am 27. Januar 1966 auf die Frage 
XI/5 des Herrn Abgeordneten Dr. Müller (München) 
und  in  der 19. Sitzung am 10. Februar 1966 auf die 
damalige Frage des Herrn Abgeordneten Schmitt-
Vockenhausen gegeben hat. Danach kann von einem 

Fehlen gesetzlicher Voraussetzungen für einen 
Rechtsanspruch der Nothelfer auf öffentlich-recht-
liche Entschädigung im wesentlichen nur insofern 
die Rede sein, als die gesetzliche Unfallversicherung 
bislang nur für Schäden am Leben aufkommt, aber 
nicht für reine Sach- und Vermögensschäden. Ich 
gehe daher davon aus, daß Ihre Frage primär die 
Lücke betrifft, daß Schäden an Sachen und Vermö-
gen nicht ersetzt werden. Die anderen Schäden sind 
ja durch § 539.  Abs. 1 Ziffer 9 Buchstabe a) der 
Reichsversicherungsordnung abgedeckt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich Ihre Frage 
wie folgt. Die  in der 19. Sitzung zugesagte Prüfung 
ist — auch mit  beeinflußt durch den Regierungs-
wechsel — noch nicht abgeschlossen. Die Prüfung hat 
sich bisher hauptsächlich auf die Frage ,der Gesetz-
gebungskompetenz erstreckt. Von der Beantwortung 
dieser Vorfragen wird es im übrigen auch abhängen, 
welches Bundesministerium für die weitere Vor-
bereitung einer gesetzlichen Regelung zuständig 
ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Haar! 

Haar (Stuttgart) (SPD) : Herr Staatssekretär, läßt 
sich absehen, bis zu welchem Zeitpunkt eine solche 
Regelung möglich sein wird? 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Das läßt sich noch nicht ganz ab-
sehen, Herr Abgeordneter. Die Schwierigkeiten sind 
folgende. Wenn eine bundesrechtliche Lösung ange-
strebt wird — und die wäre ja praktikabler als elf 
Länderregelungen — , müßten wir uns im Rahmen 
des Art. 74 Nr. 12 und Nr. 7 des Grundgesetzes 
halten. Wir müßten es also  in die  Bundeskompe-
tenz über die Sozialversicherung oder über die 
öffentliche Fürsorge bringen. Es wird nicht ganz 
leicht sein, eine Regelung zu finden, die einerseits 
durch eine klare Bundeskompetenz getragen wird 
und andererseits das ganze Gebiet abdeckt. 

Vizepräsident Schoettle: Die nächste Frage ist 
noch zu beantworten. 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Die zweite Frage beantworte ich 
wie folgt. Gegen diedringende Notwendigkeit, 
eine solche Regelung einzuführen, spricht, daß die 
Nothelfer oder — schlimmstenfalls — die  Hinter-
bliebenen eines Nothelfers, der sein Leben ein-
gesetzt und geopfert hat, bereits nach geltendem 
Recht Anspruch auf die Leistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung haben. 

Wegen der Einzelheiten darf ich auf die  frühere 
Antwort vom 27. Januar 1966 verweisen. Die Lei-
stungen der sogenannten eigenen Unfallversiche-
rung der Länder erfüllen — was in  der  Presse und 
auch in dem Pressebericht der Stuttgarter Zeitung, 
Herr Abgeordneter, nicht immer beachtet wird — 
zugleich die Funktion einer öffentlich-rechtlichen 
Aufopferungsentschädigung. 
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Vizepräsident Schoettle: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Die Frage des Abgeordneten Wurbs aus dem 
Geschäftsbereich ,des Bundesministers für Woh-
nungswesen und Städtebau ist vom Fragesteller 
zurückgezogen worden. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Familie und 
Jugend. Die Fragen 5, 6 und 7 stellt Herr Abgeord-
neter Dr. Wuermeling: 

Erkennt die Bundesregierung an, daß Artikel 6 des Grund-
gesetzes, der die Familie in aller Form unter den besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung stellt, eine verfassungsrechtlich 
gebotene Richtlinie der Politik im Sinne des Artikels 65 des 
Grundgesetzes enthält und unmittelbar geltendes Recht ist? 

Sieht die Bundesregierung keinen Verstoß gegen die in 
Frage 5 erwähnte Richtlinie der Politik darin, daß sie seit 
zwei Jahren in konsequenter Folge als Sondermaßnahmen gegen 
die Familie 
eine Kürzung der Ausbildungszulagen des Kindergeldgesetzes, 
eine Einschränkung des Personenkreises der Empfangsberech-
tigten, 
die völlige Streichung der Ausbildungszulage, 
eine überproportionale Erhöhung der Schülertarife der Deutschen 
Bundesbahn, 
die mehrfache Hinausschiebung des gesetzlich festgelegten er-
höhten Mutterschaftsgeldes, 
die Streichung des erhöhten Mutterschaftsgeldes, 
Kürzungen der Mittel für den Familienwohnungsbau, 
die Einstellung der „Aktion Große Familie" im Wohnungsbau, 
die Einstellung der „Aktion Junge Paare", 
eine wesentliche Einschränkung der „Aktion Junge Familie" 
beschloß, 
seit Jahren jede Anpassung der seit 1964 eingefrorenen Kinder

-

geldsätze an die Preis- und Lohnentwicklung verweigerte, 
ihren Beschluß auf Anpassung des Kindergeldes ab 1969 wieder 
aufhob 
und eine in allen EWG-Ländern grundsätzlich abgelehnte Ein-
kommensgrenze beim Kindergeld 
fordert? 

Glaubt die Bundesregierung, daß ihre neuesten Beschlüsse, 
nun auch noch das Wohngeld vorallem zu Lasten der Familien 
mit Kindern zu kürzen und die Familienzusatzdarlehen im Woh-
nungsbau — z. B. bei 6 Kindern von 20 000 DM auf 10 000 DM 
— herabzusetzen, vom Bundesverfassungsgericht im Zusammen-
hang mit allem Voraufgegangenen noch als verfassungsgemäßes 
Verhalten anerkannt werden kann, nachdem die Familien mit 
Kindern schon durch die Umsatzsteuererhöhung und durch alle 
allgemeinen Sparmaßnahmen in der Regel härter betroffen wer-
den als andere und deshalb Anspruch auf ausgleichende Schutz-
maßnahmen haben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich darf 
Ihre Frage wie folgt beantworten. Die Bundesre-
gierung erkennt an, daß durch die in Art. 6 Abs. 1 
des Grundgesetzes getroffene Wertentscheidung der 
Staat verpflichtet ist, die Familie zu fördern. Aus 
dieser Norm können jedoch keine Einzelmaßnahmen 
hergeleitet werden, die zur Förderung der Familie 
für erforderlich gehalten werden. Vielmehr ist inso-
weit das Hohe Haus frei in der Entscheidung dar-
über, mit welchen Maßnahmen gefördert werden 
soll. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Wuerme-
ling! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, da ich nicht jeden einzelnen Beschluß als 
solchen, sondern die konsequente Folge der Son-
dermaßnahmen gegen die Familie als Ganzes als 
nicht verfassungsgemäß beurteilt habe, frage ich 
nochmals, ob die Bundesregierung es tatsächlich als 
verfassungsmäßig gebotenen Schutz der Familie  

betrachtet, wenn sie — jedem erkennbar — den 
Rotstift gegen die Familien ganz wesentlich härter 
— nämlich doppelt und dreifach und noch mehr — 
ansetzt als bei allen anderen. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 'im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung dem 
Hohen Hause zur Beschlußfassung vorgelegten Maß-
nahmen sich im Rahmen des Art. 6 des Grundge-
setzes halten und daß sowohl die einzelnen Maß-
nahmen wie auch die Maßnahmen insgesamt einer 
verfassungsrechtlichen Nachprüfung durch das Bun-
desverfassungsgericht standhalten würden. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie einmal auf die Mitbeschlußfassung des 
Bundestages Bezug nahmen — abgesehen davon, 
daß der Bundestag keineswegs alle in meinen Fra-
gen aufgezählten Beschlüsse der Bundesregierung 
bestätigt hat, nicht zuletzt, weil er an Art. 6 dachte; 
ich erinnere an die Wohngeldkürzung: die Wohn-
geldkürzung wurde schon einmal abgelehnt; bei der 
Ausbildungszulage haben wir im Anfang nachdrück-
lich gebremst; die letzten Beschlüsse zur mittel-
fristigen Finanzplanung sind noch keinesweg be-
stätigt — — 

Vizepräsident Schoettle: Das ist aber keine 
Frage mehr, Herr Abgeordneter Wuermeling. Das 
Fragezeichen steht ziemlich weit hinten, muß ich 
sagen. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : — möchte ich ein-
mal fragen dürfen: würde das Handeln der Bundes-
regierung, wenn es nicht verfassungsgemäß ist, da-
durch verfassungsgemäßer, daß der Bundestag es, 
ohne das Grundgesetz zu ändern, sanktioniert? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Ganz sicher würde das nicht 
der Fall sein, Herr Abgeordneter. Die Bundesre-
gierung ist aber der Auffassung, daß die von ihr 
vorgeschlagenen Maßnahmen sich im Rahmen des 
Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes halten. 

Vizepräsident Schoettle: Die Antwort auf die 
nächste Frage! 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, darf ich 
die beiden nächsten Fragen, weil sie in einem inne-
ren Zusammenhang stehen, zusammengefaßt beant-
worten? 

Vizepräsident Schoettle: Der Fragesteller ist 
einverstanden. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Die von Ihnen genannten 
Maßnahmen, Herr Abgeordneter, betreffen durch-
weg Maßnahmen im Bereich der leistungsgewähren- 
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Staatssekretär Dr. Barth 
den Verwaltung. Ich habe bereits darauf hingewie-
sen, daß die Bundesregierung der Auffassung ist, 
daß sich diese Maßnahmen alle — und jede ein-
zelne für sich — 'im Rahmen der Gestaltungsfreiheit 
des Grundgesetzes halten, insbesondere im Rahmen 
des Art. 6 des Grundgesetzes. 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Wenn das einen 
Hinweis auf die Notwendigkeit allgemeinen Sparens 
bedeutet, darf ich fragen: Warum werden die Haus-
halte mit Kindern, wie Sie in Beantwortung einer 
von mir früher gestellten Frage selbst ausdrücklich 
zugestanden haben, nicht nur zu allen anderen 
Opfern der Stabilisierung wie jeder andere heran-
gezogen, sondern obendrein der Kürzung der Fami-
lienleistungen unterworfen, nur weil es Familien 
mit Kindern sind? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Der Familienlastenausgleich 
und seine künftige Gestaltung wirft eine Reihe von 
Problemen auf, mit deren Lösung die Bundesregie-
rung zur Zeit befaßt ist. Man kann nicht einzelne 
Maßnahmen jetzt unter eine besonders kritische 
Kontrolle nehmen, sondern man muß die Maßnah-
men, soweit sie im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung beschlossen werden, insgesamt sehen. 
Ich glaube, die Bilanz, die am Ende stehen wird, wird 
ein wesentlich anderes Gesicht zeigen als heute. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Wuermeling! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, glauben Sie wirklich, daß sich unsere Väter und 
Mütter draußen jetzt immer noch mit Zukunftsver-
tröstungen zufriedengeben werden, nachdem jahre-
lang immer wieder verkündet worden ist, das 
nächste Mal komme die Familie dran, die Familie 
stehe im Mittelpunkt der Politik, während praktisch 
immer wieder nur neue Kürzungen vorgenommen 
werden? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Bundesregie-
rung die Maßnahmen zu Lasten kinderreicher Fami-
lien schweren Herzens beschlossen hat. Es kann aber 
ebenso keinem Zweifel unterliegen, daß diese Maß-
nahmen, soweit sie die Preisstabilität und die Erhal-
tung des Geldwerts betreffen, gleichfalls im Inter-
esse auch und nicht zuletzt der kinderreichen Fami-
lien liegen. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Wuermeling. . 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wenn sicherlich auch niemand bestreitet, daß 
alle Sparmaßnahmen in der Grundtendenz im Sinne 
der kinderreichen Familien und gerade dieser lie-
gen, so darf ich doch zu zwei Punkten, die ich ange-
führt habe, jetzt konkret fragen: Warum muß aus-
gerechnet bei den schutzbedürftigsten Familien, die 
Wohngeldanspruch haben — ebenso ist es bei den  

entsprechenden Rentnerkreisen —, der Rotstift an-
gesetzt werden, wenn andererseits verkündet wird, 
daß die Lasten der Stabilisierung auf alle Schichten 
der Bevölkerung gerecht verteilt werden? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung wird zu all den Fragen, die Sie 
stellen, ihre Auffassung im Rahmen ihrer Stellung-
nahme zum Finanzänderungsgesetz darlegen. Ich 
bitte, Verständnis dafür zu haben, daß wir hier nicht 
schon Gründe vorwegnehmen können, die die Bun-
desregierung bei Gelegenheit der genannten Stel-
lungnahme dem Flohen Hause vortragen wird. Dazu 
gehören auch die Gründe, die den Anlaß zu dieser 
Maßnahme gegeben haben. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Eine letzte Frage 
— ich glaube, Herr Präsident, es ist die letzte zu-
lässige Frage —: Wenn ausgerechnet die Familien-
zusatzdarlehen beim Wohnungsbau für Familien mit 
sechs Kindern jetzt auf die Hälfte, nämlich von 
20- auf 10 000 DM, reduziert werden sollen, wie 
kann dann nach Ansicht der Bundesregierung eine 
achtköpfige Familie bei den gestiegenen — nicht 
gesunkenen — Baupreisen überhaupt zu einer ange-
messenen Wohnsituation kommen? Wenn ausge-
rechnet an dieser Stelle eine entscheidende Kür-
zung vorgenommen wird, macht man dadurch nicht 
den Bau eines Eigenheims unmöglich? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, auch 
zu dieser Frage darf ich sagen: Ich bitte um Ver-
ständnis dafür, daß diese Gründe im Rahmen der 
Stellungnahme zum Finanzänderungsgesetz darge-
legt werden. Ich kann Teile der Regierungserklä-
rung zu diesem Sachverhalt hier im Rahmen der 

 Fragestunde nicht vorwegnehmen. Ich bitte, dafür 
Verständnis zu haben. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 8 
des Abgeordneten Brück (Holz) , auf: 

Trifft es zu, daß eine Sekretärin des deutsch-französischen 
Jugendwerkes entlassen wurde, weil sie Kritik an Bundes-
kanzler Kiesinger übte? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Ich darf Ihre Frage wie 
folgt beantworten, Herr Abgeordneter: 

Es trifft zu, daß eine Sekretärin des deutsch-fran-
zösischen Jugendwerks auf Grund eines Vorgangs 
entlassen wurde, von dem die Bundesregierung 
jedoch erst Kenntnis erhalten hat, als ,der General-
sekretär des deutsch-französischen Jugendwerks das 
Entlassungsschreiben abgesandt hatte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Brück! 
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Brück (Holz) (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
aus Ihrer Antwort schließen, daß ,die Bundesregie-
rung diese Entlassung nicht billigt? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, der 
Sachverhalt ist etwas komplizierter. Nach dem zu-
grunde liegenden Vertrag über die Errichtung des 
deutsch-französischen Jugendwerks vom 5. Juli 1963 
ist das deutsch-französische Jugendwerk eine zwi-
schenstaatliche und unabhängige Organisation. Die 
Bundesregierung hat keine Möglichkeit, ,auf diese 
Vorgänge einzuwirken. Da die betroffene Frau 
Klarsfeld, soweit mir bekannt, wegen dieses Ent-
lassungsschreibens die Schiedsstelle des deutsch-
französischen Jugendwerks angerufen hat, handelt 
es sich .außerdem um ein Verfahren, in das durch 
eine wertende Stellungnahme einzugreifen sich die 
Bundesregierung nicht erlauben ,darf. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Brück! 

Brück (Holz) (SPD) : Könnten Sie mir trotzdem 
sagen, welche Stellung die Bundesregierung bezieht? 
Ich glaube, daß die Entlassung gegen das Grund-
gesetz verstößt. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Faimilie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich 
darf noch einmal darauf hinweisen, daß es sich um 
ein schwebendes Verfahren handelt, in das jetzt 
nicht durch eine wertende Stellungnahme einge-
griffen werden sollte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Fellermaier zu 
einer Zusatzfrage. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie dann fragen, ob Sie bereit sind, nach Abschluß 
des Verfahrens dem Hohen Hause eine Stellung-
nahme der Bundesregierung bekanntzugeben, zumal 
dieser Fall in der Offentlichkeit sehr starkes Auf-
sehen erregt hat. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich bin 
gern bereit, das Hohe Haus davon zu unterrichten, 
wie das zuständige Gremium des deutsch-französi-
schen Jugendwerks, nämlich das Kuratorium, diesen 
Sachverhalt beurteilt, und wie der Fall letzten Endes 
geregelt worden ist. 

Fellermaier (SPD) : Herr Präsident, ich muß fest-
stellen, daß das keine Beantwortung meiner Frage 
war. — Herr Staatssekretär, ich wiederhole deshalb: 
ist die Bundesregierung bereit, nach Abschluß des 
Verfahrens ihren eigenen politischen Standpunkt 
dem Hohen Hause bekanntzugeben? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Soweit bei dieser besonde-
ren Sachlage, mit der wir es zu tun haben, ein poli-
tischer Standpunkt bezogen werden kann, ist die 

Bundesregierung bereit, nach Abschluß des Verfah-
rens und nach Klarstellung aller Streitfragen auch 
darüber Auskunft zu geben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Ott! 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, glauben Sie 
nicht, daß es zunächst auf die rechtlichen Umstände 
ankommt und daß die politischen Umstände bei der 
Kündigung nicht in den Vordergrund zu schieben 
sind? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich 
muß auf die zugrunde liegenden Vorschriften zurück-
gehen. Ich darf wiederholen, es handelt sich um eine 
Maßnahme des Generalsekretärs des deutsch-fran-
zösischen Jugendwerkes, der sich seinerseits auf das 
Personalstatut beruft, das dem deutsch-französichen 
Jugendwerk zugrunde liegt. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen mehr. 

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten 
Kubitza auf: • 

Mir  wann ist nach der mittelfristigen Finanzplanung der Bun-
desregierung eine Verwirklichung der Pläne des Familienmini-
sters zur Reform des Kindergeldrechts vorgesehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich darf 
Ihre Frage wie folgt beantworten. 

Die Bundesregierung bereitet eine vom Herrn Bun-
deskanzler angekündigte und von diesem Hohen 
Hause in der Entschließung vom 14. Juni 1967 ge-
forderte Reform des Familienlastenausgleichs vor. 
Einen Zeitpunkt für die Vorlage eines diesbezüg-
lichen Entwurfs kann ich heute noch nicht nennen. 
Ebenso ist es nicht möglich, Ihnen einen Zeitpunkt 
zu nennen, zu dem ein solches Gesetz über die Re-
form des Familienlastenausgleichs in Kraft treten 
könnte. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Kubitza zu einer Zusatzfrage. 

Kubitza (FDP) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es für verantwortungsvoll, von Reformen zu spre-
chen und damit Hoffnungen bei den Familien zu 
wecken, wenn in den kommenden vier Jahren ver-
mutlich effektiv nichts Positives geschehen wird? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, eine 
solche Feststellung bitte ich meiner Antwort nicht 
zu entnehmen. Ich möchte die Auffassung der Bun-
desregierung dahin präzisieren, daß wahrscheinlich 
noch im Jahre 1969 die Reform des Familienlasten-
ausgleichs verwirklicht werden wird. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Oktober 1967 	6233 

Kubitza (FDP) : Bedeutet Ihre letzte Antwort, daß 
Ihr Haus und vielleicht noch andere Häuser Vorha-
ben im Hinblick auf die Bundestagswahl 1969 pla-
nen? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Ich glaube nicht, daß die 
Bundestagswahl des Jahres 1969 eine Rolle spielt. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Freyh zu einer 
Zusatzfrage. 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, ich darf 
Sie fragen — das war bisher in  Ihren Antworten 
nicht enthalten —, warum die Bundesregierung nicht 
bereit ist, einen Entwurf zur Reform des Familien-
lastenausgleichs in absehbarer Zeit vorzulegen. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Frau Abgeordnete, gerade 
die mit einer Reform des Familienlastenausgleichs 
verbundenen Probleme sind außerordentlich schwie-
rig. Es handelt sich dabei nicht nur um die mittel-
fristige Finanzplanung und die von der Bundesre-
gierung beschlossenen und von diesem Hohen 
Haus gebilligten Plafonds, die beachtet werden 
müssen, sondern auch um recht schwierige Fragen, 
die mit den Ländern, aber auch innerhalb des 
Systems des Familienlastenausgleichs selbst abge-
klärt werden müssen. Eine solche Reform innerhalb 
von einigen Monaten vorzulegen ist unmöglich. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Freyh zu einer 
Zusatzfrage. 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, ist damit 
zu rechnen, daß Sie Anfang nächsten Jahres in  der 
Lage sein werden, einen solchen Plan vorzulegen? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Frau Abgeordnete, ich bitte, 
mich nicht auf den Zeitpunkt festzulegen. Aber ich 
glaube, daß die Bundesregierung in der Lage sein 
wird, im Verlaufe des Jahres 1968 dem Hohen Hause 
ein entsprechendes Gesetz zur Beschlußfassung vor-
zulegen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Baier! 

Baier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
man schon Verständnis dafür hat, daß Sie ange-
sichts der vielen Schwierigkeiten und Probleme 
keine Details über eine Reform des Familienlasten-
ausgleichs hier mitteilen können, dann wäre es doch 
auf alle Fälle notwendig — und danach frage ich 
Sie —, entsprechende Globalansätze an finanziel-
len Mitteln in der mittelfristigen Finanzplanung 
auszuweisen. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, das ist 
geschehen. Solche Ansätze sind für den Einzelplan 
unseres Hauses in der mittelfristigen Finanzplanung 
ganz klar ziffernmäßig ausgewiesen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Baier! 

Baler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, könnten 
Sie dann sagen, welche Beträge im Rahmen dieser 
Globalsumme, die für Ihr Haus zur Verfügung steht,. 
für eine Verbesserung des Familienlastenausgleichs 
in etwa vorgesehen sind? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, eine 
Reform des Familienlastenausgleichs muß nicht un-
bedingt darin bestehen, daß zusätzliche Mittel in 
die Einzelpläne bereitgestellt werden, sondern eine 
Reform des Familienlastenausgleichs könnte auch 
darin bestehen, daß die heutige Systematik dieses 
Ausgleichs geändert wird. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Wuerme-
ling! 

Dr. Wuermeling (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wäre eine Voraussage meinerseits begründet 
und berechtigt, daß bei der Reform des Familien-
lastenausgleichs wiederum eine Kürzung des Ge-
samtvolumens und damit insgesamt eine Verschlech-
terung eintreten wird? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, daß ich diese Frage mit Nein beantworten 
kann. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen mehr. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts. Ich rufe die Frage 22 
des Herrn Abgeordneten Ertl auf: 

Wie ist nach dem Dementi von Pressemeldungen, daß die 
Bundesregierung bereits vor Monaten den USA die feste Zusage 
gegeben haben soll, den Atomsperrvertrag zu unterschreiben, 
der tatsächliche Stand der Verhandlungen? 

Herr Staatssekretär Jahn, bitte! 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Verhandlun-
gen über den Atomwaffensperrvertrag dauern noch 
an. Die der Genfer Konferenz am 24. August 1967 
vorgelegten gleichlaufenden Entwürfe der beiden 
Ko-Präsidenten sind noch unvollständig. Der be-
deutsame Artikel über die Kontrollbestimmungen 
wurde ausgespart, weil hierüber noch besondere 
Beratungen stattfinden. Auch  die  vorliegenden Teile 
des Entwurfs stellen noch keinen endgültigen Text 
dar, auf den andere Nationen festgelegt wären. Die 
USA haben betont, daß der Entwurf der beiden Ko

-

Präsidenten noch Gegenstand von Verhandlungen 
sein soll. Einige Änderungsanträge von nicht-
nuklearen Teilnehmern der Genfer Konferenz liegen 
dazu vor. 

Aus diesem Sachverhalt ergibt sich schon, daß die 
Behauptung nicht zutreffen kann, die Bundesregie-
rung habe sich zur Frage ihrer Unterschrift bereits 
vor Monaten verbindlich geäußert. Die Bundes- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Jahn 
regierung kann sich mit der Frage der Unterzeich-
nung erst befassen, wenn ein endgültiger Vertrags-
text vorliegt. In der Zwischenzeit beteiligt sie sich 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten weiterhin konstruk-
tiv an  den  Beratungen mit dem Ziel, einen weltweit 
annehmbaren Vertrag zu erreichen. Über Einzel-
heiten des Verhandlungsstandes, der zum Teil ver-
traulicher Natur ist, wurde der Auswärtige Aus-
schuß am 5. Oktober 1967 unterrichtet. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, hat Botschafter 
Schnippenkötter im Auftrag der Bundesregierung im 
vergangenen Mai mit der amerikanischen Regierung 
verhandelt und hat er dort zu verstehen gegeben, 
daß die  Bundesregierung generell bereit ist,  einem 
Vertrag zuzustimmen? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des  Auswärtigen: Ich kann, Herr 
Kollege Ertl — ich bitte um Verständnis dafür —, 

keine Angaben über Einzelheiten von  Verhand-
lungen hier mitteilen. Aber selbstverständlich hat 
Herr Botschafter Schnippenkötter in vielen Fällen 
und in einer großen Zahl von Verhandlungen die 
Auffassung der Bundesregierung vertreten. Diese 
Auffassung der Bundesregierung geht nicht dahin, 
daß sie auf jeden Fall unterschreiben wird. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, daß 
die Bundesrepublik bei der Entwicklung von schnel-
len Brütern einen beachtlichen Vorsprung hat und 
daß die Möglichkeiten, die die bisherigen Entwürfe 
vorsehen, auch dazu genutzt werden können, diese 
Entwicklung zu stoppen? Teilt die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang die Auffassung, daß eine 
Kontrolle durch die Wiener Behörde die deutsche 
Atomforschung zum Erliegen bringen würde? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege Ertl, 
ich muß noch einmal um Verständnis dafür bitten, 
daß diese Dinge im Augenblick hier nicht öffentlich 
erörtert werden können. Sie sind Gegenstand von 
Beratungen in den zuständigen Ausschüssen des 
Bundestags gewesen und werden das auch weiterhin 
sein. Dort ist es selbstverständlich möglich, auf Ein-
zelfragen einzugehen. 

Grundsätzlich kann ich nur sagen: die Bundes-
regierung ist unverändert bemüht, wie sie das wie-
derholt erklärt hat, zu klären und durchzusetzen, 
daß der Bundesrepublik als einer der interessierten 
und in Frage kommenden großen Industrienationen 
eine ausreichende Möglichkeit gewährleistet bleibt, 
die friedliche Nutzung der Kernenergie in Anspruch 
zu nehmen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Flämig! 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß die Bundesregierung Bestrebungen unterstützen 
will, die zu erreichen versuchen, daß eine Kontrolle  

der Wiener Agentur und der Euratom in Form einer 
Simultankontrolle durchgesetzt wird? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Flämig, ich muß auch Sie um Verständnis dafür bit-
ten, daß ich über den gegenwärtigen Stand einzelner 
Erwägungen, einzelner Verfahrensregelungen usw. 
der Natur der Sache nach hier keine Auskunft geben 
kann. 

Vizepräsident Schoettle: Dann kommen wir 
zu den Fragen 23, 24 und 25 des Abgeordneten 
Flämig: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Städtepartner-
schaften mit regelmäßigen Begegnungen von Jugendgruppen, 
Sport- und Kulturvereinen und die daraus erwachsenden persön-
lichen Beziehungen ganz hervorragend geeignet sind, alte Vor-
urteile abzubauen und ein europäisches Zusammengehörigkeits-
gefühl unter den Bürgern der verschiedenen europäischen Staa-
ten zu stärken? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Ministerkomitee des 
Europarates dafür einzusetzen, daß die derzeit zur Verfü-
gung stehende Summe von jährlich 50 000 ffr zur Förderung 
interkommunaler Partnerschaften und Austausche in Europa an-
gemessen erhöht wird angesichts der Tatsache, daß neben den 
511 deutschen Städten und Gemeinden, die eine Städtever-
schwisterung offiziell abgeschlossen haben, weitere 357 Kommu-
nen vorhanden sind, die Partnerschaften mit europäischen Ge-
meinden anstreben? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Ministerkomitee des 
Europrates dafür zu verwenden, daß aus dem in Frage 24 er-
wähnten Fonds über das gut eingespielte und hoch dotieite 
deutsch-französische Jugendwerk hinaus vor allem auch Partner-
schaften und Jugendbegegnungen mit anderen europäischen 
Ländern verstärkt gefördert werden? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich habe vor, die 
Fragen getrennt zu beantworten, Herr Präsident. 

Zunächst zur ersten Frage des Herrn Abgeord-
neten Flämig. Die Bundesregierung betrachtet 
Jugendbegegnungen im Rahmen von Städtepartner-
schaften als eine wertvolle Ergänzung des Jugend-
austauschs überhaupt. Ihre besondere Bedeutung liegt 
darin, durch regelmäßige Kontakte zwischen Jugend-
gruppen der Partnerstädte die allgemein mit dem 
Austauschprogramm angestrebte Verständigung zwi-
schen Angehörigen verschiedener Staaten zu fördern 
und das europäische Zusammengehörigkeitsgefühl 
zu verstärken. Außerdem können auf diesem Wege 
auch Teile der nichtorganisierten Jugend in den Aus-
tausch einbezogen werden. Daher werden die Initia-
tiven der Gemeinden auf diesem Gebiet schon seit 
langem aus Mitteln des Bundesjugendplans unter-
stützt. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie mir 
eine Bemerkung — Herr Staatssekretär, das geht 
nicht gegen Sie —: Ich bin der Meinung, daß nicht 
jede Frage durch eine Art Regierungserklärung be-
antwortet werden soll. Hier in diesem Fall hätte es 
genügt, kurz zu antworten: Ja, die Bundesregierung 
teilt diese Auffassung. Das würde doch manchmal 
ausreichen. Ich sage das, um die Fragestunde etwas 
spritziger zu machen, als sie bislang war. 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie es 
für möglich, daß Zehntausende von Begegnungen im 
Rahmen der Städtepartnerschaften in den letzten 
Jahren dazu beigetragen haben, daß heute immer- 
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Flämig 
hin 67 % der Bürger der Bundesrepublik sich für die 
Schaffung eines europäischen Bundesstaates aus-
sprechen, wie es sich aus einer kürzlich durchge-
führten Umfrage im Auftrag der Europa-Union er-
gibt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Infolge der Emp-
fehlung des Herrn Präsidenten beantworte ich Ihre 
Frage mit  ja.  

(Heiterkeit und Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Flämig! 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, nachdem die 
Bundesregierung die Bedeutung der Städtepartner-
schaften als wertvolle Ergänzung und Unterstützung 
der Europapolitik der Bundesregierung anerkennt, 
möchte ich fragen, ob daraus nicht die Verpflichtung 
der Bundesregierung erwachsen müßte, die beson-
ders finanzschwachen Städte und Gemeinden bei der 
Verwirklichung von Austauschen, Begegnungen und 
Partnerschaftsveranstaltungen in einem gewissen 
Umfang finanziell zu unterstützen. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Kollege 
Flämig, wenn Sie damit ganz allgemein eine poli-
tisch wünschenswerte Haltung der Bundesregierung 
meinen, sage ich dazu ja. Eine förmliche Verpflich-
tung daraus herzuleiten, ginge mir im Hinblick auf 
die Ihnen bekannten Schwierigkeiten und Umstände 
etwas zu weit. Aber ich bin gern bereit, das als 
Anregung aufzugreifen und zu überlegen, was in 
dieser Richtung mehr als bisher getan werden kann. 

Vizepräsident Schoettle: Was über die Ant-
worten gesagt wurde, gilt cum grano salis auch für 
die Fragen. Trotzdem: Herr Abgeordneter Flämig, 
bitte! 

Flämig (SPD) : Herr Präsident, es würde mich 
interessieren, die Antwort auf meine nächste Frage 
zu hören. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundesregie-
rung hat sich immer dafür eingesetzt, daß der inter-
kommunale Austausch auch vom Europarat im Rah-
men seiner finanziellen Möglichkeiten unterstützt 
wird. Die bisher jährlich bereitgestellte Zuwendung 
von 50 000 FF entsprach sowohl dem Willen, diese 
nützliche Tätigkeit im kommunalen Bereich sichtbar 
anzuerkennen, als auch der Notwendigkeit, auf die 
durch den Haushalt des Europarats eng gezogenen 
Grenzen Rücksicht zu nehmen. Diese Haltung wird 
grundsätzlich auch bei den Beratungen für den 
Haushalt 1968 des Europarats einzunehmen sein. 
Die Bundesregierung ist jedoch in Übereinstimmung 
mit der auf die Frage der Abgeordneten Frau Klee, 
Flämig, Vogt und Genossen am 12. April 1966 er-
teilten Antwort bereit, sich im Ministerkomitee des 

Europarats für eine Überprüfung der Höhe des ge-
nannten Zuschusses für 1968 tim Lichte der in der 
Zwischenzeit gestiegenen Bedürfnisse einzusetzen. 
Die deutsche Haltung in dieser Frage wird sich je-
doch an den Grundsätzen der mittelfristigen Finanz-
planung zu orientieren haben, -  so daß eine etwaige 
Erhöhung nur in bescheidenem Umfang vorgenom-
men werden könnte. 

Im übrigen gilt  die  Auffassung der Bundesregie-
rung fort, die sie in den ersten Antworten auf Ihre 
Fragen, Herr Abgeordneter Flämig, am 5. Juli 1966 
und am 22. November 1966 dargelegt hat. Danach 
ist jede Erhöhung der vorgenannten Mittel für den 
kommunalen Austausch von dem Ergebnis einer Un-
tersuchung abhängig, die der in der zitierten Ant-
wort erwähnte Ad-hoc-Sachverständigen-Kommis-
sion darüber anstellt, in welcher Form der Europa-
rat künftig auf dem Gebiet des Jugendaustauschs in 
Europa tätig werden soll. Bis jetzt sind die Arbeiten 
dieses Ausschusses noch nicht zu Ende geführt wor-
den. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Flämig! 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beurteilt 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Arbeit des Rats der Gemeinden Europas und der 
Internationalen Bürgermeisterunion? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Es ist für die 
Bundesregierung schwierig, hier Werturteile abzu-
geben. Ich kann dazu nur sagen, sie begrüßt die 
Bemühungen beider Organisationen um eine engere 
Zusammenarbeit in  Europa auf den in Frage kom-
menden Gebieten. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage? — 

Dann  folgt die Antwort auf die dritte Frage des 
Abgeordneten Flämig. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Die Zuwendung 
des Europarats für Fragen des interkommunalen 
Austauschs ist global an  die  Europäische Gemeinde-
konferenz gerichtet, die die Verteilung der  Mittel 
nach Maßgabe der Zweckbestimmung übernimmt. 
Der Fonds in Höhe von 50 000 FF steht grundsätz-
lich allen in der Europäischen Gemeindekonferenz 
organisierten Gemeinden zur Unterstützung des 
jeweiligen Partnerschaftsvorhabens offen. Die Frage, 
ob  bei der Mittelvergabe künftig Prioritäten geschaf-
fen werden sollten oder könnten, ist daher nicht 
vom Ministerkomitee des Europarats, sondern von 
der Europäischen Gemeindekonferenz zu entschei-
den. Tatsächlich werden aus ,dem Fonds Partner-
schaften und Jugendbegegnungen zwischen Gemein-
den  in  allen Mitgliedstaaten des Europarats geför-
dert. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Flämig! 
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Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, wird von der 
Bundesregierung die besondere Bedeutung des 
Schüler- und Jugendaustauschs im Rahmen dieser 
Städteverschwisterung auch für das deutsch-franzö-
sische Jugendwerk anerkannt? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ja. 

Flämig (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es, ob

-

wohl das so  ist, zu, daß in den Kuratorien und Bera-
tungsgremien des deutsch-französischen Jugend-
werks kein einziger Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände mitwirken kann? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des  Auswärtigen: Ja, .das trifft zu. 
Es ist aber beabsichtigt, Herr Kollege Flämig, mit 
den beteiligten Ressorts noch einmal Gespräche dar-
über zu führen, ob hier nicht eine Möglichkeit 
besteht, diesem auch dem Bundesaußenminister vor-
getragenen Wunsch derkommunalen Spitzenver-
bände in angemessener Form Rechnung zu tragen. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zur 
Frage 26 des Abgeordneten Paul. — Ist der Abgeord-
nete Paul im Saal? — Er ist nicht anwesend; die 
Frage wird schriftlich beantwortet. 

Frage 27 des  Abgeordneten Dr. Müller (München) : 

Wie lange haben die Amerikaner noch Rechte aus dem Mutual 
Defense Assistance Program? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Innern, zunächst zur Frage 28 des 
Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den Laufbahnvorschriften 
auf die Voraussetzungen einer bestimmten Mindestdienstzeit 
und eines bestimmten Mindestlebensalters zu verzichten, wenn 
das Festhalten an dieser Regelung dem Leistungsprinzip hinder-
lich ist? 

Herr Staatssekretär Benda, bitte! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die in den Laufbahnvor-
schriften enthaltenen Bestimmungen über Mindest-
dienstzeiten und Mindestlebensalter für Beförderun-
gen in bestimmte Ämter oder Dienstgrade sind dem 
Leistungsprinzip im Regelfall nicht hinderlich. Diese 
Bestimmungen betreffen herausgebobene Ämter und 
Dienstgrade. Die Wahrnehmung der Aufgaben die-
ser Ämter und Dienstgrade setzt im allgemeinen län-
gere Berufs- und Lebenserfahrung voraus. Dies ist 
der Sinn der Mindestdienstzeiten und Mindest-
lebensaltersgrenzen, während das Leistungsprinzip 
bedeutet, daß bei der Übertragung eines höheren 
Amtes oder Dienstgrades Eignung,. Befähigung und 
fachliche Leistung den Ausschlag geben müssen. 

Bei besonders qualifizierten Bediensteten könnte 
sich allerdings die starre Beibehaltung von Mindest-

dienstzeiten und Mindestlebensaltersgrenzen eher 
als hinderlich erweisen. Daher können auch heute 
schon vom Bundespersonalausschuß in solchen Fäl-
len Ausnahmen zugelassen werden. Ob darüber hin-
aus eine gewisse Auflockerung des gegenwärtigen 
Systems sinnvoll erscheint, bedarf eingehender Prü-
lung. Die Bundesregierung ist bereit, Herr Kollege 
Schmitt-Vockenhausen, diese Prüfung vorzunehmen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmitt -Vocken-
hausen! 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, teilen Sie mit mir die Auffassung, daß 
gerade das erste Besoldungsneuordnungsgesetz und 
die weiteren Neuordnungen eine solche umgehende 
Prüfung dringlich erscheinen lassen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: In der Tat könnte dies 
ein zusätzlicher Anlaß sein, die Frage zu unter-
suchen. und sich eine Meinung zu bilden. Diesen Pro-
zeß der Meinungsbildung werden wir beginnen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmitt -Vocken-
hausen! 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, werden Sie bei dieser Gelegenheit auch 
die gesamten Fragen, die mit einer vernünftigen 
Personalwirtschaft auf längere Sicht zusammenhän-
gen, mit in Ihre Überlegungen einbeziehen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich bin gern bereit, das 
anzuregen. 

Vizepräsident Schoettle: Die Frage 29 stellt 
der Abgeordnete Dr. Imle: 

Nachdem der Bundeswirtschaftsminister zum 50. Jahrestag der 
Errichtung des ersten deutschen Wirtschaftsministeriums zu einer 
Jubiläumsfeier mit anschließendem Empfang für den 20. Oktober 
1967 in die Beethovenhalle eingeladen hat, trage ich die  Bundes-
regierung, mit welchen Jubiläumsfeiern für Ministerien (welche 
und das  wievielte Jahr) in den nächsten fünf Jahren zu rechnen 
ist? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Umfragen bei allen Res-
sorts der Bundesregierung, Herr Kollege Dr. Imle, 
haben ergeben, daß außer dem Bundeswirtschafts-
minister folgende Ressorts in den nächsten fünf Jah-
ren eine Jubiläumsfeier planen: Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung im Jahre 1968 zur Er-
innerung an die Gründung des Reichsarbeitsamtes 
am 4. Oktober 1918; im Jahre 1969 oder 1970 der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten aus Anlaß der 50. Wiederkehr der Gründung 
des Reichsernährungsministeriums bzw. des Reichs-
ministeriums für Ernährung und Landwirtschaft; im 
Jahre 1970/71 das Auswärtige Amt zur Erinnerung 
an die vor hundert Jahren erfolgte Gründung des 
Auswärtigen Amts des Deutschen Reiches. Die übri-
gen Ministerien planen keine derartigen Feiern. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Imle! 
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Dr. Imle  (FDP) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir Auskunft darüber geben, welche Beträge für 
die Kosten jeweils angesetzt sind? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich kann das zur Zeit 
nur hinsichtlich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung sagen,  weil bei den übrigen Res-
sorts, die ich erwähnt habe, die Vorstellungen, in 
welcher Art diese Jubiläen gefeiert werden sollen, 
noch nicht sehr konkretisiert sind. Der Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung beabsichtigt im 
wesentlichen die Herausgabe einer Festschrift, 
allenfalls die Durchführung einer kleineren Ver-
anstaltung. Die Kosten der Festschrift werden mit 
ungefähr 25 000 DM veranschlagt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Imle! 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, glauben Sie, 
daß diese Feiern bei der Bevölkerung auf Zustim-
mung und Verständnis stoßen werden, wenn man 
daran denkt, daß gerade jetzt im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung — ich denke hier insbeson-
dere einmal an das Wohngeld oder das Gebiet der 
Knappschaftsversicherung und was alles damit zu-
sammenhängt — Einsparungen vorgenommen 
werden? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege Dr. Imle, 
ich bin kein Prophet. Wie weit das in der Bevölke-
rung auf Zustimmung stößt, vermag ich nicht zu 
übersehen. Es wird wahrscheinlich von dem dem 
Anlaß angemessenen Stil abhängen, ob eine solche 
Veranstaltung sinnvoll ist. Unter bestimmten Vor-
aussetzungen kann sie durchaus sinnvoll sein und 
auch zur Bildung eines Geschichtsbewußtseins in der 
Bevölkerung beitragen. Von daher kann sie auch, 
wie ich hoffe, von der Bevölkerung richtig auf-
genommen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich darf zwischen-
durch, meine Damen und Herren, folgendes sagen: 
Ich habe vorhin die Frage des Abgeordneten Paul 
wegen dessen Nichtanwesenheit zur schriftlichen 
Beantwortung verurteilt. Die Nichtanwesenheit des 
Kollegen Paul erklärt sich dadurch, daß er gestern 
abend einem ziemlich beträchtlichen Verkehrsunfall 
zum Opfer gefallen ist und jetzt im Krankenhaus 
liegt. 

Die Frage 30 des Abgeordneten Cramer: 

Hält die Bundesregierung es für erforderlich, daß auf den 
Bescheinigungen der Deutschen Dienststelle für die Benachrichti-
gung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehemaligen 
deutschen Wehrmacht über das versicherungspflichtige Entgelt 
von zivilen Bediensteten früherer Reichsbetriebe folgender Ver-
merk enthalten ist: 

„Die Auskunft enthält keine Angaben über etwaige militär-
gerichtliche Bestrafungen. Erforderlichenfalls wird anheimge-
stellt, die entsprechende Auskunft beim zuständigen Straf-
register einzuholen." 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Darf ich mit Ihrem 
Einverständnis, Herr Präsident, und dem des Herrn 
Kollegen Cramer die Fragen 30 und 31 zusammen 
beantworten? 

Vizepräsident 	Schoettle: 	Einverstanden! 
Frage 31 des Abgeordneten Cramer: 

Will die Bundesregierung nicht veranlassen, daß derartige in 
Frage 30 erwähnte zusätzliche Vermerke unterbleiben? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege Cramer, 
bis zum Jahre 1957 hat die Deutsche Dienststelle 
sowohl in Dienstzeitbescheinigungen wie auch in 
Einzelauskünften etwaige militärgerichtliche Bestra-
fungen angegeben. Diese Praxis begegnete jedoch 
im Hinblick auf den mit ,dem.  Straftilgungsgesetz ver-
folgten Zweck, einem Verurteilten die Eingliede-
rung  in ,das bürgerliche Leben zu erleichtern, Beden-
ken. Seit 1957 werden daher keine Angaben mehr 
über militärgerichtliche Strafen gemacht, es sei 
denn, der Betroffene bittet ausdrücklich darum. 

Damit jedoch aus der Nichtaufführung von Stra-
fen nicht etwa generell auf ,das Nichtvorhandensein 
einer Bestrafung geschlossen wird, hat der Herr 
Senator für Inneres in Berlin im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister ,der Justiz und meinem 
Hause im Oktober 1957 angeordnet, daß Auskünfte 
und Bescheinigungen der Deutschen Dienststelle mit 
dem besagten Vermerk zu versehen sind, der somit 
nur ein Hinweis dafür ist, daß' im Bedarfsfalle eine 
entsprechende Auskunft von ,der Strafregister-
behörde angefordert werden kann. Dieser Ver-
merk ist auch auf den Bescheinigungen über das 
versicherungspflichtige Entgelt von zivilen Bedien-
steten früherer Reichsbetriebe angebracht, da solche 
Bescheinigungen regelmäßig auch Angaben über 
das Beschäftigungsverhältnis enthalten und somit 
auch bei anderen Stellen als den Versicherungs-
trägern Verwendung finden können. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Kollege Cramer: 
Die Praxis hat bisher nicht zu Beanstandungen ge-
führt. Ich bin jedoch gern bereit, Ihre Frage als 
Anregung aufzunehmen und eine Prüfung zu ver-
anlassen, ob die Gründe, die für die Aufnahme des 
Vermerks im Jahre 1957 bestimmend waren, heute 
noch in gleichem Umfange gegeben sind. Über das 
Ergebnis der Prüfung werde ich Sie gern unter-
richten, Herr Kollege Cramer. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Cramer! 

Cramer (SPD) : Herr Staatssekretär, sind nicht 
auch Sie der Meinung, daß Vermerke über even-
tuelle Bestrafungen auf Lohnbescheinigungen ein-
fach gar nichts zu suchen haben? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das will ich nicht ganz 
generell sagen. Wenn man diesen Vermerk wirk-
lich als einen neutralen Hinweis darüber auffaßt, daß 
eine Bescheinigung über bestimmte Vorgänge keine 
Auskunft gibt, dann glaube ich persönlich nicht, 
daß dagegen durchgreifende Bedenken angebracht 
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Parlamentarischer Staatssekretär Benda 
sind. Aber, wie gesagt, Idas werden wir uns gern 
noch einmal überlegen und Sie über das Ergebnis 
der Überlegungen verständigen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Cramer! 

Cramer (SPD) : Glauben Sie nicht auch, Herr 
Staatssekretär, daß solche Vermerke bei Behörden 
oder Unternehmen den Eindruck erwecken könnten, 
bei .dem Mann liege tatsächlich eine Bestrafung vor? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Nein, das glaube ich 
nicht, Herr Kollege Cramer. Ich habe vorhin schon 
versucht, die Gründe, warum ich das nicht glaube, 
darzulegen. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Frage 32 des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen: 

Zu welchem Ergebnis haben bisher die Untersuchungen des 
Arbeitsausschusses der Bundesregierung zur Frage des „Per-
sonenkennzeichens" geführt? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Angelegenheit „Ein-
heitliches Personenkennzeichen" ist zuletzt durch 
Herrn Kollegen Westphal in der Fragestunde am 
23. Februar 1967 erörtert worden. Inzwischen haben 
sich die Dinge etwas weiter entwickelt. Die Schwie-
rigkeiten liegen nach wie vor weniger bei den Da -. 

 ten, die ein solches einheitliches Personenkennzei-
chen enthalten sollte, als in dem immer noch be-
grenzten Interesse der Länder für die Lösung dieser 
Frage. 

Bisher ist ein besonderer Arbeitsausschuß für 
diese Frage von der Bundesregierung noch nicht ein-
gesetzt worden. Die gemeinsamen Untersuchungen 
der beteiligten Ressorts des Bundes haben ergeben, 
daß eine bundeseinheitliche Lösung zwar wünschens-
wert wäre, daß jedoch die grundgesetzlich be-
schränkten Zuständigkeiten des Bundes sowie finan-
zielle und organisatorische Schwierigkeiten einer 
Gesamtlösung noch entgegenstehen. Auch die Kosten 
der Einführung wären nicht unerheblich. 

Ein starkes Interesse an der Einführung eines ein-
heitlichen Personenkennzeichens liegt vor allem auf 
seiten der großen und größeren Gemeinden, die 
heute schon von elektronischer Datenverarbeitung 
Gebrauch machen. Dieses kommunale Interesse trifft 
sich mit dem in letzter Zeit erfreulich gewachsenen 
Interesse von Länderfinanzverwaltungen am einheit-
lichen Personenkennzeichen, weil auch dort die Mög-
lichkeiten der elektronischen Datenverarbeitung zu-
nehmend genutzt werden. 

Die sehr rührige Kommunale Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsvereinfachung bemüht sich unter Be-
teiligung des Bundesinnenministeriums und des Bun-
desministeriums der Finanzen, durch Vereinbarun-
gen zwischen den Finanzverwaltungen der Länder 
und Gemeinden zu einer praktikablen Teillösung für  

diese beiden großen Verwaltungsbereiche zu kom-
men, ohne eine spätere bundeseinheitliche Lösung zu 
verbauen. 

Man ist sich also über die Notwendigkeiten durch-
aus einig. Die Arbeiten laufen — wie es hier in mei-
nem Manuskript heißt — zäh, aber stetig weiter — 
„zäh" bitte ich nicht im Sinne von „zähflüssig", son-
dern im Sinne einer geballten Energie zu verstehen, 
Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen —, und ich bin 
zuversichtlich, daß sie zu einem Ergebnis führen 
werden. Allerdings vermag ich eine zeitliche Pro-
gnose nicht zu stellen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmitt -Vocken-
hausen! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, nachdem Sie dankenswerterweise den 
Kerngedanken meiner Anfrage • beantwortet haben, 
habe ich doch die Frage: Gibt es denn keine Mög-
lichkeit, die Länder zu einem ernsthaften Gespräch 
über diese Probleme, bei denen ja die Interessen von 
Bund, Ländern und Kommunen berührt sind, zu 
bringen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das Interesse ist nicht 
überall gleichartig. Ich bin aber mit Ihnen durchaus 
der Meinung, daß objektiv gesehen ein solches Inter-
esse bei allen Beteiligten vorhanden ist. Nur wird 
es nicht immer im gleichen Maße erkannt. In der 
Zielsetzung stimmen wir ja, wie ich annehmen darf, 
durchaus überein. Nur ist es ein ungewöhnlich 
schwieriges Verfahren, in einer solchen Frage Bund, 
Länder und Gemeinden zu einem einheitlichen Vor-
gehen zu veranlassen. Die Gründe habe ich darge-
legt. 

Vizepräsident Schoettle: Die Fragen 33, 34 
und 35 des Abgeordneten Hofmann (Kronach) : 

Was kostete die Beteiligung deis Bundesgrenzschutzes (Sere-
nade des Musikkorps vom Grenzschutzkommando Süd München 
und 300 Grenzjägern mit Fackeln) bei den Geburtstagsveranstal-
tungen, die dem Oberbürgermeister der Stadt Coburg darge-
bracht wurden? 

Ist es üblich, daß der Bundesgrenzschutz bei Geburtstags-
gratulationen in den Garnisonsstädten mit dem in Frage 33 
erwähnten Aufwand in Erscheinung tritt? 

Trifft es zu, daß die II. Grenzschutzabteilung IV/2 Coburg 
nach Norddeutschland verlegt werden soll? 

werden im Einverständnis mit dem Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antwort liegt noch nicht 
vor, Sie wird nach Eingang im Sitzungsbericht abge-
druckt. 

Wir kommen zur Frage 36 des Abgeordneten Dr. 
Jahn (Braunschweig) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den Bundesforschungs-
anstalten, in denen im wissenschaftlichen Dienst die Promotion 
Grundlage der Einstellung und der Mitarbeit ist, sich dafür ein-
zusetzen, daß die für die Promotion erforderliche Ausbildungs-
zeit der für den höheren Staatsdienst geforderten zweiten Staats-
prüfung gleichgestellt wird? 

Herr Staatssekretär, bitte! 
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Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich verstehe Ihre Frage 
so, daß sie sich sowohl auf die im Beamten- als 
auch auf die im Angestelltenverhältnis beschäftigten 
Wissenschaftler bezieht. 

Hnsichtlich der Übernahme von Wissenschaftlern 
in das Beamtenverhältnis ist Ihrem Anliegen bereits 
durch die „Bestimmungen über Beamte besonderer 
Fachrichtungen des höheren Dienstes bei For-
schungs-, Versuchs- und Lehranstalten des Bundes 
vom 3. Juni 1966" entsprochen. Für diesen Personen-
kreis tritt an die Stelle des üblichen Vorbereitungs-
dienstes und der zweiten Staatsprüfung eine ein-
schlägige hauptberufliche Tätigkeit innerhalb oder 
außerhalb des öffentlichen Dienstes von mindestens 
41/2 Jahren. Im Falle der Promotion wird die Dauer 
dieser hauptberuflichen Tätigkeit auf 2 1/2 Jahre 
verkürzt, so daß insoweit der Promotion die Wir-
kung einer zweiten Staatsprüfung beizumessen ist. 
Soweit die Promotion im Rahmen dieser Bestim-
mungen von der obersten Dienstbehörde für be-
stimmte Fachgebiete verlangt wird, ist die Pro-
motionszeit auch auf das Besoldungsdienstalter an-
zurechnen. 

Für die im Angestelltenverhältnis beschäftigten 
Wissenschaftler kann Ihre Frage nur für den ab 
1. Januar 1966 eingeführten Bewährungsaufstieg 
für Angestellte mit abgeschlossener wissenschaft-
licher Hochschulbildung aus der Eingangsverhü-
tungsgruppe II a BAT in die nächsthöhere Vergü-
tungsgruppe I b BAT gelten. Die Dauer dieser Be-
währungszeit beträgt für Angestellte mit zweiter 
Staatsprüfung 11 Jahre, sonst 15 Jahre. Es hat sich 
nicht als notwendig erwiesen, für die Dauer der 
Bewährungsfrist die Promotion tarifvertraglich der 
zweiten Staatsprüfung gleichzustellen, da für Ange-
stellte mit Forschungsaufgaben in den höheren Ver-
gütungsgruppen unabhängig vom Bewährungsauf-
stieg eigene Tätigkeitsmerkmale bestehen, die nach 
den bisherigen Erfahrungen den Wissenschaftlern 
in der Regel den Aufstieg lange vor dem Ablauf 
der Bewährungsfrist ermöglichen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig). 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie nicht auch der Auffassung, 
daß, wenn beispielsweise die Biologische Bundesan-
stalt für Land- und Forstwirtschaft als wissenschaft-
liche Bewerber nur solche Bewerber in Betracht 
ziehen kann, die ihre Befähigung zu selbständiger 
wissenschaftlicher, insbesondere  forschender Tätig-
keit durch die Promotion nachgewiesen haben, diese 
auch tariflich jenen Bewerbern gleichgestellt wer-
den müssen, die die zweite Staatsprüfung zur Grund-
lage ihrer Anstellung nachweisen müssen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Mir ist bekannt, -  Herr 
Kollege Dr. Jahn, daß gerade der Präsident der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft in Braunschweig diese Frage einmal aufge-
worfen hat. Wir haben bisher geglaubt, aus den 

Gründen, die ich hier skizziert habe, seinen Anre-
gungen nicht entsprechen zu sollen, weil wir meinen, 
daß seinem Anliegen praktisch bereits nach der 
heutigen Rechtslage Rechnung getragen ist. Wir 
sind aber natürlich gern bereit, Einzelkonsequen-
zen, die sich nach Ihrer Bemerkung ergeben könn-
ten, nochmals zu überprüfen. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Ich be-
danke mich. Ich darf darum bitten. 

Vizepräsident Schoettle: Die Fragen 37 und 
38 des Abgeordneten Kubitza 

Kann mir die Bundesregierung — eventuell nach Rückfrage bei 
der Kultusministerkonferenz — mitteilen, wieviel Turn- und 
Sportstunden in den deutschen Schulen pro Woche tatsächlich 
gegeben werden? 

ist der Bundesregierung von ihrem Kontakt mit den zuständi-
gen Landesbehörden her bekannt, wie viele Schulkinder in der 
Bundesrepublik Deutschland normalerweise gar keine Turn- und 
Sportstunden haben? 

werden im Einverständnis mit dem Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antwort liegt noch nicht 
vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungsbericht ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 39 der Abgeordneten Frau 
Freyh auf: 

Hält die Bundesregierung es für unvermeidbar, daß sich 
Transitfluggäste ausländischer Fluglinien bei Zwischenlandungen 
auf deutschen Flughäfen mehr als einmal einer Paßkontrolle 
unterziehen müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Fluggäste im Durch-
gangsverkehr, deren Flugzeug nur einmal im Bun-
desgebiet zwischenlandet, unterliegen keiner Paß-
kontrolle. Fluggäste im Durchgangsverkehr, deren 
Flugzeug mehrfach im Bundesgebiet zwischenlandet, 
unterliegen dagegen der Paßkontrolle. Die Einreise-
abfertigung wird auf dem ersten angeflogenen Flug-
hafen, die Ausreiseabfertigung auf dem Flughafen 
vorgenommen, von dem aus das Flugzeug das Bun-
desgebiet verläßt. Auf den dazwischen liegenden 
Flughäfen wird das Flugzeug als im innerdeutschen 
Verkehr befindlich behandelt, d. h. Zu- und Aus-
steiger unterliegen keiner Kontrolle. Auf die 
Ausreiseabfertigung nach mehrfacher Zwischen-
landung kann nicht verzichtet werden, solange die 
Fluggesellschaften Fluggäste auf den Zwischen-
landeflughäfen zusteigen lassen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage der 
 Frau Abgeordneten Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie mit mir darin übereinstimmen, daß es möglich 
ist, daß Einreise- und Ausreiseflughafen zwei auf-
einandertreffende Flughäfen sind und daß deshalb 
viele Fluggäste zu Interpretationen über die dop-
pelte Paßkontrolle kommen, die des öfteren für die 
Bundesrepublik nicht sehr schmeichelhaft sind, und 
würden Sie mit mir daraus folgern, daß es vielleicht 
sinnvoll wäre, darauf hinzuwirken, daß die Flug- 
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Frau Freyh 
gesellschaften oder aber die Paßkontrollstellen die 
Fluggäste über die vom Technischen her nicht zu 
umgehende Maßnahme unterrichten und sie nicht 
lediglich damit abspeisen, daß das eine, wie es jetzt 
immer heißt, „government regulation" ist, die not-
wendig sei. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich habe den Eindruck, 
daß die Stellen, die in der Praxis mit der Materie 
befaßt sind, alles versuchen, um bei den betrof-
fenen Gästen, insbesondere den ausländischen Gä-
sten, auch Verständnis für die Handhabung zu 
wecken. Vielleicht ist es möglich — ich greife Ihre 
Anregung gern auf und will ihr gern nachgehen —, 
diesen Gästen von uns aus das Verfahren noch 
etwas verständlicher zu machen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine zweite Zusatz-
frage der Frau Abgeordneten Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Darf ich noch zusätzlich fra-
gen, abgesehen von diesem Punkt, der vielleicht 
jetzt schon in Angriff genommen wenden könnte, 
wann damit zu rechnen ist, daß auch in der Bundes-
republik wie in zahlreichen anderen Ländern eine 
Trennung von nationalem und internationalem Ver-
kehr durchgeführt wird, die eine einmalige Paß-
kontrolle möglich machen würde. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Dies ist eine Frage, Frau 

Kollegin, bei der wir natürlich nicht allein entschei-
den können. Solange die Fluggesellschaften aus ver-
ständlichen Gründen Wert darauf legen, auf die-
sen Linien sowohl inländischen als auch grenzüber-
schreitenden Verkehr durchzuführen, wird diese 
Trennung praktisch nicht möglich sein. 

Vizepräsident Schoettle: Damit ist die Frage-
stunde beendet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 22 des 
Petitionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge von Ausschüssen des Deutschen Bun-
destages zu Petitionen 
— Drucksache V/2154 — 

Der  Antrag des Ausschusses liegt Ihnen vor. Wer 
diesem Antrag zustimmen will,  den  bitte ich um 
ein Handzeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Ausschußantrag ist angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

a) Große Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD betr. Entwicklungshilfepolitik der Bun-
desregierung 
— Drucksache V/1978 — 

b) Große Anfrage der Fraktion der FDP 
betr. Entwicklungspolitik 
— Drucksache V/2144 — 

Die Debatte über diese beiden Großen Anfragen 
soll verbunden werden. Zur Begründung der Großen 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD 
hat zunächst der Abgeordnete Brück (Holz) das Wort. 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In einer Zeit, in der wir .alle zu-
sammen Wege aus einer finanziellen Krise unseres 
Staates suchen, in einer Zeit, da Bundestag und 
Bundesregierung von unserem ganzen Volke, von 
jedem Bürger Opfer verlangen, taucht natürlich bei 
allen Bürgern die Frage auf: Müssen wir unser 
Geld, das wir selbst so bitter notwendig haben, in 
fremde Länder geben? Es taucht also die Frage sauf: 
Müssen wir Entwicklungshilfe geben? Sie alle wer-
den es in Versammlungen draußen erleben, daß 
diese Frage immer wieder auftaucht. 

Zum Glück gab es um die Entwicklungshilfe in 
diesem Hohen Hause selten harte Auseinanderset-
zungen, zumindest nicht über die Notwendigkeit 
der Entwicklungshilfe. Ich habe in alten Proto-
kollen geblättert und festgestellt, daß die Ent-
wicklungshilfe in  der  Bundesrepublik vom Deut-
schen Bundestag im Jahre 1956 mit ,einem Antrag, 
50 Millionen DM für die Hilfe für unterentwickelte 
Länder ,einzusetzen, eingeleitet worden ist. Das war 
im Jahre 1956. Inzwischen sind elf Jahre vergangen, 
elf Jahre, in denen wir Erfahrungen in der Ent-
wicklungshilfe sammeln konnten, gute und schlechte. 
Ich meine, es wäre an der Zeit, nach diesen elf 
Jahren von seiten der Bundesregierung vor diesem 
Hohen Hause und damit vor dem deutschen Volke 
darzulegen, wie ihre heutigen Vorstellungen von 
der Entwicklungshilfe aussehen. Das ist der  Sinn 
der Großen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU 
und der SPD, die zu begründen ich ,die Ehre habe. 

In unserer ersten Frage verlangen wir von der 
Bundesregierung Auskunft darüber, von welchen 
Vorstellungen sie sich bei ihrer Entwicklungshilfe-
politik leiten läßt und welche Verfahren sie anwen-
det. Der Motive für die Entwicklungshilfe gibt es 
viele. Jeder sieht sie von seinem Gesichtspunkt 
aus. Ich wi ll  einmal von den Gegnern der Entwick-
lungshilfe absehen. Es gibt eine Menge Kritiker der 
Entwicklungshilfe, die zwar die Entwicklungshilfe 
selber für notwendig halten, aber nicht immer mit 
ihren Methoden einverstanden sind. Mit ihnen muß 
man sich sicherlich auseinandersetzen. 

Für die einen ist Entwicklungshilfe Wohltätigkeit, 
Wohltätigkeit an den armen Menschen in den unter-
entwickelten Ländern. Für die anderen ist es Wirt-
schaftspolitik, eine Politik für die Zukunft der Wirt-
schaft in diesen Ländern und damit auch für die Zu-
kunft unserer Wirtschaft. Für die dritten schließlich 
ist Entwicklungshilfe Außenpolitik. 

Natürlich ist Entwicklungshilfe Wohltätigkeit, na-
türlich ist sie Wirtschaftspolitik, und natürlich ist sie 
Außenpolitik. Aber sie ist nicht eines von diesen 
dreien. Sie ist Entwicklungshilfepolitik. Ich glaube, 
darüber müssen wir uns klar sein. 

Über die außenpolitische Wirkung der Entwick-
lungshilfe hat es in Deutschland viele Diskussionen 
gegeben. Ich zähle zu denen, die an die langfristige 
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Brück (Holz) 

Wirkung der Entwicklungshilfe in der Außenpolitik 
glauben. Ich meine, daß die Entwicklungshilfe mit 
dazu beitragen kann, das Deutschlandbild in der 
Welt zu formen. Dieses Deutschlandbild wird ent-
scheidend durch die Art und Weise geformt werden, 
wie wir Entwicklungshilfe gewähren, und auch da-
durch, wieviel wir gewähren. Wir wissen außerdem, 
daß die Konflikte der Zukunft nicht in dem Konflikt 
zwischen Ost und West liegen werden, sondern in 
dem Konflikt zwischen Nord und Süd, d. h. zwischen 
den reichen Ländern dieser Erde und den armen, mit 
anderen Worten, zwischen den weißen und den far-
bigen Nationen, wenn man die Japaner als ent-
wickelte Industrienation einmal ausschließt. Ich 
glaube, daß es Aufgabe der Entwicklungshilfepolitik 
sein muß, diese Konflikte von morgen schon heute 
zu beseitigen, d. h. die Ursache dafür zu beseitigen. 

Entwicklungshilfe kann keine außenpolitische 
Feuerwehr sein. Sie kann keine kurzfristigen Ziele 
verfolgen. Mit einigem Bedauern habe ich jetzt gele-
sen, daß noch in diesem Jahr ein hoher Beamter der 
Bundesregierung erklärt hat, die deutsche Entwick-
lungshilfepolitik sei zur Gießkannenpolitik verur-
teilt, weil sie den Alleinvertretungsanspruch drau-
ßen rechtfertigen müsse. Ich kann diesen Standpunkt 
nicht teilen. Ich glaube, wir müssen endlich sowohl 
draußen in den Entwicklungsländern als auch bei uns 
zu Hause mit der Meinung aufräumen, daß man nur 
mit der Fahne mit Hammer, Zirkel und Ahrenkranz 
in den Entwicklungsländern winken müsse, und 
schon würden wir mit dem Scheckbuch zurückwin-
ken. 

Ich glaube, wir haben keinen Grund, uns von den 
Entwicklungsländern erpressen zu lassen. Den Hin-
weis, daß man, wenn man gewisse Hilfe von der 
Bundesrepublik nicht erhalte, sie sich sonstwo 
holen würde, sollten wir gelassen entgegennehmen. 
Ich habe mir einmal die Zahlen der Entwicklungs-
hilfe aus dem Westen und der Entwicklungshilfe aus 
dem Osten angesehen. Die Bundesrepublik allein hat 
mehr als doppelt soviel Entwicklungshilfe gewährt 
wie alle Länder des Ostblocks zusammen. Ich wie-
derhole das: mehr als doppelt soviel Hilfe wie die 
Länder des Ostblocks zusammen. Wir wissen auch, 
daß die Wirtschaftskraft der kommunistischen Län-
der begrenzt ist. Deshalb sollten wir — ich sage das 
noch einmal — gewissen Erpressungsversuchen 
etwas gelassener gegenüberstehen. 

Außerdem habe ich den Eindruck, wir überfordern 
die Entwicklungsländer, wenn wir ständig von ihnen 
verlangen, daß sie ein Bekenntnis zur deutschen 
Wiedervereinigung ablegen. Sie haben ihre eigenen 
Sorgen und Nöte, und sie sehen natürlich das deut-
sche Problem nicht mit deutschen Augen, sondern 
mit ihren eigenen. Sicherlich ist für die deutsche 
Wiedervereinigung, für die Lösung unseres deut-
schen Problems die Meinung der Weltöffentlichkeit 
wichtig, und zu dieser Meinung trägt auch die Mei-
nung des kleinsten Landes bei. Aber bei allem Re-
spekt glaube ich nicht, daß die deutsche Wiederver-
einigung im Tschad oder in Burundi entschieden 
wird. Wir sollten doch die Dimensionen sehen. 

Ich halte es außerdem für ein schlechtes Argument, 
zu sagen: Wenn wir ein gewisses Projekt nicht über-

nehmen, dann bauen das die Kommunisten. Für mich 
ist das fast das schlechteste Argument, das es gibt. 
Das führt nur dazu, daß wir Fehlleistungen machen, 
daß wir schlechte Projekte draußen machen. Dem 
Ansehen unseres Volkes ist auf die Dauer besser 
gedient, wenn wir einmal hart nein sagen — das 
wird man in einem Jahr vergessen haben —, als 
wenn wir schlechte Projekte errichten, die dann 
jahrzehntelang als Denkmäler deutschen Versagens 
in den Entwicklungsländern stehen. 

Außerdem meine ich, daß die Entwicklungshilfe 
keine Waffe mehr in den Auseinandersetzungen 
zwischen Ost und West sein kann. Wir haben auf 
einer Parlamentarier-Konferenz auf dem Petersberg 
im April dieses Jahres eine Entschließung gefaßt, in 
der es heißt, daß die Entwicklungshilfe kein Feld 
des Wettbewerbs zwischen Ost und West sein sollte, 
sondern ein Feld der Zusammenarbeit. Nun bin ich 
kein Illusionist, der glaubt, daß wir morgen mit den 
kommunistischen Ländern in den Entwicklungslän-
dern ohne weiteres zusammenarbeiten können. Das 
wird sicherlich nicht einfach sein. Aber eines sollten 
wir aus der Erfahrung inzwischen wissen: Entwick-
lungshilfe ist keine Subvention für den Export von 
Ideologien. Das mußten wir und vor allem unsere 
Freunde in Amerika feststellen, das mußten aber 
auch die Sowjets feststellen. Wenn wir sehen, wie 
sich der Kommunismus in Afrika entwickelt hat, 
dann erkennen wir, daß sich die Entwicklungshilfe 
für die Sowjets auf diesem Gebiet nicht ausgezahlt 
hat. Im übrigen will ich hier ganz offen sagen: Es 
kann nicht nur Aufgabe der westlichen Welt sein, 
den Entwicklungsländern zu helfen; man sollte das 
auch von den kommunistischen Industrieländern 
verlangen. Sie sollten davon nicht befreit werden, 
sie sollten hier ebenfalls ihren Anteil leisten. Die 
Bundesregierung sollte dazu deutlich ihre Vorstel-
lungen bekanntgeben. 

Die Bundesregierung sollte auch etwas zu den 
schon angekündigten Plänen einer Durchforstung 
der deutschen Entwicklungshilfe-Projekte sagen. 
Wir wissen aus Erfahrung, daß es draußen in den 
Entwicklungsländern eine Reihe von Projekten gibt, 
die schlecht sind, die eine Menge Geld kosten, aber 
weder den Entwicklungsländern noch uns dienen. 
Ich meine, wir sollten sie beenden, auch dann, wenn 
das manchmal politisch schwierig ist. Da sollte man 
sagen: besser ein Ende mit Schrecken als ein Schrek-
ken ohne Ende. Ich könnte einen Katalog von 
schlechten Projekten aufzählen, will mir das hier 
aber ersparen. 

Die Bundesregierung sollte ferner etwas darüber 
sagen, ob sie das Schwergewicht auf die Kapital-
hilfe oder auf die technische Hilfe legen will. Es gab 
in den früheren Jahren Anhänger der Entwicklungs-
hilfe, die der Meinung waren, wir brauchten nur 
Kapital in die Entwicklungsländer zu bringen — so 
wie es die Amerikaner nach dem Kriege mit dem 
Marshall-Plan in Europa getan haben —, dann wür-
den die Entwicklungsländer schon bald auf den 
Stand der Industrienationen kommen. Die Erfahrung 
lehrt, daß dem nicht so ist. Denn es nützt nichts, nur 
ein Industriewerk zu haben; man muß auch die not-
wendigen Fachkräfte dafür haben. Andererseits ist 



6242 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Oktober 1967 

Brück (Holz) 

es auch nicht mit der Übermittlung unseres tech-
nischen Wissens allein getan. In den Entwicklungs-
ländern gibt es viele Hemmschuhe, Hemmschuhe, 
die in der Religion,  in  der Tradition dieser Länder 
und in ihrer Gesellschaftsstruktur begründet sind. 
Wir sollten allen gutwilligen Kräften in den Ent-
wicklungsländern helfen, diese Hindernisse zu über-
winden. Damit will ich nicht sagen, daß wir mit 
europäischer Vermessenheit und Überlegenheit bei-
spielsweise von den Indern verlangen sollten, ihre 
heiligen Kühe zu schlachten, wenn wir auch wissen, 
welches Hindernis es für die Entwicklung Indiens 
ist, daß es diese heiligen Kühe gibt. Aber ich meine, 
das sollten wir nicht tun. Im übrigen gibt es heilige 
Kühe nicht nur in Indien, es gibt sie auch bei uns 
in Deutschland, und auch wir würden uns wehren, 
wenn man von uns verlangte, einfach unsere Tra-
dition über Bord zu werfen. Trotzdem kommen wir 
wohl nicht umhin, neben der Kapitalhilfe, neben der 
Ausbildungshilfe auch Hilfestellung bei der Ver-
änderung der Gesellschaftsstruktur in den Entwick-
lungsländern zu geben. 

Ein Problem, das sich uns jetzt, nach elf Jahren 
Entwicklungshilfe, stellt, ist das Problem der Über-
schuldung der Entwicklungsländer. Wir wissen, daß 
ein Teil der Kredite, die wir heute geben, in  man-
chen Ländern schon wieder dafür verwendet werden 
muß, andere Kredite, die früher gewährt worden 
sind, zurückzuzahlen. Die Bundesregierung sollte 
klar ihre Vorstellungen entwickeln, wie man dem 
begegnen kann. 

Außerdem sollte sie etwas zu dem Problem der 
bilateralen und der multilateralen Hilfeleistung 
sagen. Wir wissen ja, daß wir Gelder teils direkt 
an die betreffenden Länder, teils über die Welt-
bank und über den EWG-Fonds geben, und wir 
haben beispielsweise beim letzteren eine Menge 
Kritik gehört. Wir haben gehört, daß die Bundes-
republik 34 % des Geldes für diesen Fonds liefert, 
daß aber nur 7 % der Aufträge an die deutsche 
Wirtschaft zurückfließen. Auch hierzu sollte die 
Bundesregierung etwas sagen. 

Damit komme ich zu unserer zweiten Frage: 

In welchem Verhältnis stehen die Leistungen 
der Entwicklungshilfe der Bundesrepublik 
Deutschland zu denen anderer Industrie-
nationen? 

Ich habe schon etwas darüber gesagt, in welchem 
Verhältnis unsere Leistungen beispielsweise zu 
denen des gesamten Ostblocks stehen und auch in 
welchem Verhältnis sie. zu den Leistungen Mittel-
deutschlands stehen. Ich glaube, da schneiden wir 
sicherlich nicht schlecht ab. Im Hinblick auf unsere 
Freunde im Westen ist das Bild etwas anders. Sie 
wissen, daß auf der Welthandelskonferenz in Genf 
einmal verlangt worden ist, daß die Industrie-
nationen 1 % ihres Volkseinkommens als Entwick-
lungshilfe geben. Wir haben dieses 1 % nicht er-
reicht; wir hatten es, aber die Zahlen gehen nun 
zurück, wir haben jetzt weniger. 

Frage 3 unserer Großen Anfrage: 

Welche Bedeutung hat die deutsche Entwick-
lungshilfe für die deutsche Wirtschaft und den 
Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland? 

Die Entwicklungshilfe hat sowohl kurzfristig als 
auch langfristig Bedeutung für die deutsche Wirt-
schaft. Dabei muß ich für meinen Teil sagen, daß 
mir die langfristige Auswirkung viel wertvoller 
erscheint. Sie kann, kurzfristig gesehen, zum Aus-
gleich der Konjunktur dienen. Sie kann in solchen 
Zeiten wie denen, in denen wir uns jetzt befinden, 
etwas helfen. Allerdings wissen wir, daß unser Aus-
fuhrüberschuß im letzten Jahr viel zu groß ge-
wesen ist, als daß man noch von der Entwicklungs-
hilfe einen Beitrag dazu verlangen sollte. Die 
langfristige Wirkung der Entwicklungshilfe für die 
Wirtschaftspolitik ist viel wichtiger. 

Es ist ja nicht ganz unbedeutend, an welchen Ma-
schinen die jungen Leute in den Entwicklungs-
ländern ausgebildet werden. Entscheidend ist, ob 
sie an deutschen, an englischen oder an amerikani-
schen Maschinen ausgebildet werden. Es ist auch 
wichtig, nach welchen Normen sie arbeiten. Wir 
wissen — ich habe das vorhin bei der Erwähnung 
des EWG-Fonds angesprochen —, daß einer der 
Gründe dafür, daß die deutsche Wirtschaft so 
schlecht abschneidet, die Tatsache ist, daß die Fran-
zosen schon lange in diesen Ländern sitzen und 
daß sie Erfahrung haben. Die deutsche Entwick-
lungshilfe kann hier Vorreiter für die deutsche 
Wirtschaft sein. 

Ein Blick in die Handelsbilanzen lehrt außerdem 
folgendes. Nur Industrienationen können gute Kun-
den anderer Industrienationen sein. Das muß man 
all denen sagen, die da meinen, wir bauten jetzt den 
Entwicklungsländern Industrien auf, und sie würden 
dann das, was sie heute bei uns kaufen, schließlich 
selber produzieren können und brauchten nicht mehr 
bei uns zu kaufen. Aber, wie gesagt, die Handels-
bilanz beweist: nur Industrienationen können gute 
Kunden anderer Industrienationen sein. 

Lassen Sie mich einige Beispiele nennen. Wir 
haben im vergangenen Jahr in die industrialisierten 
Länder der EWG für 28 Milliarden DM verkauft. Wir 
haben in die doch so hoch industrialisierten USA für 
7 Milliarden DM verkauft. Wir haben nach ganz 
Asien — ausgenommen Japan — für 5 Milliarden 
DM verkauft. Unser Export nach Indien, diesem 
volkreichen Land, beträgt noch nicht einmal 1 Mil-
liarde DM. Es gilt also, die Länder und die Men-
schen in den Entwicklungsländern zu befähigen, 
eines Tages auch unsere Waren kaufen zu können. 
Wie können Sie denn heute von einem Inder verlan-
gen, daß er sich eine deutsche Waschmaschine oder 
ein deutsches Fernsehgerät kauft? Das ist bei der 
Einkommenslage dort doch einfach nicht möglich. 
Wenn ich davon spreche, daß wir die Menschen dort 
in diese Lage versetzen müssen, dann muß ich sagen: 
wir müssen auch die Länder in diese Lage versetzen. 

Eines der großen Probleme sind die Handelsbilanz-
defizite der Entwicklungsländer. Ich meine, hier muß 
etwas Entscheidendes getan werden. Wir müssen 
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den Entwicklungsländern die Chance geben, bei uns 
zu verkaufen, wenn wir die Hoffnung haben wollen, 
daß sie eines Tages auch bei uns kaufen. Das kann 
geschehen, indem wir ihnen Zollpräferenzen geben. 

Wir müssen der deutschen Wirtschaft sagen, daß 
sie mit der Konkurrenz dieser Entwicklungsländer 
rechnen muß. Den Entwicklungsländern muß man 
natürlich auch sagen, daß wir nicht allein deswegen, 
weil wir sie für nette Menschen halten, ihre Waren 
kaufen, sondern weil sie Qualität zu günstigen Prei-
sen liefern. Das scheint mir die Voraussetzung zu 
sein. 

Ich komme nun zu unserer vierten Frage: 

Auf welche Weise beteiligt sich die Bundes-
regierung an den weltweiten Bemühungen, die 
Nahrungsmittellücke in einigen Entwicklungs-
ländern zu schließen? 

Wir alle wissen, daß der Hunger in den Entwick-
lungsländern das Problem Nummer eins ist. Wir 
alle wissen, daß jedes Jahr 40 Millionen Menschen 
verhungern. Das ist, im europäischen Maßstab ge-
sehen, ein ganzes Volk. 40 Millionen Menschen ver-
hungern — wer kann angesichts dieser Tatsache 
eigentlich ruhigen Gewissens schlafen? 

Die Schwierigkeit, die sich stellt, ist, daß der Wett-
lauf zwischen der Steigerung des Bruttosozialpro-
dukts dieser Länder und der der Bevölkerungsver-
mehrung zur Zeit von der Bevölkerungsexplosion 
gewonnen zu sein scheint. Man kann beide Dinge 
also nicht voneinander trennen. 

Wir müssen zwar auch aktuelle Notstände lindern, 
indem wir diesen Ländern Nahrungsmittel spen-
den. Aber ,das Spenden von Nahrungsmitteln kann 
auf die Dauer keine Lösung sein, zumal Fachleute 
schon heute sagen, 'daß der Zeitpunkt nicht mehr 
allzuweit entfernt ist, in dem selbst die Überschüsse 
des Westens nicht mehr ausreichen, den Nahrungs-
mittelbedarf in  der  Welt zu decken. 

Wir müssen also alles tun, die Nahrungsmittel-
produktion in den Entwicklungsländern anzukurbeln, 
d. h. wir müssen das  Schwergewicht unserer Arbeit 
auf die Landwirtschaft legen. Ich meine, wir sollten 
den Ländern dort auf die Dauer nicht Reis schen-
ken, sondern wir sollten sie lehren, wie m an  Reis 
besser anbaut. Nur mit  karitativen Vorstellungen 
kann man  leider keine Entwicklungshilfe leisten. 
Das  muß hier mit aller Deutlichkeit gesagt werden. 

Hilfe bei dieser Arbeit in den Entwicklungs-
ländern leisten unsere deutschen Entwicklungs-
helfer. Wir fragen unter Punkt 5 der  Großen An-
frage:  

Welche Erfahrungen sind bisher mit dem 
deutschen Entwicklungsdienst gemacht worden, 
und welche Vorstellungen hat die Bundesregie-
rung über den weiteren Ausbau? 

Man kann dazu sagen, daß die ersten Erfahrun-
gen, die wir mit unseren jungen Deutschen haben, 
die freiwillig hinausgehen, gut sind. Sie  sind gute 
Botschafter unserer Nation. Ich habe auf einer Reise 
durch den Iran eine Zeitung gesehen, in der man 
sich ,auf einer ganzen Seite mit einer jungen Deut

-

schen beschäftigt hat, die in einem Dorf allein 
gearbeitet hat. Sie war der Engel in diesem Dorf. 
Ich glaube, das hilft uns allen und verhilft zu einem 
guten Deutschlandbild. 

Man muß natürlich sagen, daß .es beim deutschen 
Entwicklungsdienst auch einige negative Dinge gibt. 
Mir scheint, daß die Projektauswahl nicht immer 
richtig getroffen worden ist, daß man sie sorgfäl-
tiger vornehmen sollte. Außerdem glaube ich, daß 
wir die Entwicklungshelfer materiell besser aus-
statten müssen. Das kostet keine Menge Geld. Eine 
Bohrmaschine kann schon einen nützlichen Dienst 
leisten. Ehe wir den Entwicklungsdienst ausweiten, 
sollten wir dafür sorgen, daß er besser ausgestattet 
ist. 

Außerdem sollten wir dafür sorgen — das Hohe 
Haus hat ja bereits einen entsprechenden Antrag 
an die Bundesregierung gerichtet —, daß die Ent-
wicklungshelfer sozial abgesichert wenden. Es darf 
nicht so sein, wie ich es  jetzt in einem Fall erlebt 
habe, daß ein junger Mann nach Hause kommt und 
arbeitslos ist und, weil er seit zwei Jahren keine 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung gezahlt hat, 
auch keine Arbeitslosenunterstützung erhält. Hier 
muß man auch der deutschen Industrie sagen, daß 
die jungen Leute, die in die Entwicklungsländer 
gegangen sind, dort nicht nur etwas gelehrt haben, 
sondern daß sie auch etwas gelernt haben und wert-
volle Kräfte für unsere eigene Wirtschaft sind. Es 
gilt also, diese jungen Leute sozial abzusichern. Das 
gilt auch für unsere Experten, die jetzt mit zwei-
jährigen Verträgen hinausgehen und sich selbst oft 
als „freischaffende Künstler" bezeichnen. Für sie 
stellt sich doch die Frage: Was ist, wenn die zwei 
Jahre vorbei sind? 

Viel problematischer ist es noch, wenn einmal ein 
Deutscher 6 Jahre draußen an einer Schule gelehrt 
hat, wie man Maschinen repariert, aber dabei den 
Anschluß an die Entwicklung in der Heimat verloren 
hat, die ja nicht stehenbleibt. Was ist mit diesem 
Mann, wenn er nach 6 Jahren zurückkommt? Dar-
über muß man sich Gedanken machen, und darüber 
sollte auch die Bundesregierung etwas sagen. 

Ich komme zum letzten Punkt unserer Anfrage: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, die Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 
im In- und Ausland über die deutsche Entwick-
lungshilfe zu verbessern? 

Ich habe Ihnen das Verhältnis zwischen den Zah-
len aus dem Osten und den Zahlen aus dem Westen 
genannt. Wenn man das Propagandagetöse des 
Ostens zur Kenntnis nimmt, ist man einigermaßen 
erstaunt darüber, daß wir mehr als doppelt soviel 
gegeben haben als der gesamte Ostblock zusammen. 
Ich meine, wir sollten draußen in den Entwicklungs-
ländern noch mehr als bisher deutlich machen, von 
wem diese Hilfe kommt. Das dient dem Ansehen 
unserer Nation. Wir müssen auch im Innern die 
Notwendigkeit der Entwicklungshilfe klarmachen. 
Wir alle erleben es doch, wie bei jeder Diskussion 
die Geschichte von dem goldenen Bett erzählt wird. 
Das bleibt doch einfach kleben. Nur wenige wissen, 
daß wir unsere Kapitalhilfe in der Form von Kre- 
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diten geben; die meisten glauben, wir verschenken 
das. Hier tut Aufklärung not. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: wenn wir gute 
Entwicklungshilfepolitik betreiben und wenn wir 
unserem Volke das richtig sagen, wird man auch 
dafür Verständnis haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das war eine Jung-
fernrede. Ich beglückwünsche den Herrn Kollegen 
Brück dazu. 

Zur Begründung der Großen Anfrage der Fraktion 
der FDP hat das Wort der Abgeordnete Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe den Auftrag, die Große Anfrage 
der Freien Demokraten zur Entwicklungshilfepolitik 
zu begründen. Der Kollege Brück hat soeben darauf 
hingewiesen, daß sich die Bundesrepublik -Deutsch-
land seit 10 Jahren an der Entwicklungshilfepolitik 
beteiligt. In diesen 10 Jahren haben die Freien 
Demokraten 5 Jahre lang dafür den Minister ge-
stellt. Ich möchte hier als Sprecher der Opposition 
unterstreichen, daß wir auch als Opposition die be-
währte Tradition fortsetzen wollen und — ähnlich 
wie in der Außenpolitik — alles tun werden, um 
gemeinsam einen Weg zur Lösung der Probleme zu 
finden. Denn Entwicklungshilfepolitik sollte Sache 
aller Parteien und aller politisch Verantwortlichen 
sein mit dem Ziel, der darbenden Welt zum Fort-
schritt und zum sozialen Aufstieg zu verhelfen. 

Wir müssen uns nach wie vor mit der Kritik aus-
einandersetzen, die vielleicht mit Recht geübt wor-
den ist. Wenn wir zurückschauen, können wir fest-
stellen, daß in diesen 10 Jahren insgesamt rund 
12 Milliarden DM an Bundesmitteln für die Entwick-
lungshilfe verwandt worden sind. Eine gewaltige 
Summe, ein beachtlicher Beitrag für die Entwicklung 
der dritten Welt! Das ist insbesondere angesichts 
der vielen Probleme zu würdigen, die wir noch im 
Innern auf dem sozialen Sektor, auf dem Gebiet der 
Kriegsopferversorgung usw. zu lösen haben. Aller-
dings muß auch festgestellt werden, daß rund 10 Mil-
liarden DM — es war sogar etwas mehr — für die 
Kapitalhilfe und 2 Milliarden DM für die technische 
Hilfe eingesetzt worden sind. Ein Großteil der Auf-
gaben, deren Finanzierung wir übernommen haben, 
dient also letzten Endes auch dazu, die Wirtschaft 
in -den Entwicklungsländern zu verbessern und sie 
in Gang zu bringen. Diese Mittel werden im wesent-
lichen wohl wieder zurückkommen. 

Wir sehen in der Entwicklungshilfe eine Politik, 
die zur Sicherung des Friedens in der Welt beitragen 
soll, eine Politik, die Sozialpolitik im Weltmaßstab 
darstellen soll. Daher muß sie langfristig angelegt 
sein, sie muß sicherlich auch sparsam getrieben wer-
den und muß eine genaue Zielsetzung haben. 

Es ist nützlich, einmal Bilanz zu ziehen — wir von 
der Opposition haben ein Recht, Bilanz zu ziehen — 
und zu fragen: Was ist in der Vergangenheit ge-
schehen? Wir wollen dann die neue Regierung fra-

gen, wie sie weitermachen will. Will sie das Be-
währte fortführen oder will sie neue Wege einschla-
gen? 

Mit Recht können wir darauf hinweisen, daß in den 
Jahren, als Walter Scheel, ein Fraktionskollege von 
uns, dieses Ministerium aufbaute, folgende Ziele ge-
steckt waren und auch erreicht wurden: 

1. Die Tätigkeit der öffentlichen Hand wurde auf 
ihre eigentliche Aufgabe, nämlich auf die Hilfe bei 
der Anpassung der Sozialstruktur an moderne Pro-
duktionsverhältnisse und beim Ausbau der wirt-
schaftlichen Infrastruktur, konzentriert. Damit ge-
wann die sogenannte technische Hilfe vor allem im 
Bereich der Ausbildung und der Vermittlung von 
Wissen und Können in Schulen, Ausbildungsstätten, 
Mustereinrichtungen, Lehr- und Demonstrations-
projekten verstärkte Bedeutung. 

2. Beim eigentlichen Aufbau der Wirtschaft der 
Entwicklungsländer konnte die deutsche Privatwirt-
schaft verstärkt eingeschaltet werden, und damit 
konnte der Bundeshaushalt entlastet werden. Die 
deutsche Wirtschaft erhielt neue und verbesserte 
Anreize zu Investitionen in den Entwicklungslän-
dern. Hervorzuheben sind vor allem das Entwick-
lungshilfe-Steuergesetz, das privaten deutschen In-
vestoren steuerliche Vergünstigungen für entwick-
lungsfördernde Investitionen in Entwicklungslän-
dern gewährt, und die Gründung der Enwicklungs-
gesellschaft in Köln, die die Erweiterung und 
Gründung von kleineren und mittleren Unterneh-
men in Entwicklungsländern durch Übernahme von 
Beteiligungen und Gewährung von beteiligungsähn-
lichen Darlehen unterstützt. 

3. Eine intensive Zusammenarbeit mit leistungs-
fähigen privaten Organisationen vor allem im Be-
reich der Technischen Hilfe wurde entwickelt. Sie 
zielt auf die Förderung von Vorhaben dieser Orga-
nisationen in Entwicklungsländern und entspre-
chende Maßnahmen in der Bundesrepublik. 

4. Die bewährten Hilfsformen wurden verfeinert, 
und neue Formen wurden entwickelt. So traten ne-
ben die bisherigen Hilfsmaßnahmen solche der Bil-
dungs- und Sozialstrukturhilfe, der Gesellschafts-
politik, der Handelshilfe und der Lieferung land-
wirtschaftlicher Produktionsmittel. 

5. Mit der Gründung des Deutschen Entwicklungs-
dienstes erhielten junge Menschen mit abgeschlos-
sener Berufsausbildung die Möglichkeit, durch prak-
tische Arbeit und persönliches Beispiel die Verbun-
denheit mit den Menschen in den Entwicklungslän-
dern zu stärken. Sie liefern damit zugleich einen 
nützlichen Beitrag zur Entwicklung dieser Länder 
und sammeln für sich wertvolle Erfahrungen. 

6. Für eine verstärkte personelle Hilfe für den 
Einsatz in Entwicklungsländern wurden die Voraus-
setzungen geschaffen, vor allem durch besondere 
Ausbildungsstätten mit  mutterhausähnlichem Cha-
rakter bei der Deutschen Stiftung für Entwicklungs-
länder für die Bereiche der Landwirtschaft, des Ge-
werbes und der Verwaltung. Im gleichen Sinne 
wirkt ,die Gründung des Deutschen Instituts für 
Entwicklungspolitik  in  Berlin, das Akademiker auf 
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führende Aufgaben in der Entwicklungshilfepolitik 
im nationalen und internationalen Bereich vor-
bereitet. 

Es ist wahrlich eine verdienstvolle Arbeit im 
Sinne .der Systematisierung und Konkretisierung 
der deutschen Entwicklungshilfe gewesen, die in 
diesen fünf Jahren geleistet worden ist. Ich meine, 
wir sind all denen, die dem Minister im Ministerium 
geholfen haben, sehr zu Dank verpflichtet. Wir 
müssen allerdings auch erwähnen, daß unser Freund 
Walter Scheel dieses unpopuläre Amt mit beson-
derem Fleiß und auch mit besonderer Hingabe und 
besonderer Energie geführt hat. Er hat sich somit 
um den Aufbau und die Gestaltung der deutschen 
Entwicklungshilfe verdient gemacht. Ich möchte 
allerdings auch allen Mitarbeitern im Ministerium 
danken. Ich möchte auch all jenen danken, die in 
den Organisationen mitgeholfen haben, dieses 
Werk in Gang zu bringen. 

So ist es selbstverständlich, .daß wir heute fragen 
müssen — damit komme ich zu der Frage 1 — : Was 
wird die neue Bundesregierung machen? Welchen 
Weg wird sie weiter einschlagen? Wie schaut es 
aus mit der Personalplanung? Wie schaut es aus 
mit dem Haushaltsrecht? Wie wird es mit .den Mit-
teln für die Entwicklungshilfe ausschauen? Wir 
müssen uns natürlich auch fragen: Was haben wir 
erreicht? Vieles macht uns heute Sorgen; Herr 
Kollege Brück hat schon darauf hingewiesen. Die 
große Verschuldung der Entwicklungshilfeländer ist 
ein sehr schweres Problem für uns alle. Wir müssen 
weiter feststellen: Die Schulden sind gewachsen, 
und der Hunger ist gewachsen. Hier h andelt es sich 
um eine Frage, die uns zu großer Sorge Anlaß 
geben muß. Um so wichtiger ist es, daß die Bundes-
regierung einen klaren Auftrag übernimmt und ein 
genaues Ziel anstrebt, daß sie klare Vorstellungen 
hat, wie sie diese politische Aufgabe weiter durch-
führen will. 

Die Personalplanung — ich möchte das Wort 
Kompetenzen gar nicht in die Diskussion werfen  — 
hat  unserem Kollegen Scheel schon schwer zu schaf-
fen gemacht. Ich hoffe, daß sein Nachfolger mehr 
Glück mit Rivalen im Kabinett, hätte ich beinahe 
gesagt, oder mit auf Kompetenzen beharrenden 
Kollegen im Kabinett hat. 

Herr Minister, ich habe mit großem Interesse im 
„Vorwärts" gelesen, wie Sie Ihre Sorgen bezüg-
lich des Haushaltsrechts dargelegt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie lesen im 
„Vorwärts"?!) 

— Ja, wissen Sie auch ein Rechter kann sich mal 
nach links verirren, vor allem wenn es um einen 
guten Minister von links geht. Das sei Ihnen hier 
bestätigt. — Sie haben mit Recht Klage darüber 
geführt, daß der Einsatz der Mittel infolge des der-
zeitigen Haushaltsrechts — ich glaube, es ist 
§ 45 b, und wie die Paragraphen alle heißen — 
sehr schwierig ist und daß langfristige Planungen 
fast unmöglich gemacht werden, ja daß das Ganze 
obendrein nicht immer sparsam ist, sondern eher 
noch kostspieliger wird. Ich meine, es sollten wirk-
lich einmal Überlegungen angestellt werden, wie 

man zu besseren Formen des Mitteleinsatzes 
kommt, weil das für eine erfolgreiche Entwicklungs-
hilfepolitik doch sehr wesentlich ist. Ich denke an 
§ 50 der Reichshaushaltsordnung und ähnliches 
mehr. 

Ich möchte dann zu Frage 2 einiges sagen. Wir 
fragen: Welchen politischen und wirtschaftlichen 
Nutzen bringt die Entwicklungshilfe im Verhältnis 
zu den aufgewandten Kosten? Wir wissen, daß es 
sehr schwierig ist, hier einen Nutzen zu fixieren. 
Wir haben dafür volles Verständnis. Aber man muß 
sich natürlich doch fragen: Lohnt sich der Aufwand? 
Viel wichtiger ist aber noch die Frage: Werden die 
Mittel, die wir geben, rationell und optimal einge-
setzt, so daß wir von einer gesunden Relation zwi-
schen Kosten und Ertrag sprechen können? Ich 
meine, als Ziel müßte uns hier doch vorschweben, 
von der Hilfe zum gegenseitigen Handel zu kom-
men, von der Aid — es 'ist ja nun einmal üblich, 
hier Fremdwörter zu gebrauchen — zum Trade zu 
kommen. Ich glaube, es sind einige Ansätze da. Es 
würde uns aber interessieren, wie Sie  diese Auf-
gabe in Zukunft bewältigen wollen, weil wir der 
Auffassung sind, daß die Entwicklungshilfe auch 
ein wertvoller Schrittmacher für eine vernünftige 
und auch in unserem Interesse liegende Außenhan-
dels- und Handelspolitik sein kann. Wir wollen ja 
eines Tages zu partnerschaftlichen Verhältnissen 
kommen und nicht nur Geber bleiben. 

In der Frage 3 fragen wir, welche weiteren Maß-
nahmen die Bundesregierung beabsichtigt. Wir wis-
sen, daß das Entwicklungshilfe -Steuergesetz novel-
liert werden soll. Wir begrüßen diese Maßnahme. 
Ich habe bereits in dem Rechenschaftsbericht über 
die Vergangenheit darauf hingewiesen, wie wichtig 
die Gründung der Deutschen Entwicklungsgesell-
schaft gewesen ist. Ich glaube jedoch, es muß über-
legt werden, ob wir nicht noch mehr tun können, 
um private Investitionen anzuregen. Aber dann 
müssen wir auch noch mehr für die Sicherheit der 
Investoren tun; denn man kann nicht ihnen allein 
das Risiko aufbürden. Ich glaube auch, daß die 
Wirtschaft noch besser aufgeklärt werden muß und 
mehr Informationen über die vorhandenen Mög-
lichkeiten gegeben werden müssen. 

Ich möchte hier ferner ganz besonders darauf 
hinweisen, daß Entwicklungshilfe im Rahmen der 
Privatinvestitionen ein wichtiges Element für eine 
konstruktive Einschaltung mittelständischer Unter-
nehmen sein kann. Es sollte nicht so sein, daß daran 
nur Großunternehmen partizipieren. Hier muß noch 
mehr getan werden, um die mittelständischen Un-
ternehmen — vielleicht im Verbund — an gemein-
samen Projekten zu beteiligen. Auch das wäre ein 
Stück gesunder Wirtschaftsstrukturpolitik, die wir 
hiermit von uns aus gleichzeitig verbinden könn-
ten. 

Damit komme ich zur Frage 4: Konjunkturent-
wicklung. Wir stehen in einer Phase veränderter 
Konjunktur, ich würde nicht sagen, in einer Krise. 
Diese hat es wohl nie gegeben, sondern sie wurde 
— ich möchte hier kompetentere Mitglieder dieses 
Hohen Hauses zitieren — eher „herbeigeredet". 
Aber wir stehen sicherlich in einer konjunkturell 
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veränderten Phase. Um so wichtiger ist es natürlich, 
daß auch unsere eigenen wirtschaftlichen Belange 
mitberücksichtigt werden, und zwar durch ent-
sprechende Lieferantenbedingungen im Rahmen der 
Kapitalhilfe oder durch Lieferantenkredite. Um nur 
ein Beispiel zu nennen: Wir könnten uns vorstellen, 
daß es da für die deutsche Lastwagenindustrie na-
türlich Ansatzmöglichkeiten gibt, um hier konjunk-
turell anregend zu wirken. Wir sind daher der Auf-
fassung, daß wir mit Recht die Frage stellen: Wie 
glaubt die Bundesregierung Entwicklungshilfe auch 
konjunkturell mit nutzen zu können? Ich bin davon 
überzeugt, daß Sie, Herr Minister, auf diese Frage 
eingehen werden. 

Ich komme dann zum Punkt 5, in  dem wir nach 
den politischen Konsequenzen fragen: In welchem 
Verhältnis stehen Entwicklungspolitik und Außen-
politik zueinander? Ich betone noch einmal: Entwick-
lungspolitik muß langfristig betrieben werden. Sie 
kann daher nicht dem Auf und Ab der Außen-
politik unterworfen werden, denn die Außenpolitik 
und die Beziehungen der Völker untereinander sind 
ja einem sehr raschen Wechsel unterworfen. Wir 
müssen daher von uns aus dafür Sorge tragen, daß 
wir nicht durch eine langfristig angesetzte Ent-
wicklungspolitik ständig in Spannungen oder in  ver-
änderte Situationen mit hineingezogen werden. 

Wir glauben auch — und ich unterstreiche das, 
was der Kollege Brück hier gesagt hat —; daß es 
unserem Ansehen und unserer Stellung in der Welt 
nützlich sein kann und nützlich sein wird, wenn wir 
eine konstruktive Entwicklungspolitik betreiben. Die 
Dritte Welt ist sicherlich nicht in allen Dingen ent-
scheidend. Aber wer die  Diskussionen in der UNO 
verfolgt, weiß, daß sie dort eingewichtiges Wort zu 
sagen hat. Dort kann natürlich auch die deutsche 
Sache in entsprechender Form gewürdigt werden. 
Hier können und sollten wir uns mindestens 
Freunde schaffen. 

Wir glauben, daß unsere Entwicklungspolitik so 
angelegt sein  sollte, daß wir möglichst nicht in 
Zwangssituationen und in Situationen hineinmanö-
vriert werden können, in denen man uns gegen an-
dere ausspielen oder in denen man uns gar unter 
Druck setzen kann. 

Ich komme nun zu Ziffer 6: Möglichkeiten der 
Kooperation mit osteuropäischen Staaten. Diesen 
Weg zu gehen, ist ja zunächst zumindest beabsich-
tigt. Wir haben 'diplomatische Beziehungen mit 
Rumänien; Handelsabkommen sind geschlossen, und 
ich weiß aus eigener Erfahrung, daß da und dort 
der Wunsch besteht, ebenfalls mit uns zu kooperie-
ren. Zumindest sollte man zu einem geordneten Ne-
beneinander kommen und sich auch vielleicht in den 
Projekten abstimmen. Vielleicht ließe sich das sogar 
auch einmal in einem technischen Gespräch mit der 
DDR machen. Wir sollten gemeinsam daran interes-
siert sein, daß man uns nicht dauernd ausspielt oder 
daß wir uns nicht zum Ausspielen .anbieten. 

Wir wären dankbar dafür, wenn Sie einmal prüf-
ten, wieweit auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe 
ein Beitrag zur Entspannung und zur Kooperation 
geleistet werden kann. Das könnte auch einer bes-
seren Zusammenarbeit im allgemeinen dienlich sein. 

Zumindest sollte der Versuch gemacht werden, zu 
einer Projektabstimmung zu kommen. 

Damit komme ich zu Punkt 7: Personelle und 
materielle Beteiligung Deutschlands an multilatera-
len Entwicklungsinstitutionen. Ich brauche nicht zu 
verhehlen, daß hier unser ganz besonderes Sorgen-
kind der EWG-Fonds ist. Mit zusätzlichen Bemer-
kungen und einer Schilderung von Einzelheiten 
würde ich hier nur Eulen nach Athen tragen. Wir 
haben Ihnen dazu einen Entschließungsantrag vor-
gelegt. Wir möchten sichergestellt haben, daß die 
deutsche Wirtschaft entsprechend dem deutschen 
Finanzanteil beteiligt wird. Das sollte eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit sein. Wir werden aus 
der Antwort hören, wie es bei anderen multilate-
ralen Vorhaben ist. Soweit ich im Bilde bin, ist es 
bei anderen Institutionen besser. 

Noch ein Wort zu den personellen Fragen in den 
internationalen Institutionen. Ich denke hier an die 
FAO, aber auch an andere internationale  Organisa-
tionen. Es wäre wirklich an. der Zeit, sich zu über-
legen, ob die Bundesregierung nicht Vorsorge für 
eine konzentrierte personelle Planung treffen 
sollte. Ich denke hier an eine personelle Planung in 
einer Hand, damit man überhaupt weiß, wohin m an 

 Leute schicken kann und welche Leute man dazu 
braucht, und damit man diese Personen auch vorbe-
reiten kann. 

Ein Problem, das sich für die gesamte Entwick-
lungshilfe stellt, ist das  der  Rückkehrmöglichkeit. 
Dieses Problem stellt sich sowohl für öffentlich Be-
dienstete wie auch für Privatbedienstete. Die richtige 
Eingliederung stellt hier einen wesentlichen Faktor 
dar. Mir scheint, daß wir bis heute hier noch nicht 
die zweckmäßigste Form gefunden haben. 

Ich komme zum Schluß und möchte zusammen-
fassen. Erstens. Wir bejahen die Entwicklungshilfe 
als eine Verpflichtung zur Hilfe für den Fortschritt, 
zur Beseitigung des sozialen Rückstandes in  der 
Dritten Welt und zur Mithilfe im Kampf gegen Hun-
ger, als einen Beitrag zur Befriedung unserer Welt 
und zur Sicherung einer friedlichen Zukunft. Zwei-
tens. Entwicklungshilfe liegt auch im Interesse unse-
rer Wirtschaft und eines weltweiten Handels. Hier 
werden die Märkte von morgen erschlossen; das ist 
in unser aller Interesse. Drittens. Entwicklungshilfe 
kann nur im Rahmen der allgemeinen Leistungs-
fähigkeit unserer Volkswirtschaft und auch des Bun-
deshaushalts geleistet werden.  Sie  muß sich also in 
denallgemein möglichen Rahmen einfügen. Vier-
tens. Entwicklungspolitik ist zukunftentscheidend 
für die Entwicklungsländer. Sie prägt — ich glaube, 
das kann man ohne Übertreibung sagen — das Zu-
sammenleben der Völker von heute und morgen. 
Wir hoffen, daß sie ein Beitrag ist, den Frieden und 
den Fortschritt langfristig zu sichern. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Damit sind die bei-
den Großen Anfragen begründet. 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
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Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Entwicklungspolitik 
ist in den vergangenen zehn Jahren zu einem tra-
genden Bestandteil unserer Beziehungen zur Ent-
wicklungswelt geworden. Alle in diesem Hohen 
Haus vertretenen Parteien waren sich von Anfang 
an über Notwendigkeiten und Bedeutung des deut-
schen Beitrages einig und haben diese Politik ge-
meinsam getragen. In diesem Sinne bin ich für die 
Ausführungen, die der Kollege Ertl gemacht hat, 
besonders dankbar, weil sie beweisen, daß sich an 
diesem Geiste der Zusammenarbeit für diese spe-
zielle Aufgabe trotz aller kritischen Betrachtungs-
weise — die immer notwendig ist — nichts ändern 
wird. 

Heute stehen wir vor neuen, außerordentlich ern-
sten Aufgaben. Wegen ihrer Tragweite auch für 
unsere eigene Zukunft betrachtet die Bundesregie-
rung die Entwicklungspolitik als einen der staat-
lichen Aufgabenbereiche, die trotz schwieriger 
Haushaltslage mit Vorrang behandelt werden müs-
sen. 

Ich begrüße dankbar die Gelegenheit, heute dem 
Hohen Hause die entwicklungspolitische Konzeption 
der Bundesregierung darzustellen und auf wichtige 
Teilprobleme eingehen zu können. Ich bedanke mich 
für das Einverständnis der Fraktionen, die beiden 
Großen Anfragen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD vom 28. Juni einerseits und der FDP vom 
5. Oktober, d. h. vom letzten Freitag, andererseits 
gemeinsam beantworten zu dürfen. Einige Fragen 
beziehen sich auf gleiche Sachverhalte; in diesen 
Fällen darf ich sie zusammenhängend beantworten. 
Ich will mich so kurz wie möglich fassen, bitte aber 
zu berücksichtigen, daß insgesamt 14 Fragen zu be-
antworten sind. 

Frage 1 der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
bezieht sich auf die Vorstellungen, von denen sich 
die Bundesregierung bei ihrer Entwicklungspolitik 
leiten läßt, und auf die Verfahren, die sie dabei an-
wendet. 

Entwicklungspolitik zielt ab auf ein sich schließ-
lich selbst tragendes wirtschaftliches Wachstum und 
die hiermit zusammenhängenden gesellschaftlichen 
Veränderungen in der Entwicklungswelt. Alle Indu-
strieländer erkennen diese Grundziele an und stel-
len hierfür erhebliche Beiträge zur Verfügung. Sie 
bedienen sich dabei unterschiedlicher Methoden, die 
auch ihre eigenen Interessenlagen berücksichtigen. 
Das gilt selbstverständlich auch für die Bundesrepu-
blik. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
deutsche Entwicklungspolitik der besonderen poli-
tischen und wirtschaftlichen Situation unseres Lan-
des Rechnung tragen muß. Wir sind verhältnismäßig 
spät in den Kreis der westlichen Geberländer einge-
treten und wurden mit bestimmten Formen der 
Hilfe konfrontiert, die sich bereits international ein-
gespielt hatten. Die Bundesregierung hat sich von 
Anfang an bemüht, eigene, uns gemäße Wege und 
Methoden zu finden. Dieser Prozeß ist noch nicht 
abgeschlossen und kann auch noch nicht abgeschlos-
sen sein. Natürlich liegen nach zehn Jahren eine 

Reihe von Erfahrungen vor, und es ist eine Selbst-
verständlichkeit, daß wir uns bemühen, diese Erfah-
rungen auszunutzen. 

Im außenpolitischen Bereich müssen wir uns heute 
vor allem darauf einstellen, daß unsere Entwick-
lungspolitik zu einem Teil des Deutschlandbildes 
geworden ist, nach dem wir draußen, und zwar nicht 
nur in den Entwicklungsländern, beurteilt werden. 
Die Meinungsbildung über die Bundesrepublik wird 
nach dem erfolgreichen Wiederaufbau jetzt weit-
gehend von unserem Verhalten als Geber und Part-
ner in der internationalen Politik mitbestimmt. Hier 
liegen Gefahren, wenn wir hinter den Erwartungen 
zurückbleiben; hier liegt aber auch eine der besten 
Chancen für uns, eine positive Politik der Selbst-
darstellung zu treiben. Wir sollten sie erkennen und 
nutzen. Unsere politische und wirtschaftliche Situa-
tion bieten dazu hervorragende Ansatzpunkte. 

Als eine der führenden Handels- und Industrie-
nationen besitzen wir die materiellen Voraussetzun-
gen weltweiter wirtschaftlicher Zusammenarbeit. 
Sie liegt wegen der Vorteile der fortschreitenden 
internationalen Arbeitsteilung und der großen 
Spannweite unserer Produktionsstruktur gleichzeitig 
in unserem natürlichen Interesse. 

Als Nation ohne machtpolitischen Führungsan-
spruch können wir bei unseren Bemühungen zum 
Ausgleich der Wohlstandskluft zwischen Nord und 
Süd in besonderem Maße auf Entgegenkommen und 
Anerkennung von seiten der Entwicklungsländer 
rechnen und damit glaubhaft einen Beitrag zur Siche-
rung des Weltfriedens leisten, der unseren Möglich-
keiten entspricht. Ich denke in diesem Zusammen-
hang insbesondere an die Aussagen, die von beiden 
Kirchen gemacht worden sind, die Aussage in der 
Enzyklika „Populorum progressio" und die Aussage, 
die in Genf vom Weltkirchenrat gemacht worden ist. 
Beide Aussagen macht sich die Bundesregierung in 
hervorragender Weise zu eigen. 

Wir brauchen auf keine nachkolonialen Bindun-
gen Rücksicht zu nehmen und können mit der ge-
samten Dritten Welt zusammenarbeiten. Unsere 
Partner sehen uns ohne Vorurteile aus früheren Ab-
hängigkeiten. Diese Gegebenheiten legen uns nahe, 
mit unserem Entwicklungshilfebeitrag eine aktive 
und positive Politik zu treiben. 

Welche Grundzüge und Verfahren kennzeichnen 
eine solche Politik? 

Die direkte Hilfe, die Hilfen von Land zu Land 
stehen für uns eindeutig im Vordergrund. Ich sage 
das, weil auch hier die Fragen der bilateralen Lei-
stungen zu den multilateralen Leistungen angespro-
chen worden sind. Ich komme nachher noch einmal 
auf diese Frage zurück. Die Bundesregierung ver-
kennt dabei nicht die Bedeutung der multilateralen 
Maßnahmen. Sie achtet darauf, daß das finanzielle 
Verhältnis zwischen beiden Hilfsformen ausgewo-
gen bleibt. Zur Zeit. laufen ungefähr 80 %  unserer 
Leistungen bilateral und etwa 20 % multilateral. 

Bei der Auswahl unserer Partner brauchen wir 
keinerlei traditionelle Einflußgebiete zu berücksich-
tigen. Wir können uns vielmehr allein davon leiten 
lassen, wo unsere Hilfen sowohl für die Entwicklung 
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des Nehmerlandes als auch für unsere künftigen 
wirtschaftlichen und politischen Beziehungen die 
größten Erfolge versprechen. Wir müssen uns aber 
auch darüber im klaren sein, daß die Grenzen unse-
rer finanziellen und personellen Möglichkeiten keine 
so breite Streuung erlauben, wie sie eigentlich nach 
unserer Interessenlage wünschenswert wäre. Wir 
streben deshalb eine Politik weltweiter Zusammen-
arbeit mit eindeutigen Schwerpunkten in einigen 
geeigneten Ländern an. 

Bei der Vergabe unserer Hilfen berücksichtigen 
wir im besonderen Maße die Eigenanstrengungen 
der Entwicklungsländer, die durch unsere Maßnah-
men nicht ersetzt, sondern angespornt werden sol-
len. Eigene Bemühungen um die wirtschaftliche, 
gesellschaftliche, verwaltungsmäßige Entwicklung 
scheinen uns ein wichtiges Indiz dafür zu sein, daß 
auch unsere Hilfsmaßnahmen ihre höchste Wirksam-
keit erreichen können. 

Da wir den Entwicklungsländern bestimmte wirt-
schaftspolitische Grundsätze weder aufzwingen wol-
len noch können, müssen wir um so mehr darauf 
achten, was mit unseren Beiträgen geschieht. Das 
bedeutet sorgfältige Auswahl und Vorprüfung der 
Vorhaben und strenge Projektbindung unserer Hil-
fen mit nachfolgenden Verwendungskontrollen. Von 
der Vorprüfung der Projekte, der Projektbindung 
und den Verwendungskontrollen darf in keinem 
Falle abgegangen werden. Ganz im Gegenteil, wir 
werden für die Zukunft gezwungen sein, insbeson-
dere die Verwendungskontrollen noch ein' wenig 
mehr auszubauen, als das bisher der Fall ist. Nur in 
ganz besonders gelagerten Fällen geben wir Kredite 
für dringende nicht projektgebundene Einfuhren aus 
der Bundesrepublik — das, was wir als „commodity 
aid" bezeichnen —, wenn es insbesondere um die 
Lieferung von Ersatzteilen geht, um bestimmte Wirt-
schaftszweige in den Entwicklungsländern über-
haupt am Leben halten zu können. Wir wissen, daß 
uns eine solche eingehende Projektprüfung und eine 
oft zeitraubende Projektvorbereitung häufig Vor-
würfe einbringt. Wir können aber nicht darauf ver-
zichten, weil nach allen bisherigen Erfahrungen nur 
entwicklungspolitisch gute Projekte das Partner-
schaftsverhältnis nachhaltig fördern. Das Eingehen 
auf leichtsinnige Wünsche kann viel öfter hinterher 
politischen Arger einbringen. Gerade auch unter die-
sem Gesichtspunkt ist eine Überprüfung aller lau-
fenden Projekte eingeleitet worden. Wir werden in-
nerhalb kürzester Zeit in der Lage sein, dem Hohen 
Hause einen ausführlichen Bericht über das Ergebnis 
der Uberprüfung von 3000 Projekten der deutschen 
Entwicklungshilfe vorlegen zu können. 

Unsere Projektpolitik zielt ausdrücklich darauf 
ab, keine dauernden, zwangsläufigen Abhängigkei-
ten zu schaffen. Wir bemühen uns vielmehr, auch 
die Projekte der Technischen Hilfe nach einer ange-
messenen Zeit der Einarbeitung und der Ausbildung 
einheimischer Kräfte voll in die Hände des Neh-
merlandes zu übergeben. Diese Politik hat welt-
weite Anerkennung gefunden und wesentlich zu 
einer Atmosphäre verständnisvoller, freundschaft-
licher Zusammenarbeit beigetragen. Wir bestehen 
bei jedem Projekt auf einer angemessenen Beteili-

gung des Partnerlandes. Wir werden uns allerdings 
von Fall zu Fall darüber unterhalten müssen, was 
angemessen ist. Ich habe den Eindruck, daß in der 
Vergangenheit oft Vereinbarungen getroffen wor-
den sind, von denen man eigentlich vorher hätte 
ahnen oder wissen können, daß sie von  der  anderen 
Seite kaum eingehalten werden konnten unid des-
halb wenig realistisch waren. 

Im Rahmen unserer Kapitalhilfe gewähren wir 
im allgemeinen einen Kredit nur in Höhe des Devi-
senanteils an der Projektfinanzierung und erwar-
ten die Übernahme der zumutbaren Landeswäh-
rungskosten durch das Entwicklungsland selbst.. Ich 
glaube, daß man auch an diesem Prinzip festhalten 
muß. 

Bei der Technischen Hilfe tragen wir die mit der 
Entsendung deutscher Ausbilder, Gutachter unid 
Berater im Zusammenhang stehenden Kosten, wäh-
rend das Partnerland neben Sachleistungen vor 
allem auch seine personelle Mitarbeit an gemein-
samen Vorhaben zur Verfügung stellen muß. Die 
Bereitschaft zur Partnerschaftsleistung ist für uns im 
übrigen ein sicheres Kriterium für die Bedeutung, 
die das Nehmerland, das Entwicklungsland also, 
dem Projekt selbst beimißt. Wenn hier keine ent-
sprechende Bereitschaft vorhanden ist, muß man 

 annehmen, daß eigentlich gar kein besonders großes 
Interesse besteht. 

Zu der Grundfrage der Mitarbeit privater Kräfte 
auf unserer Seite ist die Bundesregierung der Auf-
fassung, daß die privaten Initiativen ein wesent-
liches Element unserer entwicklungspolitischen 
Aktivität sind. Das gilt sowohl im Hinblick auf das 
finanzielle Engagement als auch im Hinblick auf die 
Qualität der Beteiligung. Zahlreiche Entwicklungs-
aufgaben können heute von der Wirtschaft oder be-
stimmten privaten Organisationen und Institutionen 
unseres Landes schneller und wirksamer erfüllt wer-
den als vom Staat. Wir sind bereit, daraus die not-
wendigen Konsequenzen zu ziehen. Besondere Be-
deutung mißt die Bundesregierung dabei den priva-
ten Investitionen in Entwicklungsländern zu, auf die 
ich im Zusammenhang mit der Beantwortung der 
Frage 3 der Großen Anfrage der FDP weiter ein-
gehen werde. Im Bereich der  Technischen Hilfe 
stützt sich die Bundesregierung bewußt auf die 
Mitarbeit privater Organisationen, der Kirchen, der 
Gewerkschaften, der Wohlfahrtsverbände, die durch 
langjährige Kontakte mit ihren Partnern in Ent-
wicklungsländern Möglichkeiten zu besonders inten-
siver entwicklungspolitischer Arbeit besitzen. 

In der Frage 2 der CDU/CSU und der SPD wird 
das Verhältnis der deutschen Leistungen zu den 
Leistungen anderer Industrienationen angesprochen. 
Die Bundesrepublik steht mit ihren Entwicklungs-
hilfeleistungen hinter den Vereinigten Staaten von 
Amerika, Frankreich und Großbritannien an vier-
ter Stelle. Bei der Würdigung dieser Position ist zu 
berücksichtigen, daß Deutschland erst verhältnis-
mäßig spät in den Kreis der Geberländer eingetre-
ten ist und daß es keine besonderen Bindungen zu 
ehemaligen Kolonien hatte. Die Bundesrepublik 
verfügt heute über ein entwicklungspolitisches 
Instrumentarium, das im internationalen Vergleich 
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die Bedeutung der deutschen Entwicklungshilfe 
wirkungsvoll unterstreicht. Die Vielfalt unserer 
Maßnahmen im bilateralen Bereich, insbesondere 
unser breites Programm der Technischen Hilfe, 
sowie unsere Mitarbeit bei fast allen wichtigen 
internationalen Entwicklungshilfeaktionen — ich 
denke hier hauptsächlich an die großen Konsortien 
— werden international allgemein anerkannt. Die 
Bedingungen unserer Hilfe, die in früheren Jahren 
mitunter Gegenstand der Kritik unserer Geberlän-
der und internationaler Organisationen waren, 
haben inzwischen ein Niveau erreicht, das den 
internationalen, insbesondere den in der OECD ent-
wickelten Zielsetzungen für die Konditionenpolitik 
weitgehend entspricht. Hier ist also im Laufe der 
Zeit eine wesentliche Verbesserung eingetreten. 
Unsere Konditionen sind kaum noch Ziel einer kri-
tischen Diskussion. 

Die Bundesregierung verkennt allerdings nicht — 
und auch das muß hier in aller Deutlichkeit gesagt 
werden —, daß sich in der internationalen Diskus-
sion die sogenannte 1 -%-Formel mehr und mehr zu 
dem Ziel entwickelt hat, das die einzelnen Geber-
länder mit ihren Leistungen zu erreichen suchen. 
Nach einer Empfehlung auf der Welthandelskonfe-
renz 1964, der auch die Bundesrepublik zugestimmt 
hat, sollen die öffentlichen und die privaten Netto-
entwicklungshilfeleistungen, also die Bruttoauszah-
lungen abzüglich der zurückfließenden Tilgungs-
beträge, jährlich mindestens 1 % des Volkseinkom-
mens erreichen. Diese Entwicklung ist nicht ganz 
unproblematisch. Denn sie berücksichtigt weder die 
unterschiedlichen Ausgangsbedingungen — und 
wer die Situation analysiert, wird feststellen müs-
sen, daß die Ausgangsbedingungen bei den Geber-
ländern sehr unterschiedlich sind — noch die unter-
schiedliche Qualität, auf die wir uns einstellen müs-
sen. 

Bei Anwendung dieses Maßstabs liegt die Bundes-
republik innerhalb der westlichen Geberländer 
lediglich an siebenter Stelle. Diese Position hat im 
Hinblick auf unsere hervorragende Bedeutung als 
Industrie- und Handelsnation in zunehmendem 
Maße internationale Kritik hervorgerufen. Die 
westlichen Industrieländer insgesamt haben in den 
vergangenen Jahren die 1-%-Forderung annähernd, 
zum Teil sogar voll erfüllt. Einige wenige liegen 
sogar erheblich darüber. Allerdings spielt in diesen 
Fällen die historische Entwicklung natürlich eine 
ganz besondere Rolle. Die deutschen Leistungen, 
die zu Beginn der sechziger Jahre dem 1-%-Ziel 
recht nahegekommen waren, sind in den letzten 
Jahren abgesunken, zuletzt von 0,85 % auf 0,81 % 
im Jahre 1966. 

Wie sich die privaten und die öffentlichen deut-
schen Nettoleistungen in den nächsten Jahren ent-
wickeln werden, läßt sich schwer voraussagen. Hier 
stellen insbesondere die in den kommenden Jahren 
fälligen Rückzahlungen aus den Entwicklungslän-
dern, die Rückflüsse, eine erhebliche Unbekannte 
dar. Wir wissen, daß das Problem der Umschuldung 
in den nächsten Monaten und in den nächsten Jah-
ren im Rahmen der Entwicklungspolitik eine bedeu-
tungsvolle Position einnehmen wird. Einige Pro-

bleme werden sogar schon in absehbarer Zeit ge-
löst werden müssen. 

Immerhin glaubt die Bundesregierung, mit den im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung festge-
legten erheblichen Steigerungsraten des Ausgaben

-

plafonds im Einzelplan 23 — hier ist ganz eindeutig 
eine Schwerpunktpolitik betrieben worden — die 
Grundlagen für wachsende öffentliche Entwicklungs-
hilfeleistungen gelegt zu haben. Ungewiß ist aller-
dings — und das muß hier noch einmal in aller 
Deutlichkeit gesagt werden —, wie sich die pri-
vaten Leistungen in Zukunft entwickeln werden. 
Die Bundesregierung — darauf komme ich noch zu 
sprechen — wird alles tun, um auch diese Seite ent-
scheidend zu fördern. 

In der Frage 3 der Großen Anfrage der CDU/CSU 
und SPD wird nach der Bedeutung der deutschen 
Entwicklungshilfe für die deutsche Wirtschaft und 
für unseren Außenhandel gefragt. Unser Wohlstand 
hängt wesentlich von der Entwicklung unseres 
Außenhandels ab. Es geht heute vor allen Dingen 
darum, die Vorteile der  internationalen Arbeitstei-
lung noch stärker als bisher zu nutzen, die, wie 
wir wissen, um so intensiver und wirkungsvoller 
ist, je weiter unsere Handelspartner entwickelt 
sind. Entwicklungshilfe, die dazu beiträgt, daß die 
jungen Staaten von ihren überlebten Wirtschafts-
formen wegkommen und moderne landwirtschaft-
liche und industrielle Güter anbieten, gibt darum 
letztlich auch unserer eigenen Wirtschaft wichtige 
Impulse. Zweifellos liegen in den Ländern an der 
Schwelle zum industriellen Zeitalter für uns die ent-
scheidenden Marktreserven der Zukunft, und zwar 
sowohl auf der Beschaffungs- wie auf der Absatz-
seite. Unsere Wirtschaft ist auf kaufkräftige Han-
delspartner angewiesen. Wenn die  Entwicklungs-
länder bessere Kunden für uns werden sollen, 
dann müssen sie auch die Chance haben, die nöti-
gen Devisen am Weltmarkt zu verdienen. 

Aus diesem Grund unterstützt die Bundesregie-
rung auch alle weltweiten Bemühungen zur Libe-
ralisierung des Handels. Sire ist sich bewußt, daß 
die Entwicklungsländer dabei zusätzlichen Entge-
genkommens der Industriieländer bedürfen. Die 
neuen Märkte nach beiden Richtungen zu öffnen, 
ist eine der großen Aufgaben der deutschen Ent-
wicklungspolitik. Insofern kann man die Ausführun-
gen, die hier in bezug ,auf die Unterstützung der 
Entwicklung des Handels gemacht worden sind, nur 
voll und ganz unterstreichen. Die Weichen für ,die 
Handelsströme zwischen den alten und neuen Märk-
ten werden heute gestellt. Die Entwicklungspolitik 
hat gerade hier eine auch für uns außerordentlich 
wichtige Aufgabe. Für die deutsche Wirtschaft hat 
sie sich oft schon als Wegbereiter erwiesen. Sorg-
fältig ausgewählte Kapitalhilfeprojekte haben in 
vielen Fällen  den  Grundstein für wachsende Ge-
schäftsbeziehungen gelegt und der deutschen Indu-
strie dadurch Pionierdienste geleistet. Einige die-
ser Anlagen sind international .bekanntgeworden 
und haben auf diese Weise die Qualität der deut-
schen Ingenieurleistungen unter fremden Bedingun-
gen demonstriert und für die Güte unserer Erzeug-
nisse geworben. Aber auch die  vielfältigen persön- 
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lichen Kontakte im Rahmen der  Technischen Hilfe 
dürfen in dieser Hinsicht nicht unterschätzt werden. 
Es genügt hier, auf die Ausbildung von Lehrlingen 
und Praktikanten an deutschen Maschinen in  unse-
seren Betrieben und Gewerbeschulen hinzuweisen. 
Ich habe gerade vor wenigen Tagen ein hervor-
ragendes Beispiel dafür erleben können. 

An dieser Stelle darf ich auf die Fragen 4 und 2 
der Großen Anfrage der FDP-Fraktion eingehen, 
die sich unmittelbar an den soeben behandelten 
Sachverhalt anschließen. Frage 4 lautet: 

Sieht die 'Bundesregierung Möglichkeiten, ihre 
entwicklungspolitischen Maßnahmen mit der 
Konjunkturpolitik in  der  Bundesrepublik sinn-
voll zu verbinden? 

Die konjunkturelle Situation der vergangenen 
Monate hat  deutlich gemacht, in welchem Maße die 
Aufträge aus der Entwicklungswelt schon heute 
direkt oder !indirekt zur Sicherung der Arbeits-
plätze in  der  Bundesrepublik entscheidend beitra-
gen. Allein 'aus der bilateralen Kapitalhilfe sind der 
deutschen Wirtschaft im vergangenen Jahr Auf-
träge von mehr als 700 Millionen DM zugeflossen. 
Hinzu kommen zusätzliche Aufträge aus Mitteln in-
ternationaler Organisationen. Dank der Struktur 
des Angebots und der Leistungsfähigkeit unserer 
Wirtschaft können wir 1M diesem Bereich mit Aus-
nahme des Europäischen Entwicklungsfonds — dar-
auf komme ich besonders zu sprechen —, gemes-
sen an unseren Beiträgen, einen vergleichsweise 
günstigen Anteil an den Bestellungen für uns ver-
buchen. 

Die Entwicklungspolitik hat sich damit als stabi-
lisierender Faktor in Zeiten zurückbleibenden wirt-
schaftlichen Wachstums erwiesen und zur Sicherung 
der Beschäftigung in wichtigen Zweigen unserer 
Wirtschaft, besonders der Investitionsgüterindustrie, 
beigetragen. Die Entwicklungspolitik bietet jedoch 
— das muß hier gesagt werden — nur beschränkt 
Möglichkeiten, die Konjunktur zu beeinflussen. 
Zwischen Kreditzusage und -auszahlung liegen oft 
mehrere Jahre der Projektplanung und der Projekt-
vorbereitung. Darum ist eine kurzfristige zeitliche 
Steuerung der aus diesen Projekten resultierenden 
Aufträge nicht möglich, auf die es ja im Rahmen 
der Konjunkturpolitik entscheidend ankommt. Eine 
Ausnahme bilden Ersatzteile und ähnliche Lieferun-
gen, die relativ schnell zu Bestellungen unserer 
Wirtschaft führen. Derartige Hilfen machen jedoch 
nur einen kleinen Teil unserer Entwicklungspolitik 
aus, und die Bundesregierung beabsichtigt nicht, ihre 
auf lange Sicht angelegte Projektpolitik aus kon-
junkturpolitischen Gründen grundsätzlich wesentlich 
umzustellen. 

Unter Ziffer 2 fragt die FDP-Fraktion nach dem 
Verhältnis von politischem und wirtschaftlichem 
Nutzen der Entwicklungshilfe zu ihren Kosten. Diese 
Frage schließt unmittelbar an das zuvor Gesagte an. 
Hier muß ganz eindeutig festgestellt werden: Nut-
zen bringt die Entwicklungshilfe beiden Seiten — 
beiden Seiten! —, dem Empfänger wie dem Geber. 

Was die Entwicklungshilfe für die Dritte Welt 
bedeutet, will ich hier nur mit den Worten des 

Präsidenten der Weltbank, Woods, umreißen. Er 
wies auf der gerade zu Ende gegangenen Jahres-
tagung in Rio darauf hin, daß zwar vier Fünftel der 
Investitionen in den Entwicklungsländern aus eige-
nen Mitteln finanziert würden, daß aber der über 
alles wichtige Sauerteig für das Brot in Gestalt der 
Entwicklungshilfe von außen kommen müsse. 

Aber auch den Wert der Entwicklungshilfe für 
uns selbst wollen wir sehen. Sie wurde zu einem 
der großen Pfeiler in unseren weltweiten Bezie-
hungssystemen. Dies geschah zielbewußt, wenn auch 
für viele unauffällig. Unsere heutige politische und 
wirtschaftliche Position in vielen Ländern ist zum 
nicht geringen Teil insbesondere das Ergebnis die-
ser Bemühungen. Für den wirtschaftlichen Bereich 
hier nur ein einziges Beispiel. Unser Handel mit den 
Entwicklungsländern zeigt eine erfreuliche und für 
die Zukunft vielversprechende Tendenz. In den ver-
gangenen 4 Jahren sind die deutschen Exporte in die 
Entwicklungsländer um mehr als 41 % und damit 
stärker als unsere Ausfuhren in die übrige Welt 
gestiegen. Die Importe aus den Entwicklungsländern 
erhöhten sich im gleichen Zeitraum um 34 %. Die 
Märkte von morgen, die die Entwicklungspolitik von 
Anbeginn an im Auge gehabt hat, werden damit 
allmählich für die Gegenwart interessant, — nicht 
nur interessant, sondern außerordentlich bedeu-
tungsvoll. 

Die Frage nach dem Verhältnis zwischen Nutzen 
und Kosten kann ich für diese sehr komplexen Zu-
sammenhänge trotz des Fortschritts der Meßtech-
niken, den wir recht genau beobachten, vorerst nur 
politisch beantworten. Angesichts der Bedeutung 
und der Vielzahl der gesteckten und der schon er-
reichten Ziele unserer Entwicklungspolitik im außen-
politischen und wirtschaftspolitischen Raum scheint 
mir der Einsatz von etwas mehr als 2 1%  unseres 
Bundeshaushalts durchaus gerechtfertigt. 

Denjenigen aber, die die harte Kalkulation bevor-
zugen, kann ich sagen, daß sich dank der Prinzipien 
unserer Entwicklungspolitik der weitaus größte Teil 
unserer Hilfe in konkreten Projekten niederschlägt. 
Auf der Ebene des Einzelprojekts haben wir damit 
begonnen, den Wirkungsgrad unseres Instrumen-
tariums mit Hilfe moderner Kosten-Nutzen-Analysen 
zu kontrollieren. Die Untersuchungsergebnisse 
werden wir sehr sorgfältig prüfen und zusam-
men mit anderen Erfahrungsquellen unmittelbar in 
unsere Planungen eingehen lassen. Es ist selbst-
verständlich, daß die Untersuchungsergebnisse den 
Mitgliedern des Hohen Hauses zur Verfügung ste-
hen. 

Nach diesem Einschub komme ich nun wieder auf 
die Fragen der Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD zurück. In Frage 4 möchten die Fragesteller 
wissen, auf welche Weise „sich die Bundesregie-
rung an den weltweiten Bemühungen, die Nahrungs-
mittellücke in einigen Entwicklungsländern zu 
schließen", beteiligt. 

Dem rapiden Anstieg der Bevölkerung in vielen 
Entwicklungsländern steht keine entsprechende Zu-
nahme der Nahrungsmittelproduktion in diesen 
Ländern gegenüber. Alle Experten und internatio- 
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nalen Organisationen, die sich mit dem Welternäh-
rungsproblem beschäftigen, sagen übereinstimmend 
für die kommenden Jahrzehnte außerordentlich 
ernste Nahrungsmittelprobleme und für einige Ge-
biete sogar Hungersnöte voraus. Hier stehen wir 
vor dem härtesten Problem der Entwicklungspolitik. 
Es geht hier um das nackte Überleben von Millio-
nen von Menschen. 

Die Bundesregierung ist nach sorgfältiger Prü-
fung der Situation zu der Überzeugung gelangt, daß 
dieses Problem in seinem Kern nicht mehr durch 
Nahrungsmittelgeschenke gelöst werden kann. Der 
Schlüssel zu einer nachhaltigen Lösung des Welt-
ernährungsproblems liegt nach unserer Auffassung 
in der Steigerung der landwirtschaftlichen Produk-
tion und in der Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktivität in den Entwicklungsländern selbst. 
Die Bundesregierung betrachtet die produktions-
anregende Agrarhilfe als Schwerpunkt ihrer Ent-
wicklungspolitik. Wir sind in einen Wettlauf zwi-
schen der Bevölkerungsexplosion und der Entwick-
lung neuer Nahrungsmittelquellen in den Entwick-
lungsländern eingetreten. Auf längere Sicht bietet 
die Steigerung der Nahrungsmittelproduktion neben 
der Bevölkerungskontrolle die einzige Chance, den 
Hunger zu bannen. 

Mehr als ein Viertel der deutschen Technischen 
Hilfe — gerade in diesen Wochen erfolgen noch 
erhebliche Verschiebungen zugunsten dieses Sek-
tors, — und mehr als 10 % unserer Kapitalhilfe 
kommen der Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion zugute. Wir betonen hier besonders die 
Technische Hilfe, weil wir die Erfahrung gemacht 
haben, daß die Mobilisierung der in traditionellen 
Strukturen verharrenden Agrarbevölkerung nur 
über menschliche und fachlich qualifizierte Aufklä-
rung und Beratung erreicht werden kann. Daher 
werden die deutschen Fachkräfte für ihre Aufgaben 
gründlich vorbereitet und mit den besonderen Be-
dingungen des jeweiligen Einsatzlandes vertraut 
gemacht. 

Die deutsche Hilfe setzt auf diesem Gebiet auf 
breiter Front an. Sie umfaßt z. B. Maßnahmen zur 
Steigerung der pflanzlichen Produktion, zum Auf-
bau einer leistungsfähigen Viehwirtschaft, zur Ein-
führung oder Verbesserung des Fischfangs und zur 
Vermarktung. Die Erfolge einiger großflächiger Be-
ratungsprojekte sind in der Zwischenzeit weltweit 
bekanntgeworden. Neue Maßnahmen sind gerade 
in letzter Zeit in anderen Ländern eingeleitet wor-
den. In einem ganz besonderen Fall ist es gelungen, 
die landwirtschaftliche Erzeugung in dem betreffen-
den Bereich zu verdreifachen, und zwar innerhalb 
einer Zeit von vier bis fünf Jahren. Das ist nach 
meiner Auffassung eine beachtliche Leistung unse-
rer Experten, die sich dort besonders engagiert ha-
ben. Damit ist in einem ganzen Distrikt ein land-
wirtschaftliches Notstandsgebiet in ein Überschuß

-

gebiet verwandelt worden. 

Die Bundesregierung unterschätzt daneben nicht 
die Bedeutung einiger internationaler Programme 
der Nahrungsmittelhilfe, an  denen wir beteiligt 
sind. Ich denke hier an die FAO, aber auch an das,  

was im Rahmen der Kennedy-Runde beschlossen 
worden 'ist. Nach unserer Auffassung sollte eben-
falls über internationale Sonderorganisationen, die 
von der ,ganzen Völkerfamilie getragen werden, die 
Mitarbeit an der Bevölkerungskontrolle in den  Ent-
wicklungsländern erfolgen, ein Problem, bei dem 
wir uns noch im Stadium der Diskussion befinden, 
hei dem es aber in der internationalen Diskussion 
gerade in letzter Zeit erhebliche Fortschritte gibt. 
Ich weiß, mit welcher Zurückhaltung man dieses 
Problem behandeln muß. 

Auf diese Weise ist sichergestellt, 'daß die Hills-
maßnahmen verantwortungsvoll und mit größter 
Einfühlung in die Strukturen der überbevölkerten 
Gebiete durchgeführt werden. 

Unter Nr. 5 fragen CDU/CSU und SPD, welche 
Erfahrungen  mit  d em Deutschen Entwicklungsdienst 
gemacht wordensind. Die  bisherigen Erfahrungen 
mit den Freiwilligen des Deutschen Entwicklungs-
dienstes, die mit viel Begeisterung und Tatkraft in 
den Entwicklungsländern arbeiten, sind ermutigend. 
Ich kann das, was hier von dem Kollegen Brück in 
der Begründung 'gesagt worden ist, nur unterstrei-
chen. Das gilt auch für die Helfer der den Kirchen 
nahestehenden und von der Bundesregierung ge-
förderten „Dienste in Übersee" und ,für die „Ar-
beitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe". Dieses 
positive Echo ist in erster Linie darauf zurückzu-
führen, daß unsere freiwilligen Helfer eine abge-
schlossene Berufsausbildung hab en,  um Fachkennt-
nisse vermitteln zu können. Der Bundesregierung 
liegen zahlreiche Anfragen über 'die Mitarbeit von 
Freiwilligen vor, auch aus solchen Ländern, in denen 
der Deutsche Entwicklungsdienst bisher noch nicht 
tätig ist. Einige Freiwillige sind bereits zurückge-
kehrt. Ich hatte die Möglichkeit, mit ihnen zu dis-
kutieren, um aus ihren Erfahrungen zu lernen. 
Einige Probleme müssen gelöst werden. Diese jun-
gen Menschen, die  sich untrer ungewöhnlichen Be-
dingungen bewährt und gelernt haben, sich mit per-
sönlicher Verantwortung 'zu engagieren, sind wert-
volle Nachwuchskräfte, und zwar — das möchte ich 
hier in aller Deutlichkeit sagen — nicht nur für die 
deutsche Entwicklungshilfe , sondern gerade auch 'für 
die deutsche Wirtschaft insgesamt. Sie verfügen 
über Länderkenntnisse, sie verfügen über hervor-
ragende Erfahrungen, und  die deutsche Wirtschaft 
sollte die Kenntnisse 'dieser jungen Menschen nut-
zen. 

Bisher sind mehr nals 1250 Freiwillige nach sorg-
fältiger Auswahl und Vorbereitung entsandt wor-
den. Gegenwärtigbefinden sich knapp 1100 dieser 
im Durchschnitt 25jährigen jungen Menschen in 
Übersee Sie arbeiten zur Zeit +in 25 Ländern. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, den 
Deutschen Entwicklungsdienst weiter auszubauen 
und die Zahl der Freiwilligen im Laufe der nächsten 
Jahre 'möglichst auf 2000 zu erhöhen. Das Tempo 
des Ausbaus soll jedoch mehr 'den Erfahrungen der 
Praxis angepaßt werden. Das heißt: wir werden das 
Tempo des Ausbaus mit Sicherheit ein wenig  ver-
mindern müssen, Alle beteiligten Stellen sind sich 
darüber im klaren, daß der Deutsche Entwicklungs-
dienst nur dann die an ihn geknüpften Erwartungen 
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erfüllen kann, wenn zwei entscheidende Fragen ver-
nünftig geklärt werden können, nämlich 1. die Aus-
lese der Freiwilligen und 2. die Projektauswahl. Der 
Deutsche Entwicklungsdienst kann nur dann her-
vorragend ,arbeiten, wenn  diese beiden Probleme 
auch für die Zukunft vernünftig gelöst werden kön-
nen. Hier spielen die Beobachtungen der Vergan-
genheit und die Auswertung der ersten Erfahrun-
gen selbstverständlich eine ganz entscheidende 
Rolle. Für mich kommt noch eins hinzu: Wenn wir 
den jungen Menschen des Deutschen Entwicklungs-
dienstes die Chance geben wollen — und wir müs-
sen sie ihnen geben —, so effektiv wie irgend mög-
lich zu arbeiten, müssen wir ihnen bei der  tech-
nischen Ausrüstung mehr helfen als bisher. Nach 
meinen Erfahrungen gerade auch der  letzten Wo-
chen muß hier also  für die  Zukunft mehr geschehen 
als bisher. 

Auf Wunsch des Hohen Hauses wird zur Zeit 
ein Gesetz zur Förderung des Dienstes von Freiwil-
ligen in Entwicklungsländern vorbereitet, das den 
Freiwilligen diejenigen Sicherungen bringen soll, 
die sich angesichts des besonderen Charakters die-
ses Auslandseinsatzes als notwendig erwiesen ha-
ben. 

In Frage 6 fragen CDU/CSU und SPD nach der 
sozialen Sicherung der Fachkräfte. Nach langwieri-
gen Bemühungen haben wir auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung einen gewissen Abschluß er-
reicht. Allen Fachkräften steht heute der Beitritt zur 
gesetzlichen Rentenversicherung offen. Zu den Bei-
trägen werden Arbeitgeberzuschüsse in Höhe von 
50 0/o gewährt. Das gilt auch für private befreiende 
Lebensversicherungen. Darüber hinaus sind alle 
Fachkräfte in die gesetzliche Unfallversicherung 
einbezogen worden. Die Sicherung in Krankheits-
fällen soll in Kürze wesentlich verbessert werden. 
Wir sind im Augenblick dabei, dieses Problem zu 
lösen. Hier sind noch nicht alle Fragen geklärt. 

Sorgen bereiten uns nach wie vor die Fragen 
der Wiedereingliederung der Fachkräfte — das 
muß hier in aller Deutlichkeit gesagt werden —, 
ein Problem, das auch in anderen Geberländern 
noch nicht überall zur vollen Zufriedenheit gelöst 
worden ist, auch in solchen Ländern noch nicht, die 
über längere Erfahrungen verfügen als wir. Eine 
befriedigende Regelung besteht bisher nur für die 
Fachkräfte, die aus dem öffentlichen Dienst kom-
men, die für die Dauer ihrer Auslandstätigkeit ohne 
Dienstbezüge beurlaubt werden und später In ihre 
Stammbehörden zurückkehren. In allen übrigen 
Bereichen sind wir auf eine noch engere Zusam-
menarbeit mit der Wirtschaft angewiesen. Wir 
erwarten hier vor allem eine größere Aufgeschlos-
senheit im Einzelfall. In der Zukunft werden wir 
mit Sicherheit eine bestimmte Gruppe von Experten 
langfristig beschäftigen können, während das bei 
anderen Gruppen aus der Aufgabe heraus nicht 
möglich ist und auch für die Zukunft leider nicht 
möglich sein wird. Hier wird es also immer Unter-
schiede geben müssen. 

Mit der Frage der längeren Beschäftigung von 
Fachkräften der Entwicklungshilfe befaßt sich die 
Bundesregierung seit längerer Zeit. Im vorigen 
Jahr ist bereits eine Möglichkeit geschaffen worden, 
bewährten Fachkräften längerfristige Verträge an-
zubieten. Etwaige Übergangszeiten zwischen zwei 
Projekten können finanziell überbrückt werden. Wir 
sind also einen Schritt weitergekommen, was aller-
dings noch nicht bedeutet, daß das Problem end-
gültig zufriedenstellend gelöst ist. Diese Verbesse-
rungen der Vertragsgestaltung tragen zusammen 
mit unserem Bemühen um eine langfristige Planung 
und — das ist von entscheidender Bedeutung — 
eine gewisse Standardisierung der Projekte — 
beide Ziele müssen nämlich erreicht werden — dazu 
bei, den wertvollen Erfahrungsschatz unserer Fach-
kräfte länger zu nutzen. An der Standardisierung 
der Projekte wird gerade in den letzten Monaten 
entscheidend gearbeitet. Die Überprüfung aller 
3000 Projekte, von der ich gesprochen habe, wird 
uns hier einen wesentlichen Schritt weiterbringen, 
damit wir eine Standardisierung sobald wie mög-
lich erreichen. 

In Frage 7 fragen CDU/CSU und SPD nach der 
Öffentlichkeitsarbeit. Hier handelt es sich um drei 
Bereiche: die Information der deutschen Offent-
lichkeit, die Öffentlichkeitsarbeit in den Entwick-
lungsländern und, was nicht unterschätzt werden 
darf und was oft vergessen wird, die Aufklärung 
über deutsche Maßnahmen in den anderen Geber-
ländern. Ohne diese Aufklärung in den anderen 
Geberländern könnte dort fälschlicherweise der 
Eindruck entstehen, daß die Bundesrepublik nicht 
bereit sei, sich in dem notwendigen Maße zu enga-
gieren. 

Diese drei Arbeitsgebiete erfordern jeweils an-
dere Methoden. Die Öffentlichkeitsarbeit in der Bun-
desrepublik muß von der Tatsache ausgehen, daß in 
der breiten Offentlichkeit noch immer falsche Vor-
stellungen über die Entwicklungspolitik herrschen. 
Anläßlich der Bekanntgabe einer Kapitalhilfe von 
40 Millionen DM an Persien hat sich leider noch ein-
mal in aller Deutlichkeit gezeigt, welche falschen 
Vorstellungen herrschen. Vielleicht hat auch unsere 
Informationspolitik ein wenig dazu beigetragen, 
denn es ist nicht deutlich zum Ausdruck gekommen, 
daß mit dieser Kapitalhilfe ein großer Auftrag für 
die deutsche Industrie verbunden war und daß es 
sich um die Elektrifizierung eines Teiles des Landes 
handelt. Diese Hilfe ist nicht leichtfertg gewährt 
worden, sondern Wochen und Monate ist sehr kon-
kret und sehr nüchtern über diese Dinge gesprochen 
worden. Es gilt hier, die Bedeutung der Entwick-
lungspolitik an Hand von Fakten .  nüchtern darzu-
stellen. Ich glaube, wir haben in der Vergangenheit 
zu oft Zahlen genannt. Wir müssen viel mehr über 
Fakten reden. Wir müssen unsere Arbeitsweise und 
unsere Möglichkeiten illusionslos schildern und den 
Vorurteilen durch klare Information und mit über-
zeugender Argumentation entgegentreten. 

Unsere offene und sachliche Unterrichtung hat zu 
einer im wesentlichen positiven Einstellung der 
Massenmedien zur Entwicklungspolitik der Bundes-
regierung geführt. Presse, Rundfunk und Fernsehen 
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bringen den entwicklungspolitischen Problemen gro-
ßes Verständnis entgegen, was selbstverständlich 
nicht ausschließt, daß sie Einzelmaßnahmen zum Teil 
sehr kritisch beurteilen. Ich möchte sagen, daß wir 
gerade diese kritische Beurteilung von Einzelmaß-
nahmen und bestimmten Projekten doch nur begrü-
ßen können und daß das im Interesse der im Gang 
befindlichen Diskussion liegt. 

Die Öffentlichkeitsarbeit in den Entwicklungslän-
dern zielt darauf ab, unsere Entwicklungshilfe so 
darzustellen, daß sie politisch nachhaltig wirksam 
wird und zur Verbesserung der Beziehungen zu den 
Nehmerländern beiträgt. Herr Kollege Ertl hat die 
Frage der Propaganda der Ostblockländer angespro-
chen. Ich bin der Meinung, daß diese Propaganda 
sehr ausgewogen beurteilt wird. Ich glaube, in der 
Zwischenzeit können die Entwicklungsländer sehr 
deutlich zwischen rein propagandistischen Maßnah-
men und wirklichen Leistungen unterscheiden. Es 
gibt jedenfalls eine Reihe positiver Beweise dafür, 
daß die Propaganda nur eine gewisse Zeit aufrecht-
zuerhalten ist und daß nach einer bestimmten Zeit 
nur die reale Leistung gewertet wird. Unsere Aus-
lansdvertretungen tragen durch geeignete Maßnah-
men dazu bei, daß die deutsche Entwicklungshilfe 
für die Bevölkerung des Nehmerlandes zu einem 
positiven Element im Deutschlandbild wird. Das 
Schwergewicht liegt hierbei auf der projektbezoge-
nen Presse-, Rundfunk- und Fernseharbeit. 

Als dritten Tätigkeitsbereich werden wir in Zu-
kunft stärker die Information der anderen Geberlän-
der über die deutschen Maßnahmen pflegen müssen. 
Die 1 %-Klausel und die DAC-Jahresexamen haben 
in den einzelnen Geberländern das Interesse für das 
Entwicklungshilfevolumen und auch die Methoden 
der anderen Industrieländer verstärkt. Hier ist eine 
neue Aufgabe entstanden, deren Bedeutung gerade 
für uns nicht verkannt werden darf. Die Bundes-
regierung begrüßt es daher dankbar, daß das Hohe 
Haus sich für eine wesentliche Erhöhung der Mittel 
der Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt hat. Damit sind 
wir jetzt in der Lage, die Leistungen und Vorhaben 
der deutschen Entwicklungshilfe im In- und Ausland 
durch geeignete Maßnahmen wirksamer herauszu-
stellen. 

Ich möchte jetzt die Fragen der FDP beantworten, 
soweit sie nicht bereits wegen ihres Sachzusammen-
hangs mit anderen Fragen beantwortet worden sind. 
In Frage 1 möchte die FDP wissen, ob auch diese 
Bundesregierung der Meinung ist, daß .die Entwick-
lungspolitik eine Aufgabe auf lange Sicht ist und 
welche Folgerungen und Maßnahmen sie daher auf 
den Gebieten .der Personalplanung, des  Haushalts-
rechts und des Mittelansatzes zu ziehen gedenkt. 
Ich glaube sagen zu dürfen, daß auch diese Bundes-
regierung die wichtige Schlüsselfunktion der  Ent-
wicklungspolitik für die künftige Stellung unseres 
Landes in der Welt nicht verkennt. Das ist in der 
Regierungserklärung eindeutig festgestellt worden. 

Im einzelnen wurden hieraus folgende Konse-
quenzen gezogen. Für den Bereich der Personalpla-
nung darf ich auf meine schriftliche Antwort vom 
23. Februar 1967 auf eine Anfrage des Kollegen 
Dr. Jahn (Braunschweig) verweisen. An dieser Stelle  

darf ich mich darauf beschränken, die wichtigsten 
Grundzüge zu skizzieren, um  nicht alle Einzelheiten 
aufzeigen zu müssen. 

Die Bundesregierung bemüht sich, den Personal- 
bedarf vorausblickend zu erkennen und entspre-
chende Vorsorge zu treffen. Sie verfügt heute über 
geeignete Ausbildungs- und Vorbereitungsmöglich-
keiten für alle wichtigen Expertengruppen. Eine 
weitere Verbesserung der langfristigen Personal-
planung kann von der in Angriff genommenen Stan-
dardisierung — und das ist von entscheidender 
Bedeutung — unserer Projekte der Technischen 
Hilfe erwartet werden. Dazu gehört auch, daß man 
von Anfang an den Mut hat, zu sagen, was man 
nicht machen kann, und daß man nicht Erklärungen 
abgibt, wo man mit Sicherheit nicht in  der  Lage ist, 
das Notwendige zu leisten. 

Auf dem Gebiet ,des Haushaltsrechts beabsichtigt 
die Bundesregierung, die besondere Problematik 
langfristiger Maßnahmen im Ausland im Zusam-
menhang mit der Haushaltsrechtsreform zu berück-
sichtigen. Es wird insbesondere darauf ankommen, 
erstens den  Haushaltsvollzug zu straffen, um eine 
möglichst weitgehnde Verwaltungsvereinfachung zu 
erreichen, zweitens das Eingehen von Verpflichtun-
gen und deren Abwicklung unter Berücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse im Bereich der Ent-
wicklungshilfe neu zu regeln, und drittens vor allen 
Dingen auch das Verhältnis des Bundes zu den pri-
vaten Organisationen, die Entwicklungshilfeauf-
gaben wahrnehmen, im Rahmen einer umfassenden 
Neuregelung der Gewährung von Zuwendungen 
neu zu gestalten. Wir sind dankbar, daß dazu auch 
aus dem Hause eine Reihe konkreter Vorschläge 
vorliegt. 

Im Hinblick auf den Haushaltsansatz möchte ich 
auf die mittelfristige Finanzplanung hinweisen, die 
erstmals die Möglichkeit für eine mehrjährige, aus-
gewogene Planung unserer Politik eröffnet. Eigent-
lich kann man jetzt erstmalig Entwicklungspolitik 
auf längere Sicht planen; zumindest haben wir die 

 Chance, für die nächsten vier Jahre Entscheidendes 
vorauszuplanen. Entsprechend ,der großen Bedeu-
tung, die der Entwicklungshilfe unter den Staats-
aufgaben von dieser Regierung beigemessen wird, 
können wir mit einem im Durchschnitt deutlichen 
Anstieg der Mittelbereitstellung zwischen 1967 und 
1971 rechnen. 

In Frage 3 wird die Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft angesprochen: 

Welche weiteren Maßnahmen gedenkt die Bun-
desregierung zu ergreifen, um die deutsche 
Privatwirtschaft zu einer stärkeren Investitions-
tätigkeit in den Entwicklungsländern zu veran-
lassen? 

Die Bundesregierung hat ihr starkes Interesse an 
einer Ausweitung der privaten Investitionen durch 
ein vielseitiges Förderungsinstrumentarium gezeigt. 
Hinzuweisen ist hier vor allen Dingen auf die 
Steuerhilfen, Garantien und Kredite für deutsche 
Investitionen in den Entwicklungsländern sowie auf 
den Abschluß von Investitionsförderungsverträgen 
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und Abkommen zur Vermeidung von Doppelbe-
steuerung. Die Investitionsförderung durch diese 
Vertragstypen soll auch für die Zukunft noch erwei-
tert werden. 

Die Bundesregierung hat vor einigen wenigen 
Tagen den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes verabschiedet, 
der dem Hohen Hause in wenigen Tagen vorliegen 
wird. Der Entwurf sieht eine Verlängerung der Gel-
tungsdauer des Gesetzes und eine wesentliche Er-
weiterung des Katalogs der geförderten Kapitalan-
lagen in Entwicklungsländern vor. Insbesondere sol-
len auch Investitionen in der Form des beteili-
gungsähnlichen Darlehens und die Anlage in Grund 
und Boden begünstigt werden. 

Durch besondere Bestimmungen sollen Investitio-
nen im Banken- und Versicherungssektor sowie der 
Erwerb von Beteiligungen, die die Deutsche Ent-
wicklungsgesellschaft abgibt, in die Förderung ein-
bezogen werden. Das ist eine wesentliche Erweite-
rung des Katalogs, der bisher gegeben war, und ich 
glaube, daß uns das die Möglichkeit gibt, auf die-
sem Sektor weitere Fortschritte zu machen. 

Die hier bereits angesprochene, vom Bund ge-
gründete Deutsche Entwicklungsgesellschaft in Köln 
hat sich auf diesem Sektor als besonders erfolgreich 
erwiesen. Sie mobilisiert mit ihren Beteiligungsvor-
haben durchschnittlich das sechsfache Investitions-
volumen. Deswegen werden dieser Gesellschaft in 
geeigneten Investitionsfällen auch zusätzliche Treu-
handmittel aus der Kapitalhilfe zur Verfügung ge-
stellt. 

Eine weitere Belebung der Investitionsbereitschaft 
verspricht sich die Bundesregierung von Finanzie-
rungshilfen für Investitionsstudien. Die Bundesregie-
rung ist bereit, auf diesem Wege voranzugehen. Da-
mit soll den Unternehmern ein Anreiz geboten 
werden, die Anlagemöglichkeiten auch in noch weit-
gehend unbekannten Märkten zu prüfen. 

Frage 4 ist bereits beantwortet. 

In Punkt 5 fragt die FDP nach dem Verhältnis von 
Entwicklungspolitik und Außenpolitik zueinander 
und ob die Bundesregierung glaube vermeiden zu 
können, daß sie durch politischen Druck zur Hingabe 
von Entwicklungshilfe veranlaßt werden könne. 
Diese Frage ist auch von dem Kollegen Brück bei 
der Begründung der Großen Anfrage der Regie-
rungskoalition sehr deutlich angesprochen worden. 

Die teilweise sehr krassen Unterschiede in den 
Lebensbedingungen zwischen den hochindustriali-
sierten Nationen einerseits und den wirtschaftlich 
noch wenig entwickelten Ländern andererseits er-
fordern neue Formen zwischenstaatlicher Beziehun-
gen. In diesem Sinne ist die Entwicklungspolitik zu 
einem wichtigen Bestandteil der Außenpolitik ge-
worden. Das gilt für die Bundesrepublik ebenso wie 
für die anderen großen Industriestaaten. 

Entwicklungspolitik ist jedoch mehr als nur Ele-
ment der Außenpolitik, ebenso wie sich andererseits 
die zwischenstaatlichen Beziehungen zu den Ländern 
der Dritten Welt nicht allein auf entwicklungs-
politische Kontakte beschränken. Entwicklungs-

politik ist vielmehr eine neue, eigenständige Auf-
gabe mit eigenen Zielsetzungen und selbstverständ-
lich auch eigenen Methoden. 

Bei der Vergabe unserer Mittel spielen alle diese 
entwicklungspolitischen Zielsetzungen eine Rolle. 
Die Erfahrung hat uns ganz eindeutig gezeigt, daß es 
für den langfristigen entwicklungspolitischen Erfolg 
einer Hilfe vor allem darauf ankommt, daß sinnvolle 
Projekte ausgewählt werden. Wirtschaftlich ver-
fehlte Vorhaben können letztlich auch die politi-
schen Beziehungen eher belasten als fördern. 

Im außenpolitischen Bereich geht es der Bundes-
regierung vor allen Dingen darum, Regierungen 
und Völker der Dritten Welt in ihrer positiven 
Grundhaltung uns gegenüber zu festigen. Wo von 
vornherein die Bereitschaft zur freundschaftlichen 
Zusammenarbeit bestand, hat die Entwicklungspoli-
tik in vielen Fällen Kontakte hergestellt, die zum 
offenen Dialog über die lebenswichtigen Probleme 
beider Partner geführt und auf diese Weise die 
Beziehungen verbessert haben. Sollten einzelne 
Länder — das sei in aller Deutlichkeit gesagt —
jedoch versuchen, die deutsche Teilung gegen uns 
auszunutzen, wird die Bundesregierung gelassen 
reagieren und sich nicht zu Zugeständnissen drän-
gen lassen. Das ist ein wichtiger Punkt bei dem 
Verhältnis von Außenpolitik und Entwicklungs-
politik. Ich glaube, daß man nur eine derartige Hal-
tung annehmen kann. Es kommt darauf an, daß man 
einerseits nicht die Absicht hat, jemand zu kaufen, 
und sich andererseits von niemand erpressen läßt. 

Frage 6 der FDP-Fraktion bezieht sich auf die 
Möglichkeiten, die die Bundesregierung auf dem 
Gebiet der Entwicklungspolitik in der Zusammen-
arbeit mit osteuropäischen Staaten sieht. Einige der 
von uns unterstützten Entwicklungsländer erhalten 
auch in nicht geringem Maße Hilfen aus den ost-
europäischen Ländern. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß heute das Verhältnis zu diesen 
anderen Geberländern in der Entwicklungspolitik 
dadurch bestimmt sein sollte, daß das gemeinsame 
Ziel der Entwicklung der Nehmerländer im Vorder-
grund steht. Auf die Dauer nutzt es weder einem 
westlichen noch einem östlichen Geber, noch weni-
ger den Entwicklungsländern, wenn jedes der 
Geberländer ohne Rücksicht auf entwicklungspoli-
tische Maßnahmen des anderen bestimmte Vorhaben 
durchführt. Hier geht es um ein Bemühen, dort, wo 
die Möglichkeiten gegeben sind, zu einer positiven 
Zusammenarbeit zu kommen. So erscheint es mir 
z. B. wenig sinnvoll, wenn Ausbildungssysteme 
nebeneinander aufgebaut werden, die nicht zusam-
menpassen oder sich sogar stören. In solchen und 
ähnlichen Fällen sind durchaus Formen der Koordi-
nierung denkbar, die für das Nehmerland einen grö-
ßeren Erfolg versprechen, ohne die einzelnen Geber 
in ihrer Eigenart wesentlich einzuengen. Darauf 
muß selbstverständlich auch Wert gelegt werden. 

Wenn auch für eine direkte Zusammenarbeit noch 
keine Beispiele angeführt werden können, so ist 
doch zumindest in einigen Fällen eine stillschwei-
gende und nicht unwirksame Anpassung festzustel-
len. Dies ist zweifellos ein Fortschritt, von dem wir 
hoffen, daß er sich noch weiter verfolgen läßt. 
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Schon heute hat eine neue Haltung in dieser Frage 
zur Folge, daß manche Probleme des Entweder-
Oder in der Entwicklungshilfe entfallen. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung bereit, 
mit den osteuropäischen Ländern, mit denen sie 
sich auf verschiedenen Wegen um bessere Kontakte 
bemüht, auch im entwicklungspolitischen Bereich in 
konkreterer Form zusammenzuarbeiten, wenn sich 
hierfür erfolgversprechende Ansatzpunkte zeigen. 
Diese Haltung deckt sich mit der Empfehlung der 
vom Deutschen Bundestag angeregten internationa-
len Parlamentarierkonferenz vom April dieses Jah-
res. 

In der 7. und letzten Frage möchte die FDP-Frak-
tion die Möglichkeiten wissen, die die Bundesregie-
rung sieht, in Zukunft innerhalb der Arbeit des 
Europäischen Entwicklungsfonds und anderer multi-
lateraler Institute stärker als bisher wirtschaftlich 
und personell in Erscheinung zu treten. 

Die Bundesrepublik ist in einer Vielzahl multila-
teraler Entwicklungshilfeinstitutionen personell und 
materiell beteiligt, wobei der deutsche Anteil ge-
messen an den Beiträgen unterschiedlich ist. Der 
Lieferanteil der deutschen Wirtschaft bei den bei-
den großen Organisationen Weltbank und Inter-
nationale Entwicklungsorganisation (IDA) ist sehr 
günstig. Eine Kapitalbeteiligung von 5,7 % bei der 
Weltbank steht ein deutscher Lieferanteil im Ge-
schäftsjahr 1965/1966 von 13,3 % gegenüber. Bei der 
Internationalen Entwicklungsorganisation ist dieses 
Verhältnis ähnlich günstig. Die von der Weltbank 
und der Internationalen Entwicklungsorganisation 
finanzierten Leistungen werden weltweit ausge-
schrieben. Der Zuschlag erfolgt nach der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit. 

Ausgesprochen ungünstig ist, das muß in aller 
Deutlichkeit ausgesprochen werden, immer noch die 
Beteiligung deutscher Firmen an den Aufträgen des 
Europäischen Entwicklungsfonds. Bis Ende 1966 flos-
sen nur knapp 10 % der von uns zu etwa 34 O/o ge-
tragenen Gesamtausgaben des Fonds an deutsche 
Firmen. Diese Unterbeteiligung ist im wesentlichen 
auf den hohen Anteil von Bauleistungen am Auf-
tragsvolumen des Fonds zurückzuführen, bei dem 
naturgemäß die ortsansässigen Firmen einen erheb-
lichen Vorsprung haben. Bei den Lieferungen und 
intellektuellen Leistungen entspricht unser Auf-
tragsanteil besser unserem finanziellen Beitrag. Die 
Bundesregierung wird in ihren Bemühungen nicht 
nachlassen, auch das Gesamtergebnis für uns be-
friedigend zu gestalten. Entsprechende Gespräche in 
Brüssel und in Paris sind in der Vergangenheit nach-
drücklich geführt worden. Auf Antrag der Bundes-
regierung hat der Ministerrat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft kürzlich eine Entschließung 
verabschiedet, in der die Kommission aufgefordert 
wird, auf verbesserte Wettbewerbsbedingungen hin-
zuwirken. Immerhin kann ein gewisses Ansteigen 
des deutschen Auftragsanteils festgestellt werden. 
Die deutsche Wirtschaft sollte die Bemühungen der 
Bundesregierung durch eine rege Beteiligung an 
den Ausschreibungen unterstützen. 

Der deutsche Anteil am Personal der jüngeren 
internationalen Organisationen ist durchaus ange-

messen. Ich sage bewußt: der jüngeren. In den älte-
ren läßt unser Anteil jedoch noch zu wünschen 
übrig. Das gilt besonders für die gehobenen Posi-
tionen. Diese Organisationen sind bemüht — und 
die Bundesregierung hat entsprechende Vorkehrun-
gen getroffen —, die Situation zu verbessern. 

Ich darf nach Beantwortung aller Fragen eine 
kurze Schlußbemerkung machen. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, damit hat die Bundes-
regierung zu allen in beiden Großen Anfragen zur 
Entwicklungspolitik aufgeworfenen Fragen Stellung 
genommen. Es war mir selbstverständlich nicht mög-
lich, auf alle Probleme einzugehen. Ich bitte um 
Verständnis dafür, daß meine Antwort ein wenig 
lang geworden ist. Ich sage noch einmal, vierzehn 
Fragen waren zu beantworten. Ich hoffe jedoch, daß 
es mir gelungen ist, deutlich zu machen, daß die 
Bundesregierung der Großen Koalition der Entwick-
lungspolitik eine hervorragende Bedeutung beimißt 
und daß sie sich sehr ernsthaft um sachgerechte 
Lösungen bemüht. 

Obwohl wir uns hier auf einem außerordentlich 
schwierigen Terrain bewegen, das neuartige Orien-
tierungsmittel und mit keiner anderen Aufgaben-
stellung vergleichbare Methoden erfordert, glaube 
ich doch sagen zu dürfen, daß wir heute eine Ge-
samtkonzeption erarbeitet haben, die es uns er-
laubt, einen klaren Kurs zu steuern. Sie berücksich-
tigt sowohl die außenpolitischen Zusammenhänge 
wie die hervorragende Bedeutung der Entwicklungs-
politik für unsere eigene wirtschaftliche Zukunft. 
Sie beachtet aber auch die immer ausgeprägtere 
Differenzierung innerhalb der Entwicklungsländer. 
Man muß sich aber darüber im klaren sein, daß es 
keinen Schlüssel der Weisen gibt, den man nur zu 
linden braucht und der ein für allemal seine Gültig-
keit behält. Alle Probleme und alle Lösungsmög-
lichkeiten werden sich auch hier immer in einer ge-
wissen Entwicklung befinden. Die wirtschaftliche 
und die politische Szene wandeln sich dauernd. In 
den Entwicklungsländern entstehen neue Probleme. 
Die Entwicklungspolitik muß dieser Dynamik fol-
gen. Wir stehen erst am Anfang einer großen Zu-
kunftsaufgabe. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für 
Ihre Geduld. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kiep. 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist bedauerlich, 
daß die Debatte über ein solch wichtiges Thema 
wie das der Entwicklungshilfe vor einem so leeren 
Hause stattfinden muß. Das hat zwei Gründe. Ein-
mal mangelt es der Entwicklungshilfe noch an dem 
Platz unter den politischen Prioritäten, der ihr zu-
kommt, zum anderen ist die Ursache auch in  dem 
Ablauf einer Debatte in diesem Hause zu sehen, wie 
er durch die Große Anfrage an die Bundesregierung 
hervorgerufen ist. Ich glaube, wir sollten uns im 
Interesse der Sache, im Interesse einer wirklich 
lebhaften Diskussion und einer lebhaften Teilnahme 
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des ganzen Hauses an dieser Diskussion doch er-
neut Gedanken darüber machen, ob diese Form der 
Beantwortung einer Großen Anfrage und die Form 
der Debatte, die sich daran anschließen sollte, wirk-
lich sinnvoll und zweckmäßig sind. 

An sich findet diese Debatte über die Entwick-
lungshilfe zu einem guten Zeitpunkt statt. Die 
Resonanz zum Thema Entwicklungshilfe ist drau-
ßen weitgehend negativ. Der Optimismus der ersten 
„Gründerjahre" ist vorbei. Entwicklungshilfe wird 
kritisch, nüchtern und realistisch betrachtet. Die 
Kluft zwischen den Industrienationen des Nordens 
und den Ländern des Südens hat sich trotz unserer 
Bemühungen weiter vergrößert. Es ist noch nicht 
abzusehen, wann es unseren Anstrengungen gelin-
gen wird, wenigstens zu einem Stillstand in der Ab-
wärtsentwicklung zu kommen. Daher 'ist es gut und 
nützlich, einmal in diesem Hause, dem Parlament 
der Bundesrepublik Deutschland, die in der Liste 
der Industrienationen als Nr. 4 zur Lösung dieser 
Probleme wesentliche Beiträge leistet, hierüber zu 
sprechen. 

Hinsichtlich der politischen Aspekte der Entwick-
lungshilfe kann ich den Ausführungen unseres Kol-
legen Brück weitgehend zustimmen. Über die Tech-
nik der Entwicklungshilfe hat der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit ausführlich ge-
sprochen. Erlauben Sie mir einige wenige kurze 
Bemerkungen zu weiteren politischen Aspekten und 
zu einigen wirtschaftlichen Überlegungen, die viel-
leicht im Zusammenhang mit der Entwicklungshilfe 
von Interesse sein können. 

Aus den Ausführungen des Kollegen Brück ist 
ganz deutlich hervorgegangen — ich möchte das 
noch einmal unterstreichen, um Enttäuschungen vor-
zubeugen und um der ganzen Diskussion eine wirk-
lich realistische Basis zu geben —, daß Entwick-
lungshilfe unter gar keinen Umständen ein Instru-
ment zur Lösung politischer Tagesfragen sein kann. 
Entwicklungshilfe muß, wenn sie erfolgreich sein 
soll, aus der Natur der Sache langfristig sein. Sie 
kann also nur als Instrument einer langfristigen 
Außenpolitik verstanden werden. Alle Versuche, 
anders vorzugehen, werden zu Enttäuschungen füh-
ren, zu 'Enttäuschungen nicht nur in diesem Hause, 
sondern zu großen Enttäuschungen vor allen Din-
gen auch in unserer Bevölkerung, die ja die Ent-
wicklungshilfe mit Recht irgendwie im Zusammen-
hang auch mit unseren nationalen Problemen und 
Belangen sieht. 

Ich glaube, daß die Entwicklungshilfe — auch das 
Ist schon angeklungen — ein wichtiges Instrument 
der Selbstdarstellung unseres Volkes und unseres 
politischen Wollens ist, ohne die wir heute gar 
nicht mehr auskommen könnten. Man könnte sogar 
fast sagen, daß die Entwicklungshilfe heute viel-
leicht das einzige wirkungsvolle Mittel zu dieser 
Selbstdarstellung ist, deren wir als Deutsche ganz 
besonders bedürfen. 

Die Entwicklungshilfe hat ein primäres politisches 
Ziel und ist von diesem Ziel her gesehen im Inter-
esse unseres eigenen Volkes notwendig. Es ist dies 
das Ziel, einen Beitrag zu leisten zur Sicherung  

des Weltfriedens. Diese Friedenssicherung, die in 
der Entwicklungshilfe steckt, kann nicht oft genug 
in den Vordergrund gestellt werden. Sie gehört 
als notwendiger Teil zu der Friedenspolitik der 
Bundesregierung, und wir sollten in den Gesprächen 
mit den Bürgern in unserem Lande, die dieser Akti-
vität kritisch gegenüberstehen, darauf hinweisen, 
daß die Sicherung des Weltfriedens auf die Dauer 
nicht möglich sein wird, wenn es nicht gelingt, den 
Gegensatz zwischen Nord und Süd zu überbrücken 
oder zumindest zu mildern. Zu dieser Überbrückung 
beizutragen ist auch eine Aufgabe des deutschen 
Volkes, die in seinem ureigensten Interesse wahr-
genommen wird. 

Selbstverständlich gehören auch die Ziele der 
deutschen Außenpolitik mit in den Komplex die-
ser Entwicklungspolitik. Die wichtigste Aufgabe 
im Verkehr mit den Ländern der „Dritten Welt" 
sollte nicht so sehr das Gespräch über Geld sein, 
nicht so sehr das Gespräch über dieses oder jenes 
Projekt. Die Auslandsvertretungen der Bundes-
republik sollten sich vielmehr besonders darum 
bemühen, Solidarität zu schaffen, Solidarität zwi-
schen uns und diesen Ländern, Solidarität auch in 
der entscheidenden Frage des Selbstbestimmungs-
rechts für unser Volk. Die Unterhaltung mit unseren 
Partnern, die jetzt schon einige Jahre läuft, sollte 
sich nicht darauf beschränken, daß ständig entweder 
über Geld oder unsere politischen Wünsche ge-
sprochen wird. Es sollte vielmehr ein gewisses 
Verständnis auch für die Probleme der anderen auf-
gebracht werden. 

In diesem Zusammenhang ist es notwendig, auch 
darauf hinzuweisen — das ist noch nicht so recht 
zum Ausdruck gekommen —, daß wir erwarten müs-
sen, daß auch in den Entwicklungsländern stärkere 
Anstrengungen zu einem Beitrag zur Lösung der 
Probleme dieser Länder gemacht werden. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Kiep, wür-
den Sie erlauben, daß ich ein paar Worte sage 
und Sie für eine Minute unterbreche. 

Wir haben nämlich die große Freude, meine ver-
ehrten Damen und Herren Kollegen, eine Delega-
tion des Parlaments der Republik Somalia unter uns 
zu haben, die soeben auf der Diplomatentribüne 
Platz genommen hat. 

(Beifall.) 

Ich möchte die Herren unter der Führung ihres Prä-
sidenten Sheikh Mukhtar Mohamed Hussein auf 
das herzlichste begrüßen. Sie nehmen an einer 
Debatte teil — rein zufällig, muß ich sagen —, die 
Sie sicherlich .der Materie nach besonders inter-
essieren wird. Ich hoffe, daß Ihr Aufenthalt in der 
Bundesrepublik für Sie fruchtbar sein wird, daß Sie 
sich wohl fühlen und daß Sie gute Erinnerungen mit 
nach Hause nehmen werden. 

(Beifall.) 

Vielen Dank, Herr Kollege Kiep.. 

Kiep (CDU/CSU) : Meine Damen und Herren, ich 
sprach davon, daß wir gewisse Leistungen der Ent- 
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wicklungsländer als notwendig 'erachten, damit 
unsere gemeinsamen Bemühungen .zum Erfolg füh-
ren. Dazu gehören neben wirtschaftlichen und finan-
ziellen Dingen insbesondere auch ein größeres Ver-
ständnis für Änderungen der gesellschaftlichen und 
sozialen Strukturen in diesen Ländern, eine Ver-
besserung der Steuersysteme, kurzum, die Schaf-
fung eines besseren Klimas, das es uns auch erleich-
tert, unsere Leistungen zum Aufbau dieser Länder 
hier bei uns zu vertreten. Erfreuliche Ansätze sind 
hier erkennbar. Ich denke an gewisse Länder, die 
damit beginnen, gerade ihre Agrarstruktur — und 
hierauf möchte ich noch kurz zu sprechen kommen 
— neu zu gestalten, umzugestalten, um die Feudal-
verhältnisse der Vergangenheit durch ein System 
der Bodenbearbeitung abzulösen, das einige Aus-
sicht darauf bietet, daß in dieser wichtigen Frage 
Fortschritte erzielt werden. 

Die Agrarfrage ist mit Recht in den Vordergrund 
gestellt worden. Herr Minister Wischnewski hat 
darauf hingewiesen, daß ein wesentlicher Anteil 
unserer Kapitalhilfe und unserer Technischen Hilfe 
auf dieses Gebiet konzentriert ist und wahrschein-
lich in Zukunft in steigendem Maße konzentriert 
werden wird. Mit Nahrungsmittellieferungen allein 
ist es nicht getan. Es ist notwendig, an Ort und 
Stelle die Struktur zu verbessern. 

Aber auch die Nahrungsmittellieferungen werden 
in der absehbaren Zukunft weiterhin notwendig 
sein. Man sollte einmal überlegen, welche Bedeu-
tung es hat, daß ein Land wie die Vereinigten Staa-
ten seine Landwirtschaftspolitik nunmehr tatsäch-
lich um 180 Grad gewendet hat und nicht mehr den 
Farmer durch besondere Belohnungen auszeichnet, 
der seinen Anbau verringert, sondern wieder auf 
volle Produktion umgeschaltet hat. Es wäre viel-
leicht auch ganz nützlich, wenn sich die Landwirt-
schaft in Europa einmal mit diesem Thema befaßte 
und einmal überlegte, ob es wirklich opportun ist, 
in diesem Zeitpunkt, wo wir einer Periode mit einer 
Ernährungslücke entgegengehen, deren Ausmaße 
noch gar nicht abzusehen sind, bei uns in Europa die 
Anbaufläche ständig zu verringern, als ob es solche 
Ernährungsprobleme in der Zukunft der Menschheit 
nicht mehr geben würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Erlauben Sie mir einige kurze ergänzende Be-
merkungen zu den Ausführungen von Minister 
Wischnewski, des Kollegen Brück und des Kolle-
gen Ertl zu den Fragen der Wirtschaft. Über die 
wirtschaftliche Bedeutung der Entwicklungshilfe für 
unser Land is,t ausführlich gesprochen worden, über 
die Bedeutung, die darin liegt, daß hier einerseits 
neue Märkte gefunden und später gesichert werden, 
daß andererseits die Entwicklungsländer für unser 
Land eine Rohstoffbasis darstellen und daß der 
Rückfluß von Aufträgen aus der Kapitalhilfe an  die 
deutsche Wirtschaft wesentlich zu unserer wirt-
schaftlichen Vollbeschäftigung beiträgt. Es ist auch 
erwähnt worden, daß die Bundesregierung gerade 
die Privatwirtschaft weite r  ermuntern möchte, in 
dieser Richtung tätig zu werden, und zwar aus der 
völlig richtigen Überlegung heraus, daß überall  

dort, wo die Privatwirtschaft ein solches Projekt, 
eine solche Aufgabe übernimmt, Mittel des Staates 
für andere Aufgaben frei werden. Leider ist die 
Zahl der Projekte in den Entwicklungsländern, die 
sich für private Betätigung überhaupt nicht eignen, 
sehr groß, so daß man diese Bemühungen unter-
stützen sollte. 

Hierzu wird diesem Haus von der Bundesregie-
rung der Entwurf für eine Novellierung des Ent-
wicklungshilfe-Steuergesetzes zugeleitet werden. In 
diesem Entwurf sind einige Verbesserungen gegen-
über dem alten Gesetz vorgesehen. Allerdings 
erscheint uns das Gesetz auch noch in anderen 
Punkten verbesserungsbedürftig, und wir werden in 
den Ausschüssen dieses Hauses Gelegenheit haben, 
die'  meiner Ansicht nach berechtigten Wünsche 
nach einer Verbesserung des Regierungsentwurfs 
— in Richtung auf eine weitere Ausdehnung der An-
wendbarkeit dieses Gesetzes — vorzutragen. 

Die Bundesregierung sollte auch einmal über-
legen, ob es nicht für die deutsche Wirtschaft inter

-

essant wäre, ein Institut zu schaffen oder ein 
bestehendes Institut mit Bundesmitteln so auszu-
statten, daß es in der Lage ist, Großprojekte der 
deutschen Wirtschaft bzw. von deutschen Konsor-
tien im Ausland vorzubereiten. Ich denke an eine 
Einrichtung, wie sie in den Vereinigten Staaten 
z. B. die Ex- und Importbank darstellt. Unsere Indu-
strie ist in steigendem Maße auf solche Großpro-
jekte angewiesen, und ohne die notwendige Finan-
zierungsbasis werden wir es erleben müssen, daß 
die Industrie, obwohl sie technologisch auf der Höhe 
und wettbewerbsfähig ist, an dem Unvermögen 
scheitert, mit den finanziellen Möglichkeiten der 
anderen zu konkurrieren. Ich glaube, daß ein Insti-
tut wie z. B. die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
hierfür hervorragend geeignet wäre. 

Ich bitte auch zu überlegen, ob man für Investi-
tionen der deutschen Wirtschaft in Entwicklungs-
ländern nicht zusätzliche Anreize dadurch schaffen 
könnte, daß man in besonders geprüften Fällen 
zinsverbilligte Bundeskredite für solche Investitio-
nen zur Verfügung stellt. Das hätte, wenn dadurch 
deutsche Kapitalhilfe ersetzt werden könnte, den 
großen Vorteil, daß die Dinge in einer Hand blei-
ben, daß unserer Wirtschaft geholfen wird, während 
auf der anderen Seite Bundesmittel frei werden, die 
an anderer Stelle eingesetzt werden können. Die-
sen Vorschlag sollte man erwägen, und ich wäre 
dankbar, wenn uns die Bundesregierung zu einem 
angemessenen Zeitpunkt ihre Reaktion auf diesen 
Vorschlag mitteilte. 

Ich komme zum Schluß. Ich darf noch einmal zu-
sammenfassend sagen, daß Entwicklungshilfe eine 
entscheidende Aufgabe, ein entscheidender Beitrag 
zur Sicherung des Weltfriedens ist, daß die politi-
schen, humanitären und wirtschaftlichen Rechtferti-
gungen für diese Tätigkeit des Staates auf der Hand 
liegen. Ich bin der Meinung, daß diese Aufgabe der 
Überbrückung des Gegensatzes zwischen Nord und 
Süd — wobei zu dem Norden, auf lange Sicht ge-
sehen, auch die Industrienationen des Ostens hinzu-
gezählt werden müssen — die größte Herausforde- 
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rung ist, die jemals an eine Generation junger 
Europäer gerichtet worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Haus schuldet dem Minister 
Dank für die Klarheit, für die Solidität und die sach-
bezogene Realistik seiner Antwort auf die beiden 
Großen Anfragen. Die Antwort hat eindeutig klar-
gestellt, daß wir als zweitgrößte Handelsnation die-
ser Erde ein originäres Interesse daran haben, daß 
nicht nur diese unsere Position in der Welt uns 
erhalten bleibt und ausgebaut wird, sondern daß 
wir auch unsere Verpflichtungen in der Welt zur 
Sicherung des Friedens, zur Bekämpfung des Hun-
gers und zu jenem Beitrag erfüllen, daß jener an-
dere Teil der Welt mehr und mehr seine wirtschaft-
liche Kraft so aufzubauen vermag, daß er ein selb-
ständiger Handelspartner für uns wird. Von meinen 
Vorrednern und auch von Ihnen, Herr Minister, ist 
deutlich gesagt worden, daß darin die eigentliche 
Aufgabe unserer Entwicklungshilfe liegt. 

Übrig bleibt die Frage, ob mit dem, was wir lei-
sten, genug geleistet wird. Sicherlich wäre es wün-
schenswert, wenn wir da auf manchen Gebieten 
noch ein bißchen mehr tun könnten, auch im Hin-
blick auf das Interesse, auf einzelnen Kontinenten 
nicht von den Märkten weggedrängt zu werden. Da 
sind Gefahren vorhanden. Aber wir alle wissen, daß 
wir uns im Rahmen dessen, was wir an Haushalts-
mitteln zur Verfügung stellen können, bewegen 
müssen, nachdem die Aussichten, daß wir diese Ope-
rationen wie in früheren Jahren in weitem Umfang 
aus privaten Mitteln und auf dem Wege von priva-
ten Investitionen bestreiten können, in Zukunft 
weniger rosig sind. 

Sie haben eindeutig zu dem Thema Stellung ge-
nommen, ob es möglich ist, dem privaten Sektor 
eine größere Chance einzuräumen. Über einiges, 
was die Regierung tun kann, ist gesprochen worden. 
Aber auf der anderen Seite muß man auch klar 
sehen, daß politische Stabilität und Gewinnchancen 
— die Möglichkeit, die Gewinne auch herausnehmen 
zu können — in weitem Umfange Anreize zu priva-
ten Investitionen darstellen. In dieser Hinsicht kann 
die Bundesregierung, abgesehen von Kapitalsiche-
rungsverträgen und von jener Novelle zu dem Ent-
wicklungshilfe-Steuergesetz, die sie uns vorlegen 
will, verhältnismäßig wenig tun. Aber ich begrüße 
den Vorschlag, den Sie, sehr verehrter Herr Kol-
lege Leisler Kiep, hier gemacht haben. Die An-
regung ist sicher nützlich. 

Es ist gut, wenn wir uns auf zwei Entwicklungen 
vorbereiten. Bei den vor uns liegenden Aufgaben 
sollte sich niemand darüber im unklaren sein, daß 
wir Operationen dieser Art — bisher wurden sie 
Entwicklungshilfe genannt; ich weiß nicht einmal, ob 
das ein so hervorragender Ausdruck dafür ist,  

manchmal wünschte ich, wir hätten ein besseres 
Wort dafür — sicherlich noch auf eine Generation 
hinaus werden durchführen müssen. Es zeichnet sich 
doch sehr deutlich ab, daß man sowohl im Kreis 
der Geberländer als auch im Kreis der Nehmer-
länder bemüht ist, manches, was jetzt jeder auf 
seine Weise tut, in Zukunft doch nach gewissen ge-
meinsamen Grundsätzen durchzuführen. Daß das 
bisher nicht zu einem greifbaren Ergebnis geführt 
hat, liegt daran, daß natürlich die politische und auch 
die handelspolitische Interessenlage unterschiedlich 
ist. 

Gerade in diesen Stunden versammeln sich in 
Algier die Nehmerländer, um ihre Stellungnahme 
für die Welthandelskonferenz vorzubereiten, die im 
kommenden Jahr in Neu-Delhi stattfindet. Auch dort 
steht die Frage auf der Tagesordnung, ob diese Län-
der zu gemeinsamen Auffassungen über die Stabili-
sierung von Rohstoffpreisen, über eine gemeinsame 
Devisenpolitik und über eine gemeinsame Handels-
politik kommen können. Was immer das Ergebnis 
sein wird — und selbst wenn diese Unterhandlun-
gen in Algier noch kein greifbares Ergebnis sichtbar 
werden lassen —, man sieht doch deutlich die Bemü-
hungen um einen Kurs, der im kommenden Jahr-
zehnt ganz bestimmt Gestalt annehmen wird. Man 
tut gut, sich darauf vorzubereiten. 

In diesem Zusammenhang müssen wir unser 
Augenmerk auch darauf richten, daß wir es diesen 
Ländern mehr und mehr ermöglichen, zu stabilen 
Wechselkursen ihrer Währungen zu kommen. Ich 
glaube, Herr Minister, in diesem Punkt werden Sie 
wohl nicht umhinkönnen, auch mit einigen Ihrer Ka-
binettskollegen zu sprechen. Denn wenn gerade jene 
Länder, die an der Schwelle einer gewissen Um-
strukturierung ihrer Wirtschaft stehen und die, wie 
ich sagen möchte, das erste Stadium der Industriali-
sierung soeben zu überschreiten im Begriffe sind, 
nicht die Möglichkeit haben, mit ihren industriellen 
Erzeugnissen und Halbfertigerzeugnissen die in den 
Industriestaaten noch fast überall vorhandenen Zoll-
barrieren zu überwinden und ihren Export zu erwei-
tern, wird es sehr viel länger dauern, bis diese 
Wechselkursstabilität und damit natürlich auch ein 
besserer Ausgleich der Außenhandelsbilanzen er-
reicht sind. Ich frage mich manchmal, was billiger 
sein wird: wenn wir in diesem Punkt unsere Märkte 
weiter öffnen, als das bisher der Fall ist, oder wenn 
wir zwangsläufig immer wieder durch Umschul-
dungsaktionen und andere Operationen die Devi-
sen- und die Handelsbilanz dieser Länder stützen. 

Sicherlich muß man dabei berücksichtigen, daß 
alle diese Länder gewisse Schwierigkeiten haben. 
Man ist schnell mit der Kritik bei der Hand. Aber 
auch wir selber setzen uns ja gewisse Prioritäten, 
z. B. für Verteidigungsaufgaben, für Investitionen 
zur Verbesserung der Sozialstruktur. Man darf nicht 
übersehen, daß auch in vielen dieser Länder, deren 
Wirtschaftskurs von uns heute manchmal gescholten 
wird, ein originäres Interesse an diesen politischen 
Aufgaben besteht. In der Politik dieser Entwick-
lungsländer werden diesen Aufgaben Prioritäten 
eingeräumt werden, die sicher unseren handelspoli-
tischen und auch wirtschaftspolitischen Wünschen, 
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die wir in diesem Zusammenhang haben, entgegen-
laufen. 

Man muß unseren Beitrag zur wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit Entwicklungsländern unter zwei 
Aspekten sehen. Einmal muß gefragt werden, ob 
das, was wir tun, im weltweiten Maßstab seinen 
Platz ausfüllt. Dabei darf man nie übersehen, daß 
die deutsche Entwicklungshilfe, auch wenn zur Zeit 
nur 20 % im multilateralen Sektor gegeben werden, 
doch ihren Platz ausfüllt in den Bemühungen aller 
Industrienationen, gemeinsam das Problem, das wir 
mit den jungen Nationen und ihrem Wirtschafts-
wachstum haben, zu bewältigen. Der zweite Aspekt 
besteht in der Frage, ob unsere Operationen in die-
sem Rahmen die notwendige Effizienz haben. Einen 
gewissen Risikofaktor muß man bei all diesen Ge-
schäften und Operationen einkalkulieren. Unter 
Ihrer Amtsführung, Herr Minister, sind die Bemü-
hungen, dieses Risiko an der untersten Grenze zu 
halten, ganz deutlich sichtbar geworden. Dieses 
Haus begrüßt das außerordentlich. Aber Pannen und 
Rückschläge wird es bei einem derart abenteuer-
lichen Unterfangen — und es ist ein abenteuerliches 
Unterfangen, zu versuchen, nahezu 100 Nationen auf 
dieser Welt vom Punkt Null zur wirtschaftlichen und 
politischen Stabilität zu führen und in die Lage zu 
versetzen, ein guter Handelspartner zu werden — 
immer geben. 

In diesem Zusammenhang fällt mir eine Berner-
kung ein, die die große amerikanische Anthropolo-
gin Margaret Mead einmal gemacht hat. Sie hat 
gesagt: Es ist einfach eine Illusion, zu glauben, daß 
man auf jedem Flecken dieser Welt ein Paradies 
herbeizaubern kann. Auch mit den heutigen Mitteln 
der Technologie ist das nicht möglich. Wir werden 
immer mit der Tatsache konfrontiert sein, daß eben 
einige Wünsche und Aspirationen dieser Nationen 
nicht zu erfüllen sein werden und daß in diesen 
Ländern auch das Tempo hinter den Erwartungen 
zurückbleibt, die man anfangs in die wirtschaftliche 
Entwicklung gesetzt hat. 

Ich bedaure es außerordentlich, daß nach wie vor 
auch in unserem Lande soviel global Negatives über 
das Ergebnis all dieser Bemühungen und auch un-
serer eigenen Bemühungen veröffentlicht wird. Eine 
Bilanz dieser Art führt zu herzlich wenig. Man kann 
nicht einfach Statistiken summieren. Das Wirt-
schaftswachstum in diesen Ländern breitet sich ja 
nicht gleichmäßig über eine ganze Nation oder über 
einen halben Kontinent aus. Die Fortschritte sind re-
gional bedingt. Viele meiner Kollegen in diesem 
Hause haben sich an Ort und Stelle von den Ergeb-
nissen unserer Bemühungen und der Bemühungen 
anderer Partnerstaaten überzeugt. Wenn ich das Fa-
zit der letzten 10 Jahre ziehe und messe, was aus den 
Krediten und Investitionen unter den politischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen, die bisher in diesen 
Ländern vorgeherrscht haben, herausgekommen ist, 
so muß ich sagen: das Erreichte ist in der Tat er-
staunlich. In vielen Nehmerländern sieht man deut-
liche Ansätze zu einer wirklichen Strukturverände-
rung wie auch zu einer wünschenswerten neuarti-
gen wirtschaftlichen Entwicklung. Ansätze zu einer 
neuen Steuerpolitik, zu einer neuen Sozialstruktur  

und vieles andere mehr werden sichtbar. Daß soviel 
erreicht worden ist, wirkt noch erstaunlicher, wenn 
man sich vor Augen hält, welche Hindernisse wir 
Im letzten Jahrhundert auf dem Wege zu unserem 
Wohlstand überwunden haben und überwinden 
mußten, wenn man das in Vergleich zu den Pro-
blemen setzt, die jene Länder zu bewältigen haben. 

Noch ein Wort zu einigen Fragen, die Sie, Herr 
Minister, in Ihrer Antwort hier aufgeworfen haben. 
Es ist sicher richtig, daß die Bereitschaft zu Part-
nerschaftsleistungen ein bedeutsames Kriterium ist. 
Leider hat uns aber doch die Erfahrung gelehrt, daß 
sich diese Bereitschaft zu Partnerschaftsleistungen 
häufig nicht mit der Fähigkeit, Partnerschaftsleistun-
gen zu erbringen, deckt. Wir sollten überall dort, 
wo wir ein gut ausgewähltes Projekt haben und 
Partnerschaftsleistungen, die versprochen worden 
sind, dann schließlich doch nicht geleistet werden 
können, nicht mit einer allzu kurzen Elle messen. 
Auch im wirtschaftlichen und politischen Leben 
dieser Länder gibt es Situationen, die sie plötzlich 
außerstande setzen, Zusagen einzulösen, die sie vor 
einem Jahr oder ein halbes Jahr zuvor gemacht ha-
ben. Das sollte man sehen. 

Herr Minister, auf eine unserer Fragen hinsicht-
lich des sozialen Status und der sozialen Versorgung 
unserer Experten, die draußen arbeiten, haben Sie 
angekündigt, daß Lücken geschlossen werden. Ich 
finde das sehr erfreulich. Aber lassen Sie mich Ihnen 
sagen, Herr Minister: hier gibt es noch ein großes 
Problem, von dem mir durchaus klar ist, daß es nicht 
von heute auf morgen gelöst werden kann. Trotz-
dem müssen wir an seiner Lösung arbeiten. Die Ex-
perten, die jetzt zum Teil schon ein Jahrzehnt oder 
sogar noch länger für die Bundesrepublik draußen 
in der Welt tätig sind, sind in ihrer Arbeitsleistung 
und ihrer Arbeitskraft außerordentlich davon ab-
hängig, ob zu Hause so etwas wie eine mit- oder 
zwischenmenschliche Empfindung für ihre Leistun-
gen mitschwingt. Wir haben manchmal ein wenig 
das Gefühl, daß die Organisationen, die zur Betreu-
ung dieser Experten in der Bundesrepublik vor-
handen sind, es an diesem notwendigen mensch-
lichen Verständnis fehlen lassen und daß häufig bei 
ihnen sozusagen der Vorschriftenkatalog den Tenor 
in der Auseinandersetzung, im Briefwechsel und auch 
sonst in der Behandlung dieser Experten bestimmt. 
Es ist unsere gemeinsame Aufgabe, daran zu ar-
beiten, daß hier eine Änderung eintritt. Ich bin auch 
der Meinung — ich habe das vor einem Jahr schon 
einmal gesagt —, daß die Bundesregierung beson-
dere Leistungen, die für die Bundesrepublik er-
bracht worden sind und die, wie Sie zutreffend ge-
sagt haben, mit dafür verantwortlich sind, daß ein 
bestimmtes_ Bild von der Bundesrepublik entsteht, 
hier zu Hause oder in dem betreffenden Lande auch 
würdigen sollte. 

Eine Schlußbemerkung: Sie haben erfreulicher-
weise gesagt, Herr Minister, auf manchen Gebieten 
der logistischen Vorbereitung und der logistischen 
Behandlung der Entwicklungshilfeoperationen sei 
eine Verwaltungsvereinfachung notwendig. Ich 
möchte das nachdrücklichst unterstüzen. In vielen 
Bereichen insbesondere bei den Zuwendungsemp- 
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fängern herrschen Verkehrssitten zwischen Staat 
und Auftragsorganisation, die einfach nicht auf die 
Arbeit dieser Organisationen zugeschnitten sind. 
Man kann nicht mit den Vorstellungsmodellen des 
Bundesrechnungshofs und der heute gültigen Be-
stimmungen für die Ausführung des § 64 der Reichs-
haushaltsordnung das Gebaren solcher Organisa-
tionen dirigieren. Das muß zu Enttäuschungen drau-
ßen führen. Das führt auch dazu — das habe ich 
eben gesagt —, daß die menschliche Anteilnahme 
an denen, die draußen, häufig unter sehr, sehr 
schwierigen Bedingungen, für uns arbeiten, durch 
Vorschriftenkataloge ersetzt wird. 

Ich habe vor einiger Zeit dem Herrn Bundes-
finanzminister die Anregung unterbreitet, die gan-
zen Richtlinien zu § 64 der Reichshaushaltsordnung, 
die mittlerweile schon zwölf Jahre alt sind, neu zu 
überarbeiten und sie unter dem Gesichtspunkt der 
politischen, entwicklungspolitischen und außenpoli-
tischen Notwendigkeiten neu zu formulieren. Ich 
glaube, daß im Ablauf unserer entwicklungspoli-
tischen Operationen viele Erleichterungen geschaf-
fen werden könnten und viel Reibungsverlust ver-
mieden werden könnte, wenn eine Neugestaltung 
der Richtlinien im Schoße des Bundeskabinetts be-
sprochen und verabschiedet würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich habe den 
Eindruck, daß diese Debatte heute, was den äußeren 
Anschein anbetrifft, eine gewisse Ähnlichkeit mit 
der Entwicklungspolitik hat. Wir sollten uns den-
noch nicht entmutigen lassen. Wir haben wenig Zeit, 
dieses wichtige Thema zu vertiefen, und 'wir haben 
hier kein allzu großes Interesse gefunden, auch nicht 
— das möchte ich bemerken — bei der Bundesregie-
rung. Denn wenn ich richtig unterrichtet bin, gibt es 

 eine Reihe von Ministerien, die in der Frage der 
Entwicklungspolitik bekanntlich mehr Kompetenzen 
haben als 'der von uns allen geschätzte anwesende 
Herr Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Meine verehrten Damen und Herren! Zur Außen-
politik sind hier sehr viele kluge Worte gesagt wor-
den, die ich nicht wiederholen möchte. Ich möchte 
mir nur eine Bemerkung zu diesem Thema gestat-
ten. Wenn es in diesem Lande jemanden geben sollte, 
der meint, man könne Deutschlandpolitik mit  Geld 
betreiben, so täuscht er sich. Wir sollten 'doch darauf 
vertrauen, daß wir gute Argumente haben. Wir 
haben es nicht nötig, diese Probleme mit Geld zu 
lösen. 

Ich möchte nun nicht zu 'den politischen Aspekten 
sprechen, sondern zu der Frage: Ist die Entwick-
lungspolitik wirkungsvoll? Kann man  ihre Wilk-
samkeit erhöhen? In diesen Tagein hat ein deut-
sches Nachrichtenmagazin dem Unbehagen  der  Bun-

desbürger wohl sehr deutlich Ausdruck gegeben, als 
es darauf hinwies 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nennen Sie  doch den 
Namen!) 

— gut, wenn 	es wünschen, es ist der „Spie

-

gel" —, daß die Zahlen, die bei der UNO und bei 
anderen Organisationen vorlägen, viele Hoffnungen 
und vielen Glanz begraben hätten. Man spricht da-
von, daß diese Zahlen den Mißerfolg zehnjähriger 
Bemühungen dokumentierten. Es wird ausgeführt, 
daß der Anteil der Entwicklungsländer am Welt-
handel In den letzten 10 Jahren in der Tat von 27 % 
auf 19 % gesunken ist, daß wir weiterhin einen Zu-
wachs der Bevölkerung um 11,5 % und eine Erhö-
hung  der  landwirtschaftlichen Produktion um nur 
6,5 % erlebt haben. Es heißt also mit Recht: Trotz 
verstärkter Anstrengungen der Industrienationen Ist 
der Unterschied zwischen den Reichen und d'en Ar-
men, den Satten und den Hungernden größer ge-
worden. 

Man kann auf Grund dieses Resultats zwar nicht 
von  einem totalen Mißerfolg sprechen. Ich möchte 
das nachher auch belegen. Die Kritik sollte uns aber 
Veranlassung zu einer gewissen Unruhe sein, immer 
wieder zu überprüfen: Sind unsere Methoden rich-
tig? Herr Minister, ich hoffe, 'daß diese Unruhe, die 
wir in der Bevölkerung spüren und die ein der Presse 
zum Ausdruck kommt, auch hier im Parlament und 
in Ihrem ,Hause lebendig ist, damit wir nicht glau-
ben, daß wir mit einer globalen Schau und mit der 
Aufführung statistischer Zahlen allein dem Problem 
gerecht werden. Ein kluger Vertreter ieines Entwick-
lungslandes hat kürzlich gesagt: Entwicklungspolitik 
können Entwiicklungsländer nur selbst betreiben; 
was die anderen machen, ist Wirtschaftsförderung, 
ist Sicherheitspolitik, ist Außenpolitik. Der Mann 
hat vollkommen recht. Auch wir sollten ganz klar 
sagen, daß unsere Politik auch .auf die  Wahrneh-
mung unserer Belange ausgerichtet ist. 

Wir haben in der  Zukunft die Möglichkeit einer 
besseren Auswahl und Vorausschau. Im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung, die ja nur eine 
Orientierungs- und Leitlinie ist, haben wir die Mög-
lichkeit der Vorausplanung; wir können unsere 
Maßnahmen mit denen der Empfängerländer und 
andererGeberländer besser koordinieren. Es ist zu 
begrüßen, daß im Rahmen dieser Maßnahmen eine 
Reihe von Verbesserungen unserer Leistungen vor-
gesehen ist. Ich begrüße es, daß die Bundesregie-
rung gesagt hat, hier liege ein Schwerpunkt. Es ist 
richtig, daß die Mittel für die IDA erhöht werden, 
daß wir bereit sind, uns 'im Rahmen der Nahrungs-
mittelhilfe besser zu engagieren. Wir 'sollten aber 
nicht verkennen, 'daß wir in  der  'nächsten Zeit im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit mit 
'einigen schlechten Noten werden rechnen müssen. 

Nun muß ich aber auch zugestehen: wir haben 
'eine merkwürdig unlogische Argumentation. In der 
Vergangenheit haben wir gesagt: Wir können 
unsere Beiträge nicht 'erhöhen, denn wir haben Hoch-
konjunktur, und unsere Konjunktur wird angeheizt. 
Heute, wo wir in einer Zeit der Abkühlung leben, 
sagen wir: Liebe Freunde, jetzt sind die Kassen leer, 
und wir können nicht mehr geben. Immerhin hat 
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sich ja der Anteil der öffentlichen Leistungen am 
Volkseinkommen rückläufigentwickelt. 

Nun werden wir, obwohl wir alle darin überein-
stimmen, daß multilaterale Leistungen nicht den 
Vorrang haben sollten, .doch damit rechnen müssen, 
daß in bestimmten Umfang multilaterale Leistungen 
zu ierbringen sind. Wir sollten stärker als in der 
Vergangenheit auf eine Koordinierung der Interes-
sen der Entwicklungsländer mit unseren eigenen 
bedacht stein. Ich glaube deshalb, daß der  Slogan 

 „weltweite Sozlialpolitik" sehr richtig durch die Fes t-
stellung ergänzt worden ist: „Entwicklungspolitik 
ist Sicherung der Arbeitsplätze von morgen." Das 
bedeutet natürlich, daß wir den privatwirtschaftli-
chen Sektor stärker :bevorzugen müssen. 

Das von  der  Bundesregierung vorzulegende Ge-
setz zur Förderung von Investitionen, das wir ja 
nur in einem gewissen Rahmen kennen — die Ein-
zelheiten werden bei der Einbringung hier studiert 
werden müssen —, sieht nach meiner .Auffassung 
eine zu geringe Förderung des Handels vor. Wenn 
das Wort „aid by trade" richtig ist, muß man natür-
lich auch den deutschen Handel in den Stand verset-
zen, Handelsbeziehungen zu vertiefen. 

Das bedeutet, daß wir in anderen wirtschaftlichen 
Bereichen stärker mit Entwicklungsländern zusam-
menarbeiten müssen. Ich denke dabei an die Luft-
fahrt und an 'die 'Schiffahrt. Es ist doch sehr interes-
sant, daß beispielsweise in einem lateinamerikani-
schen Land der Anteil der Vereinigten Staaten am 
Wirtschaftsvolumen 36 %, der Bundesrepublik 12 % 
und Frankreichs 2 % beträgt. Wenn wir aber jetzt 
untersuchen, wie groß der Anteil des Entwicklungs-
landes und der Bundesrepublik am Volumen des 
Luftverkehrs ist,  stellen wir fest, daß der Anteil der 
Vereinigten Staaten über 51 % beträgt, daß Frank-
reich weit über dem Anteil, den es am Handel hat, 
liegt, während Deutschland weit darunter biegt. 

.Sosehr ich dafür bin  und es unterstreiche, daß wir 
die wirtschaftlichen Aspekte betonen und versuchen, 
unsere wirtschaftlichen Interessen mit 'denen der 

 Entwicklungsländer zu koordinieren, sosehr, meine 
ich, sollte man hervorheben, daß Entwicklungspoli-
tik im Grunde genommen eben doch die  Minderung 
sozialer und politischer Spannungen  zum Hauptziel 
hat, also Friedenspolitik ist.  Ich möchte in  dieseln 
Zusammenhang die letzte Enzyklika des Papstes er-
wähnen, die auf tdie unübersehbaren ,Gefahren für 
den Weltfrieden hingewiesen hat, die 'entstehen 
könnten, wenn es uns nicht gelingt, den Hunger und 
die wirtschaftliche Not zu beseitigen. 

Ich glaube, daß man im Prinzip die Entwicklungs-
politik bejahen muß. Es bleibt allerdings die Frage 
nach der Methodik. Ich habe den Eindruck, daß wir 
einige Probleme sehr kritisch überprüfen müssen, ins-
besondere die Fähigkeit und die Bereitschaft der Ent-
wicklungsländer, selbst ihren Beitrag zu leisten. Ich 
habe vorhin schon gesagt: Entwicklungspolitik kön-
nen wir nicht betreiben; wir können sie fördern, an-
regen und unterstützen; die  muß im Entwicklungs-
land selbst betrieben werden. 

Wie sieht es damit nun aus? Als die Spanier vor 
mehr als hundert Jahren aus Lateinamerika vertrie-

ben  wurden, hinterließen sie wenigstens Ansätze 
für eine Mittelschicht und eine Oberschicht. In 
Afrika war das in der Mitte .dieses Jahrhunderts 
nicht der Fall. Wir wissen auch, daß in Afrika die 
Unabhängigkeit nicht plötzlich Nationen geschaffen 
hat, sondern daß Nationen erst tgebildet werden 
mußten und 'daß vieles in Bewegung 'ist. Wir Wissen, 
daß es 'afrikanische Länder gibt, denen nicht 'damit 
gedient wäre, Wenn wir ihnen eine Gewerbeschule 
gäben, ohne in  der  Lage au sein, diese auch auf 
Jahre hinaus zu unterhalten. 

Wir müssen uns in unserer Methodik den  einzel-
nen Ländern genau anpassen. Wir sollten aber auch 
dafür sorgen, daß sie selber ihr Haus ein Ordnung 
bringen. Wenn die Regierungen von Entwicklungs-
ländern nicht bereit sind, ihr Haus in Ordnung zu 
bringen, wenn sie nicht die  nötigen Reformen durch-
führen, wird eine Entwicklungspolitik  keinen Erfolg 
haben. Die Allianz für den Fortschritt hat gezeigt, 
daß viele Länder  in  Südamerika bereit waren und 
sich schriftlich verpflichtet haben, gewisse Reformen 
durchzuführen; es ist aber häufig bei dieser Erklä-
rung der Bereitschaft geblieben. 

Es ist erwiesen, daß die  Fragen der Integration 
der Bevölkerung von entscheidender Bedeutung 
sind. Darum haben wir auf Grund der Erkenntnisse 
der Politik und (der Wissenschaft Methoden der 
sozialen Strukturverbesserung entwickelt. Wir wis-
sen nämlich, daß nicht allein die wirtschaftliche 
Struktur der Entwicklungsländer verbessert werden 
kann, sondern daß durch entsprechende Leistungen 
die wirerbringen, analog dazu auch die sozialen 
Strukturen verbessert werden müssen. 

Nun gibt es Entwicklungsländer — das möchte ich 
allen Kritikern sagen —, die bewiesen haben, daß 
Entwicklungspolitik positive Resultate zeitigen 
kann. In der Republik Elfenbeinküste haben wir die 
höchste Zuwachsrate im frankophonen Afrika. Dort 
hat man auf Prestigeprojekte verzichtet und ein 
günstiges wirtschaftliches Klima geschaffen. Ich 
denke auch an Mexiko, das nach Jahrzehnten einer 
permanenten Revolution die Bevölkerung weitge-
bend integriert hat und heute, obwohl es einen 
exorbitanten Zuwachs der Bevölkerung gibt — in 
den nächsten zwanzig Jahren wird sich die Bevölke-
rung von Mexiko 'verdoppeln —, doch eine höhere 
wirtschaftliche Zuwachsrate zu verzeichnen hat. 
Ich möchte auch erwähnen, daß im vergangenen Jahr 
das  Wirtschaftswachstum in Chile größer war als 
die Zunahme der Bevölkerung. In diesem Land gibt 
es eine Regierung, die entschlossen die soziale 
Strukturverbesserung in Angriff nimmt. 

Allerdings gibt es auch andere Beispiele. Es ge-
ziemt sich wohl nicht, in der Offentlichkeit Kritik 
an fremden Parlamenten und Regierungen zu üben. 
Darum bin ich etwas überrascht, daß in einer Bro-
schüre des Herrn Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit ein Land als Beispiel genannt 
wird, dessen Probleme sich konstant vermehren. 
Dieses Land hat sich ,geweigert, vielen 'Ratschlägen 
der Weltbank und der Konsortien zu folgen. Heute 
müssen wir ihm wegen der nicht ausgelasteten in-
dustriellen Kapazitäten Rohstoffe liefern. Man kann 
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eine Reihe von Ländern anführen, die uns nicht zu 
der Hoffnung berechtigten, daß die Leistungien, die 
wir ierbringen, ianch wirklich den erwarteten Effekt 
erzielen. 

Wegen der Kürze der Zeit möchte ich auf ieinen 
Punkt nur ganz kurz hinweisen. Herr Minister, Sie 
haben gesagt, die Projekte müßten überprüft wer-
den. Das ist richtig. Jetzt 'ist aber die Frage zu 
stellen: wer prüft unter welchen Gesichtspunkten? 
Dazu möchte ich eine Feststellung treffen. Es gibt 
im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit eine Fülle geschätzter hochqualifizierter 
Beamter, die die Entwicklungsländer aus diem Stu-
dium von Analysen, von Berichten internationaler 
Organisationen kennen. Gelegentlich reisen sie auch 
mal in ein Entwicklungsland. Dann gibt es  ein an-
deres Ministerium, das über hochqualifizierte Per-
sönlichkeiten verfügt, die im Ausland arbeiten, 'die 
Sprachen lernen und, um standesgemäß auftreten zu 
können, Golf spielen  und  reiten können, die aber der 
Entwicklungspolitik etwas reserviert gegenüberste-
hen. Ich frage mich: warum kann man nicht zwischen 
den Ministerienaustauschen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Damit würde man (erreichen, daß die Herren im 
Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit die 
Praxis an der Front kennen; wir würden aber auch 
Diplomaten haben, die in stärkerem Maße mit die-
ser wichtigen Zukunftsaufgabe vertraut sind. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Geradezu unverständlich ist es, daß wir eine 
Fülle von deutschen Experten in internationalen Or-
ganisationen haben oder aber auch Freiwillige, die 

 in den Entwicklungsländern arbeiten, wie die Ärzte 
in Vietnam. Sie  waren zum Teil Jahrzehnte draußen 
und haben Erfahrungen gesammelt. Wenn sie eine 
bestimmte Altersgrenze erreicht haben, können sie 
in den Tropen nicht mehr leben. In Deutschland 
kann man sie nicht verwenden, obwohl ihre Erfah-
rung ein grolles Kapital für unsere Entwicklungs-
politik darstellen würde. Ich glaube, dieses Pro-
blem muß gelöst werden. 

Nun möchte ich wegen der Kürze der Zeit nur 
noch auf zwei Fragen ganz kurz eingehen. 

Zum Problem der Zusammenarbeit mit Ostblock-
ländern: 'Sichergibt es Möglichkeiten, in bestimmten 
Bereichen mit Rumänien, mit Polen oder anderen 
Ländern, die  es  wünschen, bestimmte Projekte 
durchzuführen. Aber ich glaube, es kann hier kein 
Ziel, sondern nur ein Appell an die Länder sein. 
Denn natürlich ist auch iEntwicklungshilfe Politik. 
Für mich war der turning point im Nahen Osten die 
Fehlentscheidung der Amerikaner — der wir leider 
gefolgt sind —, den Assuan-Staudamm nicht zu 
bauen. Dadurch sind die Russen an den Nil gekom-
men;  und wir wissen nun einmal — wir wollen 
uns doch hier nichts vormachen —: wenn in einem 
Lande Tausende von russischen Experten arbeiten, 
ist das inicht ohne einen politischen Effekt. Die 
Russen — oder besser gesagt: die Kommunisten — 
haben sich ja nun nicht völlig geändert. 

Meine Damen und Herren, wegen der Kürze der 
Zeit konnte ich nur einige Anregungen für unsere 
Arbeit der Zukunft geben. Wir sollten davon aus-
gehen, daß Entwicklungspolitik die Aufgabe unserer 
Zeit ist. Wir sollten die sachliche Kritik sehr ernst 
nehmen. Wir 'sollten die Unruhe, die allenthalben 
besteht, dazu benutzen, selbstkritisch alle Methoden 
zu untersuchen. Wir sollten aber ebenso entschie-
den die unberechtigte, die oberflächliche und die 
gefühlsbetonte Kritik ablehnen. Und wir sollten 
uns durch Fehlschläge nicht davon abbringen lassen, 
diese Aufgabe zu erfüllen, von deren Lösung nicht 
nur die wirtschaftliche Zukunft unserer Kinder, son-
dern der Friede für uns alle in 'der Welt abhängt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hellige. 

Dr. Hellige (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich erhoffe Ihren Beifall, wenn ich all-
gemeine Betrachtungen zur Entwicklungshilfe weg

-

lasse und mich auf das beschränke, was mir auf mei-
ner soeben beendeten Reise in den Entwicklungslän-
dern ans Herz gelegt worden ist; ich möchte es 
Ihnen, Herr Minister, gern auf die Schultern legen. 

Wir sind uns alle darüber im klaren, daß die opti-
mistische Hoffnung des Präsidenten Kennedy,  in 
zehn Jahren könne man die Entwicklungsländer auf 
einen Stand bringen, der dem unseren ähnele, sich 
nicht erfüllen wird. Es wird erheblich länger dauern. 
Mit der Länge unserer Entwicklungstätigkeit wird 
die Entwicklungshilfe eine Lebensaufgabe für viele 
unserer Mitbürger. Daraus ergeben sich eine Reihe 
von Problemen. Sie, Herr Minister, haben die Frage 
der Wiedereingliederung schon angeschnitten. Las-
sen  Sie  mich Ihnen für Ihr versprochenes Gesetz zur 
Sicherung der Freiwilligen einige Beiträge aus der 
Praxis mitgeben. 

Ich habe in Afrika mit mehreren Ärzten gespro-
chan, die länger als fünfzehn Jahre in den Tropen 
tätig sind. Dort erwirbt man Kenntnisse, die unent-
behrlich sind, die man aber hier praktisch nicht ver-
wenden kann. Die Schwierigkeit ist also, Anschluß 
in idler Heimat zu finden. Wer lange ein Tropen-
hospital geleitet hat, will in der Regel im Alter hier 
nicht wieder als Assistent anfangen. Er wird ande-
rerseits kaum Aussicht haben, Chefarzt zu werden. 

Dazu kommen die Schwierigkeiten aus der ge-
sundheitlichen Schädigung. Natürlich sind alle unsere 
Entwicklungshelfer gegen Unfall versichert. Die Be-
rufsgenossenschaften kommen für Betriebsunfälle 
'auf. Aber in der Liste der Berufsschäden, die das 
Arbeitsministerium unterhält, gibt es die langwie-
rigen Schäden nicht, die man sich in den Tropen zu-
ziehen kann. Es wäre also an Sie, Herr Minister, die 
Bitte zu richten, Ihren Kollegen, den Herrn Bundes-
minister für Arbeit, zu bitten, sich unter diesen Ge-
sichtspunktenseine Liste einmal durchzusehen. 

Spricht man mit den Damen und Herren draußen 
über die Vorstellungen, die  sie selber von der 
Alterssicherung haben, so wird einem immer wieder 
entgegengehalten, Entwicklungsdienst sei ja eigent- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Oktober 1967 	6263 

Dr. Hellige 
lich ein Zweig  des öffentlichen Dienstes. Es ist sicher 
schwierig — ich halte es sogar für unmöglich —, 
eine Beamtenlaufbahn im Entwicklungsdienst, oder 
etwas Ähnliches, zu schaffen. Es wird oft an die  Be-
amten der EWG erinnert und die Frage gestellt, ob 
wir nicht Ähnliches auch für den Entwicklungsdienst 
schaffen könnten. Auf jeden Fall werden wir uns 
etwas einfallen lassen müssen; denn verantwor-
tungsbewußte Leute sind sich auch der Verantwor-
tung bewußt, die sie gegenüber ihrer Familie tra-
gen, und denken mit  Fug und Recht an  die  Sicherung 
ihrer Angehörigen. 

Von dem Verantwortungsbewußtsein, von der 
Qualität und vom Impetus des Projektleiters hängt 
:aber nun einmal der Erfolg seiner Arbeit ab. Wir 
haben auch Projekte kennengelernt, wo man müde 
und mißlaunig war. Da habe ich mir in roter Farbe 
das Wort Holeta ein mein Manuskript geschrieben. 
Ich bin am vorigen Donnerstag in Holeta gewesen 
und habe dort mit vier der deutschen Herren gespro-
chen. Drei waren gemäßigte Optimisten. Sie mein-
ten, bei Verlängerung die Aufgabe durchaus zu 
schaffen; der vierte scheint der Gewährsmann zu 
sein, der — wie Sie sagten, Herr Gewandt —ein 
Nachrichtenmagazin mit  Mitteilungen über Holeta 
versehen hat, schwarz auf tiefgrauem Grunde ge-
malt. 

Die soziale Fürsorge ist ein weites Feld. Wir sind 
alle gegen die Gießkanne als Bewässerungssystem 
auf dem internationalen Sektor; aber ich habe die 
Befürchtung: wir lieben sie innerhalb des Landes. 
Wenn unsere Entwicklungshilfe tim Osten eines Lan-
des einen landwirtschaftlichen Musterbetrieb auf-
macht, dann kann man wetten, daß im weitesten 
Norden ein Krankenhaus steht und im Westen viel-
leicht eine Handwerkerschule. Sollten wir uns nicht 
bemühen, in irgendeiner Provinz bevorzugt tätig zu 
werden und unsere Arbeit örtlich zu konzentrieren? 
Das hätte erhebliche Vorzüge. Es gibt in diesen Län-
dern viele Orte, die man in  der Regenzeit weder er-
reichen noch verlassen kann. Da sitzen also die 
wenigen Deutschen auf einem Haufen. Welch gutes 
Gefühl, wenn man ein Krankenhaus oder einen Arzt, 
mit dem man  sich in  der  Muttersprache verständigen 
kann, in seiner Nähe hat! Ganz banale Dinge: Ein-
kaufsmöglichkeiten oft  viele hundert Kilometer vom 
Einsatzort entfernt. Da muß sich dann eine der Haus-
frauen mit dem Flugzeug oder dem Landrover auf-
machen. Wieviel besser läßt sich das machen, wenn 
unsere Mitarbeliter beieinander wohnen! 

Schließlich die große Schwierigkeit 'der schulischen 
Versorgung der Kinder. Wenn junge Leute heute 
ein die ,Entwicklungshilfe gehen, dann stehen sie vor 
drei Möglichkeiten: entweder sie lassen die Kinder 
in der Bundesrepublik — manche Eltern trennen
sich nicht gern von ihnen —, oder sie schicken sie in 
eine Buschschule, und das gibt keine gute Prognose 
für die weitere schulische Karriere der Kinder, oder 
seine der Hausfrauen ohne jede pädagogische Vor-
bildung unterrichtet die Kinder. Das ist, meine ich, 
ein schrecklicher Gedanke vor allem für unsere Kul-
turpolitiker, die für die Volksschule den akademisch 
voll ausgebildeten Studienrat postulieren. Auch hier 
sollten wir uns Gedanken machen, ob es nicht mög-

lich wäre, bei einer örtlichen Konzentration der Ent-
wicklungshilfe eine Lehrerin mitzuschicken, die sich 
'dieser Kinder annimmt. 

Das Wort GAWI bekommt man ständig zu hören. 
GAWI steht nicht in gutem Ruf. Frontfremdheit, 
juristische Federfuchserei, mangelndes soziales Ver-
ständnis, das alles wird ihr vorgeworfen. Vor allem 
alber ist GAWI sehr langsam. Sehr häufig werden 
die Verträge erst unmittelbar vor ihrem Ablaufen 
verlängert. Ja,  es  gibt Fälle, in denen sich eine ver

-

traglose Zeit noch über Wochen oder Monate laus

-

dehnt. In den Verträgen ist vorgesehen, daß vier 
Monate vor Ablauf verlängert wird. Meine Damen 
und Herren, vier Monate sind für jemand, der im 
Busch sitzt, keine lange Zeit, um sich, falls der Ver-
trag nicht verlängert wird, in der Heimat eine neue 
Position zu schaffen. Auch hier sind Verbesserungen 
unbedingt notwendig. Das ist uns ja spätestens seit 
der Projektleitertagung im vorigen Herbst bekannt. 
Die Verbesserungsbemühungen des 'Ministeriums 
sind bisher offenbar noch nicht recht zu Erfolg ge-
kommen. Entwicklungsarbeit wird von Menschen ge-
leistet. Wir schicken diese Menschen hinaus, wir 

 tragen die  Verantwortung für sie, und wir müssen 
für sie tun, was immer in unseren Möglichkeiten 
liegt. Im übrigen wünsche ich Ihnen, Herr Minister, 
für diese Arbeit, die uns so sehr am Herzen liegt, 
auch für die Zukunft alles Gute. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Scheel: Meine Kollegen, ich 
habe zu diesem Thema noch eine Wortmeldung aus 
dem Hause vorliegen. Anschließend wird dann 
sicherlich die Bundesregierung noch das Wort neh-
men. Wir sind also genötigt, die Sitzung zu unter-
brechen. 

Die Sitzung ist bis  15 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.01 bis 15.05 Uhr.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger:  Die Sitzung wird 
fortgesetzt. 

Meine Damen und Herren, wir stehen noch bei 
der Beratung von Punkt 3 der Tagesordnung. Das 
Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Wolf. 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Wir haben im Laufe des 
Vormittags viel über die politische und wirtschaft-
liche Bedeutung der Maßnahmen für die Entwick-
lungshilfe gehört und haben hin und wieder in den 
Reden auch etwas über soziologische Gesichtspunkte 
erfahren. Gestatten Sir mir, darüber noch einige 
Worte zu sagen. 

Ich tue es aus einer besonderen Sorge, weil ich 
meine, daß uns der Vorrang wirtschaftlicher Ge-
sichtspunkte auch in anderen Fragen manchmal 
Schwierigkeiten gemacht hat. Das gilt vor allem 
.für unser Verhältnis zu den ausländischen Arbeit-
nehmern, einer Frage, die der Entwicklungshilfe 
nach meiner Erfahrung benachbart ist. Auch auf die-
sem Gebiet haben wir die Arbeitsmarktpolitik und 
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die wirtschaftlichen Bedürfnisse unserer Firmen 
allzu lange im Mittelpunkt gesehen und haben nicht 
erkannt, welche politische Chance uns die Beschäf-
tigung von Menschen aus Südeuropa für die Eini-
gung Europas geboten hat. 

Ich habe gerade in der letzten Woche von einer 
Umfrage hinsichtlich des Deutschland-Bildes dieser 
Ausländer gehört und zum Teil sogar selber an ihr 
mitgearbeitet. Ich muß sagen, daß dieses Deutsch-
land-Bild in mancher Hinsicht bestürzend ist. 
Darum, glaube ich, ist es notwendig, die soziolo-
gischen Aspekte — darunter verstehe ich das Ein-
gehen auf die besondere Situation des anderen — 
sorgfältig zu prüfen. Wir sollten das in dreierlei 
Hinsicht tun, einmal in bezug auf die Wirkung der 
Hilfe in den Entwicklungsländern selbst, zum zwei-
ten in bezug auf die Vorbereitung der Entwicklungs-
helfer und zum dritten in bezug auf die öffentliche 
Meinung bei uns. 

Zur Wirkung in den Entwicklungsländern: Wir 
wissen, daß die Länder und die Menschen näher 
aneinandergerückt sind, daß die armen Länder 
genau wissen, wie es bei uns zugeht, oder sich 
mindestens vorstellen, genau zu wissen, daß das 
Leben bei uns sehr viel leichter ist. Aber wir müs-
sen uns darüber klar sein, daß man die Wirtschaft 
in einem Entwicklungsland nicht entwickeln kann, 
ohne gleichzeitig die Entwicklung auf allen anderen 
Gebieten im Auge zu haben, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und daß außerordentlich große Spannungen, soziale 
sowie politische Spannungen entstehen werden, 
wenn sich diese verschiedenen Gebiete allzu unter-
schiedlich entwickeln. 

Lassen Sie mich das an einem Beispiel erklären, 
an der Bedeutung der Familie in den Entwicklungs-
ländern. Wir haben dort die Großfamilie mit der 
positiven Eigenschaft, dem einzelnen Schutz zu ge-
ben, aber gleichzeitig auch mit der Eigenschaft, sein 
Leben zu bestimmen und an den Vorteilen, die er in 
seinem Leben vielleicht erreicht, teilzunehmen. In-
dividualismus wie bei uns ist dort unbekannt. Aus 
dieser Haltung der Familie ist zu verstehen, daß die 
Vorteile des einzelnen von allen anderen als auch 
ihnen zugehörig angesehen werden. Was wir weit-
läufig unter Nepotismus verstehen, ist vielleicht aus 
diesem Verständnis der Familie zu erklären. Aber 
nicht nur Nepotismus, sondern auch die Slum-Bil-
dung um manche Großstädte in den Entwicklungs-
ländern läßt sich aus diesem anderen Verständnis 
der Familie erklären. Wir müssen uns darüber klar 
sein, daß sich die Gesellschaften der Entwicklungs-
länder noch im Stadium der traditionsbestimmten 
Gesellschaft befinden, einer Gesellschaft, die . der 
Mobilität ermangelt. 

Wir müssen auch sehen, daß die Menschen eine 
andere Mentalität haben, andere Formen des Den-
kens und der menschlichen Beziehungen, und daß 
sich aus ihrem Verständnis mancherlei Vorwürfe 
gegen uns ergeben, die uns ungerechtfertigt erschei-
nen. Wir werden wohl gerade in den nächsten Ta-
gen bei der Konferenz in Algerien erfahren, daß  

man Ansprüche geltend macht, Ansprüche auf Wie-
dergutmachung — wie es heißt — für die Schäden, 
die in der Kolonialzeit entstanden sind. Wahrschein-
lich zu Recht wird der Vorwurf erhoben werden, daß 
das Fallen der Rohstoffpreise in den letzten Jahren 
eine ganz ungewöhnliche Benachteiligung der Ent-
wicklungsländer darstellt. 

Nicht nur wir, sondern auch die Menschen in den 
Entwicklungsländern müssen erkennen, daß ihre 
Gesellschaft sich ändern muß, aber — wie ich ange-
deutet habe — mit aller Vorsicht. Wir sollten auf 
diese Änderung mit derselben Sorgfalt auch bei den 
jungen Menschen aus den Entwicklungsländern hin-
weisen, die bei uns ausgebildet werden. Wir haben 
es leider häufig erleben müssen, daß diese jungen 
Menschen in ihren Heimatländern nicht die Arbeit 
übernommen haben, für die sie unserer Meinung 
nach gebraucht würden. Sie sind entweder über-
haupt nicht zurückgegangen, oder sie weigern sich, 
auf dem Land zu arbeiten, weil jede Form der Hand-
arbeit ihnen nach ihrer Ausbildung im Ausland 
entehrend erscheint. Auch hier ist meines Erachtens 
Sorgfalt nötig, Sorgfalt in jeder Richtung, um die 
Selbstachtung in diesen Ländern zu erhalten und um 
vor allem zu vermeiden, daß der Erfolg dieser Men-
schen nicht ihren Ansprüchen und Erwartungen ent-
spricht. 

Zu meinem zweiten Punkt, zur Vorbereitung der 
Deutschen, die Entwicklungshilfe leisten, möchte 
ich auch einiges sagen. Wir haben heute gehört, daß 
sie der Unterstüzung in dem Lande, an dem Arbeits-
platz bedürfen, wo sie stehen, und daß sie des Ver-
ständnisses und der Unterstützung bei ihrer Rück-
kehr bedürfen, wenn es um die Wiedereingliede-
rung in einen Arbeitsplatz bei uns geht. Ich meine, 
es ist notwendig, daß sie auf ihre Arbeit im Ausland 
sorgfältig vorbereitet werden. Ich denke hier nicht 
an technische Vorbereitung, sondern vor allem daran, 
daß sie verstehen müssen, daß politische und 
wirtschaftliche Ansichten zwar von den Erfahrungen 
bei uns geprägt sein können, daß aber soziologische 
Maßnahmen ausgehen müssen von dem geschicht-
lichen und kulturellen Hintergrund des jeweiligen 
Landes,  in  dem sie sich befinden. Es geht nicht an, 
unsere Erfahrungen einfach zu verpflanzen, sondern 
man muß versuchen, man muß lernen — und das ist 
nicht einfach —, die fremde Sicht, die fremden Beur-
teilungsmethoden zu erkennen und sich in sie hin-
einzuversetzen. 

Dazu gehört natürlich das Erlernen der Sprache. 
Schon die Sprache gibt einem ja mancherlei Anhalts-
punkte für die Denkweise, die in den meisten Ent-
wicklungsländern eben nicht abstrakt ist, sondern 
— in einer ganz anderen Weise als bei uns — bild- 
und gleichnishaft. Man muß von den Entwicklungs-
helfern verlangen und sie darauf vorbereiten, daß 
sie die Mentalität kennen, die in den Ländern 
herrscht, in denen sie zu arbeiten haben, und man 
muß ihnen Brücken bauen, über die sie Zugang zu 
den Menschen in den Entwicklungsländern finden. 
Denn sonst entstehen unweigerlich die vielen Miß-
verständnisse, die gerade diese Arbeit so außer-
ordentlich erschwert haben. 
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Ich glaube, daß in den einzelnen Organisationen 

eine vorzügliche Vorbereitung geleistet wird. An 
erster Stelle möchte ich aus meiner persönlichen 
Kenntnis den Deutschen Entwicklungsdienst nennen. 
Ich meine aber, daß z. B. bei der GAWI, über die 
wir ja heute auch schon gesprochen haben, die Vor-
bereitung nicht ausreichend ist. Herr Minister 
Wischnewski hat mich eben darauf hingewiesen, 
daß die Deutsche Stiftung für Entwicklungsländer 
diese Aufgabe wahrnehmen könne und müsse. Ich 
meine, dazu müssen ihr andere Möglichkeiten gege-
ben werden. In drei Tagen oder in einer Woche läßt 
sich diese Vorbereitung nicht durchführen. 

Auch der Einwand, den Sie mir sicher machen 
werden, daß diese Vorbereitung für die Wirtschaft 
— denn sie sendet ja viele Menschen aus — sehr 
teuer sein würde, scheint mir nicht gerechtfertigt. 
Denn ich bin überzeugt, daß die Vermeidung der 
Mißverständnisse letzten Endes billiger ist und 
unser Ansehen sehr viel mehr stärkt als die Kosten, 
die man für eine solche Vorbereitung aufbringen 
müßte. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich bitte also, daß man gerade in bezug auf die Stif-
tung für Entwicklungsländer, die diese Mutterhaus-
funktion teilweise wahrnimmt oder jedenfalls wahr-
zunehmen bereit ist, noch einmal prüft, ob ihr wirk-
lich diese Aufgabe in  angemessener Form übertra-
gen werden kann. 

Ein Wort zu unserer  Öffentlichkeitsarbeit. Ich will 
die Klagen darüber nicht wiederholen. Ich glaube, 
nach wie vor ist eine bessere Unterrichtung notwen-
dig. Ich bin auch der Ansicht, daß der Appell betref-
fend den Hunger auf die Dauer nicht ausreicht — so 
dankbar ich für die Antwort bin. Ich möchte hier 
hervorheben, daß der Aufruf in der Woche der Welt-
hungerhilfe großen Erfolg gehabt hat, einen größe-
ren Erfolg, als wir zunächst meinten. Aber wir müß-
ten uns viel besser über die Fragen unterrichten, die 
vorhin angesprochen worden sind. Es wurde gesagt, 
daß es sich nicht um ein Geben der einen und ein 
Nehmen der anderen handelt, sondern um ein ge-
genseitiges Geben und Nehmen. Man soll auch die 
Partnerschaften, die sich anbieten — sicher nicht auf 
allen Gebieten —, besser nutzen. Heute hat eine 
Tagung über die Universitätspartnerschaften begon-
nen, die sicher dazu einige Hilfe geben wird. 

Ein letztes Wort! Herr Kiep hat vorhin an die Be-
reitschaft appelliert, sich im Dienst für den Frieden 
einzusetzen. Er hat an die jungen Europäer appel-
liert. Ich möchte bitten, diesen Appell auf meine Ge-
neration auszudehnen. Denn ich bin überzeugt, daß 
wir Älteren noch sehr viel mehr der Hilfe und Infor-
mation bedürfen, um diese große Aufgabe zu ver-
stehen, hatten doch die meisten von uns in ihrer Ju-
gend niche die Gelegenheit, sich mit den Menschen 
anderer Länder auseinanderzusetzen, so daß wir im-
mer noch an unserer früheren Abgeschlossenheit 
tragen. In diesem Sinne, bezogen auf das Verständ-
nis, sollte Entwicklungshilfe soziologisch verstanden 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich darf mich darum be-
mühen, sehr kurz auf die in der Debatte angespro-
chenen Fragen einzugehen. 

Besonders dankbar bin ich für das, was in dem 
letzten Beitrag gesagt worden ist und was auch der 
Herr Ausschußvorsitzende gesagt hat: daß unsere 
Entwicklungspolitik ein entscheidender Bestandteil 
unserer weltweiten Friedenpolitik ist. Wenn es so 
krasse soziale Unterschiede in der Welt gibt, wie 
wir sie zur Zeit feststellen müssen, und wenn das 
soziale Gefälle in der Welt derart stark ist wie zur 
Stunde, ist der Frieden in der Welt nicht gesichert. 

Ich möchte hier ein ganz deutliches Wort sagen; 
, man kann darüber denken, wie man will. Das, was 
wir im Nahen Osten erlebt haben, hat auch ein 
wenig mit dieser Situation zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn man bereit ist, das genau zu durchdenken, 
wird man feststellen, daß es auch mit dieser Situa-
tion etwas zu tun hat. Wenn wir uns überlegen, wo 
es zur Zeit harte militärische Auseinandersetzungen 
gibt, stellen wir fest, daß das eigentlich nirgendwo 
direkt zwischen Ost und West der Fall ist, sondern 
überall nur in der Dritten Welt. Aus diesen Erwä-
gungen heraus haben wir dieser Aufgabe eine ganz 
besondere Bedeutung beizumessen. 

Wir betrachten jedenfalls den Beitrag der Bundes-
republik Deutschland als eine aktive Beteiligung 
an einer weltweiten Friedenspolitik. Wir sind bereit, 
uns hier zu engagieren. 

Nun zu den fachlichen Fragen, die daüber hinaus 
aufgeworfen worden sind. 

Herr Kollege Leisler Kiep hat die Frage der 
Lebensmittellieferungen angesprochen. Ich habe hier 
von Grundsätzen gesprochen. Ich glaube, diese 
Grundsätze muß man akzeptieren. Lebensmittel-
lieferungen werden auf die Dauer Probleme nicht 
lösen können. Es gibt drei Ausnahmen, unter denen 
wir bereit sind, uns an Lebensmittellieferungen zu 
beteiligen: 1. Lieferung von Säuglingsnahrung, 2. 
Lieferung von Lebensmitteln als Lohnausgleich, 
3. Lieferung von Lebensmiteln in Katastrophen-
fällen. In diesen Fällen haben wir es bisher getan. 
Aber ich bitte sehr um Verständnis für die Auf-
fassung, daß die Lieferung von Lebensmitteln die 
Probleme im Grunde genommen nur weiterschiebt 
und nicht löst. Wir müssen jedoch daran interessiert 
sein, eine Lösung der Probleme zu finden. 

Was das Engagement der privaten Wirtschaft be-
trifft, so darf ich darauf hinweisen, daß wir im Haus-
halt einen Titel von 20 Millionen DM ERP-Mitteln 
haben. Da gibt es also einen deutlichen Ansatz. 

Wir sind gern bereit, Ihren Vorschlag in bezug auf 
ein Institut zu prüfen. Die Bundesregierung ist selbst-
verständlich gern bereit mitzuhelfen, wenn es um 
Großprojekte in den Ländern der Dritten Welt für 
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die deutsche Wirtschaft geht. Ich habe kürzlich in 
einer Ausschußsitzung ein Beispiel dafür vortragen 
können, wie wir uns hier bemühen. Ich will das 
jetzt bewußt nicht weiter vertiefen. Es gibt ähnliche 
Beispiele. Dabei ergeben sich besondere Finanzie-
rungsprobleme, weil es solche Großprojekte in der 
Zukunft eigentlich fast nur noch in Entwicklungslän-
dern geben wird. Hier in Europa haben wir es mit 
so großen Projekten in der nächsten Zukunft wahr-
scheinlich weniger zu tun. 

Herr Kollege Kahn-Ackermann hat von der Kon-
ferenz von Algier gesprochen. Die Bundesregierung 
verfolgt mit großer Aufmerksamkeit, was sich dort 
bei der Konferenz der 77 tut. Wenn ich richtig unter-
richtet bin, sind bis heute mittag schon 86 Teilneh-
mer da. Wir werden über die Ergebnisse genau 
informiert werden. Wir rechnen damit, daß man sich 
darum bemühen wird, eine gemeinsame Auffassung 
vorzutragen. Die westlichen Geberländer werden in 
der OECD gemeinsam über die Ergebnisse dieser 
Konferenz beraten. 

Ich möchte im Hinblick auf diese Konferenz aller-
dings auch eines mit aller Deutlichkeit sagen. Wer 
versucht, die Entwicklungspolitik so darzustellen, 
als handele es sich für alle um eine Politik der 
Wiedergutmachung — so ist das gestern in einer 
Rede sehr hart darzustellen versucht worden —, 
wird damit nicht den notwendigen Erfolg erringen. 
Ich halte es für verkehrt — das muß auch einmal 
ganz klar gesagt werden —, dies aus einer solchen 
Sicht zu betrachten, zumal eine Reihe von Geber-
ländern auf diesem Gebiet in der Vergangenheit 
überhaupt nicht engagiert waren. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß wir am Prin-
zip der Partnerschaftsleistung in jedem Fall festhal-
ten müssen. Wir haben aber von Fall zu Fall zu 
überprüfen, ob wir in der Vergangenheit vielleicht 
nicht 'zuviel vorausgesetzt haben und bereit waren, 
Verträge zu unterschreiben, bei denen man eigent-
lich vorher hätte wissen müssen, daß der Partner gar 
nicht in der Lage sein wird, die geforderte Leistung 
zu erbringen. 

Zur Deutschlandpolitik kann ich nur das unter-
streichen, was der Kollege Gewandt hier gesagt hat. 
Er hat von der Unruhegesprochen und gemeint, 
diese Unruhe müsse es auch im Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit geben. Ich stim-
me da völlig mit ihm überein: Diese Unruhe gibt es 
im Ministerium, und es gibt sie in ganz besonders 
starkem Maße bei dem Minister. Das wird auch zu 
konkreten Ergebnissen führen. Wir wenden in ganz 
kurzer Zeit in der Lage sein, 'auf 'Grund der Ü ber-
prüfung von 3000 Projekten und von 10 Jahren deut-
scher Entwicklungspolitik den zuständigen Aus-
schüssen des  Hohen Hauses zu sagen, was gut war, 
was verstärkt fortgesetzt werden wird und soll. 
Genauso offen werden wir .aber auch sagen, wo sich 
Fehlerquellen gezeigt haben, wo die Projekte ein-
fach nicht unseren Vorstellungen ,entsprechen und 
wo etwas geändert werden muß. Ich sage  das  nicht 
im Ton des Vorwurfs. Wir alle haben Erfahrungen 
sammeln müssen, seitdem wir vor 10 Jahren eine 
neue Politik begonnen haben. Ich gehe jetzt nur 'von 

 der Voraussetzung aus, daß nach 10 Jahren die Zeit  

des Experimentierens vorbei sein muß und 'daß wir 
jetzt wissen müssen, was sich bewährt hat, was in 
verstärktem Maße fortzusetzen ist und was für die 
Zukunft nicht mehr 'in Frage kommt. 

Ich bin dankbar für die  Anregungen des Kollegen 
Dr. Hellige. Bei den Tropenkrankheiten gibt es 'in 
der Tat noch ein ernstes Problem,  das zu lösen wir 
uns bemühen werden. 

Er ist mit  den Leistungen 'der GAWI nicht zufrie-
den. Das kann ich verstehen. Ich möchte aber darauf 
hinweisen, daß wir uns um einen Wandel bemüht 
haben und im Laufe der letzten Monate auch schon 
eine wesentliche Besserung eingetreten ist. Eins muß 
allerdings hier mit aller Deutlichkeit gesagt wer-
den: Ein Teil der Schwierigkeiten beruht einfach auf 
der Konstruktion. Bis zur Stunde ist es noch so, daß 
mein Haus z. B. 'auf die Personalpolitik der  GAWI 
keinen entscheidenden Einfluß nehmen kann — mei-
nem Amtsvorgänger, dem Kollegen Scheel,  ist 'das 
genauso gegangen —, weil es sich um eine Institu-
tion der Treuarbeit mit einem eigenen Vorstand 
handelt. Wir haben gute, aber harte Gespräche ge-
führt, und ich glaube, daß sich die Auswirkungen 
sehr schnell bemerkbar machen werden. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auf das 
eingehen, was unsere verehrte Frau Kollegin 'Dr. 
Wolf gesagt hat. Ich bin mit ihr der Auffassung, daß 
die Vorbereitung derjenigen, die hinausgehen, von 
ganz entscheidender Bedeutung ist.  In den weitaus 
meisten Fällen wird der Erfolg derjenigen, die hin-
ausgehen, davon abhängen, wieweit sie auf die Auf-
gabe vorbereitet sind. Damit meine ich nicht ihre 
berufliche Vorbereitung. Sie ist eine 'Selbstverständ-
lichkeit. Ich denke vielmehr an die Vorbereitung 
auf das Land, in das sie gehen werden, auf die  Ver-
hältnisse, 'die sie dort  vorfinden werden, unid auf die 
Probleme, mit denen isle  dort fertigzuwerden haben. 
Es liegt nicht immer an uns, wenn die Vorberei-
tungskurse sehr kurz sind. Eine Vorbereitung von 
drei oder auch sieben Tagen halte ich für eine 
schlechte Sache. Solche ,Sieb en-Tag e-Kurse sind 
eigentlich nur bei denjenigen gerechtfertigt, die als 
Monteure zur Lösung einer industriellen Aufgabe 
für kurze Zeit hinausgehen. Bei allen anderen, die 
langfristig hinausgehen, müssen ganz andere Maß-
stäbe angelegt wenden. 

In der Zwischenzeit haben wir ein Instrumenta-
rium entwickelt, uni diese Vorbereitung in dem 
notwendigen Maße zu treffen. Wir werden überprü-
fen  müssen, ob 'das in dem einen oder anderen Fall 
nicht noch intensiver geschehen muß. Ich sage hier 
mit aller Deutlichkeit: das  gilt auch für 'die fremd-
sprachliche Vorbereitung. Ich habe gerade in  den 

 letzten Tagen einige Fälle erleben müssen, in  denen 
die Leute zu früh hinausgeschickt wurden und mit 
ihren sprachlichen Vorbereitungen noch nicht in dem 
notwendigen Maße fertig sein kannten. 

Den  soziologischen Aspekten werden wir ganz 
besondere Bedeutung beimessen. Ich gebe zu: wir 
sprechen zu oft nur von  den  außenpolitischen oder 
von den ökonomischen Aspekten und vergessen da-
bei die soziologischen. Ich darf aber für mich in 
Anspruch nehmen, daß ich bei den Grundsätzen 
Nachdruck auf die gesellschaftlichen Veränderungen 
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gelegt habe. Wir werden überpirüfen müssen, ob 
das bei 'den Einzelprojekten — dort spielt es eine 
entscheidende Rolle — für die Zukunft in noch stär-
kerem Maße ,geschehen muß als bisher. 

Die Öffentlichkeit von der Notwendigkeit 'der 
Entwicklungsarbeit, der Entwicklungspolitik zu über-
zeugen, geschieht am besten dadurch, daß wir sie 
ganz nüchtern mit Fakten vertraut machen. Ich 
glaube, wir haben eine Zeitlang zu sehr mit Zahlen 
jongliert, Zahlen, 'die von vielen Leuten nicht in 

 dem Maße verstanden werden konnten. Es kommt 
darauf an, Fakten, Projekte darzustellen, den Leuten 
zu zeigen, was wirklich draußen geschieht. Ich habe 
mir neulich die Mühe gemacht, In einer großen Be-
triebsversammlung von sehr skeptischen  Metallar-
beitern eine Stunde über deutsche Entwicklungspoli-
tik zu sprechen. Ich war dankbar für die.  Chance, die 
ich hatte, rund ich hatte den Eindruck, daß man  das 

 hinterher verstanden hat. Wenn man die Chance 
hat,  es  zu erläutern, wird es von der Bevölkerung 
in  der  Bundesrepublik verstanden. Darauf, glaube 
ich, muß unsere Öffentlichkeitsarbeit ausgerichtet 
sein. 

Da alle Fraktionen des Deutschen Bundestages 
diese Arbeit gemeinsam tragen, habe ich keine 
Sorge, daß wir auf diesem Gebiet einen Schritt vor-
wärtskommen werden. Ich bedanke mich für das 
Verständnis, das ich hier habe finden können. 

(Beifall im ganzen Hause.)  

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wir 'stehen am Ende der Aussprache ü ber die 
beiden Großen Anfragen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und der Fraktion der  FDP. 

Ich komme damit zum 'Antrag. der Fraktion der 
FDP auf Umdruck 285 und erteile zur Begründung 
das Wort 'dem Abgeordneten Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Namens der  Fraktion der Freien Demokra-
ten möchte ich zu dem Ihnen vorliegenden Antrag 
Umdruck 285*) nur einige Bemerkungen machen. Wir 
haben in dem Antrag einige Punkte grundsätzlicher 
Art aufgeführt, von denen wir glauben, daß sie bei 
der zukünftigen Gestaltung der 'Entwicklungspolitik 
zu berücksichtigen sind.  Dies gilt  sowohl für den 
Punkt 1, wo wir fordern, daß für die  Entwicklungs-
hilfe vorwiegend entwicklungspolitische unid wirt-
schaftliche Gesichtspunkte gelten, als auch für den 
Punkt 2, wo es um eine gleichberechtigte Teilnahme 
am Europäischen Entwicklungsfonds geht, und für 
den Punkt 3 über  die  kommende Personalplanung. 

Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie diesen An-
trag dem zuständigen Ausschuß für Entwicklungs-
hilfe überweisen wollten. Dort  ergibt sich dann die 
Möglichkeit zu einer ausführlichen Diskussion. 

(Beifall bei der IFDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird weiterhin zu diesem Antrag das Wort 
gewünscht? — Das eist nicht der Fall. 

*) siehe Anlage 2 

Darf ich davon ausgehen., daß der Antrag dem 
Ausschuß für Entwicklungshilfe überwiesen wird? — 
Widerspruch erfolgt nicht ; es ist so beschlossen. 

Ich rufe damit Punkt 4 der Tagesornung auf : 

schussen für Familien- und Jugendfragen 
(10. Ausschuß) über 'den Bericht der  Bundes-
regierung über die  Lage der Jugend und über 
die  Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugend-
hilfe 

—Drucksachen V/302, V/1720 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Liehr 

g) Zweite unid dritte Beratung des von  den  Frak-
tionen der  ,CDU/CSU, SPD, FDP eingebrach-
ten  'Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes für Jugendwohl-
fahrt 

— Drucksache V/1723 — 

Schriftlicher Bericht 'des Ausschusses für Fami-
lien- und Jugendfragen (10. Ausschuß) 

— Drucksache V/2148 —

Berichterstatter:Abgeordneter Horstmeier 

(Erste Beratung 121. Sitzung) 

Wie ich höre, bedürfen die Schriftlichen Berichte 
der Ergänzung. Ich erteile zu a)  dass Wort dem Ab-
geordneten Liehr als Berichterstatter. 

Liehr (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Auftrag dieses Hauses 
an die Bundesregierung, einen Bericht über die 
Lage der Jugend und über die Bestrebungen auf 
dem Gebiet der Jugendhilfe zu erstellen, geht auf 
das Jahr 1961 zurück und sollte bereits zum 1. Juli 
1963 Erfüllung finden. Die Gründe dafür, daß der 
Bericht diesem Haus erst im Juni 1965 vorgelegt 
werden konnte, sind nachzulesen. Es gab jedenfalls 
viele Schwierigkeiten für diesen ersten Jugend-
bericht, für den es im Nachkriegsdeutschland kein 
Vorbild gab. 

Dies erklärt auch manche Mängel des Berichts. 
Ich nenne nur drei der unzulänglichen Vorausset-
zungen für den Jugendbericht des Bundes: 1. unzu-
reichende wissenschaftliche Fundierung der Jugend-
und Sozialhilfe, 2. ungenügende Grundlagenstatisti-
ken, 3. mangelnde Kooperation aller Beteiligten. 

Dies alles, meine Damen und Herren, hat dem 
Bundesminister für Familie und Jugend zum Teil 
heftige Kritik eingebracht; ich füge hinzu: aller-
dings nicht immer eine sachorientierte Kritik. Alles 
in allem legt der Ausschuß für Familie und Jugend 
Wert auf die Feststellung, daß die kritische Würdi-
gung des Jugendberichts als durchaus positiv emp-
funden worden ist. Sie ist eine wesentliche Vor-
aussetzung, so stellte der Ausschuß fest, daß nicht 
nur die nachfolgenden Berichte den in der Kritik 
genannten Erfordernissen Rechnung tragen, son-
dern daß auch die daraus gewonnenen Erkenntnisse 
gezielter in die Praxis umgesetzt werden können. 
So gilt der Dank des Ausschusses — und ich bin 
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gewiß: auch des ganzen Hauses — sowohl dem 
Herrn Bundesminister für Familie und Jugend und 
seinen Mitarbeitern als auch all denen, die sich 
durch ihre Kritik um die Weiterführung in der Sache 
bemüht haben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Der Dank gilt aber vor allem auch den an der Jugend-
arbeit Beteiligten, besonders der großen Zahl der 
haupt- und ehrenamtlich tätigen Mitarbeiter in den 
Jugend-, Studenten- und Wohlfahrtsverbänden so-
wie in den Bildungszentren der Jugend- und Sozial-
hilfe. 

Der Jugendbericht bleibt bei allen Unzulänglich-
keiten eine erste eindrucksvolle Bestandsaufnahme, 
die die Jugendpolitik im Wechselspiel von Bund, 
Ländern, Gemeinden sowie den freien Trägern für 
jeden greifbar macht. 

Zu diesem Jugendbericht möchte ich nun über den 
Schriftlichen Bericht hinaus einige Anmerkungen 
machen. 

Erstens. Zur Lage der Kinder. Dazu verweise ich 
zunächst auf die Einführung der Bundesregierung im 
Jugendbericht selbst, wo es u. a. heißt: 

Der Jugendbericht soll jeweils ein annähernd 
geschlossenes Bild von der Situation der deut-
schen Jugend in der modernen Gesellschaft ge-
ben. Er will es ermöglichen, an Lage und Ver-
halten der Jugend zu erkennen, wie die junge 
Generation von- der Kindheit an in ihren ver-
schiedenen Lebensbereichen aufwächst. 

Dieser Absicht wird der Teil des Berichtes, der sich 
mit der Lage der Kinder befaßt, leider nicht gerecht. 
Es bleibt bedauerlich, daß zur Lage der Kinder und 
vor allem der behinderten Kinder so gut wie nichts 
gesagt worden ist. 

Im Ausschuß für Familie und Jugend gab es keine 
Meinungsverschiedenheiten darüber, daß Zuständig-
keitsschwierigkeiten zwischen Bund und Ländern 
nicht zur Vernachlässigung von Aufgaben führen 
dürfen, die die Lebenskraft und die Lebensfähigkeit 
der heranwachsenden Generation und damit der 
Gesellschaft von morgen beeinträchtigen können. 
Nach Meinung des Ausschusses muß hier zunächst 
einmal ohne Rücksichten auf Zuständigkeiten das 
Notwendige gesagt und das Erforderliche in die 
Wege geleitet werden.  

In diesem Zusammenhang empfehlen wir der Bun-
desregierung besonders die Beachtung der von den 
Sachverständigen im Ausschuß getroffenen Fest-
stellungen. Ich verweise besonders auf den Ab-
schnitt 3. d) und die Ausführungen, die von der 
Arbeitsgemeinschaft für Jugendpflege und Jugend-
fürsorge gemacht worden sind. Es würde der Bun-
desregierung gut anstehen, wenn möglichst bald — 
spätestens bei Fälligwerden des nächsten Schwer-
punktberichtes im Jahre 1971 — ein ausgesproche-
ner Kinderbericht vorgelegt werden würde, der die 
Lage der behinderten Kinder und Jugendlichen mit 
einschließt. Bis dahin aber sollte das Ministerium 
nach Auffassung des Ausschusses den vorgezeichne-
ten Weg mit Ländern und Gemeinden gangbar ma-
chen helfen. Wie vielfältig dabei die Stationen des 

Weges sein können, hat uns der Mitberichterstatter 
des Gesundheitsausschusses, Herr Dr. Meinecke, im 
Ausschuß für Familie und Jugend verdeutlicht. Für 
seine Mühe und Anteilnahme möchte ich mich herz-
lich bedanken. 

Zweitens. Zum Verhältnis Jugend und Arbeits-
welt. Meine Damen und Herren, vielleicht ist Ihnen 
aufgefallen, daß — im Gegensatz zum Bericht der 
Bundesregierung über die Lage der Jugend — im 
Schriftlichen Bericht des Ausschusses zu diesem 
Teil — Verhältnis der Jugend zur Arbeitswelt — 
keine Feststellungen getroffen worden sind. Darf ich 
deshalb darauf hinweisen, daß wir uns ausdrücklich 
darauf begrenzt haben, dieses Thema zusammen mit 
dem federführenden Ausschuß für Arbeit zu beraten 
und insoweit auch von gesonderten Sachverstän-
digenanhörungen Abstand zu nehmen. Wir hatten 
schon eine solche Runde. Beide Ausschüsse haben 
gemeinsam die dem Hause vorliegenden Gesetz-
entwürfe wie Arbeitsmarktanpassungsgesetz und 
Berufsausbildungsgesetz in die Beratungen einbe-
zogen, Sachverständige dazu gehört, und wir wis-
sen auch, daß von der Bundesregierung in Kürze der 
Entwurf eines Arbeitsförderungsgesetzes vorgelegt 
werden wird. 

Wir haben also allein aus Gründen der Zweck-
mäßigkeit davon Abstand genommen, eigene Bera-
tungen und Sachverständigenanhörungen vorzuneh-
men. Ich glaube jedoch in Übereinstimmung mit dem 
ganzen Hause sagen zu dürfen: Wir haben es hier 
mit einer so herausragenden, aktuellen Aufgabe zu 
tun, die in die Bemühungen der Bundesregierung um 
wirtschaftliche Stabilität und sozialen Fortschritt 
eingreift, daß höchste Dringlichkeit geboten ist. 
Hier liegt die große Chance, gesetzliche Regelungen 
herbeizuführen, die das Berufsausbildungswesen 
modernisieren und zugleich den veränderten Ar-
beitsplatzbedingungen der Arbeitnehmer im Rah-
men der Strukturveränderungen Rechnung tragen. 
Dabei wird man die Feststellungen der Bundesregie-
rung im Jugendbericht nicht übersehen dürfen, wo-
nach zwischen der Dauer der Schulbildung und dem 
Leistungsstand im Beruf ein enger Zusammenhang 
besteht. 

Es verdient unser aller Beachtung, wenn nahm

-

hafte Wissenschaftler feststellen, daß unser Schul-
wesen reformiert werden muß, da es unter seinen 
überkommenen Voraussetzungen nicht gelungen ist, 
das Leistungspotential der Jugend über das festge-
stellte Maß hinaus noch weiter auszuschöpfen. Dies 
sollte vor allem die Länder drängen, nach Wegen 
zu suchen, die unter Berücksichtigung ihrer Zustän-
digkeiten dennoch für jeden gleiche Bildungschan-
cen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ge-
währleisten, unbeschadet des jeweiligen Wohnsit-
zes. Wir alle miteinander haben wohl die Verpflich-
tung, dem oft zitierten Bildungsgefälle innerhalb 
der Bundesrepublik zu begegnen. Jeder hat An-
spruch auf möglichst qualifizierte Bildung und Aus-
bildung, die seinen Anlagen und Fähigkeiten ge-
recht wird und die ihn bis zum höchsten Maß seiner 
Leistungsfähigkeit fördert. 

Hierzu gehört auch die materielle Förderung. Der 
vorliegende Jugendbericht begrenzt sich leider im 
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wesentlichen auf die Darstellung von Leistungen. 
Wichtiger aber ist, wie das Haus hier mehrmals 
übereinstimmend bekundet hat, die Neuordnung der 
Ausbildungsförderung. Die Erfahrungen der letzten 
Jahre sind, wie wir alle wissen, leider nicht sehr er-
mutigend gewesen. Das Haus hat ja mehrfach er-
lebt, wie seinen Willensbekundungen hier im Ple-
num Bedenken und Einsprüche der Länder gefolgt 
sind. In der Sache sind wir also leider nicht voran-
gekommen; rasche Lösungen sind bedauerlicher-
weise auch nicht in Aussicht. 

Nachdem auch der vom Hause vorgeschlagene 
Kompromiß, zu einem Verwaltungsabkommen zwi-
schen Bund und Ländern zu kommen, offenbar we-
nig Gegenliebe gefunden hat, müssen die dem 
Hause verbliebenen Möglichkeiten noch einmal 
ernsthaft erwogen werden. Dabei sollten — wenn 
ich an dieser Stelle ausnahmsweise einmal eine per-
sönliche Bemerkung einflechten darf — auch Über-
legungen mit einbezogen werden, wie sie vom Mini-
sterium bisher leider nur der Presse, aber nicht dem 
Hause gegenüber geäußert worden sind: Eine orga-
nische Verknüpfung des Familienlastenausgleichs 
mit der Ausbildungsförderung. Jedenfalls haben wir 
es letzten Endes auch hier mit einem Vorgang zu 
tun, der die Kompliziertheit der Belastungen des 
Bund-Länder-Verhältnisses verdeutlicht, der für die 
Betroffenen sehr nachteilig ist. Er kann angesichts 
der gesellschaftlichen Notwendigkeiten und Dring-
lichkeiten alles in allem nur bedauert werden. 

Drittens. Zur politischen Bildung der Jugend. 
„Politische Bildung der Jugend ist für den Bestand 
und die Zukunft des demokratischen Staatswesens 
unerläßlich. Ihr muß sich auch die Jugendhilfe wid-
men." Diesen Grundsatz des Jugendberichts kann 
man wohl nur unterstreichen. Geht man davon aus, 
welche finanziellen und sonstigen Hilfen Bund, Län-
der und Gemeinden über lange Zeit hinweg für 
diesen Zweck gegeben haben, dann muß man hell-
hörig werden, wenn man nach den Ergebnissen 
forscht. Da liest man im Jugendbericht: 

Der politischen Bildungsarbeit fehlt es insge-
samt an einer klaren Konzeption. Deswegen ist 
mancherorts Betriebsamkeit und Leerlauf mit 
im Spiel. 

Viele werden hier sicherlich die Frage stellen, wie 
es mit einer politischen Bildungsarbeit bestellt ist, 
wenn mehr als zwanzig Jahre nach dem Krieg noch 
ein so hartes Urteil gefällt werden muß. 

Hier möchte ich zunächst einschränkend darauf 
hinweisen, daß man erstens vieles nicht messen 
kann, selbst wenn die Veranstalter von Maßnahmen 
für -die politische Bildungsarbeit davon ausgehen, 
daß es — wie es so schön heißt — ein voller Erfolg 
gewesen sei, und daß man zweitens in der Tat 
nicht alles über einen Kamm scheren darf. Das heißt, 
man muß sich auch hier um Differenzierung der 
Probleme bemühen. Man muß z. B. sehen, welch 
großer Mangel an haupt- und ehrenamtlichen Mit-
arbeitern besteht und wie stark die Fluktuation die 
Jugendgemeinschaften trifft. Dies alles darf uns 
nicht darüber hinwegtäuschen, -daß auch in bezug 
auf die politische Bildung Quantität durch Qualität 
ersetzt werden muß. 

Manchen Antragstellern muß gesagt werden, daß 
Zuschüsse aus dem Bundesjugendplan allein kein 
Ersatz für eine ideenreiche Jugend- und Bildungs-
politik sein können. Was die Finanzierung der 
politischen Bildungsarbeit anlangt, so wurde bei 
den Ausschußberatungen dafür plädiert, strengere 
Maßstäbe für die Bezuschussung anzulegen, zu-
gleich aber auch langfristige Bewilligungen von 
Mitteln für diese Zwecke herbeizuführen. 

Im übrigen empfehle ich besonders die Darstel-
lung der Herren Professoren Dr. Ellwein und Dr. 
Messerschmidt im vorliegenden Bericht Ihrer beson-
deren Aufmerksamkeit. Sie haben ein' Thema ange-
rührt, das von ganz besonderer Aktualität ist: das 
Verhältnis der jungen Generation zur Politik über-
haupt. Auch wenn es hier unbequem sein sollte und 
verallgemeinerte Aussagen nicht von allen akzep-
tiert werden können, möchte ich doch nicht darauf 
verzichten, auf einige Feststellungen der Sachver-
ständigen zu verweisen. Meine Damen und Herren, 
damit Sie nicht unnötig beunruhigt sind, was die 
Breite der Themen anlangt, darf ich einmal zwi-
schendurch darauf hinweisen, daß der Jugend-
bericht der Bundesregierung immerhin — nach 
mehrjähriger Vorarbeit — über 200 Druckseiten 
umfaßt. Ich finde, man sollte den Versuch würdigen, 
die wichtigsten Dinge auch von der Ausschußbera-
tung her dem Plenum noch einmal zu verdeutlichen. 

Herr Professor Ellwein führte laut Ausschußpro-
tokoll vom 23. November 1966 u. a. aus: 

Auf Seite 28 

— des Berichts der Bundesregierung — 
ist in einer sehr guten Zusammenfassung von 
den Ursachen für das politische Desinteresse 
die Rede. Ich möchte nach meinen eigenen 
Erfahrungen noch sehr den  Punkt -des Ohn-
machtgefühls gegenüber dem politischen Be-
trieb, die Unüberschaubarkeit des politischen 
Betriebs unterstreichen. ... Es ist im Jugend-
bericht davon die Rede, daß eine verbreitete 
Sorglosigkeit gegenüber der Zukunft bestehe. 
Ich glaube, man muß hier noch schärfer formu-
lieren. Das, was in der politischen Bildungs-
arbeit selbst ein Problem ist und was im Echo 
der Jugend ein noch viel größeres Problem ist, 
ist wohl dies: daß überhaupt kein Verhältnis 
zur Zukunft da ist, daß die Bilder, die Vorstel-
lungen von dem, was dann werden soll, fehlen. 
Ich will nicht vergleichen, ich will vor allem 
nicht unzulässig vergleichen. Aber die Bewe-
gung, die in der amerikanischen Jugend etwa 
durch die Raumforschung ausgelöst worden ist, 
hat bei uns überhaupt keine Entsprechung. Es 
gibt keine Vorstellung, auch keine Diskussion 
darüber, wie sich dieses Gemeinwesen entwik-
keln wird, welche Aufgaben auf uns zukom-
men, wie die Lebensformen in den nächsten 
20 Jahren aussehen werden. Das ist ein Punkt, 
über den man sich auch in ,der Öffentlichkeit 
stärker unterhalten müßte; denn man müßte die 
Wege erkennen, auf denen wir weitergehen 
können. Es ist nicht nur die deutsche Ge-
schichtslosigkeit ein Problem, sondern im 
Grunde auch die deutsche Zukunftslosigkeit. 
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Professor  Dr.  Ellwein sagte dazu nach einigen 

anderen Betrachtungen abschließend, nicht zuletzt 
an die Adresse dieses Hauses gewandt: 

Bedrückend ist, daß die politische Bildungs-
arbeit bei uns — nun kommt ein sehr schwie-
riges Thema, aber ich will es trotzdem in sehr 
wenigen Sätzen sagen — doch in einem erkenn-
baren Widerspruch zu dem Verhalten der Par-
teien und der Politiker steht. Daß wir diese 
Diskrepanz zwischen der praktischen Politik 
und wie sie stattfindet und dem, was theore-
tisch gelehrt wird, noch nicht ganz zu über-
winden bereit sind und auch noch nicht dazu 
in der Lage sind, das hängt zum Teil mit den 
Leuten in der politischen Bildungsarbeit zusam-
men, und das hängt natürlich mit dem Ver-
halten der Parteien und der Politiker zusam-
men: Unsere Politiker haben es sich noch nicht 
angewöhnt, sich selber in  Frage zu stellen... . 
Tendenziell ist es bei uns Stil, die eigene Mei-
nung unter dem Stichwort des Richtigen, wo-
möglich des Wahren zu verkaufen. Hier ist eine 
schwierige pädagogische Aufgabe der Politiker. 
Das wäre keine Aufgabe in einem Volk, das 
anders reagiert. Da wäre es nicht so wichtig, 
weil es da selbstverständlich ist, wenn jemand 
für seine Partei etwas sagt, daß es unter dieser 
Einschränkung zu sehen ist. Bei uns fehlt es 
an dieser Selbstverständlichkeit. ... Wir ma-
chen zu wenig deutlich, um es sehr schlicht 
zu sagen, daß eine politische Entscheidung ja 
normalerweise die Auswahl aus drei, vier 
Entscheidungsmöglichkeiten bedeutet, von .de-
nen alle relativ viel Gutes an sich haben, und 
daß die Auswahl der zweiten Möglichkeit eben 
den Verzicht auf das Gute bedeutet, das mit der 
ersten, dritten und vierten Möglichkeit verbun-
den ist. Das ist, meine ich, ein Grunddefekt 
unseres politischen Denkens, daß das nicht 
deutlich genug ist. Diesen Grunddefekt zu über-
winden, ist nicht nur Sache der Leute, die in 
der politischen Bildungsarbeit stehen, sondern 
auch Sache der amtierenden Politiker. 

Meine Damen und Herren, wir sollten gründlich 
darüber nachdenken, was hier gesagt worden ist, 
denn das führt uns auch zentral mit in die Ansatz-
punkte der Diskussion hinein, mit denen wir es in 
den letzten Wochen und Monaten in fast allen 
Teilen der Bundesrepublik zu tun hatten. 

Herr Professor Dr. Messerschmidt, der weithin 
mit Professor Dr. Ellwein übereinstimmte, fügte 
dem späterhin in bezug auf die Jugend hinzu — 
ich zitiere —: 

Einer der wichtigsten Punkte scheint mir ..., 
daß diese Jugend nach wie vor, vielleicht noch 
stärker als kurz nach 1945, kritisch eingestellt 
ist. Sie ist aber dem Grundgesetz gegenüber 
loyal. Diese kritische Haltung, die in der poli-
tischen Bildung lange Jahre nicht sehr hono-
riert worden ist, muß heute sogar bewußt aus-
gebildet werden. Und die Politiker sollten nicht 
böse werden, wenn sie eine junge Generation 
heranwachsen sehen, die in diesem Sinne durch

-

aus kritische Fragen stellt und nicht — je nach 
dem Willen derjenigen, die die Politik in der 
Öffentlichkeit jedenfalls führen — ja oder nein 
sagt. Diese kritische Haltung zu fördern, das 
scheint mir ein ganz wichtiger Punkt der poli-
tischen Bildung heute zu sein. Wir haben viele 
Anzeichen dafür, daß in diesem Sinne die poli-
tische Bildung in den letzten Jahren sehr viel 
kräftiger geworden ist, sehr viel effizienter. 
Wir haben aber auch Zeichen, daß die Politiker 
selbst — also die Abgeordneten, aber auch die 
in der Exekutive Stehenden — mit Argusaugen 
auf bestimmte Ergebnisse der politischen Bil-
dung sehen. Und das scheint mir ein böses 
Zeichen zu sein, um es ganz rückhaltlos zu 
sagen. Wenn eine Jugend zu Demokraten und 
damit zugleich zu einer kritischen Haltung erzo-
gen wird, dann müssen die Politiker dazu ja 
sagen, auch wenn sich eine derartige kritische 
Haltung gegen politische Richtungen, gegen 
politische Entscheidungen oder gegen einzelne 
Politiker richtet, auch wenn diese Jugend pro-
vokatorisch fragt. Die Politiker müßten eigent-
lich froh sein, daß eine solche, eine größere 
Zahl von Jungen da ist. 

Meine Damen und Herren, gerade weil wir es 
gewohnt sind, auch Debatten solcher Art nur unter 
uns und mit unseren Argumenten zu führen, hat es 
vielleicht seinen Eigenwert, solche Stellungnahmen 
aus dem außerparlamentarischen Bereich auch ein-
mal in diesem Sachzusammenhang auf uns wirken 
zu lassen. Jedenfalls wäre es wünschenswert, so 
glaube ich, wenn sie mit dazu beitrügen, uns selbst 
und die Parteien, die wir vertreten, gerade auch im 
Bewußtsein der jungen Generation attraktiver zu 
machen. Die Jugend muß das Gefühl haben, daß sie 
ernst genommen wird, und wir sollten auch Zeit 
für sie haben. Die junge Generation muß überall 
dort frühzeitig und vertrauensvoll zur Mitwirkung 
und Mitverantwortung hinzugezogen werden, wo es 
nur möglich ist. Man kann nicht das politische Enga-
gement der Jugend fordern und dann, wie es spe-
ziell in den letzten Wochen und Monaten beson-
ders spürbar war, mit unangemessenen Mitteln 
reagieren. Mit anderen Worten — und damit möchte 
ich den Mündlichen Bericht schließen —: Wir müs-
sen auch dann das Engagement der Jugend wollen, 
wenn es uns unbequem wird oder, wie es auch 
schon geschehen ist, parteipolitischen Interessen zu-
widerläuft. 

Darf ich nun noch einen Auftrag des Ausschusses 
erfüllen und ein paar begründende Feststellungen 
treffen, was den Antrag des Ausschusses, den Sie 
auf Seite 8 vorfinden, anbelangt. Ich glaube, daß 
das, was auf Seite 8 steht, so  eindeutig ist, daß es 
wohl für sich selbst spricht. Nicht zuletzt eben auch 
darum, meine Damen und Herren, weil wir nicht mit 
dazu beitragen wollen, daß aus dem Berichtswesen 
ein Unwesen wird, d. h. daß sich Bundesregierung, 
Bundesrat und auch Bundestag laufend mit solchen 
Berichten und Stellungnahmen auseinandersetzen 
müssen. Eben deshalb wollen wir den gesetzlichen 
Auftrag, unter dem die Bundesregierung noch 
immer steht, und auch die Verpflichtungen, die 
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Liehr 
daraus für sie resultieren, durch eine Änderung des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes verbessern. Wir wollen 
also, daß die umfassenden Berichte über die Lage 
der Jugend künftighin nur in einem zehnjährigen 
Turnus erscheinen, zumal da, wie wir im Ausschuß 
festgestellt haben, kurzfristigere Veränderungen 
auch kaum vorher ausreichend meßbar sind. Dage-
gen soll das, was unter der Überschrift „Bestrebun-
gen auf dem Gebiete der Jugendhilfe" verstanden 
werden kann, durch Schwerpunktberichte, d. h. 
durch Teilberichte, alle vier Jahre zur Darstellung 
kommen und dem Hause und seinen Ausschüssen 
Gelegenheit geben, sich dann auch mit den aktuel-
len Tatbeständen auseinandersetzen zu können. 

Unter Ziffer 2 des Ausschußantrages heißt es, daß 
der nächste Bericht zum Ende des Jahres 1967, also 
schon zum Ende dieses Jahres, fällig wird. Das ent-
spricht noch dem gesetzlichen Auftrag, an den die 
Bundesregierung zur Zeit gebunden ist und auf den 
sie sich auch vom Thema her seit längerem einge-
stellt hat. Wir befinden uns also sowohl hinsichtlich 
der Terminsetzung, die in dem Antrag des Aus-
schusses ihren Ausdruck findet, als auch hinsicht-
lich der Gliederung solcher Berichte in  völligem 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister und 
seinen Mitarbeitern. Erst nach Annahme des inter-
fraktionellen Antrages, der die bestehende Rechts-
lage mit Wirkung vom 1. Januar 1968 verän-
dern soll, können wir den Berichtszeitpunkt auf den 
Juli 1971 verlegen. 

Dieser interfraktionelle Antrag wird also die für 
die weitere Arbeit notwendige Basis schaffen. Dabei 
sind sich alle völlig darüber klar, daß es jetzt nicht 
darauf ankommt, etwa in Anlehnung an höchst-
richterliche Rechtsprechung der letzten Zeit auch 
andere Komplexe anzugehen, sondern daß man sich 
ausschließlich auf diesen § 25 Abs. 2 des Jugend-
wohlfahrtsgesetzes zu beschränken hat. Der ent-
sprechende Antrag wurde im Ausschuß einstimmig 
akzeptiert. Er hängt ursächlich mit den Beratungen 
und mit dem auf Seite 8 der Drucksache V/1720 
aufgeführten Antrag des Ausschusses zusammen. 

Ich darf mir aus all diesen Gründen die Anregung 
erlauben, zunächst in zweiter und dritter Beratung 
über die Gesetzesänderung abzustimmen, weil erst 
danach das wirksam werden kann, was der Sache 
nach vom Ausschuß beantragt ist. Ich darf Sie um 
Ihre Zustimmung bitten und für Ihre Aufmerksam-
keit danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Meine Damen und Herren! Inzwischen hat in die-
sem Hause eine Delegation des Parlaments von 
Indonesien unter Führung des Vizepräsidenten Ben 
Mang Reng Say Platz genommen. Ich darf die Her-
ren Kollegen geziemend begrüßen. 

(Beifall.) 

Das Wort als Berichterstatter zu Punkt 4 b hat der 
Abgeordnete Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Liehr hat als Berichterstatter zum Jugendbericht die 
Zusammenhänge zwischen dem Ausschußantrag und 
dieser Gesetzesvorlage sehr eingehend erörtert. Ich 
brauche dem nichts mehr hinzuzufügen und kann 
mich auf ein paar Bemerkungen zum sachlichen In-
halt der Drucksachen V/1723 und V/2148 beschrän-
ken. 

Der erste vorliegende Bericht der Bundesregie-
rung ist auf der Grundlage des § 25 Abs. 2 des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes erstellt worden. Diese Be-
stimmung verpflichtete die Bundesregierung bisher, 
dem Bundestag und dem Bundesrat alle vier Jahre 
einen Bericht über die Lage der Jugend und über 
die Bestrebungen auf dem Gebiete der Jugendhilfe 
vorzulegen. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
soll dieser Auftrag nun präzisiert werden. Außer-
dem sollen aus Gründen, die Herr Liehr auch schon 
eingehend dargelegt hat, andere Erhebungszeit-
räume vorgeschrieben werden. 

Neu in diesem Gesetzentwurf ist erstens die Tei-
lung des Gesamtberichts. Der bisherige erste Teil 
über die Lage der Jugend soll in Zukunft nicht mehr 
alle vier Jahre, sondern nur noch alle zehn Jahre 
erstattet werden. Der zweite Teil, der Auskunft über 
die Schwerpunkte der Jugendhilfe geben soll, ist 
weiterhin alle vier Jahre vorzulegen 

Zweitens ist neu, daß die Bundesregierung zur Er-
stellung der Berichte jeweils eine Kommission zu 
beauftragen hat und den Berichten eine eigene Stel-
lungnahme beifügen muß. Ich möchte dazu bemer-
ken, daß es sich bei dieser in Rede stehenden Kom-
mission natürlich um eine unabhängige Kommission . 
aus fachkundigen Persönlichkeiten handeln soll, so 
wie es in dem Antrag des Ausschusses im Schrift-
lichen Bericht zum Ausdruck kommt. 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 
glaubt, daß durch diese Änderung des § 25 Abs. 2 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes dem Anliegen, das 
mit den Jugendberichten verfolgt wird, besser Rech-
nung getragen werden kann. Ich bitte daher das 
Hohe Haus, dieser Gesetzesänderung zuzustimmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter, um so mehr, als er soeben 
seine Jungfernrede gehalten hat. 

(Erneuter Beifall.) 

Meine Damen und Herren, es ist vorgeschlagen, 
daß wir die Aussprache über die Punkte a) und b) 
verbinden. Dazu müssen wir beschließen, die allge-
meine Aussprache über den Gesetzentwurf schon in 
der zweiten Beratung vorzunehmen, was wir nach 
§ 80 Abs. 1 der Geschäftsordnung können. — Wider-
spruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Das Thema findet ein ganz besonderes Interesse. 
Ich stelle fest, daß sich vorerst 17 Redner gemeldet 
haben. 

Als erster hat der Herr Abgeordnete Kubitza das 
Wort. 
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Kubitza (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit einer zweijährigen 
Verspätung hatte die Bundesregierung am 14. Juni 
1965 dem Hohen Hause den Jugendbericht vor-
gelegt, der uns- ein möglichst vollständiges und rea-
listisches Bild von der Lage der Jugend und von 
den Bestrebungen auf dem Gebiete der Jugendhilfe 
geben sollte. Nach weiteren zwei Jahren sind wir 
in der Lage, den Jugendbericht sowie den Ausschuß-
bericht zu beraten. 

Die Tages- und Wochenpresse hat den Jugend-
bericht seinerzeit fast einhellig positiv beurteilt, 
wogegen das Urteil der Fachpresse von maßvoller 

' bis zu vernichtender Kritik ging. Wir Freien Demo-
kraten verkennen nicht die Schwierigkeiten, vor 
denen die Bundesregierung stand, meinen aber, 

. daß man in vier Jahren Besseres hätte leisten kön-
nen. Zumindest hätte in der Einführung deutlicher 
darauf hingewiesen werden müssen, daß es in 
Deutschland für einen solchen Bericht kein Vorbild 
gibt 

(Abg. Memmel: Das wußten wir doch alle!) 

und daß sich die Bundesregierung nicht in der Lage 
sah, ein geschlossenes Bild der deutschen Jugend 
zu zeichnen, weil der Bereich der Jugend wissen-
schaftlich noch nicht umfassend erforscht ist. 

Ein Journalist hat einmal gesagt, um über eine 
Sache gut berichten zu können, müsse man 5 % von 
ihr wissen oder 95 %. In der Jugendforschung sind 
wir jetzt vielleicht bei 50 bis 60 %. Es fehlen uns 
somit das Detailwissen und, weil wir über die 
besagten 5 % hinaus sind, die unbehinderte Frische 
und Unbefangenheit. Wir sind aber auch noch weit 
entfernt von den 95 %, die es uns erlaubten, souve-
räner zu urteilen. 

Je mehr wir die Jugendlichen beobachten, befra-
gen, testen, desto deutlicher werden uns ihre indivi-
duellen, ihre altersmäßigen und typologischen Ver-
schiedenheiten und desto unsicherer werden alle 
Pauschalurteile über die Jugend. 

Ich sagte vorhin, daß wir in Deutschland kein 
Vorbild für einen solchen Jugendbericht haben. Aber 
man hätte sich wenigstens in Aufbau und Inhalt an 
dem Bericht der englischen Regierung vom Jahre 
1958 besser orientieren können. Dieser Bericht 
„Youth Service in England and Wales" ist aller-
dings von einer unabhängien Royal Commission er-
arbeitet worden und dann mit einer Stellungnahme 
der Regierung der Offentlichkeit vorgelegt worden. 
Gegenüber dem deutschen Bericht ist er geradezu 
wohltuend in Sprache, Inhalt und Methode. 

Unsere Regierung ist der Versuchung erlegen, 
mehr einen Leistungsbericht vorzulegen als einen 
Bericht über die wirkliche Lage der Jugend. In der 
Einführung sind zwar lobenswerte Ziele gesetzt, 
doch werden sie im Bericht selbst nicht so erfüllt. 
Die Regierung war meines Erachtens überfordert, als 
sie in eigener Sache womöglich kritische Aussagen 
machen sollte. Übriggeblieben ist eine Darstellung, 
die allzu schönfärberisch und verharmlosend wirkt, 
und es ist schwer, aus ihr Schwerpunkte für not-
wendige jugendpolitische Aktionen zu gewinnen. 

Lassen Sie mich einiges zu dem methodischen 
Vorgehen sagen. Der Bundesregierung standen 18 
Einzelstudien unterschiedlicher Qualität mit insge-
samt 2200 Buchseiten zur Verfügung. Sie hat daraus 
ein Konzentrat von 35 Seiten Text in Großformat, 
das entspricht etwa 80 Buchseiten, gemacht. Vom 
Minister bis zum Regierungsrat war man — mit 
unterschiedlichem Erfolg — an diesem Super-Sam-
melreferat beteiligt, wobei die Qualität der einzel-
nen Kapitel nicht dem hierarchischen Aufbau des 
Ministeriums entspricht. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der SPD: In 
welcher Reihenfolge?) 

— Das will ich offenlassen. 

Bei der ersten Arbeitstagung des Jugendpresse-
klubs in München erklärte Herr Professor Dr. 
Küchenhoff — der seinerzeitige Leiter des Deutschen 
Jugendinstituts — über den Jugendbericht, er müsse 
sich bei jeder Gelegenheit von diesem ersten 
Jugendbericht distanzieren, dessen Quellen zwar 
vom Jugendinstitut erschlossen, dessen Auswahl 
und politische Akzentuierung aber vom Ministerium 
für Familie und Jugend festgelegt worden seien; 
die Gutachter könnten ihre Arbeit im Bericht nicht 
wiedererkennen. Dieses Urteil ist wenig schmeichel-
haft. Es wäre vielleicht, wenn man schon wußte, daß 
man für den Bericht Kurzfassungen brauchte, zweck-
mäßiger gewesen, erst einmal die Autoren dieser 
Quellen zu solchen Kurzfassungen aufzufordern. Die 
notwendige politische Akzentuierung hätte man 
dann noch vornehmen können. 

(Abg. Kühn [Hildesheim] und Abg. Memmel 
melden sich zu Zwischenfragen.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Kühn? Er war wohl der erste, der sich 
gemeldet hat. 

Kubitza (FDP): Bitte! 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kubitza, sind Sie mit mir der Meinung, daß die not-
wendigerweise mit wissenschaftlicher Akribie er-
folgende Untersuchung von Wissenschaftlern zu 
unterscheiden ist von der Arbeit der Politiker und 
daß für die politische Arbeit Entscheidungen gefor-
dert werden, Entscheidungen, die in erster Instanz — 
als Durchgangsstelle — das Ministerium zu treffen 
hat? 

Kubitza (FDP) : Diese Meinung teile ich 

(Abg. Kühn [Hildesheim]: Also!) 

insoweit, Herr Kollege Kühn. Aber hier geht es 
einfach darum, daß die Wissenschaftler, von denen 
man diese Studien angefordert hatte, ihre Arbeit in 
der Kurzfassung nicht mehr wiedererkennen konn-
ten. Das ist etwas ganz anderes als die politische 
Akzentuierung, deren Notwendigkeit auch ich aner-
kenne. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Memmel? 

Memmel (CDU/CSU) : Herr Kollege Kubitza, 
hätte die Bundesregierung nach Ihrer Meinung diese 
Gutachten nur lückenlos aneinanderreihen und uns 
vorlegen sollen? 

Kubitza (FDP) : Nein, das habe ich ,damit auch 
gar nicht ausgedrückt. Ich habe nur gesagt: wenn 
man schon die 2200 Buchseiten auf 80 Buchseiten 
zusammenpreßt, dann muß eben dieses Ergebnis 
herauskommen, wie es uns nun vorliegt. Darum 
geht es. Es geht um das Konzentrat, das dabei her-
ausgekommen ist. 

(Abg. Memmel: Also Verzicht auf eigenen 
Kommentar?) 

— Darauf komme ich noch, Herr Kollege Memmel. 

Ich habe den Eindruck, daß man sich vor Abfas-
sung des Berichts zu wenig Gedanken über die 
methodische Anlage eines solchen Berichts gemacht 
hat. Dieser Vorwurf muß nicht nur hinsichtlich der 
Mischung von Tatsachen und Werturteilen in den 
einzelnen Kapiteln erhoben werden — jetzt kommt 
alles das, was durch dieses Mixtum jetzt an Män-
geln entstanden ist, Herr Kollege —, sondern auch 
gegenüber der gesamten Anlage des Berichts. Me-
thodisch einwandfrei wäre ein Bericht gewesen, der 
zuerst die Tatsachen gebracht hätte, zweitens die 
Stellungnahme der Bundesregierung, drittens die 
Konsequenzen, die daraus zu ziehen sind. Viertens 
hätte dann das Parlament darüber zu befinden ge-
habt, ob es diese Konsequenzen der Bundesregie-
rung für richtig hält. 

Diese Reihenfolge hat ihren Niederschlag in der 
Empfehlung des Ausschusses gefunden. Sie ist auch 
Gegenstand der Novellierung des Jugendwohlfahrts-
gesetzes gewesen — neben anderen Ergebnissen 
der Ausschußberatungen. Ich kann sagen, daß die 
Opposition durch die Auschußberatungen unab-
hängig von den Herren Berichterstattern zu den-
selben Konsequenzen gekommen ist, die die Bericht-
erstatter im Ausschuß vorgetragen haben. Ich er-
wähne das deswegen, weil das ja nicht immer der 
Fall ist. 

Methodisch fragwürdig bleibt auch, ob man Sta-
tistiken, Meinungsumfragen und Hypothesen auf 
eine Stufe stellen kann. Das entspricht etwa der 
Addition von Ananas, Kartoffeln und Auberginen. 
Gewiß sind repräsentative Umfragen ein Hilfsmittel 
der soziologischen Forschung. Ernsthafte Bedenken 
bestehen aber dagegen, ihre Ergebnisse als Tat-
sachen auszugeben mit der Feststellung, wie die 
Jugend wirklich denkt, fühlt und handelt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kubitza, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Vogt? 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Kollege Kubitza, ich freue 
mich, daß Sie unseren gemeinsam erarbeiteten An-

trag zur Änderung des Jugendwohlfahrtgesetzes 
auch seitens der Opposition belobigt haben. Aber 
darf ich Sie fragen, ob Sie sich daran erinnern, daß 
wir ebenso festgestellt haben, daß die Bundesregie-
rung keinen so konkreten Auftrag hatte bezüglich 
der alten Fassung des § 25 Abs. 2 JWG, wie Sie ihn 
hier auszudeuten versucht haben? 

Kubitza (FDP) : Herr Kollege, ich hatte ja am 
Anfang gesagt, man kann aus einem Auftrag dieses 
und jenes machen. Wenn ich hier die Sonde der 
Kritik ansetze, dann mit der Berechtigung, daß es 
den englischen Jugendbericht gab, daß es in 
Amerika den Robins-Report gab, d. h. es gab Vor-
bilder, an denen man sich in etwa hätte orientieren 
können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kubitza, gestatten Sie eine zweite Frage des Herrn 
Abgeordneten Vogt? 

Vogt (CDU/CSU) : Darf ich Sie ein zweites Mal 
fragen, Herr Kollege Kubitza? Meinen Sie nicht mit 
mir — da wir darüber auch im Ausschuß gesprochen 
haben —, daß es ein Versäumnis des Gesetzgebers, 
also von uns allen hier in diesem Raum, gewesen ist, 
der Bundesregierung keinen konkreten Auftrag ge-
geben zu haben, und daß es nicht Schuld der Bun-
desregierung ist, daß der Bericht so geworden ist? 
Müßten nicht wir uns an die Brust klopfen und 
„mea culpa" sagen? 

Kubitza (FDP) : Herr Kollege, ich traue der Bun-
desregierung so viel Ideenreichtum zu, daß sie von 
vornherein, wenn sie sich die Dinge überlegt hätte, 
zu genau denselben Folgerungen gekommen wäre, 
die wir im Ausschuß gezogen haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die erfragte Meinung stimmt mit dem tatsächli-
chen Verhalten nicht immer überein. Mithin wur-
den hinsichtlich einer heterogenen und nicht ausrei-
chend differenzierten statistischen Masse „Jugend" 
Einzelaussagen von unterschiedlicher Sicherheit, un-
terschiedlichem Gewicht und unterschiedlicher Be-
deutung aneinandergereiht. 

(Sehrwahr! rechts.) 

Ein Strukturbild der Jugend kann sich hieraus nicht 
ergeben Da  diese  Aufbabe dm ersten Teil dies  Be-
richts — „Die Lage der  Jugend" — nicht verfüllt ist, 
fehlt der innere Zusammenhang zum zweiten Teil 
— „Die  Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugend-
hilfe" —, der wesentlich besser ist und einen guten 
Überblick über die Tatsachen gibt. 

Die Anlage des Berichts als „Supersammelreferat" 
hat noch weitere Mängel mit sich gebracht, so z. B. 
den, daß ,aus den  Einzelstudien falsch übertragen 
wurde. Ich muß es mir verkneifen, das zu belegen. 

Es fehlt auch nicht an Widersprüchen. Am Anfang 
des Kapitels „Jugend und Familie" heißt es,  daß 
„die Familie ihre volle Funktionstüchtigkeit behal-
ten" habe. Gegen Ende heißt es: 
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Kubitza 
... vermag die Familie heute das Hineinwach-
sen der Jugendlichen in  den weiteren gesell-
schaftlichen Raum ... immer nur in begrenztem 
Maße vorzubereiten und zu fördern ... Die 
Familie kann erzieherisch das, was für die 
Lebensvorbereitung 'des jungen Menschen not-
wendig ist, nicht mehr allein leisten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch!) 

Ich bitte um Ihr Verständnis, wenn ich nicht alle 
Widersprüche anführe, 

(Abg. Kühn [Hildesheim] : Es ist kein Wider

-

spruch gewesen!) 

Einen muß ich aber doch anführen, weil er zu 
gravierend ist. 

(Abg. Dr. Martin: Worin besteht der Wider

-

spruch?) 

In der Einführung wird  unter „Grundsätze" gesagt, 
„daß sich die junge 'Generation" nicht ;, als eine 
eigenständige Gruppe in der Gesellschaft verstehe 
und ... einen eigenen Jugendraum anstrebe", wie es 
in 'der Zeit der Jugendbewegung gewesen sei. 

Unter „Gesellungsformen der Jugend" heißt es: 

Unter den verschiedenen sozialen Gebilden, 
denen der junge Mensch +angehört, Zeichnen sich 
jene Gruppierungen besonders aus, denen sich 
die Jugend in ihrer und für ihre Freizeit an-
schließt; sie sind viel weniger von der Welt der 
Erwachsenen bestimmt als die Gebilde der Fa-
milie, der Schule, .der Kirche, des Betriebes oder 
des Staates ... Sie sind vielmehr vorwiegend 
oder allein auf die Jugend bezogen und nur für 
die Jugend da. 

Weiter unten heißt es: 

Die Jugendgruppe ist eine wichtige Gemein-
schaft der sozialen Bildung ... Phantasievoller, 
naiver und hingabebereiter als die Erwachsenen 
suchen und finden die jungen Menschen hier 
eigene Aufgaben und Lebensformen; und sie 
tun dies aus freiem Willen. 

Um diesen Widerspruch, der sich durch den ganzen 
Bericht zieht, weiter 'zu belegen, zitiere ich aus dem 
Kapitel „Erziehung und Bildung in Jugendgruppen 
und Jugendverbänden": 

In der Regel gibt zunächst weniger das Ver-
bandsziel den Ausschlag als vielmehr ein spe-
zielles Interesse oder allgemein das Bedürfnis, 
unter seinesgleichen im eigenen Stil zu tun, was 
Freude macht ... 

Was stimmt nun? Ist die  in  der Einführung behaup-
tete Zweiphasigkeit richtig, wonach es nur Kinder 
und Erwachsene gibt und  die  Jugend als eigenstän-
dige Entwicklungsphase ausfällt, oder ist die in den 
von mir angeführten Kapiteln gegebene Darstellung 
eines eigenständigen Lebensbereichs der Jugendli-
chen richtig? Die dritte Theorie, die es darüber gibt, 
hat man überhaupt unterschlagen, nämlich die Theo-
rie von der Kontinuität. Nach ihr ist für die mo-
derne Jugend weder die Zweiphasigkeit Kind—Er-
wachsener noch der Dreischritt Kindheit—Jugend

-

Erwachsenenalter kennzeichnend, sondern die Kon-
tinuität, nämlich ein beständiges Wachsen und Rei-
fen unter schrittweise zurücktretender Führung 
durch die Autorität der Erwachsenen. Welches die-
ser drei Entwicklungsmodelle ist nun das richtige? 
Eine sehr entscheidende Frage. Keines ist das ein-
zig richtige. Alle zusammen ergeben einen Über-
blick über die Formen und Möglichkeiten der gegen-
wärtigen Jugend. Es gibt weder eine einzige For-
mel noch ein einziges Modell, das die Vielfalt der 
Jugend auf einen Nenner bringen könnte. 

Es ist von den Sachverständigen bei dem Hearing 
zu Recht kritisiert worden, daß eine Analyse im Be-
richt fehlt, vor welchem gesellschaftlichen Hinter-
grunde sich die Jugend bewegt. M an  erfährt 'auch 
nichts über die zweifellos gestörten Beziehungen 
zwischen der Welt der Erwachsenen und der Welt 
der Jugend, daß es noch so etwas wie ein Genera-
tionenprobleam bei uns  gäbe. Man 'erfährt auch nicht 
andeutungsweise, daß 'alte Gewohnheiten, Sitten, 
Freiheiten und Verantwortungen heute in  Frage ge-
stellt Sind und daß der Wechsel, das Unerwartete 
heute für die jungen Menschen das Normale ist. 
Viele Erwachsene, die in den Gleisen der Gewohn-
heit und der Routine festgefahren sind, kümmern 
sich wenig darum. Aber dieser ständige Wechsel 
bestimmt das  Lebensbild unserer Jugend. 

Lassen  Sie mich auch zu dem gesellschaftlichen 
Hintergrunde einiges sagen. Früher war die Gesell-
schaft organisch gewachsen, voller Tradition, sta-
tisch, in  sich ruhend, die jede neu heranwachsende 
Generation in sich aufnahm und den Lernprozeß auf 
Kinder und Jugendliche beschränkte. Der junge 
Mensch, der seine Schul- und Berufsausbildung ab-
geschlossen hatte, 'bedurfte keiner weiteren Anstren-
gungen und Hilfen mehr, um sich im Lebenskampf 
zu behaupten. Heute muß sich der junge Mensch 
wie der Erwachsene vieles von dem, was er früher 
durch Sitte und Brauch, durch Stand und Beruf, durch 
Kirche und 'Gesellschaft nahegelegt bekam, selbstän-
dig erwerben. Will  die  Gesellschaft die junge Gene-
ration aufnehmen, dann in die Wandelbarkeit statt 
in Sitte und Brauchtum, in die Fähigkeit zur Anpas-
sung statt in die Tradition. Jeder Mensch, der heute 
nicht das Opfer unserer Gesellschaft, sondern ihr 
Bürger werden will, muß sich das Verständnis sei-
ner  selbst und der Welt,  in  der er lebt, in ständigen 
Bemühungen neu erschließen. Ob und in welchem 
Ausmaß das dem einzelnen gelingt, davon hängt 
sein persönlicher Wert ab. Ob es genügend vielen 
einzelnen Menschen gelingt, davon hängt unsere 
Existenz als Volk und Staat ab. Wir alle sind ge-
zwungen, fortgesetzt zu lernen. Die Jugend ist zur 
Leitfigur der 'Gesellschaft und die Gesellschaft ist 
grundsätzlich zur Lerngesellschaft geworden, die 
Jugend und Erwachsene vor die gleichen Aufgaben 
stellt. 

Dieser durchaus positive Aspekt eines lebenslan-
gen Lernens und Weiterbildens hat allerdings eine 
besorgniserregende negative Seite. In einer Studie 
über die Eigenheit der zeitgenössischen Jugend 
kommt Tenbruck zu folgendem 'Ergebnis — ich darf 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten zitieren —: 
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Umgang, Lektüre, Freizeit, Moral, Sprache, Sitte 
der Erwachsenen weisen zunehmend jugend-
liche Züge auf ... Die Psychologie des Alltags 
und Berufslebens richtet sich immer stärker  'am 

 Modell der jugendlichen Unsicherheit und ihrer 
Adaptionsbedürfnisse aus. Gleichzeitig tritt in 
Freizeit und Sport, Wahlkampf und politischer 
Propaganda, aber auch in den Methoden des 
Lernens und .der geistigen Bewältigung der Um-
welt ein pueriler Spielcharakter hervor. In der 
Kunst erheben Kinderbilder und Produkte halb-
wüchsiger Autoren Anspruch auf ernsthafte B e

-achtung... 

Der Erwachsene orientiert sich nicht mehr vor-
wärts zum eigentlichen Alter. Ja, .es mangelt 
bereits das Gefühl, daß es spezifische Aufgaben 
für diese Lebensphase gibt. Die Jugend zu ver-
stehen, mit ihr Schritt zu halten, 'sich ihr anzu-
passen, wird normales Bemühen. 

Soweit Tenbruck. 

Diese Feststellungen mögen für Deutschland noch 
nicht so zutreffen, wie es für Amerika der Fall ist. 
Gracie und Fred Hechinger belegten mit ihrem in 
Amerika und Kanada viel Staub aufwirbelnden Buch, 
betitelt „Teen-Age Tyranny", daß sich ,zumindest 
der amerikanische Mittelstand den Wünschen der 
Jugendlichen gebeugt 'und fast auf jeden Erzie-
hungs- und Führungsanspruch verzichtet hat. An-
zeichen für .diese Entwicklung sind auch bei uns vor-
handen. 

Hans Heinrich Muchow, einer der besten Kenner 
unserer Jugend, kommt bei einem Vergleich zwi-
schen beiden Ländern 2u folgendem Ergebnis: 

Wir brauchen nur „progressive education" 
durch „moderne Erziehung", „self-expression" 
durch „Wachsenlassen" und „child-centered 
school" durch das Schlagwort „vom Kinde aus" 
zu ersetzen, um jenes Klima zu charakterisieren, 
in dem auch bei uns .das Teenagertum gedeiht. 
Auch die Resignation ,der Eltern in Erziehungs-
fragen, ja die Kapitulation mancher Eltern vor 
„all .dem neuen Kram" ist uns nicht unbekannt. 

Soweit .das Zitat von Herrn Muchow. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kubitza, gestatten Sie reine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Memmel? 

Memmel (CDU/CSU) : Herr Kollege Kubitza, 
kennen Sire den  Artikel des von Ihnen soeben als so 
lobenswert zitierten Hans Heinrich Muchow, der da 
lautet: „Das also war  des Pudels Kern"? 

Kubitza (FDP) : Ja. 

Memmel (CDU/CSU) : Und Sie halten trotzdem 
diese hohe Würdigung saufrecht? 

Kubitza (FDP) : Ja, durchaus, Herr Kollege. Ich 
meine, man kann darin zweierlei Meinung sein.  

Meine Damen und Herren,  aus dem bisher Gesag-
ten ergeben sich Chance und Gefahr gleichermaßen:  

die Gefahr, daß die Anhänger autoritärer Erzie-
zungsmethod en bei uns sich durch die  Vorgänge in 
den USA bestätigt fühlen und jetzt noch autoritärer 
als vorher 'auftreten, und die  Chance, daß falsche 
Autoritätsansprüche überwunden werden, daß eine 
Atmosphäre der Toleranz, des 'gegenseitigen Ver-
ständnisses rentsteht, in der der einzelne Jugendliche 
als Person respektiert wird, ,der Erwachsene jedoch 
von seiner Verantwortung für die Jugend nicht zu-
rücktritt und abdankt. Wir Erwachsenen müssen ler-
nen, Großzügigkeit mit Festigkeit zu vereinen. 

Meine Damen und Herren, wenn im Jugendbericht 
behauptet wird, die Anpassung an (bestehende Ver-
hältnisse sei .ein Leitbild ,dieser Jugend, so ist zu 
fragen, wer ihr denn dieses Leitbild gesetzt hat. An 
welchen Vorbildern orientiert sie sich denn bei die-
ser Anpassung? Ist diese Welt so hervorragend, daß 
sie nichts Besseres tun können, alssich ihr anzu-
passen? Oder ahmen sie vielleicht nur den Opportu-
nismus ihrer Väter nach? In .dem Kapitel, in dem der 
Satz von  der  Anpassung steht, hätte ¡ich mir schon 
eine Wertung dieser These 'gewünscht. An vielen 
anderen Stellen wird sie ja vorgenommen. Denn die 
Welt von morgen braucht Menschen, die sich inso-
weit anzupassen vermögen, als sie die technischen 
und administrativen Apparaturen 'übernehmen und 
weiterentwickeln müssen, d. h. Anpassung an den 
unumkehrbaren und unwiderruflichen technisch-ma-
teriellen Fortschritt. 

Wird 'den jungen Menschen aber auch gesagt, daß 
es neben der technisch-materiellen Welt, 'deren 
Entwicklung irreversibel ist, die  Welt  der sozialen, 
der rechtlichen und  politischen Beziehungen zwi-
schen den  Menschen und Menschengruppen sowie 
die Welt der Tätigkeitsantriebe und 'des 'Ordnungs-
willens durch Ideen oder Leitgedanken gibt, daß in 
diesen zuletzt genannten Bereichen der  Kampf, die 
Auseinandersetzung, der Widerstand, der Konflikt 
das Normale ist? Die Ausbrüche, wie sie in der 
Beatle-Hysterie oder in  anderen ,exzessiven Formen 
jugendlichen Daseins ihren Ausdruck finden rund 
die wohlgeordnete Welt der Erwachsenen entsetzen, 
was sind sie denn anders als Ersatzbefriedigungen 
für alles, was die Welt der 'Erwachsenen der Jugend 
nicht mehr gibt? Wenn in dem Jugendbericht fest-
gestellt wind,  'das seien nur Einzel- oder Übergangs-
erscheinungen, so sollte uns das nicht beruhigen, 
sondern beunruhigen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kubitza, gestatten Sie .eine Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Stommel? 

Kubitza (FDP) : Ja. 

Frau Stommel (CDU/CSU) : Herr Kubitza, kön-
nen Sire mir vielleicht sagen,  ob ich Sitzungen des 
Ausschusses für Familie und Jugend verpaßt habe, 
weil mir Ihre Ausführungen heute so vollkommen 
fremd vorkommen im Vergleich zu Ihren Ausfüh-
rungen und  Ihrer sachlichen Mitarbeit im Ausschuß? 

Kubitza (FDP) : Sehr verehrte Frau Kollegin, Sie 
wissen genau, daß ich in allen Ausschußsitzungen 



6276 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Oktober 1967 

Kubitza 
dabei war und daß heute eine Würdigung dieses 
Jugendberichts hier im Parlament erfolgt. Da wer-
den  Sie  es mir doch nicht verübeln, daß ich die 
Dinge hier so vortrage, wie ich sie vorzutragen wün-
sche. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, die heutige Beratung 
des Jugendberichts ist, meine ich, die rechte Gele-
genheit dafür, daß sich die Regierung auch mit 
einem Pauschalurteil auseinandersetzt, das der  aus 
Frankfurtstammende und  in  Amerika lebende Psy-
choanalytiker Erich Fromm unlängst fällte. Es lautet: 

Die deutsche  Jugend ist völlig bindungslos, 
amoralisch und ohne Glauben. Ungeführt und 
bar jeglicher Motive ist sie Iden Verlockungen 
der Hysterie und Absurdität ausgesetzt. Sie 
empfindet keinerlei Loyalität, wieder gegenüber 
sich selbst noch gegenüber der Gesellschaft. Sie 
ist wahrhaft nihilistisch. Wir werden .einst von 
ihr hören — und es werden keine guten Nach-
richten sein. 

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokraten 
weisen dieses ,anmaßende und unzutreffende Pau-
schalurteil entschieden zurück. 

(Ab'g.  Dr.  Martin: Das wurde auch höchste Zeit!) 

Meine Damen und Herren,lassen Sie mich ab-
schließend folgendes feststellen. Die  Position der 
Jugendhilfe wäre besser, wenn  insgesamt erkannt 
würde, daß :neben Elternhaus, Schule und Beruf mit 
ihr eine vierte Erziehungs- und Bildungsmacht ent-
standen ist. Die organisierte Jugendarbeit der  Vier-
bände leidet nicht so  sehr untereinem Mangel an 
Geld als vielmehr unter dem Mangel an genügender 
Anerkennung, Unterstützung und Ermutigung in 
breitester Form. 

Dem ersten Jugendbericht der Bundesregierung ist 
es bei aller Anerkennung der investierten Arbeit 
noch nicht gelungen, ein jugendpsychologisch orien-
tiertes und wissenschaftlich vertretbares Bild der 
Jugend zu entwerfen. Ich bin sicher, daß der nächste 
Jugendbericht anders aussehen wird. 

(Beifall bei der FOP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Burger. 

Burger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen unid Herren! Die unzweifelhaft schwierige 
Aufgabe .der Bundesregierung, zum gerstenmal ein 
annähernd geschlossienes Bild über die  Situation der 
deutschen Jugend in der modernen Gesellschaft in 

 der Form eines Berichts zu zeichnen, ergab einen 
wichtigen Beitrag, der  in  seinen Vorzügen und Män-
geln jeden Verantwortlichen zum Nachdenken her-
ausfordert. Zwangsläufig konnte nicht alles und 
manches nicht erschöpfend behandelt werden. Doch 
hat gerade dieser Mangel die  bisherige Diskussion 
angeregt, und alle Beteiligten haben durch ihre Bei-
träge Lücken ergänzt und Vorschläge gemacht, die 
für die  nächsten Berichte wesentlich sein  werden. 

Im  ganzen ergibt der Bericht mit  den  Stellungnah-
men der gehörten .Sachverständigen eine treffliche 

Diagnose für die Unterrichtung des Parlaments und 
der Öffentlichkeit aber Licht und Schatten, das Füh-
len, Denken und Handeln der jungen Generation, 
ihr Verhalten und ihre wunden Punkte. Die Ten-
denzen eines selbstzufriedenen Leistungsberichts 
wurden durch das Skalpell der kritischen Sachver-
ständigen korrigiert. 

In diesem Zusammenhang darf ich einige Beiner-
kungen zu den Ausführungen unseres Herrn Kol-
legen Kubitza machen. Mit einem gewissen brutalen 
Charme hat er zu diesem Bericht Stellung bezogen, 
die allerdings bei den Mitgliedern des  Ausschus-
ses, die aktiv mitgearbeitet haben, eine starke Ver-
wunderung :ausgelöst hat;  denn seine dortige sach-
liche Stellungnahme hob sich von dem „nuklearen" 
Charakterseiner jetzigen Kritik sehr positiv ab. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie  eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Moersch? 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Burger, darf ich Sie 
fragen, worauf Sie dieses Urteil hier stützen? Findet 
das, 'was Sie eben hier behauptet haben, in den Pro-
tokollen irgendeinen Niederschlag? Oder ist mir das 
völlig ,entgangen? 

Burger (CDU/CSU) : Ich verstehe Sie nicht ganz. 

Moersch (FDP) : Haben Sie ganz andere Proto-
kolle gesehen als ich? 

Burger (CDU/CSU) : Ich habe dort mitgearbeitet, 
ich habe mit dem Kollegen Kubitza im Ausschuß ge-
sessen. Ich bin der Auffassung, daß das, was er 
dort vertreten hat, sachlich korrekt unid  gut war. 
Ichgestehe ihm das Recht zu, diese Darlegungen 
heute vorzutragen. Aber sie heben sich eben von 
dem alb,  :was  er dort vertreten hat. 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Burger, `ist Ihnen 
nicht erinnerlich, daß sich Herr Kollege Kubitza im 
Ausschuß im wesentlichen (auf die Aufgabe be-
schränkt hat,  'die ein Abgeordneter in solchen Fäl-
len hat, nämlich Fragen zu stellen und sich daraus 
ein Urteil zu bilden, das er dann hier vorgetragen 
hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dias ist doch 
nicht die Aufgabe im Ausschuß!) 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Burger, Sie haben wohl 
bestätigen wollen, 'daß Kollege Kubitza geistige 
Steigerungen par (excellence fertigbringt und somit 
hier eine echte parlamentarische „Eskalation" .ge-
boten hat? 

(Beifall bei der FDP. — Heiterkeit bei der 
CDU/CSU.) 

Burger (CDU/CSU) : Das mit der „Eskalation" 
möchte ich tatsächlich unterstreichen, aber  das  mit  
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dem „geistigen Formait" ist natürlich individuell 
unterschiedlich betrachtet worden. 

(Abg. Ertl: Das hängt davon ab, ob man 
geistrig folgen kann!) 

— Ich hoffe, daß wir allegefolgt sind. 

Eine Kritik des  'Herrn Kollegen Kubitza, die  er 
an  die  Bundesregierung bzw. an  die  Persönlichkeiten 
gerichtet hat, die  den  Bericht gestaltet haben, wird 
sich natürlich bei jedem anderen Bericht auch er-
geben. Denn jedes Gremium, auch die Gremien, die 
diese Berichte i n Zukunft erstatten werden, müssten 
werten, müssen, wenn sie nicht vollkommen blutiner 
urteilen wallen, ein Urteil fällen, müssen streichen, 
müssen formulieren. Dabeikann man zwar mit die-
ser Entscheidung uneins stein; aber man darf diese 
Entscheidung und  diese Wertung nicht verhindern, 
wenn man nicht zu einer völlig blutleeren Objek-
tivität kommen will.  

In diesem Zusammenhang muß auch noch fest-
gehalten werden, daß die Regietrung für die Er-
arbeitung des Jugendberichts weder ein Modell 
vorfand noch Erfahrungen hatte. Sie betrat völliges 
Neuland. Auch der Auftrag war nur allgemein (ge-
halten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Herr Abgeordneter 
Burger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Kubitza? 

Kubitza (FDP) : Herr Kollege Burger, haben Sie 
nicht gehört, daß ich von der Trennung von Tat-
sachen und Wertungen gesprochen, d. h. Wertun-
gen nicht ausgeschlossen habe? Wogegen ich mich 
aber gewandt habe, war eben dieses Mixtum com-
positum, das ich an mehreren Beispielen belegt 
habe. 

Burger (CDU/CSU) : Ja nun, Tatsachen und Wer-
tungen sind sicherlich zu unterscheiden. Aber der 
Regierung muß das Recht zur Wertung zugestanden 
werden. Gerade diese Wertung haben Sie kritisiert, 
als Sie erklärt haben, daß durch Weglassungen oder 
Veränderungen der ursprünglichen Vorlage eben 
ein anderes Bild gesetzt worden sei. 

(Abg. Moersch: Die Kunst besteht darin, 
daß man dabei nicht den Inhalt verändert!) 

Im übrigen stellen die Aussagen des Berichts ins-
besondere in den kritischen Bereichen nicht nur 
einen Spiegel für das Parlament und die Regierung 
dar. Angesprochen sind vielmehr alle Kräfte im 
Bereich der Jugendhilfe; sie sollen überprüfen, ob 
ihre Arbeit den Aufgaben und Verhältnissen über-
haupt noch entspricht. Dies gilt vor allem für den 
Sektor der politischen Bildung. Schließlich ist unsere 
gesamte Gesellschaft zur Prüfung herausgefordert, 
denn viel Problematisches in unserer Jugend ist 
Reflex der ganzen Gesellschaft. Für alle stellt sich 
die Frage nach den Konsequenzen, die wir aus dem 
Bericht zu ziehen haben; denn eine Diagnose ohne 
Therapie wäre unzweifelhaft eine politische Fehl-
leistung. 

Wie ein roter Faden zieht sich durch diesen Be-
richt die Erkenntnis von einem zunehmendem Man-
gel an verantwortlichen Mitarbeitern im Bereich 
unserer Jugendhilfe. Im Anhörungsverfahren wur-
den Regierung und Parlament aufgefordert, der 
Öffentlichkeit einmal klipp und klar zu sagen, was 
ein fehlgeleitetes und versagendes Schicksal kostet. 
Für Kinder in Fürsorgeerziehung oder Jugend-
gefängnissen werden Millionen und Milliarden auf-
gewandt; aber in der Bewilligung von Mitteln für 
Einrichtungen oder Stellen, die in der Jugendhilfe 
vorbeugend arbeiten, ist man oft viel zu zurück-
haltend, viel zu knauserig und zu geizig. Vorbeu-
gen ist immer besser als Heilen; diese Binsenweis-
heit ist wahrhaftig eine der entscheidenden Lehren 
aus dem Jugendbericht. 

Da meine Freunde beschlossen haben, mehrere 
Kolleginnen und Kollegen kurz zu Einzelfragen 
sprechen zu lassen, möchte ich nur einige Anmer-
kungen zum Problem der politischen Bildung und 
zum leidenschaftlich diskutierten Problem „Vater-
land" machen. Ein deutliches Unbehagen kenn-
zeichnet im Bericht den Abschnitt über die politische 
Bildungsarbeit. Politische Bildungsarbeit kranke 
daran, so wird argumentiert, daß die grundlegen-
den Kenntnisse darüber, was die politische Bildung 
inhaltlich bedeute, noch nicht Allgemeingut gewor-
den seien. Die Sachverständigen klagen über zu 
sterile Lehrbücher. Die Begriffe seien ausgelaugt, 
müde und ohne Salz; viele könnten nicht mehr 
unbefangen übernommen werden. Professor Ellwein 
sprach von Sünden der politischen Bildungsarbeit. 
An anderer Stelle wird formuliert, daß die Didak-
tik, das Was, die politischen Lehr- und Lerninhalte 
noch zwanzig Jahre nach Kriegsende umstritten 
seien und noch geklärt werden müßten. 

Diese Unsicherheit schlägt sich in der Tat über-
all nieder. Bei der Diskussion einer Schulklasse, die 
den Bundestag besuchte, erklärte — um ein Beispiel 
anzuführen — ein Lehrer, er halte es einfach für 
eine Zumutung, daß sein Kollege, der schon im Drit-
ten Reich staatsbürgerlichen Unterricht erteilt habe, 
auch heute in politischer Bildung unterrichten müsse. 
Man wisse einfach zu wenig, beklagte er sich, und 
lese halt den „Spiegel", um überhaupt einiges bie-
ten zu können. 

Dieses Beispiel steht aber nicht allein. So sagt, 
wie ich der Presse entnommen habe, ein Untersu-
chungsbericht der Max-Traeger-Stiftung sehr kri-
tisch: 

Die gegenwärtige Verfassung der politischen 
Bildung, ihre Konzeption und die Unterrichts-
praxis trägt nicht dazu bei, dem politischen 
Desinteresse entgegenzuwirken, eher erreicht 
sie das Gegenteil. Politische Einsichten und po-
litisches Denkvermögen werden sich schwerlich 
in einem Unterricht entwickeln, der an den ent-
scheidenden Problemen der Politik vorbeigeht, 
der die spannungsreichen und konfliktbestimm-
ten gesellschaftlichen Verhältnisse ausspart und 
die Sätze der demokratischen Verfassung nicht 
in Beziehung setzt zur Wirklichkeit. 

Das Herumdrücken um die Konflikte, wie sie sich 
in Gesellschaft und Staat ergeben, der Umstand, 
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daß man den eigenen Standpunkt nicht frank und 
frei darlegt, lieber keine Stellung bezieht und ein-
fach schweigt, schafft vielfach eine Situation der 
Flucht in die Unverbindlichkeit und Neutralität. Ar-
min Mohler hat es zu Recht als ein eigentliches de-
mokratisches Übel bezeichnet, daß zu viele nicht 
mehr aussprechen, was sie denken, und spricht von 
einem neuen Menschentyp, dem Schlaumeier. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Burger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Moersch? 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Burger, identifizie-
ren Sie sich mit dieser Feststellung der Max-Trae-
ger-Stiftung, die vorhin von Ihnen zitiert wurde? 

Burger (CDU/CSU) : Im großen und ganzen deckt 
sie sich mit meinen persönlichen Erfahrungen. Ich 
sehe allerdings die Situation nicht so pessimistisch. 

Moersch (FDP) : Darf ich eine weitere Frage stel-
len? 

Burger (CDU/CSU) : Ja, bitte! 

Moersch (FDP) : Darf ich dann fragen, wie Sie 
diese Meinung der Max-Traeger-Stiftung mit Ihrem 
Kronzeugen Armin Mohler in Beziehung bringen 
wollen? 

Burger (CDU/CSU) : Im Kern kommt die in dem 
Bericht enthaltene Schilderung der Situation zu dem 
Ergebnis, daß eben diese nicht konfliktbezogene 
Bildungsarbeit und das Herumdrücken um die Kon-
flikte die Flucht in die Neutralität, in die Bezie-
hungslosigkeit erleichtern. Insoweit kommt auch 
Armin Mohler zu dem Ergebnis, daß dieser neue 
Menschentyp, der nicht mehr Stellung bezieht, im 
Endergebnis den Typ des Schlaumeiers ergibt. In-
soweit sehe ich also keinen wesentlichen Wider-
spruch. 

Tatsächlich exkulpieren sich im politischen Alltag 
zu viele Persönlichkeiten von einer konkreten Wil-
lensbildung. Beamte, Lehrer, Richter, Geistliche, 
Wirtschaftler, Wissenschaftler, Techniker, Kaufleute 
und Handwerker meinen ja,  keine politische Über-
zeugung vertreten zu dürfen. Sie seien döch für 
alle da, sie müßten über den Parteiungen, dem 
Streit der Meinungen stehen. 

Bei etlichen Bürgermeisterwahlen in meinem 
Lande Baden-Württemberg treffe ich in letzter Zeit 
oft die Feststellung, daß sich manche Bewerber 
damit empfehlen zu müssen glauben, sie seien par-
teipolitisch unbedingt neutral. Ist eine solche Hal-
tung nicht undemokratisch, ja,  apolitisch? Was sind 
das für Beispiele! Ist dies alles nicht für uns Politi-
ker über alle Parteien hinweg eine Aufforderung, 
deshalb mehr mit der Jugend zu sprechen, auf die 
Jugend zuzugehen, mit ihr zu diskutieren, auch 
dann, wenn es kritisch wird, sie nicht unterzubügeln, 
um eben in ihre geistige Welt hineinzudringen, die 
doch manchmal — und da spreche ich aus Erfahrung  

— eine etwas andere als die ist, in der wir gewach-
sen sind und in der wir uns bewegen? 

Der Jugendbericht stellt nicht zuletzt auch die 
Frage nach dem Vaterland. Er warnt vor einer 
Tabuisierung, einer Ausklammerung dieser Frage 
und weist darauf hin, daß der Verlust der Idee des 
Vaterlandes, wie sie bei uns in Deutschland im 
19. und anfänglich im 20. Jahrhundert geprägt wor-
den war, nicht nur negativ zu beurteilen sei, son-
dern vielmehr den Weg frei mache für ein anderes, 
offeneres und weiteres Verständnis dessen, was 
Vaterland wirklich bedeute. 

Hart attackierten einige der Sachverständigen 
gerade diesen Abschnitt und sprachen von bedenk-
lichen Einseitigkeiten, vom Versuch einer Aufwer-
tung eines allzu vorbelasteten Begriffs sowie von 
einem Versuch, unsere heutige politische Bildung 
mit überlebtem vaterländischen Gedankengut zu 
durchsetzen. 

Nun ist sicher richtig, man kann nur eine Uhr 
zurückstellen, nicht aber die Zeit. Dies wurde aber 
keineswegs versucht. Der Bericht stellt ausdrücklich 
fest: Auch ohne die spezifisch deutsche Entwicklung 
wäre der Begriff epochalen Veränderungen ausge-
setzt gewesen. Die Entwicklung der  Weltwirtschaft 
im technischen Zeitalter, das Zusammenrücken der 
verschiedenen Kulturen, die Gruppierungen der 
Völker und Staaten, der Begriff der Solidarität der 
Völker, das Zusammenwachsen der Welt zu einer 
Einheit, dies alles kann das in schmale Streifen 
geteilte politische Flurbild Europas nicht unberührt 
lassen. Die ehedem von der souverän gedachten 
Nation gespeiste Vorstellung vom Vaterland er-
scheint unter diesem Aspekt wirklich antiquiert und 
provinziell. 

Hat nicht auch Präsident Gerstenmaier in der 
gleichen Weise immer wieder in Reden und Auf-
sätzen auf diesen Wandel hingewiesen? 

Für völlig erledigt 

— so führte er aus, und ich darf mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten zitieren — 

halte ich den patriotischen Stil der Generation 
vor uns. Die Phrasen jener Zeit sind einfach 
nicht mehr möglich. Der Grund hierfür scheint 
nicht nur im allgemeinen Stilwandel der  Zeit 
zu liegen, sondern in einer tiefgreifenden, mög-
licherweise grundlegenden Änderung unserer 
Bewußtseinslage. 

Er fuhr fort, man könne sie als Versachlichung be-
zeichnen; damit sei auch eine andere Bewertung 
und Begründung gemeint. So ungeklärt das Natio-
nalbewußtsein sei, so unverkennbar trage es doch 
alle Kennzeichen 'der Entzauberung und Neuorien-
tierung. Eine Wandlung unseres nationalen Bewußt-
seins sei aus der Bereitschaft des 'deutschen Volkes 
entstanden, einer dauernden Vereinigung der euro-
päischen Völker beizutreten und seine Entschei-
dungshoheit zu beschränken. Damit höre die natio-
nale Souveränität auf, der oberste Wert und die 
letzte Richtschnur politischen Handelns zu sein. — 
Soweit der Herr Präsident. 
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Aber auch Georg Picht stellt fest: 

Es hat sich .ein Bewußtseinswandel vollzogen; 
die Frage nach der Basis und den Konturen 
eines deutschen Nationalbewußtseins, das zu 
tragen vermag, bezeichnet zugleich eine große 
Wende in ,der Gestaltung der deutschen Politik. 

In Wahrheit, meine Damen und Herren, ist (die 
Vorstellung vom Vaterland nicht ewiger und nicht 
unveränderlicher als alle anderen Vorstellungen, die 
unser Verstandes- und Gemütsleben ausmachen. Im 
Laufe der Jahrhunderte menschlicher Geschichte hat 
sich auch dieser Begriff (der Entwicklung des Be-
wußtseins nachgeformt und umgebildet. So wurde 
beispielsweise 'an dem Tag, an dem die Mitbürger 
des Sokrates sich zum erstenmal nicht mehr als 
Athener, sondern als Griechen bezeichneten, eine 
gewaltige Bresche in die Schutzmauern der in sich 
geschlossenen Gesellschaft geschlagen. Der  natio-
nalistische Patriotismus, wie er sich in (der Neuzeit 
entwickelt hatte, mußte sich immer in Gegensatz zu 
anderen Nationalismen setzen, meinte man doch, die 
Liebe zum Vaterland nicht predigen 'zu können, ohne 
zugleich zum Haß gegen die  anderen Länder und 
Völker aufzurufen. 

Einem solchen Patriotismus 'ist heute Gott sei 
Dank durch die dynamische Entwicklung von Tech-
nik und Wirtschaft und (die damit zwangsläufig 
verbundene Wandlung im Bewußtsein der Völker 
untereinander der  Boden entzogen. Unsere Jugend 
muß es sich daher zur Aufgabe machen, ein neues 
Staatsbew.ußtsein zu fördern, das frei ist von über-
steigertem Nationalismus und  das  den guten völker-
verbindenden Ideen der Menschheit von heute auf-
geschlossen und denen von morgen angepaßt ist. Ein 
offener, universeller Patriotismus, der hinführt zu 
einem selbstverständlichen Zusammen- und Neben-
einanderleben von Nation und Gemeinschaft: dies 
wäre ein Ziel zu neuen Ufern. 

Noch ein letztes Wort, meine Damen und Herren. 
Die Diskussion um die Lage der Jugend erbrachte 
viele Erkenntnisse, Einsichten, Beurteilungen und 
Einblicke in Schäden, Wunden, Fehlleistungen und 
Fehlentwicklungen. Bei allem Kritischen sollte je-
doch nicht übersehen werden, 'daß diese Jugend in 
einer Zeit und Welt lebt, die so ganz anders ist als 
die unserer Vorfahren: nationaler Zusammenbruch, 
Inflation aller Werte, technische Revolution, Heraus-
forderung des Atomzeitalters, geistige Veränderun-
gen in den Kirchen, Neuordnung des Bildungs-
wesens, Prosperität und Wohlstand, Freiheit, Mate-
rialismus, dolce  vita 'und Happenings. Dies alles ist 
die Herausforderung zur Bewährung in unserer Zeit. 
In dieser Welt lebt diese Jugend. Ich glaube, diese 
Gegenwart verlangt von ihr mehr Entscheidung als 
je zuvor. Ich bin (der Überzeugung, (die junge Gene-
ration  hat  sich im ganzen tapfer und  gut  geschlagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Westphal. 

Westphal (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir alle sind uns sicher darüber einig,  

daß wir hier kein taufrisches Thema miteinander er-
örtern, sondern eines, das inzwischen schon ziem-
lich alt geworden ist. Und ich bin nicht ganz sicher, 
ob es uns gelingt, wirklich die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit für diesen so umfangreichen, so viel-
seitigen und viele wesentliche Dinge enthaltenden, 
aber auch kritisch zu betrachtenden Jugendbericht 
noch einmal zu beleben. Immerhin, Herr Burger, da 
ich im Ausschuß zu denen gehörte, die dort schon 
kritisierten, darf ich es auch jetzt tun. Und, Herr 
Minister, Sie erwarten in diesem Falle sicher von 
mir auch gar nichts anderes. Aber nehmen Sie bitte 
am Anfang wenigstens all  die  Blumen entgegen, die 
Sie für diese umfangreiche Leistung für sich und 
all Ihre Mitarbeiter berechtigt beanspruchen kön-
nen. Ich möchte sie hier abgeben, bevor ich meine 
Kritik beginne. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wir haben, jeder von uns, nur wenig Zeit für 
unsere Beiträge. Und was kann man in der Kürze 
der Zeit tun? Man kann sich zwei, drei Punkte her-
ausnehmen, (die einen besonders beschäftigen, die 
einem wichtig zu sein scheinen 'und an denen man 
kritisch ansetzen möchte. 

Eigentlich wäre es einmal an der Zeit, das Hohe-
lied des ehrenamtlich, aber auch des hauptberuf-
lich tätigen Jugendleiters vor diesem Hause zu 
singen. Ist es nicht diese Kraft, die uns sozusagen 
mithilft, den Unterbau für das zu schaffen, was wir 
hier im politischen Bereich zu tun haben? Ich denke 
an den Jugendleiter, der Woche für Woche die 
Arbeit seiner Gruppe junger Menschen vorberei-
tet. Ich denke daran, daß er für das Gespräch mit 
jungen Menschen laufend seine volle Freizeit her-
gibt, die ihm neben seiner Berufstätigkeit verbleibt. 
Er muß für jedes Gespräch mit jedem Gruppenmit-
glied zur Verfügung stehen. Daneben bildet er sich 
weiter, ist an den Wochenenden unterwegs, sei es 
mit seinen jungen Leuten, sei es aber auch, um 
selbst etwas dazuzulernen. Er vertritt seinen Ju-
gendverband im Jugendring oder auch im örtlichen 
Jugendwohlfahrtsausschuß. 

Eigentlich wird das, was diese Kräfte aus eige-
nem Entschluß ehrenamtlich leisten, von der Poli-
tik viel zu wenig gewürdigt. Man kann das auch 
nicht durch materielle Leistungen würdigen. Aber 
wir hier, so finde ich, können das ein wenig hono-
rieren, indem wir als die im politischen Bereich ver-
antwortlich Tätigen anerkennen, was von diesen 
Kräften in allen Feldern der Jugendhilfe und der 
Jugendverbandsarbeit geleistet wird in der Ab-
sicht, mit dafür Sorge zu tragen, die Demokratie in 
diesem Lande fest zu verankern und die junge 

. Generation immun zu machen gegen jede Art neuer 
Verführung, gegen jede Art eines neuen Totalitaris-
mus. 

Es lohnte sich, darüber etwas mehr zu sagen; 
wir können es aus Zeitgründen nicht tun. Verzich-
ten muß ich auch darauf, hier die guten Seiten des 
Jugendberichts in Einzelheiten zu erörtern. 

Ich freue mich, daß der 10. Ausschuß in seiner 
Vorlage die Konsequenz gezogen hat, den Jugend- 
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bericht in Zukunft durch unabhängige, aus Fach-
leuten bestehende Kommissionen ausarbeiten und 
vortragen zu lassen. Dies ist, so finde ich, der aus-
sichtsreichste Weg, die jeweils anstehenden Pro-
bleme aus dem Bereich der Jugendarbeit und der 
Entwicklung der Jugend selbst, die offenen Fragen 
der Jugendhilfe, die Schwierigkeiten der Jugend-
arbeit und die Sorgen der  in  diesem Aufgaben-
bereich tätigen Menschen verantwortlich hier vorzu-
tragen, sie kennenzulernen und sich mit ihnen aus-
einanderzusetzen. 

Eine Regierung und ihre Ministerialbürokratie 
wird natürlich immer dazu neigen, eine Art Lei-
stungsbericht zu geben und vor der Offentlichkeit 
und vor dem Parlament zu zeigen, was sie auf dem 
Felde, das hier zur Diskussion steht, getan hat, wie 
sehr die Dinge eigentlich in Ordnung sind, was alles 
Gutes geschehen ist. Ein solcher Bericht wird immer 
eine gewisse beruhigende Tendenz haben. Das ist 
nicht schlechter Wille, das liegt sozusagen in der 
Institution, in der Rolle, die eine Regierung und 
ein Ministerium zu erfüllen haben. 

Ich will Ihnen Beispiele dafür geben. In der Kurz-
fassung des Jugendberichts, die das Bundesministe-
rium für Familie und Jugend damals der Presse 
zugeleitet hat, heißt es u. a.: 

Die persönlichen und sozialen Verhältnisse 
haben sich innerhalb der letzten zehn Jahre so 
stabilisiert, daß sich die Jugend heute +im all-
gemeinen nicht weniger gesund, leistungsfähig 
und leistungswillig erweist als in der gesicher-
ten Ordnung früherer Zeiten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich frage mich: Was heißt hier „gesicherte Ordnung 
früherer Zeiten"? Womit hat die Regierung ver-
glichen? Die Hitlerzeit kann doch wohl nicht ge-
meint sein. 

(Abg. Moersch: Kaiser Wilhelms Zeiten!) 

War es etwa die Weimarer Zeit, die ja eigentlich 
mit ihrer Nachkriegsperiode, ihrer kurzen Blütezeit 
und den großen Sorgen vor ihrem Ende mit der rie-
sigen Arbeitslosigkeit und all den anderen Proble-
men keine gesicherte Ordnung darstellte? Oder war 
es — der Verdacht liegt nahe, Herr Kollege Moersch 
— die Zeit Kaiser Wilhelms? Aber auch von dieser 
Zeit kann man ja wohl nicht sagen, daß sie eine ge-
sicherte Ordnung hatte. Ich denke z. B. daran, daß 
damals Berichte vorgelegt wurden, die nachwiesen, 
daß die Rekruten nicht gesund genug waren. Das 
war der erste Anlaß dazu, daß der Staat überhaupt 
anfing, jugendpflegerisch tätig zu werden. 

(Abg. Dr. Martin: Das war schon vor Kaiser 
Wilhelm!) 

— Das war schon vor Kaiser Wilhelm, richtig! Aber 
zu seinen Zeiten gab es das auch. Der Jugendpflege-
erlaß von 1911 war noch zu Zeiten des Kaisers Wil-
helm. Das andere geschah schon Mitte des vorigen 
Jahrhunderts. Das gestehe ich Ihnen gern zu, Herr 
Dr. Martin. 

(Abg. Moersch: „Ungebrochenes Geschichts

-

bewußtsein"!) 

Ich habe dazu einmal die Bemerkung gemacht, es 
sei eine Chance für die jugendpolitische Entwick-
lung dieses Landes, daß sich der zweite Jugendbe-
richt u. a. mit der Frage beschäftigen wird, wie es 
um die jungen Menschen und die Bundeswehr steht. 
Wenn wir dann dort vielleicht nicht in bezug auf die 
Gesundheit, aber in bezug auf die Bildung unange-
nehme Feststellungen vorgelegt bekommen, haben 
wir hoffentlich einen Auftrieb für alles das, was wir 
jugendpolitisch gemeinsam wollen. 

Ich will nur sagen: Diese Zeit unter Kaiser Wil-
helm war unter anderem die, die die Jugendbewe-
gung gegen eine verstaubte, bürgerliche Zeit aus-
löste. Sie war keine ruhige Zeit. Sie brachte auch 
das Zusammenschließen von Lehrlingen gegen Un-
ternehmerwillkür. Sie war — das muß man in der 
Rückbesinnung sicherlich sagen — eine Zeit natio-
naler Verblendung im ganzen Erziehungswesen. Ich 
würde das jedenfalls so beurteilen. 

Noch deutlicher wird das, was ich gern sagen 
möchte, in Richtung auf diesen Unterschied zwischen 
beruhigenden Tendenzen des Jugendberichts und 
den neuen Absichten, in Zukunft die Fachleute die 
Arbeit machen und dann die Regierung dazu Stel-
lung nehmen zu lassen, wenn man ein anderes Zitat 
aus derselben, vorhin schon benutzten Unterlage 
heranzieht. Da hieß es: 

Anzeichen für ernste Schwierigkeiten oder der 
bestehenden Ordnung zuwiderlaufende Tenden-
zen werden bei der Jugend an keiner Stelle 
sichtbar. 

(Heiterkeit.) 

„Everything is all right", kann man nur sagen. Der 
Bericht wurde ja auch veröffentlicht, bevor die Stu-
denten renitent wurden. Ironisch könnte man hinzu-
fügen: Jugend verhält sich wie der Durchschnitt, ge-
messen mit Umfragen. Mr. Gallup hat auch an dieser 
Front gesiegt. Es lebe der Durchschnitt! Er läßt uns 
die Schwierigkeiten übersehen. 

Das ist immer das Problem, wenn man Kurzzusam-
menfassungen macht. Aber das ist natürlich in be-
sonderer Weise ein Problem, wenn eine Regierung 
— ich sage das gar nicht unter politischer Wertung 
der Richtung — vor dem Problem steht, hier Unter-
lagen, Berichte liefern zu sollen. Jede Regierung 
will darstellen, daß die Dinge in Ordnung sind, und 
will ihre Leistung zeigen. Ohne auf andere Einzel-
heiten einzugehen — ich lasse hierbei einen Teil 
meiner Bemerkungen aus —, scheint mir dabei deut-
lich zu werden, daß wir einen neuen, anderen Weg 
gehen können. Denn die Fachleute, Praktiker und 
auch Wissenschaftler, hätten, wären sie die verant-
wortlichen Autoren dieses Berichts, den Finger auf 
die problematischen Stellen gelegt, und wir hätten 
daraus das entnehmen können, worauf es uns allen, 
auch der Regierung, zur Auswertung in Richtung auf 
neue; bessere Jugendpolitik ankommt. Es fehlt dem 
Bericht die „drängende Sprache", von der hier ein-
mal die Rede war, als wir das Jahresgutachten zur 
wirtschaftlichen Lage der Bundesrepublik von den 
dort tätigen fünf Gutachtern vorgelegt bekamen. Die 
Regierung kann und soll dann zu dem Bericht der 
Fachleute ihre eigene Stellungnahme beifügen und 
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sagen, welche Meinung sie teilt und welche sie nicht 
teilt. Sie soll uns die jugendpolitischen Schlußfolge-
rungen in der Jugendförderung und in der Jugend-
gesetzgebung vortragen, um dann Entscheidungen 
darüber im Parlament mit herbeizuführen. 

Wir müssen auch in diesem Bereich das Instru-
mentarium verbessern. Das kann durch den vorlie-
genden Entwurf zur Änderung des § 25 Abs. 2 des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes in guter Weise gesche-
hen. Wir sollten die Dinge aber auch dadurch er-
gänzen, daß wir dringend um eine Verbesserung des 
Gesamtbereichs der Jugendhilfestatistik bitten. Sieht 
man in den Jugendbericht, wird man verhältnis-
mäßig wenig Zahlen finden. Wir brauchen, auch um 
den internationalen Vergleich zu ermöglichen und 
daraus Schlußfolgerungen für uns zu ziehen, mehr 
Zahlenmaterial über alles, was mit Jugend und 
Jugendarbeit zu tun hat, nicht also nur Zahlen über 
die Betten in Heimen. 

Auch das Instrument des Bundesjugendkurato-
riums verdient Verbesserung. In § 26 Abs. 1 des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes heißt es dazu: 

Zur Beratung der Bundesregierung in grund-
sätzlichen Fragen der Jugendhilfe wird ein Bun-
desjugendkuratorium errichtet. Das Nähere 
regelt die Bundesregierung durch Verwaltungs-
vorschriften. 

Das bisherige Verständnis dieses Gesetzesauftrags 
sieht so aus — das ist mein Eindruck, Herr Mini-
ster —, daß das Bundesjugendkuratorium dem zu-
ständigen Minister dann einen Rat geben darf, wenn 
dieser es dazu auffordert. Die Tagesordnung des 
Bundesjugendkuratoriums bedarf der Zustimmung 
sämtlicher Mitglieder des Interministeriellen Aus-
schusses für Jugendfragen. 

Nach Anicht des Ministers war z. B. die Frage 
jenes berühmt gewordenen Internationalen Jugend-
austausch- und Besucherdienstes eine Frage, die 
nicht grundsätzliche Bedeutung hatte, und das Bun-
desjugendkuratorium wurde in dieser Angelegen-
heit in der ersten Runde nicht um seinen Rat gefragt. 
Dabei beschäftigten sich sämtliche Gremien der 
Jugendarbeit und der Jugendverbände in der Bun-
desrepublik über ein Jahr lang mit diesem Thema. 
Und auch in diesem Hause hat es ja mehrfach Aus-
einandersetzungen und Streit darüber gegeben. 

Um das Instrumentarium im Interesse der Sache 
und im Interesse aller Beteiligten, auch des Ministe-
riums, zu verbessern, schlage ich folgendes vor: 

Erstens: Das Bundesjugendkuratorium sollte ein 
größeres Recht bekommen, seine Tagesordnung 
selbst zu bestimmen. Das Initiativrecht muß in der 
Geschäftsordnung erweitert werden. 

Zweitens: Das Bundesjugendkuratorium erhält die 
Möglichkeit, seine Geschäftsführung in eigener Regie 
zu betreiben. Dies ist schon allein deshalb erforder-
lich, um den für die Geschäftsführung des Bundes-
jugendkuratoriums zuständigen und dafür tätigen 
Beamten, die ja loyale Mitarbeiter ihres Ministers 
sind, den Kompetenzkonflikt abzunehmen, in den 
sie gerückt werden, wenn sie einerseits Stellung-
nahmen des Bundesjugendkuratoriums, die vielleicht  

kritisch auf das Ministerium zugehen, ausarbeiten 
müssen, andererseits aber gebundene Beamte des 
Ministeriums sind. 

Drittens: Ich finde auch, daß der Bundestagsaus-
schuß für Familien- und Jugendfragen laufend über 
die Tätigkeit und die Beratungsergebnisse des Bun-
desjugendkuratoriums informiert werden sollte, also 
nicht nur dann, wenn dies jeweils im Einzelfall durch 
einen Beschluß dieses Hohen Hauses verlangt wird. 

Ein Abschnitt des ersten Jugendberichts verdient 
nach meiner Ansicht besondere Beachtung, der Ab-
schnitt, über den Herr Burger schon ausführlich ge-
sprochen hat und zu dem auch ich einige kritische 
Bemerkungen vortragen möchte: der Abschnitt 
„Politische Bildung der Jugend". Für die, die es in 
besonderer Weise interessiert: er ist auf den Seiten 
64 bis 72 zu finden. Aber das ist auch für diejenigen 
unter unseren Kollegen, die nicht an .  Jugendfragen 
interesisert sind, eine reizvolle Lektüre. Es ist der 
einzige Abschnitt des Jugendberichts, der mit einem 
Engagement geschrieben worden ist, der eine eigene 
Position des Verfassers deutlich spürbar werden läßt. 
Hier nimmt jemand Stellung und setzt sich mit sei-
nen Kritikern auseinander. In der Form finde ich 
das sehr begürßenswert. So läßt sich über politische 
Bildung mit Gewinn reden. Aber die logische Folge 
einer solchen Darstellung ist natürlich auch, daß die 
eingenommene Position dann zur Debatte steht, der 
Kritik ausgesetzt ist. 

Um meine Position klarzumachen, sind einige 
wenige Zitate aus dem Jugendbericht notwendig. 
Der Bericht stellt als unterschiedliche Auffassungen 
über das, was mit politischer Bildung gemeint ist, 
gegenüber einerseits die Erziehung zum Mitmen-
schen, die Pflege aller menschlichen Tugenden und 
sieht auch die Begegnung junger Menschen unter-
schiedlicher Auffassung schon als einen Wert der 
politischen Bildung an. Andererseits verweist der 
Bericht auf die rein rational-kritische Aufklärung, 
das verstandesmäßige Erfassen politischer Vorgänge, 
die Reflexion darüber und die kritische Analyse. 

Aus Erfahrung in der Jugendarbeit schlage ich 
mich nicht auf die Seite der nur verstandesmäßigen 
Ansprache junger Menschen. Der junge Mensch will 
und muß spüren, daß der vor ihm stehende, um 
Aufklärung Bemühte sich für die Sache, die er 
vertritt, ganz einsetzt. Wenn dieser Vermittler poli-
tischer Bildung aber den Bereich der Empfindungen, 
der Gefühlsschichten bei seinem Zuhörer ansprechen 
will, dann muß er genau aufpassen. Der Mißbrauch 
des ideellen Engagements ist in unserem Land zu 
groß gewesen, um auf diesen Gebieten unvorsichtig 
zu sein. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Hilfsbereitschaft, Solidarität zu Notleidenden, das 
sind Dinge, über die man in dieser Weise mit 
jungen Menschen sprechen kann und für die man sie 
gewinnen kann. Aber dann hört es schon auf mit 
der Ansprache des Gefühlsbereichs. Nehmen wir den 
Jugendbericht! Der Verfasser stellt sich die nicht-
aufklärerische — so darf ich einmal verkürzt 
sagen —, die mitmenschliche Seite so vor — ich 
zitiere —: 
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Für die heute lebenden Generationen in Deutsch-
land bedeutet schon ihr gebrochenes Verhältnis 
zur deutschen Geschichte der jüngsten, aber auch 
der ferneren Vergangenheit eine Erschwerung 
der politischen Bewußtseinsbildung. Begriffe wie 
Vaterland und Nation, die in anderen Völkern 
auf im wesentlichen noch immer unbestrittene 
Wirklichkeiten deuten, vermögen in der Bundes-
republik für sehr viele keine vorrationale Bin-
dung mehr zu bewirken, von der die politische 
Bildung ausgehen könnte. 

Die Tatsache, daß die heute lebende Generation 
wegen des grausamen Mißbrauchs der nationalen 
Bezüge demgegenüber mißtrauisch ist, wird hier 
offenbar lebhaft bedauert. Es wäre doch so schön 
einfach, von einem allgemein ungebrochenen Natio-
nalgefühl ausgehen zu können. Hier setzt meine 
Skepsis ein. 

(Abg. Moersch: Was Wollen Sie sagen, 
Gefühl oder Bewußtsein?) 

— Ich spreche beides noch an, in dieser Frage ge-
rade das Nationalgefühl. 

Das ist nicht mehr die Ergänzung rationaler Auf-
klärung durch mitmenschliche Erziehung. Das ist 
etwas ganz anderes. Der Bericht formuliert das so 
— auch hier muß ich noch ein Zitat bringen —: 

Jedermann wird als Bürger einer geschichtlich 
gewordenen und räumlich überschaubaren Ge-
sellschaft geboren, die ihre politische Form und 
eine bestimmte, für dieses Volk konstitutive 
Kultur hat. Jeweils innerhalb dieser Gesell-
schaft entfaltet sich der junge Mensch und emp-
fängt seine meist unverlierbare Prägung. Die 
Bindungen und verbindlichen Pflichten anzu-
nehmen, die sich daraus ergeben, daß er in den 
ihm jedenfalls zunächst zubestimmten Teil der 
menschlichen Gesellschaft hineingeboren wird 
und auf ihn angewiesen ist, gehört zur perso-
nalen und politischen Moral. 

„Unverlierbare Prägung", „hineingeboren werden", 
„zubestimmt sein", — das verrät ein durch und 
durch konservatives, ja irrationales Bild vom Men-
schen und der Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD und rechts.) 

Die Pressefassung des Jugendberichts nennt als 
Ziel der politischen Bildung, „die Jugend wieder zu 
einem unbefangenen, natürlichen Verhältnis zu 
Vaterland und Nation zu bringen". — Wieso „wie-
der"?, muß ich da fragen. Auf welches frühere, un-
befangene Verhältnis bezieht sich das? Es muß dem 
Autor zugestanden werden, daß er besten Willens 
handelt. Das will ich gar nicht bestreiten. Er möchte 
die Tatsache für die politische Bildung nutzbar 
machen, daß junge Menschen gern stolz auf ihr 
Land sind. Aber gerade dabei sind wir doch zu 
äußerster Vorsicht aufgerufen wegen des gewalti-
gen Mißbrauchs, den es für die Generation, zu der 
auch ich und viele Mitglieder dieses Hauses gehö-
ren, damit gegeben hat. Die Einstellung der Jugend 
zu ihrem Land muß wachs en,  sie darf nicht auf-
gepfropft werden! Das, was die heute Verantwor-
tung Tragenden dazu tun können, besteht nicht in 
pathetischen Empfehlungen, nicht in Wiederbele-

bungsversuchen eines Vaterlandsgefühls aus histo-
risch und politisch vielleicht unproblematischen ver-
gangenen Zeiten, von denen ich nicht ganz genau 
weiß, ob wir sie in unserer Geschichte finden kön-
nen. Es besteht vielmehr in nüchternen, nichts ver-
schweigenden Informationen; also Aufklärung, 
durch die die junge Generation in den Stand ver-
setzt wird, sich ein eigenes Urteil zu bilden. Es be-
steht auch in einer gehörigen Portion selbstkritischer 
Einschätzung unserer eigenen Taten und Verhal-
tensweisen. Die jungen Leute müssen spüren, daß 
wir hier unseren eigenen Handlungen gegenüber 
kritisch sind. Das „hohe Roß" der Selbstsicherheit 
hat in der politischen Bildung abstoßende Wirkung! 

Drittens und schließlich würde ich sagen: Sie be-
steht auch in Leistungen dm Felde der Politik, die 
vorbildlich sind und deshalb auf die Jugend wie 
Vorbilder wirken. 

Wäre es nicht angenehmer für uns alle, zu wissen, 
daß die nachwachsende Generation deshalb stolz 
auf ihr Land, auf unser Land ist, weil es ein Vorbild 
an innerer Freiheit und sozialer Gerechtigkeit ist, 
weil es sich entschlossen hat, alle seine politischen 
Aufgaben einschließlich der Wiedervereinigung 
Deutschlands, also seiner wichtigsten Aufgabe, fried-
lich zu lösen und auf Gewalt zu verzichten, weil es 
z. B. als erstes der Länder in der Welt — leider bis-
her als einziges — auf die Herstellung und den 
Alleinbesitz von Atomwaffen verzichtet hat — das 
könnte ein Grund für Stolz sein — und weil es be-
reit ist, einen Teil seiner Souveränität abzugeben 
zugunsten größerer überstaatlicher Gemeinschafts-
formen? 

D a s sind Gründe für einen solchen Stolz, aber 
doch nicht diese mystischen, überholten, einer ratio-
nalen Überprüfung nicht standhaltenden Begriffe 
und Inhalte, die wir in dem entsprechenden Abschnitt 
des Jugendberichts finden und von denen ich vorhin 
einige Kostproben gab. Die erwähnten Vokabeln 
weisen nicht nach, daß dieses Verhältnis zu Vater-
land und Nation unbefangen und natürlich wäre. 

(Zuruf des Abg. Dr. Martin.) 

— Ich trage hier meine Position vor, Herr Dr. Mar-
tin, und ich tue das wirklich aus innerster Überzeu-
gung. 

(Zuruf von der Mitte: Aber das mit dem 
„Stolz" ist sehr zweifelhaft!) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abg. Dr. Martin? 

Westphal (SPD) : Bitte! 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Westphal, Sie 
sagen,  das  sei rational nicht überprüfbar. Sind Sie 
denn nicht mit mir der Meinung, daß es Grundlagen 
für unser Leben gibt, die über- oder vorrational 
sind, die unser Leben unter Umständen 'begründen? 
Und könnte dazu nicht auch unser Begründetsein in 
Geschichte und Vaterland 'gehören? Wenn Sie so 
sprechen, wie Sie es tun, gewinnen Sie niemanden. 
Was Sie vortragen, ist so iabstrakt, 'daß eis niemand 
als einen Bestand in seiner menschlichen Existenz 
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integrieren kann. Ich sage ;es deshalb, weil Sie mich 
angesprochen haben. 

Westphal (SPD) : Herr Dr. Martin, genau an der 
Stelle denke ich seit Jahren nach. Ich komme zu den 
Schlüssen, 'die ich Ihnen hier vorgetragen habe. Ich 
gehöre zu ,der Generation, die ;an dieser Stelle am 
stärksten getroffen 'worden :ist. Das trifft unsere 
heute nachgewachsenen jungen Menschen nicht 
mehr in der gleichen Weise. Diese sind über 20 Jahre 
und nicht in der Zeit geboren, in  ,der noch Krieg 
war. Das ist völlig richtig. 

Wir stehen also vor einer anderen Problematik 
einer anderen jungen Generation. Aber genau des-
halb betrachte  ich das, so könnte man sagen, fast 
als eine Art Generationsaulftrag, darauf aufzupas-
sen, daß wir in diesen Dingen die Ratio verwenden 
und uns nicht auf „vorrationale" Dinge einlassen. 

Es ist doch etwas dran an der These, 'daß 'eine na-
tionale Orientierung keine der heute vor uns , ste-
henden bedeutsamen Fragen unseres politischen Le-
bens für unser Land lösen, positiv beeinflussen oder 
gar beantworten kann. Frieden läßt sich nur inter-
national gestalten und sichern. Das Deutschlandpro-
blem, die wirtschaftliche Entwicklung, soziale Ge-
rechtigkeit, Bildungs- und Erziehungsfragen, die 
Oberwindung ;des Hungers in  der  Welt, Forschung 
und technische Entwicklung, alles fordert internatio-
nale Orientierung. Dies alles ist nur inernational 
lösbar. Da hilft uns kein auf Iden deutschen Nabel 
gerichteter Blick. Es gibt kein Zurück in  ein in sich 
selbst ruhendes Nationalgefühl. Es gibt kein unpro-
blematisches Nationalbewußtsein. Auch der Weg 
nach vorn, someine ich, führt weder dorthin, noch 
wieder daran vorbei. 

Zum Schluß komme ich auf die Stellungnahme 
von Bundespräses Bokler zu sprechen, der  für das 
Bundesjugendkuratorium die  Kommission zur poli-
tischen Bildung leitet und  .der einen hervorragenden 
Namen als Kenner dieser Aufgaben hat. Er kommt 
aus 'der katholischen Jugendarbeit. In seiner Stel-
lungnahme heißt es unter  der  Oberschrift „Bedauer-
liche Einseitigkeiten" : 

Der  Versuch der Aufwertung des Begriffs „Va-
terland". Man kann einfach 'nicht einsehen, 
warum gerade dieser so  'stark vorbelasteten 
Vokabel soviel Raum und soviel spürbare An-
teilnahme gewidmet wird. Im „Europa  der Va-
terländer" kann es viel richtiger sein, .als bloßer 
Europäer gelten zu wollen. Wer will beweisen, 
daß Alteres auch besser sei? 

Die Stellungnahme des  Bundesjugendkuratoriums 
spricht von .einem „mißtrauischen Verhältnis des 
Berichtsautors gegen eine kritisch-wissenschaftliche 
Haltung". Man fürchtet, daß dadurch  der  Unterschied 
zwischen Tatsachenerkenntnis lund Werturteilen 
verwischt wird. Das ist von den beiden Vorrednern 
schon erwähnt worden; sie haben sich 'mit dieser 
Frage auseinandergesetzt. 

Ziel der politischen Bildung muß es gerade in 
dieser Zeit sein — nagt das Bundesjugendkurato-
rium in seiner Stellungnahme zu diesem Jugend-
bericht —, rationale Urteilsfähigkeit, die intellek-

tuelle Unabhängigkeit, eine kritische Unzufrieden-
heit 'und 'daraus den Mut zu Verbesserungen zu 
stärken. Dem schließe ich mich gern an.  

Der Bericht aber enthält eine ausgesprochen kon-
servative, nicht nach vorn gerichtete Auffassung 
von den heutigen Aufgaben der poll'itischen Bildung. 
Sie  mag die Ansicht des Herrn Minister's sein 'und 
auch die der früheren Regierung, unter der dieser 
Bericht erstellt wurde. Sie sollte nicht die Position 
'der neuen Regierung werden! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dis soeben von meinen 'beiden Vor-
rednern behandelte Thema der Grundtendenz im 
Kapitel „Politische 'Bildung" ist wohl das für dieses 
Parlament wichtigste Thema des Jugendberichts. Bei 
diesen Passagen muß einmal geklärt werden, wie 
eigentlich die Einstellung der Bundesregierung zur 
politischen Bildung ist, von welchem 'Standpunkt aus 
sie politische Bildung unterstützen will. Ich teile 
nicht ganz die Ansicht des Kollegen Westphal,  ;daß 
die konservative Grundhaltung 'eindeutig 'die Basis 
für diesen Bericht abgebe. Ich bin  mir kaum darilber 
klargeworden, was eigentlich die Basis sei.  Be-
stimmte irrationale Momente sicherlich. Aber es ist 
hier kein eindeutiger Standpunkt zu erkennen, al-
lerdings auch keiner, der uns Liberalen genehm 
wäre. Die Schwäche 'des Berichts besteht eben gerade 
darin, ,daß zu verschwommen ist, was hier angebo-
ten wird, 'daß .es zu unklar formuliert ist und daß wir 
unsdeshalb damit nicht klar genug 'auseinanderset-
zen können. 

Mein Kollege Kubitza hat mit vollem Recht — und 
das bestätigt sich in dieser Debatte — auf die not-
wendige Trennung von Tatsachenfeststellung und 
Wertung hingewiesen, gewissermaßen von Diagnose 
und Therapie. Eine solche Trennung hätte uns  die 

 Diskussion sicherlich erleichtert. Wie verwirrend die 
Zusammenfassung im Bericht auch für die  Sprecher 
der CDU, ,der ja der verantwortliche Verfasser des 
Berichts, Herr Bundesminister Dr. Heck, angehört, 
offensichtlich ist, hat der Kollege Burger deutlich 
gemacht, indem es ihm gelungen ist, zwei Zitate 
nacheinander zu bringen, um etwas über das Wesen 
der Demokratie und 'der Konfiiktsgesellschaft — das 
Gegenteil der formierten Gesellschaft — zu 'sagen, 
wobei ;er einmal die  Max-Traeger-Stiftung — sicher-
lich eine wisenschaftlich fundierte Einrichtung —, 
zum anderen Herrn Armin Mohler genannt 'hat, der 
einmal einen Satz gesagt hat, den man in diesem 
Zusammenhang auch zitieren könnte. Nur: der Geist, 
der aus Herrn Mohlers Schriften sonst spricht, ist 
sicherlich nicht der Geist der Rationalität und nicht 
der Geist einer liberalen Demokratie. Das scheint 
hier also nebeneinander möglich zu sein, und ¡das 
zeigt die besonderen 'Schwächen in diesem Bericht, 
auch die  Schwächen im Standort unserer Freunde 
von der Mitte dieses Hauses. Ich kann mir einige 
Zitate ersparen, weil sie in markanter Weise schon 
von einigen 'der Vorredner mitgeteilt 'worden sind. 
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Herr Dr. Martin, Ihnen möchte ich nur sagen: Der 

Begriff der vorrationalen Bindung ist Inhalt des 
Jugendberichts, aber klarer und eindeutiger wird er 
dadurch auch nicht, ganz im Gegenteil. Ich wundere 
mich nur, wie schnell Sie ihn aufgenommen haben. 
Ich kenne diesen Begriff nicht, ich kann mit ihm 
nichts Rechtes anfangen. So geht es mißt vielen dieser 
Begriffe. Ich meine, es sei ein Stück Irrationalität, 
das  hier  durchschimmert. — Nun, Sie sind anderer 
Meinung.' Vielleicht äußern Sie sich nachher dazu. 
Sie sind ja Jugendpsychologe ,oder Jugendpsychia-
ter. Es wäre sehr vergnüglich, wenn Sie uns aus 
Ihrer fundierten wissenschaftlichen Kenntnis heraus 
einmal Ihren Standpunkt klarmachen wollten. Dann 
wüßten wir auch, zu welchem Lager wir Sie zu rech-
nen haben. Es ist für die Entscheidung, wie man 
politische Bildung fördern soll, nicht ganz unwesent-
lich, daß sich die beiden Koalitionstraktionen einmal 
darüber einig werden, wohin die Reise gehen soll. 
Denn viele Mittel, die bisher ausgegeben worden 
sind, heben sich in ihrer Wirkung ¡gegenseitig auf, 
wenn  man  kein in  sich logisches Konzept hat. Man 
kann das eine oder das andere haben. Aber ein 
Mixtum compositum, wie man hier gesagt hat, wäre 
das Schlechteste. 

Ich muß jauch zu Herrn Kollegen Westphal noch 
ein Wort 'der Unterscheidung sagen. Herr Kollege 
Westphal,  Sie  haben vom Nationalgefühl gespro-
chen. Einverstanden! Aber das Nationalbewußtsein 
ist etwas anderes 'als das Nationalgefühl. Sachlich 
wäre Ida schon ein Unterschied zu machen. Den kriti-
schen Anmerkungen, die Sie vorgebracht halben, 
kann man zum Teil durchaus beipflichten. Aber wir 
sollten die  Begriffe nicht verwischen. 

Das Schlimmste ist, ,daß die Verfasser des Jugend-
berichts nach meinem Eindruck, insbesondere wenn 
sie den Begriff „Vaterland" gebraucht haben, vor 
allem das 'Gefühlsmäßige dabeli im Auge hatten 
und nicht das bewußte Sicheinordnen in eine Ge-
meinschaft von Freien und Gleichen, die über die 
Nation hinausgeht und gerade die Nachbarnationen 
mit umfaßt. 

Wenn man die Professoren, die sich hierzu ge-
äußert haben, angehört hat und ihre Referate noch 
einmal nachliest, dann wird auch in einigen anderen 
Punkten klar, daß diese Bundesregierung, die die-
sen Bericht vorgelegt hat, und der Minister, der da-
für verantwortlich ist, nicht ganz den Kern der wirk-
lichen Schwierigkeiten in der politischen Bildung 
getroffen haben. Herr Professor Ellwein etwa hat die 
Frage gestellt — mit Recht! —, ob ,die Verfasser 
des Berichts nicht ein etwas merkwürdiges Bild von 
dien Parteien haben und ob sie die Parteien nicht auf 
einen bestimmten Standpunkt festlegen. Es sollte 
auch bedacht werden, ob hier der richtige Ausgangs-
punkt getroffen ist. 

Besonders einleuchtend war die Warnung von 
Professor Ellwein vor einer falschen Idealisierung 
in der Demokratie, die nur Schaden anrichten könne. 
Meine Kollegen, welcher Fraktion Sie  in  diesem 
Hause auch angehören mögen, Sie haben sicher 
schon die Erfahrung gemacht, •daß Besuchergruppen, 
gerade Schulklassen, die in dieses Haus gekommen 
sind und eine Debatte mit angehört haben z. B. in der 

Besetzung von heute, nachher Fragen gestellt ha-
ben, die uns verraten, wie theoretisch das war, was 
man ihnen vorher gesagt hat, und wie tief die Ent-
täuschung über 'die Praxis eines Parlaments nachher 
sein mußte, die Enttäuschung darüber, wie dieses 
Parlament in 'der Praxisarbeitet. 

Professor Ellwein hat mit Recht darauf verwiesen, 
,daß wir mit Begriffen aus dem vergangenen Jahr-
hundert arbeiten, die dort einen ganz bestimmten In-
halt hatten, die aber heute 'der Realität nicht ent-
sprechen und die wir deshalb übersetzen müssen. 
Die Schwierigkeit besteht darin, diese Begriffe ,ge-
rade jungen Menschen in unserer Zeit nahezubrin-
gen. Dadurch entsteht oft eine Diskrepanz, ja, eine 
Abneigung und Enttäuschung derjenigen, 'die der 
Demokratie durchaus wohlgesinnt sind. Ich be-
haupte, daß wir in diesem Hause nicht nur einmal 
Besuchergruppen hatten, die nicht ,als Anwälte der 
parlamentarischen Demokratie nach Hause gegan-
gen sind, sondern mindestens als Skeptiker, wenn 
nicht gar da und dort als Gegner, 'als tief Ent-
täuschte. Das hängt mißt dem zusammen, was Profes-
sor Eliwein an diesem Bericht kritisiert hat. 

Ein anderes Zitat ist in •diesem Zusammenhang 
nicht weniger vielsagend und verrät nicht weniger 
die Schwierigkeiten, in denen sich ,die Verfasser des 
Berichts offensichtlich befunden haben.  Sie  sagen 
zum Beispiel: „Von entscheidender Bedeutung ist es, 
klare Vorstellungen über den Begriff der politischen 
Bildung zu entwickeln". Einverstanden! Das hätten 
wir natürlich auch gern einmal von der Regierung 
gehört, denn das steht nicht drin; das hat nachher 
der Ausschuß in ,dem Bericht mitgeteilt. Die vier 
Punkte, die  aus dem Professorengutachten heraus-
gezogen wurden — ich möchte sie hier nicht noch 
einmal verlesen; ich verweise auf die Drucksache —, 
sagen ganz Wesentliches dazu. Die Regierung tut 
es nicht. Aber sie stellt dann fest — und das ist auf-
regend, finde ich —: 

Mit diesen Fragen und Problemen kann nicht 
ein Universitätsinstitut oder eine andere „neu-
trale Stelle" 

— die Anführungszeichen sind von der Regierung 
gesetzt — 

befaßt werden, wenngleich solche Institutionen 
mit herangezogen werden sollten, denn die ver-
schiedenen Standorte und Wertperspektiven 
müssen ernst genommen werden. 

Wenn die Regierung selbst in  dem Bericht eine 
solche fatale Meinung von sich gibt, daß gewisser-
maßen die Wissenschaft nicht in der Lage sei, die 
Urgründe, von denen sie offensichtlich bei der poli-
tischen Bildung ausgeht, zu erfassen, wenn sie 
also die objetiv-kritische Methode für eine solche 
Frage geradezu als zweitrangig erklärt, muß man 
doch einige Bedenken, ja sogar schärfste Bedenken 
gegen manche Standpunkte anmelden, die hier sicht-
bar werden. 

Deshalb hat das Bundesjugendkuratorium, wie ich 
meine, zu Recht gesagt, daß sich auf Grund solcher 
Feststellungen die Vermutung aufdrängt, dieser be-
denkliche Satz stehe nicht zufällig im Jugendbericht, 
sei nicht izufällig hineingeraten, sondern entspreche 
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durchaus der Tendenz der  ihm zugrunde liegenden 
jugendpolitischen Vorstellungen; diese seien näm-
lich gekennzeichnet durch Mißtrauen gegenüber der 
Vernunft 'der Aufklärung und der Kritik. Ich möchte 
hier ausdrücklich betonen, daß eine solche Stellung-
nahme sehr einleuchtend ist, wenn man sich diesen 
Teil des Jugendberichts einmal näher angesehen 
hat. 

Es heißt en anderer Stelle in diesem Bericht 
zum Beispiel: 

Eine isolierte, nur 'die rationalen Kräfte anspre-
chende Lehre  von  der Politik ist, wie mehrere 
Untersuchungen in der Bundesrepublik erwie-
sen haben, ziemlich wirkungslos. Sie geht nicht 
unter 'die Haut. 

Die Konsequenz aus dieser Behauptung fehlt. Da 
aber die Gesamttendenz so eindeutig gefühlsbetont 
und geradezu abweisend gegenüber vernünftigen 
Argumentationen ist — wenigstens schimmert das 
so durch —, muß man annehmen, daß die Bundesre-
gierung indirektempfehlen wollte, stärker auf das 
Gefühlsleben Jugendlicher einzuwirken. Das wäre 
das Gegenteil von dem, was man eigentlich tun 
sollte, denn am Gefühlsleben mangelt es bei Jugend-
lichen im allgemeinen nicht. Es mangelt ihnen doch 
viel eher .an der kritischen Unterscheidungsmöglich-
keit im politischen Bereich. Minister Dr. Heck ist 
uns, glaube ich, eine Erklärung dafür schuldig, wie 
es zu ,diesen Formulierungen .gekommen ist und was 
er damit bezweckt. Es wäre zugleich in diesem Zu-
sammenhang von außerordentlichem Nutzen, wenn 
wir genau wüßten, wer in der Bundesregierung für 
dieses Sachgeblet wirklich federführend und zu-
ständig ist. Nach ,der Geschäftsordnung ist e s eigent-
lich der Bundesinnenminister. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Moersch (FDP) : Bitte!  

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
ist Ihnen nicht bewußt, daß dieser Bericht noch von 
einer Regierung verabschiedet worden ist, in der Sie 
sich mit Ihren Parteifreunden befunden haben? 

Moersch (FDP) : Herr Rollmann, das ist mir 
durchaus bewußt. Ich habe diese Zwischenfrage 
schon lange erwartet. — Der Ressortminister ist nun 
einmal der ,Bundesfamilienminister, und in der Ver-
fassung steht, die Minister führen ihren Geschäfts-
bereich selbständig. Ich habe nicht gehört, daß in 
einem solchen Falle im Kabinett etwa eine Redak-
tionskommission gebildet wurde, denn es handelt 
sich nicht urn Empfehlungen — dann müßte das 
Kabinett darüber befunden haben —, sondern es 
handelt .sich hier um ein Gemenge von Tatsachen, 
Feststellungen und Wertungen, die meiner Ansicht 
nach nicht in jedem Einzelfalle 'der  Überprüfung 
durch das Kabinett unterlegen haben. 

(Abg. Rollmann: Das ist ein Bericht der 
Regierung, nicht ein Bericht des Ministers!) 

— Herr Rollmann, nehmen Sie die Dinge dochetwas 
genauer. Ich möchte Sie  wirklich darum bitten.  Sie 

 sind doch .sonst auch in der Lage, genau zu unter-
scheiden. Im Grundgesetz steht, .daß die Minister 
ihren Geschäftsbereich selbständig führen. Weil Er-
hard in diesen Dingen mindestens ein sehr libera-
ler Mann im Kabinett war, ist die Praxis in  'der 

 Regierung Erhard so gewesen, daß man eben auch 
die einzelnen Minister ihren Geschäftsbereich selb-
ständig führen ließ und dann einen solchen Bericht 
vom Kabinett zwar verabschiedet hat, derBericht 
jedoch in  oder vollen Verantwortung des  Ressortmi-
nisters stand. Das ist vielleicht der Unterschied zu 
früheren Zeiten, auf die  Sie anspielen. Mir ist jeden-
falls  in vielen Fällen aufgefallen, daß in der Regie-
rung Erhard der einzelne Ressortminister mehr oder 
weniger frei Entscheidungen in seinem Sachgebiet 
treffen konnte. Das ist auch durchaus im Sinne des 
Grundgesetzes. 

(Abg. Rollmann: Das ist doch dm  Kabinett 
gewesen, Herr Moersch!) 

— Herr Rollmann, .ich sage Ihnen noch einmal — 
hören Sie ganz genau zu —: Es handelt sich bei der 
Kritik nicht darum, daß hier Vorschläge deis Kabi-
netts von mir kritisiert werden müßten, sondern es 
handelt sich darum, daß in die sprachliche Fassung 
einer Tatsachenfeststellung Begriffe und Wertungen 
hineingerutscht sind, die nicht ganz deutlich wer-
den, die aber insgesamt eben zu Bedenken Anlaß 
geben, ,daß sie also 'deshalb — weil ja sprachliche 
Fassungen im allgemeinen nicht im Kabinett bera-
ten wenden, sondern nur Ergebnisse — nicht vom 
Kabinett kritisch bewertet worden sind. Sie sind 
doch sicherlich nicht ein so großer Illusionist, daß 
Sie glauben, 'das frühere Bundeskabinett hätte neben 
seiner vielen sonstigen Arbeit mehrere hundert Sei- 
ten Jugendbericht Wort für Wort durchgehen kön-
nen. Die Verabschiedung dieses Jugendberichts hat 
auch, glaube ich, wenige Wochen vor der Bundes-
tagswahl während der Sommerzeit gedrängt. Der 
Bericht wurde sehr spät vorgelegt, so daß kaum die 
Möglichkeit bestand, den Bericht noch einmal 'zur 
kritischen Überarbeitung zurückzugeben. 

Es wäre in der Tat nicht schlecht gewesen — das 
gebe ich Ihnen zu —, wenn man im Kabinett über 
diese  Punkte schon einmal diskutiert hätte. Dann 
wäre nämlich möglicherweise klargeworden, daß z. B. 
Ihre Parteifreunde im Kabinett — hoffentlich nicht 
samt und sonders — den Standpunkt geteilt 'hätten, 
der hier drinsteht. Ich möchte das gar nicht von 
vornherein unterstellen; aber  die  Mehrheit Ihrer 
Kabinettsmitglieder und  Ihrer Fraktion scheint mir 
nach dem, was ich heute gehört habe, ungefähr mit 
dieser Richtung übereinzustimmen. Das ist auch 
schon in anderen Fragen deutlich geworden. 

Das Parlament hat aber die 'Pflicht — gerade wenn 
es sich um eine höhere Effektivität der politischen 
Bildung zu bemühen hat, und das haben wir auch in 
der Zukunft zu tun —, ganz besonders einmal die-
sen Teil zu durchleuchten, der sich mit der Jugend 
befaßt. Daß ein wesentlicher Teil der Jugend, näm-
lich 'etwa die Bundeswehrangehörigen, 'die Wehr-
pflichtigen, hier fehlen, ist sicherlich ein großes Ver-
säumnis. Wir Liberalen stehen mit den Bedenken 
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nicht ,allein, . welches Verhältnis zur Demokratie 
Jugendliche eigentlich gewinnen sollten, die von 
Menschen gefördert und erzogen werden, die ,offen-
sichtlich doch sehr stark das Irrationale betonen und 
der Ratio keine große Chance geben, die sich hier 
also durchaus in einem, ich möchte sagen, ungebro-
chenen Verhältnis zu gewissen Teilen der deutschen 
Geschichte befinden. Deshalb freut es uns ganz be-
sonders, daß zwei Kommentatoren des Berichts, näm-
lich die Professoren Messerschmidt und Ellwein, hier 
die kritische Sonde angelegt haben, obwohl beide — 
das muß sich sagen — nicht Parteigänger der FDP 
sind, nicht der liberalen Partei angehören. 

(Abg. Ott: Sie .sehen, daß ,es noch mehr 
Liberale gibt als Sie!) 

— Das sind kritische Demokraten, Herr Ott. Das ist 
vielleicht ein gewisser Unterschied. Ich möchte die-
sen Unterschied jedenfalls in diesem Fall betonen. 

Hier geht es  in  Wahrheit gar nicht so sehr um das 
Liberale; das halben Sie vielleicht bei Herrn Kolle-
gen Westphal nicht recht verstanden. Wir sind in 
vielen Dingen anderer Meinung. Aber in der Frage 
Demokratie sind wir einer Meinung. Dagegen lese 
ich hier in diesem Bericht eben .eine obrigkeitsstaat-
liche Haltung aus gewissen Passagen heraus. Das 
Irrationale und das Obrigkeitsstaatliche gehören tra-
ditionell durchaus zusammen, und das ist das Beun-
ruhigende an der ganzen 'Sache. Deswegen haben 
die beiden Professoren gerade auf diesen Punkt ganz 
besonders hingewiesen. 

Nun kommt ,das, was eigentlich die meiste Be-
achtung in diesem findet. In dem Bericht 'list  ein 
bemerkenswerter ,Satz enthalten, der lautet — nach-
dem man sich über alle Möglichkeiten der politi-
schen Bildung ausgelassen hat —: „Die gesamte 
Offentlichkeit ist der stärkste Erziehungs- und Bil-
dungsfaktor." Das ist sicher ein wahres Wort.  Aber 
gerade weil es so wahr ist, ist es so bedenklich, daß' 
es in wichtigen Ressorts dieser Bundesregierung 
Personen gibt, die  vom obrigkeitsstaatlichen Den-
ken geprägt sind.  Sie  prägen nämlich dann und er-
ziehen ,damit auch die Jugend und die Offentlichkeit 
in einer Richtung, die unseren demokratischen Vor-
stellungen nicht entspricht. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Herr Ott, Sie können sich ja damit auseinander-
setzen. Das ist unsere Ansicht, das ist unsere Mei-
nung 2u den Dingen. Sie haben vorhin einige andere 
kritische Beiträge von anderer Seite gehört. Es wäre 
doch wirklich nützlich, sich damit zu beschäftigen. 
Oder wollen Sie etwa behaupten, daß der von Ihren 
Fraktionskollegen angeführte Kronzeuge Armin 
Mohler etwa kein Vertreter obrigkeitsstaatlicher 
Ideen und Gedanken sei? Das ändert sich auch da-
durch nicht, daß ihm ein Adenauer-Preis verliehen 
worden 'ist, sondern bestätigt dm Gegenteil eher 
meine Befürchtungen, auch wenn Sie das nicht so ge-
meint 'haben sollten. 

('Beifall bei der FDP.) 

Nein, hier geht es ganz einfach um folgendes: 
Wenn man den Satz anerkennt, daß das, was die 

Politiker tun, außerordentlich prägend wirkt, haben 
die Politiker allen Anlaß, ihr Verhalten einmal 
rational zu untersuchen. Ihre Zurufe (zur CDU/CSU) 
beweisen mir geradezu, wie notwendig es  ist, daß 
Sie  das rational untersuchen, daß sie sich klar über 
das werden, was Sie hier sprachlich ausdrücken, was 
da an Gefühlen, an Irrationalem dahintersteckt. 
Wenn Sie einmal über diese Zusammenhänge kri-
tisch nachgedacht haben, sich dieser Dinge bewußt 
geworden sind und überprüfen, was Demokratie 
eigentlich erfordert, dann werden wir, wie ich 
glaube, in diesem Hause besseren Zeiten ,entgegen-
gehen. Ich meine, das wäre für Sie sein guter Anlaß, 
hier einmal anzusetzen. 'Es  wird doch ausdrücklich 
betont, daß gerade für die Jugend das Vorbild ganz 
wesentlich sei; das ist unbestritten. 

Wir Liberalen in diesem Hause wünschen uns eine 
Jugenderziehung und eine politische Bildung, die zu 
urteilsfähigen kritischen Demokraten führt. Das 
wünschen wir uns, und das sollten Sie alle sich wün-
schen. Wenn Sie diesen Bericht lesen und in seinen 
einzelnen Passagen genau 'studieren, kommen Sie 

 hoffentlich mit  uns zu der Meinung, daß die demo-
kratische Erziehungs- und Bildungsaufgabe gar nicht 
sosehr bei .der Jugend beginnt als vielmehr bei 
denen, die ihr Vorbild zu sein hätten. 

(Beifall bei !der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Stommel. 

Frau Stommel (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich komme nun zu einem 
ganz anderen Thema. Aber zuerst möchte ich ein-
mal Blumen überreichen, keine Rosen mit  Domen, 

 wie Herr Westphal das tat. Es soll vielmehr ein 
Dank an das Ministerium, an den Herrn Minister 
und seine Mitarbeiter für die wertvolle Arbeit sein, 
die er uns zur Verfügung gestellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Arbeit ist eine Grundlage für weitere schrift-
liche Ausarbeitungen. Wir sind sehr froh, daß wir 
auf dieser Arbeit weiter aufbauen können. 

Lassen Sie mich in der Debatte über den Jugend-
bericht auch noch einiges über die Lage der Jugend 
in Mitteldeutschland sagen. Es handelt sich, wie wir 
gehört haben, um den ersten Jugendbericht der 
Bundesregierung, den sie dem Bundestag vorlegte. 
Die Bundesregierung hat versucht, den § 25 Abs. 2 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes, auf den sich der 
ganze Jugendbericht stützt, so auszulegen, daß auch 
die mitteldeutsche Jugend einbezogen werden 
konnte. Das ist nicht ganz selbstverständlich, weil 
man auf dem Standpunkt stehen kann, daß Gesetze 
nur im Geltungsbereich des Grundgesetzes Gültig-
keit haben. So ist es auch zu verstehen, daß in dem 
Bericht die Ausführungen über die mitteldeutsche 
Jugend nicht den Umfang haben wie die Ausführun-
gen über die Jugend in der Bundesrepublik. 

Vergleiche zwischen den Jugendorganisationen 
hüben und drüben anzustellen, dürfte sehr schwer 
und auch nicht wirklichkeitsnah sein. In weiten Be- 
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reichen wäre zwar eine Gegenüberstellung möglich; 
die Schwierigkeit liegt aber darin, daß alle Berichte, 
wenn sie an uns gelangen, schon überholt sind. Das 
trifft besonders auf unsere Informationen aus Mittel-
deutschland zu. 

Ein Vergleich zwischen den Jugendorganisationen 
ist schon deshalb schwer, weil das, was man hier 
unter Jugendorganisation versteht, drüben gar nicht 
zugelassen ist. Die FDJ ist keine freie Jugend-
organisation, sondern das Gegenbild. Wenn man 
untersucht, wie sich die Jugend in der Zone in 
Gesellungsformen zusammenfindet, stellt man fest, 
daß es hierfür keine Parallelen gibt. Hier muß man 
mit in Betracht ziehen, daß sich viele Jugendlichen 
organisieren müssen, um für ihre Ausbildung oder 
Berufsfindung eine gesellschaftliche Betätigung 
nachweisen zu können. Sie begehen hier Ausweich-
handlungen, indem sie in den FDGB gehen. Im 
Schnitt ist drüben jeder zweite Jugendliche in der 
FDJ organisiert. Bei den Schülern liegt der Prozent-
satz aber beträchtlich höher, etwa bei 80 %. Der 
FDJ ist es so gut wie nicht gelungen, in den Betrie-
ben bei den Werktätigen Boden zu gewinnen; des-
wegen wird der FDGB für die Bewußtseinsbildung 
der Jugend mit eingespannt. 

Hier wäre auch die gesellschaftliche Integration 
der jungen Generation in Mitteldeutschland zu be-
leuchten. Hier geht es auch zunächst um die Zuge-
hörigkeit zu den Organisationen, besonders der 
FDJ, vor allem um die soziologische Gliederung in 
der Mitgliedschaft. Es ist hochinteressant, darüber 
in den Berichten zu lesen, die uns zugänglich gewor-
den sind. Man stellt hier fest, daß die Organisations-
dichte dort am stärksten ist, wo erstens starke Ab-
hängigkeit existiert und zweitens besonders große 
Aufstiegschancen gegeben sind. An der Spitze ste-
hen die Offiziere der Volksarmee, die Jungakade-
miker und die Studenten. Trotzdem scheinen die 
Studenten dem Regime dort am kritischsten gegen-
überzustehen. Die jungen Arbeiter, die Facharbeiter 
und die Hilfsarbeiter sind am wenigsten organi-
siert. 

Im übrigen sollten wir nicht glauben, daß die 
Jugend in Mitteldeutschland dem System positiv 
gegenübersteht, vielmehr muß man auch nach 
neueren Berichten feststellen, daß sich die jungen 
Leute gezwungenermaßen mit dem System arran-
giert haben, um vorwärtszukommen. Das Engage-
ment habe, wie man hört, dagegen eher abgenom-
men als zugenommen. In Briefen kann man immer 
wieder feststellen, mit welch erstaunlicher Offen-
heit von Jugendlichen aus Mitteldeutschland Kritik 
am System geübt und wie Stellung bezogen wird. 
Es gibt auch heute noch viele Informationen über die 
mitteldeutsche Jugend, die, wenn man sie regel-
mäßig verfolgt, ein gutes Bild vermitteln. 

Hier läßt auch der Brief eines jugendlichen Hörers 
an den Sender RIAS aufhorchen. Dieser Jugendliche 
schreibt: 

Wir selbst kaufen keine Zeitung und beteili-
gen uns an nichts. Natürlich fällt auch keine 
Prämie und so weiter für uns ab. Aber das 
nehmen wir gerne in Kauf, dafür brauchen wir 

auch nicht zu heucheln. Uns ärgert es immer 
ganz besonders, wenn wir mit Bekannten ins 
Gespräch kommen, deren westliche Einstellung 
wir genau kennen und die sich immer damit 
herausreden, lindem sie sagen: wir müssen. 
Daß es nicht so ist, sehen Sie an uns. 

Soweit aus einem Brief eines Jugendlichen aus 
Mitteldeutschland an den Sender RIAS. 

Wenn wir hören, daß sechs Millionen junge 
Deutsche im Alter bis zu 25 Jahren in Mitteldeutsch-
land unter kommunistischem Einfluß aufwachsen, 
also an der freien 'Entfaltung ihrer Persönlichkeit 
behindert sind, so müssen wir uns fragen: Spricht 
die Jugend hüben und drüben noch die gleiche 
Sprache? 

Wir haben Kenntnis davon erlangt, daß die Kin-
derferienlager in der Sowjetzone sich verstärkt der 
Schießausbildung der Kinder widmen. Es heißt in 
einem Bericht, daß die Kinder einen Teil der Frei-
zeit dafür opfern müssen. Laut „Schweriner Volks-
zeitung" haben beispielsweise Kinder aus Schwerin 
in einem zentralen Pionierlager bei Waren „298 
Aufbaustunden am Schießstand geleistet". Den 
besten Schützen wird ein Schießleistungsabzeichen 
verliehen. Sogar goldene Schießabzeichen sind be-
reits an Kinder vergeben worden. 

Doch nicht nur bei schulpflichtigen Kindern, son-
dern auch im Kindergarten wird die Intensivierung 
der, wie es heißt, „sozialistischen Erziehung" be-
trieben. Über die Möglichkeiten einer Intensivie-
rung der sozialistischen Erziehung bereits im Kin-
dergarten wird diskutiert bzw. ist schon — nämlich 
auf dem IV. Internationalen Seminar zu Fragen der 
Vorschulpädagogik im September in Ost-Berlin — 
beraten worden. Wie die Leiterin des Vorbereitungs-
komitees dazu erklärte, werden in diesem Jahr 
Fragen der „gesellschaftlichen Verantwortung des 
Kindergartens für die sozialistische Erziehung der 
Kinder" und die „Rolle der sozialistischen Erzieher-
persönlichkeit" im Mittelpunkt der Erörterungen 
stehen. Sie merken schon, meine Damen und Her-
ren, wie schlecht uns eigentlich die Vokabeln über 
die Lippen gehen. Es heißt hier:  

Wir gehen davon aus, daß der Kindergarten 
als eine ganztägige Erziehungseinrichtung durch 
die Art und Weise der Gestaltung des Lebens 
im Gruppenkollektiv Möglichkeiten besitzt, 
seinen Anteil an der Persönlichkeitsbildung 
des sozialistischen Menschen wesentlich zu er-
höhen. 

Aber das Regime drüben hat auch seine großen 
Sorgen über die Haltung der Jugend. Die Abtei-
lung für Volksbildung hat erklärt, daß die FDJ an 
den Berufsschulen bisher nicht die ihr zugedachte 
führende Rolle hat: 

Es wurde offensichtlich, daß der natürliche Ver-
bündete im Bildungs- und Erziehungsprozeß, 
der sozialistische Jugendverband, an den Be-
rufsschulen ungenügend wirksam wurde. 

Ferner wurde festgestellt, daß der sozialistische 
Jugendverband in vielen Schulen und Klassen nicht 
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die Rolle als Partner der Lehrer und Erzieher spielt, 
die ihm als Erziehungsträger zukommt. 

Eine stärkere Politisierung des Unterrichts an den 
Volksschulen in der Sowjetzone wird in einer der 
letzten Ausgaben der in Ost-Berlin erscheinenden 
„Deutschen Lehrerzeitung" gefordert. Ideologische 
Fragen und Probleme müßten stärker in den Mittel-
punkt des Unterrichts gestellt werden, heißt es in 
dem Organ des Ministeriums für Volksbildung. 
Gegenwärtig komme die politisch-ideologische Bil-
dung und Erziehung der jungen Menschen zur Er-
höhung ihres sozialistischen Bewußtseins an den 
Schulen generell zu kurz. Wenn ich hier an die 
Debatte denke, die wir bisher geführt haben und in 
der wir über die Freiheit unserer Jugenderziehung 
diskutieren konnten, so gibt dies ein wirkungsvolles 
Bild. 

Und wenn uns Ende Juli dieses Jahres Nachrich-
ten zukommen, daß Kinder in den Ferienlägern auf-
gefordert werden, „Mauerbau" zu spielen, muß auch 
das uns aufhorchen lassen. Hier sollen Kinder in der 
Zone aus Anlaß des Jahrestages des Mauerbaus in 
Berlin am 13. August an Nachtübungen der Ferien-
läger teilnehmen und „Mauerbau" spielen. Dazu 
hat das Organ der FDJ-Funktionäre aufgefordert. 
Das nächtliche Übungsspiel, so heißt es in dem 
Funktionärsorgan, soll „dem beispielhaften Einsatz 
unserer Genossen Kämpfer gewidmet" sein. 

Das sind einige Auszüge von Nachrichten, die uns 
erreichten, und hier gilt wirklich die Frage: Sprechen 
die Jugendlichen hüben und drüben noch die gleiche 
Sprache, und wie weit reicht der Einfluß der Funk-
tionäre? Von da her befindet sich die SED heute 
in der Situation, daß sie die Jugend in einer äußeren 
Weise im Griff hat und deshalb alles daransetzt, die 
junge Generation auch psychologisch zu gewinnen. 
Das ist die Situation, wo ein künftiger Jugendbericht 
neue Akzente setzen müßte. Wir finden in Mittel-
deutschland heute im Gegensatz zu manchen Ost-
blockländern die Tatsache vor, daß die ideologische 
Beeinflussung, wie ich schon aufzeigte, nicht schwä-
cher, sondern viel stärker geworden ist. Die Erzie-
hung zum Haß z. B. ist wieder eingeflossen in die 
neuen Richtlinien über die staatsbürgerliche Erzie-
hung der Schuljugend. 

Wie stellt sich nun die Jugend dort drüben zu all 
diesen Einflüssen, und wie sind ihre Beziehungen 
zum Elternhaus? In der Praxis versucht der Staat 
allerhand Maßnahmen, die auf eine Zerstörung der 
Familie hindrängen. Hierzu gehört besonders die 
rücksichtslose Anwendung des Gleichberechtigungs-
grundsatzes der Verfassung, durch die auch die Müt-
ter selbst kleiner Kinder dazu gebracht werden, eine 
Berufsarbeit aufzunehmen. Auf diese Weise sind 
viele junge Menschen in Mitteldeutschland heute in 
der schwierigen Lage, daß das Familienleben erheb-
lich behindert ist. Trotzdem haben sich gerade die 
familiären Bindungen als eine große Kraftreserve 
im inneren Widerstand gegen die „sozialistische Be-
wußtseinsbildung" erwiesen. Da es kaum freie un-
politische Gesellschaftsformen gibt, denen sich die 
Jugendlichen zugesellen können, wird die Familie 
praktisch zum wesentlichen Raum des Privaten. Die  

sozialen Kräfte der Jugendlichen drängen gerade 
hier zur Entfaltung. 

Was hier für die Familie gesagt ist, trifft auch auf 
den Raum der Kirche zu, da auch den Kirchen das 
öffentliche Wirken weitgehend versagt ist. Aber 
auch hier zeigt sich z. B. am Wirken und an der 
Wirksamkeit der Jungen Gemeinde im Bereich der 
evangelischen Kirche, daß sich gerade auch die 
Jugend am inneren Widerstand gegen den Atheis-
mus beteiligt. 

Die massenhafte Flucht der Jugendlichen bis zum 
13. August 1961 — fast die Hälfte der Flüchtlinge 
waren Jugendliche bis zu 24 Jahren — ist ein ge-
naues Kennzeichen für die tatsächlichen Ergebnisse 
der kommunistischen Politik, wie sie nun bereits 
seit zwei Jahrzehnten in Mitteldeutschland herrscht. 
Heute, da die Grenzen hermetisch abgeschlossen 
sind und schwer bewacht werden, muß die junge 
Generation das dirigistische Erziehungssystem wohl 
oder übel über sich ergehen lassen. Aber sie läßt 
sich offensichtlich nicht so formen, wie die Partei es 
anstrebt. 

Nun sollten wir uns fragen: Was bleibt hier zu 
tun? Anstreben sollte man in verstärktem Maße den 
Kontakt Jugendlicher zwischen hüben und drüben, 
und formalistische Schwierigkeiten dürfen uns hier 
nicht mutlos machen. Wir sollten auch hier nur das 
gemeinsam Verbindende sehen. Fördern sollte man 
auch wieder den Briefwechsel zwischen Schulklas-
sen, hier besonders mit Oberschülern. Es hat immer 
schon Briefwechsel zwischen Schülerklassen der 
SBZ und der Bundesrepublik gegeben, doch ist von 
drüben versucht worden, den individuellen Charak-
ter des Briefverkehrs aufzuheben. Heute ist diese 
Form des Schriftwechsels weitgehend eingeschla-
fen. Er sollte wieder intensiviert werden. 

Abschließend noch ein Hinweis. Der Deutsche 
Bundestag hat vor kurzem die Bundesregierung 
aufgefordert, jedes Jahr einen Bericht über die 
Lage der Nation vorzulegen. Ich meine, es wäre 
sinnvoll, daß gerade auch in dem Bericht über die 
Lage der Nation über die Situation und die Pro-
bleme der jungen Generation im geteilten Deutsch-
land berichtet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das  Wort hat 
Frau Abgeordnete Schimschok. 

Frau Schimschok (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bericht der Bundesregie-
rung über die Lage der Jugend und über die Be-
strebungen auf dem Gebiete der Jugendhilfe befaßt 
sich auch mit der Jugendkriminalität. Man kann 
von einem Bericht über die Lage der Jugend, in 
dem nicht nur Sachprobleme behandelt und Schwer-
punkte aufgezeigt werden, nicht erwarten, daß er 
auf jeden Bereich ausgiebig eingeht. Trotz gemäßig-
ter Erwartungen muß festgestellt werden, daß hier 
die Gelegenheit, den Gesetzgeber wie die Offent-
lichkeit über die Jugendkriminalität im Bereich des 
Möglichen zu informieren, nicht genutzt wurde. Der 
Bericht bringt eine Fülle von statistischem Material 
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mit kurzen, meiner Meinung nach überflüssigen 
Interpretationen. An Hand der Statistik kann jeder 
an diesen Fragen interessierte Leser selbst ersehen, 
wie der Anstieg der Kriminalität auf dem einen 
oder anderen Gebiet ist. 

Obwohl es sehr schwierig sein mag, Allgemein-
gültiges über die Ursachen der Jugendkriminalität 
auszusagen, da bei jedem einzelnen straffällig 
gewordenen jungen Menschen auf mehrere 
Ursachenfaktoren hingewiesen werden kann, glaube 
ich, daß es sich die Ersteller des Berichts zu leicht 
gemacht haben, wenn sie erwähnen, die Jugend-
kriminalität sei ein Teil der allgemeinen Kriminali-
tät und spiegele wie diese die kulturellen, sozialen 
und wirtschaftlichen Probleme der Zeit wider; 
darin sei nicht nur die komplexe Natur der Krimi-
nalität, sondern auch die Schwierigkeit begründet, 
ihre Ursachen zuverlässig zu bestimmen. 

Die wenigen in dem Bericht angeführten Stich-
worte wie Akzeleration, Fehlen eines Elternteils 
und mangelnde Geborgenheit auf Grund gelockerter 
Familienbande reichen nicht aus, zumal da in zahl-
reichen wissenschaftlichen Büchern über Jugend-
kriminalität viele andere Gesichtspunkte aufgezeigt 
werden. 

Außerdem kann man sich des Eindrucks nicht er-
wehren, daß auch nicht mit 'der richtigen pädagogi-
schen Einstellung an die Auswertung ,der Statistik 
herangegangen worden ist. Auf Seite 42 ist zu lesen 
— ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten —: 

Bei den Jugendlichen und Heranwachsenden ist 
der sehr hohe Anteil der Vermögensdelikte an 
ihrer Gesamtkriminalität kennzeichnend. Leider 
läßt sich aus der Statistik nicht ersehen, inwie-
weit es sich hier um ,geringfügige Delikte mit 

 kleinem oder aber  um  schwerere Delikte mit 
größerem Schaden handelt. 

Meine Damen und Herren, ,ob  der  angerichtete Scha-
den groß oder klein ist, ist vor allem für den Ge-
schädigten von Interesse. Aber entscheidend für die 
vom Jugendgericht zu treffenden Maßnahmen ist 
nicht die Größe des angerichteten Schadens, son-
dern die kriminelle Initiative, die der Jugendliche 
oder der Heranwachsende bei der Tat entwickelt 
hat, da sie uns neben 'den Motiven Aufschluß über 
den Grad der Schädigung bzw. über die Persönlich-
keit des Täters geben kann. Wenn wir dem jungen 
kriminell gewordenen Menschen gerecht werden 
wollen, dann muß uns ,der Täter wichtiger sein als 
die Größe des durch die Straftat verursachten mate-
riellen Schadens. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die  Frage, ob 
unser 1953 geschaffenes Jugendgerichtsgesetz, abge-
sehen von einer künftigen grundlegenden Neurege-
lung, nicht einer baldigen Novellierung bedarf, nach 
der alle Heranwachsenden bis  zu 21 Jahren dem 
Jugendstrafrecht unterstellt werden, wobei aller-
dings sichergestellt sein  muß, .daß der  Richter bei 
Kapitalverbrechen auch die Möglichkeit hat, über 
das jetzige Höchstmaß der Jugendstrafe hinauszu-
gehen. Gerichte wie Sachverständige sind bei der 
Beurteilung des Heranwachsenden, ob erseiner 

Reife entsprechend einem Jugendlichen oder einem 
Erwachsenen gleichzustellen ist, vielfach überfor-
dert. Es kommt auch insofern für Heranwachsende 
zu Ungerechtigkeiten, als im ,allgemeinen bei groß-
städtischen Gerichten, die Gutachten psychologischer 
und psychiatrischer Sachverständiger einholen, häu-
figer als bei Gerichten in ländlichen Gegenden, wo 
man seltener Sachverständige anhört, das  Jugend-
recht Anwendung findet. Es sollte also nicht nur im 
Jugendwohlfahrtsgesetz, sondern auch im Jugend-
gerichtsgesetz ,die Erziehbarkeit junger Menschen 
bis zur Volljährigkeit grundsätzlich bejaht werden. 
Die Forderung der Fachkreise, z. B. der Deutschen 
Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichts-
hilfe, würde damit erfüllt. 

Es wäre gut gewesen, wenn in dem Bericht auch 
etwas über die soziale Auffälligkeit der Kinder aus-
gesagt worden wäre, damit sich ein abgerundeteres 
Bild ergeben hätte. Ich hoffe, daß diese Frage in 
einem anderen Bericht über die Lage 'der  Jugend mit 
behandelt wird. 

In ,dem Bericht steht, daß sich 1962 unter den Zu-
gängen der Jugendarrestanstalten 5063 befanden, 
die schon ein- oder mehrmals Jugendarrest verbüßt 
hatten oder zu Gefängnis verurteilt waren. Das zeigt 
wohl die Fragwürdigkeit der Ausführung dieser 
Maßnahme. Es dürfte dann allerdings auch von 
Interesse sein, wie hoch der Anteil junger Rückfalls-
täter in den Strafanstalten ist. Wichtig erscheint mir 
hierbei, zu untersuchen, ob unser Strafvollzug in sei-
ner Wirklichkeit noch den 'heutigen pädagogischen 
Vorstellungen entspricht. 

Ich bitte wie meine Vorredner, die folgenden Be-
richte über die Lage der Jugend von Sachverständi-
gen und Praktikern erstellen zu lassen. Der Forde-
rung, den gesetzgeberischen Gremien Orientierungs-
hilfe zu sein, 'wird dieser Bericht nicht gerecht. 

Abschließend möchte ich sagen: wenn heute tat-
sächlich mehr Jugendliche als früher kriminell wer-
den, 'dann 'sollten wir neben und wegen der Gefahr, 
die sie für die Gesellschaft bedeuten, vor allem ihre 
Erziehungsbedürftigkeit sehen und bemüht sein, sie 
fähig zu machen, die sozialen Folgen ihrer Hand-
lung zu überdenken und sich in die menschliche Ge-
meinschaft einzuordnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, dies war eine Jungfernrede. 

(Beifall.) 

Wie ich nachträglich gehört habe, hat auch die Vor-
rednerin, Frau Abgeordnete Stomimel, ihre Jung-
fernrede gehalten. 

(Erneuter 'Beifall.) 

Ich möchte herzlich gratulieren. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Rollmann. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nur selten war 
die Jugendpolitik in den Debatten ,dieses Hauses ein 
zentrales Thema. Der Jugendbericht der Bundes- 
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regierung und das Echo, das er in der deutschen 
Öffentlichkeit, in den Fachkreisen und schließlich 
indiesem Hause und im Ausschuß für Familien-
und Jugendfragen gefunden hat, vor allen Dingen 
aber das Echo in der jungen Generation und in 
ihren Verbänden selbst gibt uns erfreulicherweise 
Gelegenheit, einmal die ganze Breite der Jugend-
politik der Bundesrepublik hier in diesem Hause zu 
erörtern. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Von  der  Fraktion der Freien Demokratischen 
Partei haben sich die Kollegen Kubitza und Moersch 
mit mehr oder minder freundlichen oder unfreund-
lichen Bemerkungen mit diesem Jugendbericht be-
schäftigt. Ich glaube aber, dem, was die  'Pflicht der 
Opposition ist, nämlich eine eigene Konzeption zur 
Jugendpolitik vorzutragen, wie sie von seiten der 
Bundesregierung vertreten wird, ist die Opposition 
heute hier wie auch auf anderen Gebieten leider 
nicht nachgekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Kubitza? 

Rollmann (CDU/CSU) : Bitte! 

Kubitza (FDP) : Herr Kollege Rollmann, glauben 
Sie nicht, daß es .die Aufgabe der Regierung gewe-
sen wäre, nachdem •der Jugendbericht nunmehr zwei 
Jahre vorliegt, erst einmal ihre Konzeption, ihre 
Konsequenzen vorzulegen, und daß dann dazu die 
Opposition hätte Stellung nehmen können? 

Rollmann (CDU/CSU) : Lieber Herr Kubitza, 
wenn  Sie  eine solche Frage an mich stéllen, dann 
beweist das, daß Sie  den  zweiten Teil ,des Berichts 
der Regierung nicht gelesen haben. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Dort ist sehr ausführlich dargestellt, welches die 
Konzeption der  Bundesregierung ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich nuneinige Worte zu den gesetzlichen 
Grundlagen sagen, auf denen sich in den vergan-
genen Jahren unsere Jugendpolitik vollzogen hat 
und auf denen sie sich in den kommenden Jahren 
wird vollziehen müssen, nämlich einmal dem Ju-
gendwohlfahrtsgesetz und zum 'anderen dem Bun-
desjugendplan. 

Die CDU/CSU hat .die Novellierung des alten 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes von 1922 für not-
wendig gehalten und am Ende der 3. Legislatur-
periode hier im Bundestag gegen mancherlei Wider-
stände verwirklicht. Schon hier in diesem Hause 
war eine Reihe von Bestimmungen dieser Novelle 
verfassungsrechtlich umstritten. Nach ihrem Inkraft-
treten sind diese Bestimmungen durch Normen-
kontrollklagen und durch Verfassungsbeschwerden 
vor dem Bundesverfasungsgericht angefochten wor-
den. Das Verfahren vor dem Bundesverfassungsge-
richt hat sehr lange gedauert, so lange, daß wir in 

 den vergangenen Jahren im Bereich der  'gesamten 

Jugenndpolitik eine beträchtliche Rechtsunsicherheit 
gehabt haben, 

(Sehr wahr! bei der  CDU/CSU) 

die leider manche Initiative gelähmt hat. Heute, im 
Rückblick, können wir jedoch sagen: was lange 
währt, wird endlich gut. Denn am 18. Juli dieses 
Jahres hat das Bundesverfassungsgericht eine Ent-
scheidung verkündet und im wesentlichen und in 
den entscheidenden Bestimmungen das Jugendwohl-
fahrtsgesetz von 1961 für verfassungsmäßig erklärt. 
Ich möchte hier keine alten Wunden aufreißen, ins-
besondere nicht bei unseren verehrten Freunden 
von der Koalition. Aber ich glaube, sie werden ver-
stehen, daß die Fraktion der CDU/CSU mit großer 
Genugtuung von diesem Urteil Kenntnis genommen 
hat, nicht nur weil uns damit durch das höchste 
deutsche Gericht bestätigt wurde, daß wir uns im 
Jahre 1961 verfassungsmäßig auf dem richtigen 
Wege befunden haben, sondern vor allen Dingen 
aus dem Grund, weil dieses Urteil die Rechtsun-
sicherheit auf dem Gebiet der Jugendpolitik in den 
letzten Jahren beseitigt und den Weg frei gemacht 
hat für neue, nunmehr verfassungsrechtlich ge-
sicherte Initiativen in der Jugendpolitik der Bundes-
republik Deutschland. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Haben wir nicht angesichts der Klagen der Län-
der und Städte sechs Jahre hindurch, in denen das 
Verfahren in Karlsruhe schwebte, befürchten müs-
sen, daß das Bundesverfassungsgericht den Begriff 
der „öffentlichen Fürsorge" nach Art. 74 des Grund-
gesetzes so eng auslegen würde, daß der Bund 
seine Zuständigkeit für den Bereich der gesamten 
Jugendpflege — also für die Freizeithilfen, für die 
außerschulische Jugendbildung, für die internatio-
nalen Jugendbegegnungen und schließlich auch für 
die Förderung der Jugendverbände — verlieren 
würde, und drohte uns nicht insoweit auch der Bun-
desjugendplan, dieses große Werk der Förderung 
der jungen Generation, in unserem Land zerschla-
gen zu werden?! 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wurde nicht jede wesentliche Weiterentwicklung 
des Bundesjugendplans durch die Rechtsunsicherheit 
der vergangenen Jahre blockiert und eröffnet uns 
nicht die Auslegung, die das Bundesverfassungsge-
richt dem Begriff der öffentlichen Fürsorge nach Art. 
74 gegeben hat, nunmehr die verfassungsrechtlich 
gesicherte Grundlage für ein Ausbildungsförde-
rungsgesetz des Bundes?! 

Wir sind doch in diesem Hause in den vergan-
genen Jahren mit dem Ausbildungsförderungsge-
setz des Bundes nicht vorangekommen, weil einige 
Länder dem Bunde die Zuständigkeit für ein solches 
Gesetz immer wieder bestritten haben 

(Abg. Memmel: Besonders Hessen! — Wei

-

terer Zuruf von der Mitte: Bremen!) 

und weil sie sich jetzt sogar zu weigern scheinen, 
die Ausbildungsförderung in den Katalog der Ge-
meinschaftsaufgaben von Bund und Ländern aufzu-
nehmen. Ich habe es immer als ein bitteres Ver-
säumnis empfunden, daß wir neben den vielen Ge- 
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setzen, die wir in den vergangenen 20 Jahren in 
diesem Hohen Hause zustande gebracht haben, nie-
mals ein einheitliches Ausbildungsförderungsrecht 
geschaffen haben, 

(Abg. Kühn [Hildesheim] : Sehr wahr!) 

ein Ausbildungsförderungsrecht für alle jungen 
Menschen in unserem Lande, mögen sie nun in 
Flensburg oder in Konstanz, in Passau oder in Saar-
brücken wohnen, um ihnen wenigstens eine ge-
wisse materielle Gleichheit der Startbedingungen 
zu geben, der Möglichkeit, unbehindert durch wirt-
schaftliche Sorgen lernen zu können, ausgebildet zu 
werden und sich fortbilden zu können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Aus der Sicht der Bundesfinanzen ist ein solches 
Ausbildungsförderungsgesetz heute schwieriger zu 
verwirklichen als noch vor wenigen Jahren. Aber 
ich meine, daß wir an diese wichtige Aufgabe nun 
wirklich herangehen müßten. Ich würde es eher in 
Kauf nehmen, ein solches Ausbildungsförderungsge-
setz zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft treten 
zu lassen, als auf die Verabschiedung eines solchen 
Gesetzes noch in dieser Legislaturperiode überhaupt 
zu verzichten. 

Alle Bestimmungen des Jugendwohlfahrtsgesetzes, 
die das Verhältnis der freien Jugendhilfe zur öffent-
lichen Jugendhilfe regeln, die die Förderung und 
Finanzierung der freien Jugendhilfe den Kommunen 
und ihren Jugendämtern zur Pflicht machen, sind in 
Karlsruhe für verfassungsmäßig erklärt worden. Ich 
möchte hier die ganz bestimmte Erwartung der 
Fraktion der CDU/CSU zum Ausdruck bringen, daß 
auch jene Kommunen in der Bundesrepublik, die mit 
Rücksicht auf das Verfahren in Karlsruhe in den 
vergangenen Jahren diese Bestimmungen nicht in 
ihrem vollen Umfang angewandt haben, nunmehr in 
Zukunft uneingeschränkt nach diesen Bestimmungen 
verfahren. Ich möchte auch unsere Erwartung aus-
sprechen, daß die Länder jene Ausführungsbestim-
mungen nach § 5 und § 8 des Jugendwohlfahrts-
gesetzes, deren Erlaß bereits seit Jahren ansteht, 
nach der Entscheidung von Karlsruhe nunmehr er-
gehen lassen. Es gibt keinen Grund mehr — für kein 
Land der Bundesrepublik und für keine Kommune 
der Bundesrepublik —, irgendeine der für verfas-
sungsmäßig erklärten Bestimmungen des Jugend-
wohlfahrtsgesetzes nun nicht in des Sinnes und des 
Wortlauts voller Bedeutung in der Zukunft anzu-
wenden. 

Der im Jugendwohlfahrtsgesetz verankerte Rang 
der freien Jugendhilfe, die Förderungs- und  Finan-
zierungspflicht der öffentlichen Hand ist der gesetz-
liche Ausdruck eines Kernstücks unserer Jugendpoli-
tik, wie wir sie in den vergangenen 20 Jahren im 
Bund, in den Ländern und in den Gemeinden ge-
trieben haben. Wir sind sehr befriedigt, daß dieses 
Kernstück unserer Jugendpolitik nun auch seine ver-
fassungsgerichtliche Feuerprobe bestanden hat. 

Dieser Grundsatz unserer Jugendpolitik ist nicht 
das Ergebnis irgendwelcher theoretischer Über-
legungen, sondern das Ergebnis von Erfahrungen, 
die wir in unserem Lande in den vergangenen Jahr-
zehnten mit der Leistungsfähigkeit der Jugend- und  

der Jugendwohlfahrtsverbände gemacht haben. Das, 
was unsere Jugendverbände tagtäglich in der 
Jugendpflege an der organisierten und nichtorgani-
sierten Jugend unseres Landes vollbringen, das, 
was die Jugendwohlfahrtsverbände in der Jugend-
fürsorge leisten, das kann ihnen kaum durch die 
Gemeinde oder durch den Staat abgenommen wer-
den, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern muß von dort angeregt und gefördert wer-
den. 

Die Zeit der Jugendbewegung ist vorbei, und sie 
kehrt nicht mehr wieder. Aber mit leistungsfähigen 
Jugend- und Jugendwohlfahrtsverbänden und mit 
ihren ehrenamtlichen und hauptamtlichen Mitarbei-
tern steht und fällt ein wesentlicher Träger der 
Jugendhilfe in unserem Lande überhaupt. Das ist 
unsere Haltung zu den Verbänden der freien Jugend-
hilfe, und sie kommt in erfreulicher Eindeutigkeit 
auch im Jugendbericht der Bundesregierung zum 
Ausdruck. Wir wünschen uns lebendige, schöpfe-
rische und — das ist gerade ihr Vorteil — vor allen 
Dingen unbürokratische Jugend- und Jugendwohl-
fahrtsverbände und wir würden nichts mehr be-
dauern als Phantasielosigkeit, Routine und Ver-
steinerung. 

In den vergangenen Jahren ist nicht nur die För-
derung der Jugend- und Jugendwohlfahrtsverbände 
durch Staat und Gemeinde, sondern auch die Anre-
gung ihrer Arbeit immer bedeutungsvoller gewor-
den. Art und Umfang der internationalen Jugend-
begegnungen, die im Jugendbericht der Bundes-
regierung eine so breiten Raum einnehmen, was wä-
ren sie z. B. ohne die Ideen, ohne die Initiativen und 
ohne die Aktionen, die in den vergangenen Jahren 
von der Bundesregierung und dem Bundesminister 
für Familie und Jugend immer wieder ausgegangen 
sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mir will scheinen, daß die freie Jugendhilfe in Zu-
kunft noch stärker als bisher auf die Anregungen 
und die Förderung durch Regierung und Parlament 
angewiesen sein wird. 

Ich glaube, es gehört zu dieser Debatte über den 
Jugendbericht der Bundesregierung, noch einige 
Worte zu der zweiten großen gesetzlichen Grundlage 
unserer Jugendpolitik zu sagen, nämlich dem Bun-
desjugendplan. Seit dem ersten Bundesjugendplan 
vom Jahre 1950 sind nun insgesamt mehr als 830 
Millionen DM allein von seiten des Bundes für die 
außerschulische Förderung der jungen Generation 
zur Verfügung gestellt worden. Welche Einzelpro-
bleme mit dem Bundesjugendplan auch immer ver-
bunden sein mögen, beim Bundesjugendplan han-
delt es sich um das größte Förderungswerk, das je 
die Regierung und das Parlament eines freien Lan-
des für ihre junge Generation aufgestellt haben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Es ist ein Förderungswerk, das oftmals wie vieles 
andere, was wir tun, in unserem Lande nur allzusehr 
als selbstverständlich angesehen und nur wenig ge-
würdigt wird, aber im Ausland doch vielfach Beach-
tung und Bewunderung erfährt. 
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Es ist ein weiter Weg, den der Bundesjugendplan 

in den Jahren seit 1950 zurückgelegt hat. Dieser 
Weg zeugt von dem großen Wandel der Verhält-
nisse, in denen wir leben. Damals, vor 17 Jahren, 
sollte der Bundesjugendplan vor allen Dingen der 
Berufsnot der Jugend entgegenwirken. Heute dient 
der Bundesjugendplan in erster Linie der sinnvollen 
Ausfüllung der Freizeit unserer jungen Generation, 
der Bildung, der Erholung, dem Sport, der interna-
tionalen Jugendbegegnung. 

Die Fraktion der CDU/CSU erwartet von der Bun-
desregierung und dem Bundesminister für Familie 
und Jugend, daß der Bundesjugendplan nicht nur 
wie bisher auch in Zukunft den sich schnell ändern-
den Lebensverhältnissen unserer jungen Generation 
angepaßt wird, sondern daß auch seine bisherige 
Systematik zugunsten der Förderung bestimmter 
Aktionen und Programme aufgelockert wird. Wir 
meinen, daß die Entscheidung von Karlsruhe der 
Bundesregierung auf dem Sektor des Bundesjugend

-

plans nun eine größere Beweglichkeit verleihen 
wird. 

Trotz aller Probleme, die in den vergangenen Jah-
ren in der Jugendpolitik zwischen Bund und Ländern 
immer wieder aufgetreten sind, möchten wir auch 
die Bundesregierung zu dem Versuch ermutigen, die 
Jugendpläne des Bundes, der Länder und der Ge-
meinden stärker aufeinander abzustimmen, damit 
sich diese Jugendpläne besser ergänzen und sinn-
voller ineinandergreifen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, der Jugendbericht, den 
die Bundesregierung vorgelegt hat, gibt ein Bild der 
Lage der Jugend. Einmal ist behauptet worden — 
auch in der heutigen Diskussion —, daß dieses Bild 
zu umfänglich sei, und ein andermal ist auf die 
Lücken dieses Bildes hingewiesen worden. Dann ist 
erklärt worden, daß die Projektion dieses Bildes 
falsch sei. Ich meine, daß die Kritik teilweise berech-
tigt ist, daß sie zu großen Teilen aber überzeichnet 
ist. 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, daß es 
sich um den ersten Versuch handelt, der überhaupt 
in der Geschichte der deutschen Jugendhilfe mit der 
Erstellung eines solchen Berichts unternommen wor-
den ist. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Das müssen wir immer wieder erklären. Ich meine, 
wir sollten froh und dankbar sein für diesen Be-
richt in einer doch im großen und ganzen aus-
gezeichneten Qualität. Neben der vielfachen Kritik, 
die die Bundesregierung in dieser Frage in den ver-
gangenen Monaten und Jahren erfahren hat, sollten 
wir doch unsere Anerkennung für das aussprechen, 
was sie in mühevoller Arbeit über Jahre hinweg 
zusammengetragen und zu einem sinnvollen Gan-
zen verarbeitet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin davon überzeugt, daß die Bundesregie-
rung und speziell das Bundesministerium für Fami-
lie und Jugend aus der vielfältig vorgetragenen 
Kritik lernen und die notwendigen Schlußfolgerun-

gen für den nächsten Jugendbericht ziehen werden. 
Ich bin ferner davon überzeugt, daß dieser nächste 
Jugendbericht nach dem hoffnungsvollen Anfang 
so gut werden wird, daß er den Beifall des ganzen 
Hauses und der ganzen deutschen Öffentlichkeit 
finden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Hauck. 

Hauck (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Verlauf der heutigen Debatte hat mei-
nes Erachtens eindeutig klargemacht, daß es an der 
Zeit war, hier im Plenum des Deutschen Bundes-
tages wieder einmal eine großangelegte jugend-
politische Debatte zu führen. Da bisher die Kritiker 
des Berichts wenig Sympathien geerntet haben, 
andererseits aber bei der politischen Bildung der 
kritische Jugendliche gefordert wurde, bitte ich, 
dem kritischen Abgeordneten ebenfalls Aufmerk-
samkeit zu schenken und ihn weiterhin als positives 
Element des Hohen Hauses zu betrachten. 

Aber keine Angst: ich beginne mit einer positiven 
Feststellung. Der Deutsche Bundestag war gut 
beraten, als er den in der 4. Legislaturperiode von 
der Regierung vorgelegten Jugendbericht wieder in 
den parlamentarischen Geschäftsgang gebracht hat. 
Der federführende Ausschuß war ebenfalls gut be-
raten, als er sich bei der Behandlung des Berichts 
einer umfangreichen Sachverständigenanhörung 
bediente. Meines Erachtens bekommt der Jugend-
bericht erst durch die fundierten Sachverständigen-
gutachten, die sowohl im Bundesjugendkuratorium 
als auch im zuständigen Ausschuß erstattet und dis-
kutiert wurden, die Aussagekraft, an der sich eine 
in die Zukunft gerichtete Jugendpolitik orientieren 
kann. 

Für mich waren die Festellungen der kommunalen 
Spitzenverbände von besonderem Interesse, und 
ich kann dem, was vorgetragen wurde, vollinhalt-
lich zustimmen. Das gilt insbesondere für die Aus-
sagen zu dem Abschnitt „Maßnahmen der Jugend-
hilfe", soweit sie sich auf Kinderprobleme beziehen. 
Die kommunalen Spitzenverbände bemängeln, daß 
die Darstellung der Situation des Kindes fehlt und 
die Probleme auf diesem Gebiet nur unzureichend 
behandelt wurden. Besonders gilt dies für folgende 
Bereiche: die Probleme der behinderten Kinder, die 
Ursachen und Auswirkungen der Kinderkriminali-
tät. Wir haben hier etwas von der Jugendkriminali-
tät gehört, aber das Problem liegt viel tiefer. Wo 
ist der 12jährige Mörder in der Kriminalstatistik 
unterzubringen, und welche Probleme stehen hier 
an? Außerdem fehlt eine Untersuchung der zum 
Teil sehr kritischen Situation in unseren Heimen. 
Man sollte auch einmal daran denken, die Lage der 
Kinder im Zusammenhang mit dem Obdachlosen-
problem zu untersuchen und zu würdigen. 

Intereissant Ist 'in diesem Zusammenhang auch 
die Tatsache, daß die Arbeitsgemeinschaft für 
Jugendpflege und Jugendfürsorge zu ähnlichen 
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Schlußfolgerungen kommt, wenn sie feststellt: Die 
Probleme der Kinder werden im Bericht vernach-
lässigt. Auf die katastrophale Situation der  Heim-
erziehung wird kaum eingegangen. Auf die  Not-
wendigkeit :der Errichtung von offenen Erziehungs-
hilfen, besonders für Kinder, wird nicht hingewfte-
sen. Keine Aussage über Hilfen für behinderte 
Kinder. Die Reform des Rechts für das uneheliche 
Kind wird nicht angesprochen. Auf die Probleme 
des Stadt-Land-Gefälles in der Jugendhilfe wird 
wicht verwiesen. 

Es würde sich bestimmt lohnen, die Einzel-
punkte beider Aussagen ausführlich zu beleuchten. 
Da dies zu weit führen würde, will  ich mich auf eine 
allgemeine Betrachtung beschränken. 

Am stärksten ist bei der Diskussion über allge-
meine Jugendhilfeprobleme den Mitgliedern des 
Ausschusses unter die Haut gegangen, daß in die-
sem Bericht die Situation des Kindes nicht ausrei-
chend behandelt wurde. Diese Tatsache hat zweifel-
los Mitglieder der'  CDU/CSU-Fraktion veranlaßt, 
Ende 1966 eine Große Anfrage einzubringen, die 
bis  heute leider noch nicht beantwortet werden 
konnte. Schon allein die Tatsache, daß mehr als 
zehn Monate seit der Einbringung ins Land ge-
gangen sind, bewe ist, wie wenig Unterlagen die 
Regierung :auf diesem Geblet besitzt und wie hilf-
los man allgemein den Fragen, welche die Kinder-
situation betreffen, gegenübersteht. Ich kann aller-
dings nicht recht glauben, 'daß Presseäußerungen 
zutreffen, nach denen :der Minister und Beamte 
seines Hauses erklärt haben sollen, daß sie für 
Kinderprobleme nicht zuständig seien, ,da man im 
Bundesjugendplan nur für Jugendliche über 16 Jahre 
tätig werde. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Abegord-
meter,  gestatten Sie  eine Zwischenfrage des  Herrn 
Kollegen Moersch? 

Hauck (SPD) : Bitte sehr! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Moersch! 

Moersch (FDP) : Glauben Sie, daß es ein Zufall 
ist, daß diese Anfrage nicht beantwortet werden 
konnte, oder 'hängt es mit der Koalitionsbildung 
von damals zusammen, ist die Anfrage inzwischen 
vielleicht verlorengegangen? 

Hauck (SPD) : Nein, das glaube ich nicht. Aber ich 
nehme an, daß wir über diese Große Anfrage hier 
noch einmal diskutieren. Dann können wir ja un-
sere Probleme speziell anbringen. 

Man muß hier aber deutlich ausdrücken — und 
man muß es  auch für einige Mitglieder des Hohen 
Hauses sagen —, daß die Jugendhilfe alle Maß-
nahmen für Kinder und Jugendliche umfaßt. Wer es 
nicht glaubt, der möge im Jugendwohlfahrtsge-
setz nachlesen, dessen vielgerühmter § 1 lautet: 

Jedes deutsche Kind hat :ein Recht auf Erzie-
hung zur leiblichen, seelischen und gesell-
schaftlichen Tüchtigkeit. 

Wie kommt (es nun aber, daß die Lage und die 
Probleme der Kinder in unserer Gesellschaft — 
der  Jugendbericht beweist es — nicht gründlich 
untersucht und gewürdigt werden? Es liegt meines 
Erachtens in  :erster Linie daran, daß in  Staat, Ge-
sellschaft und Öffentlichkeit die Ansicht vorherrscht, 
daß in diesem Alter allein die Eltern für die Be-
treuung und Erziehung 'zuständig sind. Daher konn-
ten sich in 'den zurückliegenden Jahrzehnten Staat 
und Gesellschaft nur schwer entschließen, die Kin-
der dieser Altersgruppen in ihre volle Verantwor-
tung mit einzuschließen. Meistens waren es schwere 
Übergriffe, Diskriminierungen, bittere Not und 
schweres 'Unrecht, die Idas Schutzbedürfnis des Kin-
des augenscheinlich werden ließen 'und dann ge-
setzliche Maßnahmen einleiteten. Aber es war im-
mer nur die gebotene 'Grenze, die berücksichtigt 
wurde. Dies  wird  z. B. dadurch bewiesen, daß wir 
1967 :die rechtliche Gleichstellung des unehelichen 
Kindes noch nichterreicht haben, daß :das Schutzalter 
für Pflegekindererst 1961 erhöht wurde und im 
strafrechtlichen Bereich noch heute darum gerun-
gen wird, in der Auseinandersetzung zwischen El-
ternrecht und Kindeswohl eine dem Wohl des Kin-
des gerecht werdende Lösung zu finden.  Dazu kom-
men gerade in heutiger Zeit die vielfältigen Uber-
legungen und Bemühungen, wie wir unsere Kinder 
vor den verbrecherischen Übergriffen kranker und 
gestörter Außenseiter unserer Gesellschaft wir-
kungsvoll schützen können. Ich habe es sehr vor-
sichtig formuliert. Ich glaube, daraus müssen wir 
ebenfalls Konsequenzen ziehen. 

(Abg. Memmel: Ein sehr ernstes Problem, 
Herr Hauck!) 

Weitere schwerwiegende Probleme könnte ich noch 
anführen. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang nur 
noch den Hinweis, daß die Vereinten Nationen 1959 
eine Erklärung der Rechte des Kindes verkündet 
haben, in der festgestellt wird, daß das Kind in Er-
mangelung körperlicher und geistiger Reife der 
besonderen Sicherheit, Pflege und eines ausreichen-
den rechtlichen Schutzes bedarf. Bei der Gesamt-
betrachtung kommt außerdem noch hinzu, daß wir 
einsgesamt gesehen in einer kinder- und familien-
unfreundlichen Umwelt leben. Manche sagen: in 
einer kinderfeindlichen Umwelt; ich sage: Wir leben 
in einer kinder- und familienunfreundlichen Um-
welt, in der bei Auseinandersetzungen die Kinder 
immer den kürzeren ziehen. Sie  kommen immer zu 
kurz, auch die kinderreichen Familien. 

Meine Fraktionsfreunde und ich haben uns vor-
genommen, in dieser Debatte die Kindersituation 
anzusprechen. Denn, meine Kolleginnen und Kolle-
gen von der CDU/CSU-Fraktion, Sie werden mir 
doch zugeben, daß mit den acht Fragen Ihrer Gro-
ßen Anfrage die Situation der Kinder in der Bun-
desrepublik nicht umfassend angesprochen wird. 
Es geht ja dort auch nur um acht Teilprobleme. 
Zweifellos hat aber Ihre parlamentarische Initia- 
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tive, die allerdings einen überlangen Zeitzünder 
hat, eine rege Diskussion in der Öffentlichkeit aus-
gelöst. Daß hier über die Kinder gesprochen wird, 
finden wir gut; denn im Jugendbericht ist gerade 
in dem Teil über Hilfen für Kinder in besonderen 
Lebenslagen eine starke Zurückhaltung festzustel-
len. Warum hat man eigentlich die Chance nicht 
genutzt, im Jugendbericht die Offentlichkeit auf die 
großen Probleme und Schwierigkeiten der Jugend-
hilfe aufmerksam zu machen? Man darf doch keine 
Möglichkeit ungenutzt verstreichen lassen, um deut-
lich herauszustellen, welche Verpflichtung unsere 
Gesellschaft hat, um den Erziehungsanspruch jedes 
deutschen Kindes sicherzustellen. Es muß doch ein-
mal ganz klar gesagt werden, daß große Reformen 
notwendig sind, um Mißstände und Engpässe zu 
beseitigen, Lücken zu schließen und gute Ansätze 
fortzuentwickeln. Im Jugendbericht steht ja wenig. 
Es fehlt die Entwicklung eines jugendpolitischen 
Gesamtkonzepts, das dringend notwendig ist, um 
nicht in Kürze in einen unaufholbaren Rückstand 
zu geraten. 

Der Jugendbericht beschränkt sich in  seinen 
Bemerkungen zu Kinderproblemen und zu Hilfen 
für Kinder und Jugendliche vorwiegend auf die 
Wiedergabe gesetzlicher Regelungen und zum Teil 
unvollständiger statistischer Angaben, die in einigen 
Fällen sogar zu falschen Schlußfolgerungen führen. 
Dies gilt für die Erziehungsbeistandschaft, die Erzie-
hungsberatung, das Vormundschaftswesen, die 
Adoption, das Pflegekinderwesen, die Kindertages-
stätten und für die Probleme der Heimerziehung. 
Man kann sich oftmals nicht des Eindrucks erweh-
ren, daß man versucht, zu beruhigen, zu beschöni-
gen statt zu drängen, aufzurütteln und an die Ver-
antwortung der gesamten Gesellschaft zu appellie-
ren. Man kann doch die zum Teil katastrophale 
Situation in unserer Heimerziehung nicht totschwei-
gen oder bagatellisieren. Das gilt für Säuglings-
heime wie auch für Erziehungsheime. Besonders zur 
letzteren Gruppe muß man klar sagen, daß die 
Personalsituation trotz der aufopfernden Tätig-
keit aller Beteiligten unzureichend, ja fast unmög-
lich ist, daß es an geeigneten Einrichtungen fehlt, 
daß die im Gesetz geforderte Differenzierung unzu-
reichend ist und daß letzthin moderne Bildungs-
und Erziehungshilfen nicht ausreichend genutzt wer-
den. Wie viele drängende Fragen stehen hier an, 
und wie unzureichend sind die im Jugendbericht ge-
gebenen Antworten! 

Lassen Sie mich jetzt zu den Belangen unserer 
Kinder zurückkehren. Die Regierung sollte sich 
darüber klarwerden, daß Hilfen für die Kinder ein 
Teil- und Spezialgebiet der Jugendhilfe sind. Wir 
wollen keinen Kinderplan, sondern wir wollen 
diese Hilfen als Teil- und Spezialgebiet der Jugend-
hilfe sehen. Kinderhilfe umfaßt alle nichtschulischen 
Maßnahmen bis zur Entlassung des Kindes aus der 
Schulpflicht. Die Wirksamkeit aller Maßnahmen für 
das Kind ist aber nur gewährleistet, wenn sich die 
Maßnahmen auf ein umfassendes und zusammen-
hängendes System von Erziehungshilfen stützen, die 
in ein jugendpolitisches Gesamtkonzept eingebettet 
sein müssen. Daher ist zu fordern, daß sich Staat, 

Gesellschaft und Öffentlichkeit umfassender als bis-
her über die Lage des Kindes unterrichten, wis-
senschaftlich abgesichertes Material über besondere 
Probleme der Allgemeinheit zur Verfügung stellen 
und durch Öffentlichkeitsarbeit, finanzielle Hilfen 
und gesetzgeberische Maßnahmen darauf hinwir-
ken, daß den Belangen des Kindes in familienpoli-
tischer, sozialpädagogischer, gesundheitspolitischer, 
bildungspolitischer und allgemein rechtlicher Hin-
sicht verstärkt Rechnung getragen wird. 

Lassen Sie mich bitte abschließend den Problem-
kreis noch einmal stichwortartig aufzeigen, um 
Ihnen die Größe der Aufgabe vor Augen zu führen. 

Erstens. Für das Wohl des Kindes ist eine geord-
nete, harmonische Familie das beste. Daher ist die 
Familie zu fördern und zu schützen. Darunter fällt 
— jetzt stichwortartig —: Mutterschutz — Neuord-
nung des Familienlastenausgleichs — Verbesserung 
der Familienberatung — Erziehungsberatung — 
Familienbildung — Schaffung gesunder, ausreichen-
der Wohnungen — Hilfen in besonderen Lebens-
lagen, z. B. das Hauspflegerinnenproblem, das auch 
in die Jugendhilfe mit hineinspielt — Anerkennung 
des Elternrechtes, allerdings mit der Festlegung, 
daß bei einem Widerstreit der Interessen das Kin-
deswohl vorrangig sein sollte. 

Zweitens. Eine sich wandelnde Umwelt macht be-
sondere Erziehungshilfen für das Kind notwendig, 
die zum Teil wertvolle familienergänzende Hilfen 
sind. Wieder nur einige Beispiele: Kinderkrippen — 
Kindertagesstätten — Kinderhorte — eine Verbes-
serung des Schulsystems. Man sollte einmal — nicht 
in diesem Haus — über die Ganztagsschulen disku-
tieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tun Sie mal!) 

— Nicht in  diesem Hause, aber man sollte einmal 
darüber diskutieren in unserer Gesellschaft, um 
daraus Schlußfolgerungen zu ziehen. — Weitere 
Beispiele: Freizeiteinrichtungen und Hilfen — 
musische Betätigung — Geschlechtserziehung — 
Hilfen für erziehungsschwierige Kinder — heil-
pädagogische Einrichtungen. 

Drittens. Den Kindern, die nicht in einer vollstän-
digen Familie aufwachsen, ist besonderer Schutz 
und sind besondere Hilfen zu gewähren. Die Pro-
bleme sind hier: Neuordnung des Rechts für das 
uneheliche Kind. — Gestatten Sie mir hier bitte 
eine Zwischenbemerkung. Ich glaube, das ganze 
Hohe Haus ist sich mit mir darüber einig, daß wir 
dem Bundesjustizminister und der neuen Bundes-
regierung zu danken haben, daß im Kabinett der 
Entwurf eines Gesetzes über die rechtliche Stellung 
der unehelichen Kinder verabschiedet wurde. 

(Abg. Memmel meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

— Darf ich das schnell zu Ende führen? — Dieser 
Gesetzentwurf wird uns in Kürze zur Beschlußfas-
sung zugeleitet, und es wird an uns liegen, zügig zu 
beraten, damit endlich ein fast zwei Jahrzehnte zu-
rückliegendes Versäumnis nachgeholt wird und den 
betroffenen Kindern und Müttern die ihnen zuste-
henden Rechte eingeräumt werden. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr Mem-
mel, zu einer Zwischenfrage. 

Memmel (CDU/CSU) : Herr Kollege Hauck, mei-
nen Sie nicht, daß dann, wenn alle die Punkte, die 
Sie jetzt dankenswerterweise aufgeführt haben, in 
dem Jugendbericht aufgeführt worden wären, ein 
Kompendium von ungefährt 1000 Seiten —statt 
282 Seiten — hätte entstehen müssen? 

Hauck (SPD) : Herr Kollege Memmel, man kann 
das doch anfügen. Vielleicht werden daraus Schluß-
folgerungen für den nächsten - Bericht gezogen. Wir 
haben ja .auch schon festgestellt, daß jetzt zweifellos 
Einzelbereiche konzentriert herausgearbeitet wer-
den. Der Berichterstatter hat, glaube ich, gefordert, 
bei einem der Spezialberichte einmal die Lage des 
Kindes speziell zu untersuchen. 

Memmel (CDU/CSU) : Darf ich noch eine Frage 
stellen, Herr Präsident? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr Mem-
mel, zu einer zweiten Frage. 

Memmel (CDU/CSU) : Hätte der  Jugendbericht 
— das besonders zu Ihrer Ziffer 1 — dann nicht 
eigentlich heißen müssen: „Bericht des Ministeriums 
für Familie und Jugend", aber nicht „Jugend-
bericht"? 

Hauck (SPD): Der Bericht heißt ja ganz anders. 

Memmel (CDU/CSU) : Ja, ich frage doch: hätte 
er nicht so heißen müssen? 

Hauck , (SPD) : Das ist doch eine Kurzform! Der 
Begriff ,,Pennälergehalt" steht auch nicht in einer 
Vorlage 'drin; aber 'das prägt sich dann  so  ein. 

(Zurufe von  der  Mitte.) 

— Ich habe das eich erfunden, ich war nicht dabei. 
Ich will ja nur sagen, „Jugendbericht" ist doch die 
Kurzform, und  es  wäre doch ein bißchen weit her-
geholt, mich jetzt darauf festzulegen. 

Weitere Schwerpunkte sind: Pflegekinderschutz —
Großpflegekinderstellen — Adoptionsvermittlung — 
Hilfen für Kinder aus geschiedenen Ehen und sol-
chen, bei denen die Eheleute 'getrennt leben. Diese 
Personengrup 'e wird  zum Stiefkind unserer Ge-
sellschaft, wenn hier nicht irgend etwas getan  wird. 
Weiter: Heime 'für Mutter und Kind — Wochen-
heime und Verbesserung der Heimerziehung. 

Viertens. Den  gesundheitspolitischen Problemen 
ist im Rahmen der Hilfen für Kinder ein besonderes 
Augenmerk zu schenken. Über dieses wichtige Ge-
hret und seine  Schwerpunkte wird im Laufe der 
Debatte mein Kollege Dr.  Rolf Meinecke noch be-
richten. 

Zum Schluß noch folgendes. Die  Schutzbestim-
mungen für das Kind sind .zu verbessern und aus-
zubau'en, wobei ich besonders an folgende Probleme 
denke: Kinderarbeitsschutz — allgemeiner Jugend-

schutz für Kinder — Verbesserung des  Strafrechts, 
z. B.  bei Kindesmißhandlungen und bei verbrecher-
ischen Übergriffen — Verbesserung des Strafpro-
zeßrechts, z. B. bei Zeugenaussagen von Kindern, 
und auch eine Überprüfung idies § 1666 des Bürger-
lichen Gesetzbuches, um zu sehen, welche Möglich-
keiten sich ergeben, um den davon betroffenen Kin-
dem besser gerecht zu werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
sehen selbst, wie groß 'der 'Gesamtbereich ist — Sie, 

 Herr Memmel, haben es  gerade angeführt — und 
wie wichtig die Einzelprobleme sind. Wir alle, ich 
habe auch die Offentlichkeit genannt, sind aufge-
rufen, für das  Wohl der  Kinder unser  Bestes 'zu tun. 
Da jedes deutsche Kind ein Recht auf Erziehung hat 
und die von  den  Vereinten Nationen einstimmig 
getroffenen Feststellungen über die  Rechte ,des 
Kindes auch für unser Land zutreffen, bitte ich die 
Bundesregierung, sich im Zusammenwirken mit den 
Ländern, den Gemeinden und .den Trägern der 
Jugendhilfe den Problemen unserer Kinder ver-
ständnisvoll und mit Nachdruck zuzuwenden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und  Herren,  auch das war eine Jungfernrede und 
ein temperamentvoller Start in 'die Debatten des 

 Plenums. Herzlichen Glückwunsch, Herr Hauck! 

(Beifall.) 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Funcke. — K eine 
Jungfernrede! 

(Heiterkeit.) 

Frau Funcke (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Ich möchte mich gerade dem 
Herrn Vorredner sehr nachdrückdich anschließen, 
denn wir bedauern 'es ebenfalls, daß dieser Bericht 
nur einen Teil der Problematik unserer Jugend auf-
zeigt, und ein großer Bereich ausgespart ist, ein 
Bereich, der natürlich sehr wesentlich dazugehört. 
Wie wollen Sie  denn etwa im erzieherischen Be-
reich die Konsequenzen ziehen,wenn  Sie  nicht vor-
her auf 'die Lage 'der Kinder und  die  Anfänge ihrer 
Erziehung zurückgreifen? Schließlich ist der Erzie-
hungsprozeß, wie Sie alle wissen, kontinuierlich 
und kann nicht einfach schematisch bei irgend-
einem Jahrgang ,abgeschlossen werden. 

Herr Kollege Memmel, der Bericht enthält natür-
lich 'eine ganze Menge, und 'er 'würde noch länger, 
wenn man noch mehr dazuschriebe. Das ist aber 
nicht unbedingt nötig, denn manches könnte kürzer 
gefaßt werden. Sie werden mir sicher zugeben, daß 
dieser Bericht einige Längen 'hat, auf die ohne 
Schaden hätte verzichtet werden können. 

(Zuruf rechts: Ein paar Tabellen mehr!) 

— Ja, es wäre gut gewesen, wenn wir da einige 
mehr gehabt hätten. Ich möchte das ganz besonders 
an einem Punkt deutlich machen. Wir haben es sehr 
bedauert, daß die Situation der behinderten Jugend-
lichen nur sehr kurz und am Rande vorgekommen 
ist, und zwar nur in einigen Bemerkungen, die sich 
auf die Heimunterbringung und die fürsorgerischen 
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Maßnahmen bezogen. Wir ahnen nur die Zahl der 
behinderten Jugendlichen, wir wissen sie nicht ge-
nau. Es ist ja bekannt, daß die Statistik uns auf die-
sem Gebiet nicht sehr viel Aufschlüsse gibt, zumal 
der Grad der Behinderung und die Art der Behinde-
rung sehr unterschiedlich sind und die Dunkelziffer 
nicht gering ist. Wir hätten uns gewünscht, daß nicht 
nur im Bereich der Fürsorge, sondern eben auch im 
speziellen Bereich der Jugendhilfe von den behin-
derten Jugendlichen die Rede gewesen wäre. 

In den letzten Wochen haben uns die Sechsjährigen 
ein beherzigenswertes Beispiel gegeben. Ich meine 
jene Sechsjährigen, die ganz unvoreingenommen 
und unbetont hilfsbereit die gleichaltrigen gliedge-
schädigten Kinder unter sich aufgenommen haben. 
Es war doch erfreulich, daß wir mit einem gewissen 
Erstaunen feststellen konnten, daß die Zahl der 
gliedgeschädigten Kinder, die tatsächlich in Heimen 
untergebracht werden mußten, verhältnismäßig ge-
ring war im Vergleich zu den Zahlen, mit denen wir 
vorher gerechnet hatten. Das lag daran, daß Eltern, 
Schulverwaltung und Ärzte viel Verständnis dafür 
gehabt haben und sehr dafür eingetreten sind, daß 
die Kinder möglichst in normalen Schulen einge-
schult werden. Und das geschah mit viel Selbstver-
ständlichkeit, mit unbetonter Hilfe und ohne falsches 
Mitleid seitens der kleinen Kameraden, ebenso wie 
die Lehrer diese Kinder mit unmerkbarer, aber wir-
kungsvoller Hilfe in den Schulprozeß hineingenom-
men  haben. Das alles zeigt doch, daß es möglich ist, 
diese Menschen nicht am Rand der Gesellschaft 
und rein als Fürsorgeobjekte zu sehen, sondern sie 
mit den ihnen gegebenen Fähigkeiten besonders zu 
entwickeln und sie als vollgültige Bürger und Mit-
bürger in unsere Gemeinschaft hineinzunehmen. 

Gerade deswegen, Herr Minister, bedauere ich es, 
daß nicht etwas mehr von der Möglichkeit einer ent-
sprechenden Form der Jugendhilfe für die Behin-
derten berichtet werden konnte oder auch Ansätze 
dazu — es gibt Ansätze — deutlichgemacht wurden. 
Ich denke z. B. an die Frage, in welchem Umfange 
Jugenderholungsheime oder Jugenderholungsmaß-
nahmen ermöglicht werden könnten. Viele Kinder 
können in den Ferien allenfalls vom Heim zu ihren 
Eltern nach Hause fahren, aber ein Erholungsurlaub 
mit Reisen, wie sie sonst den Kindern offenstehen, 
sind vielen von ihnen einfach aus der Art ihrer 
Beschädigung heraus versagt. Es gibt Ansätze, das 
wissen Sie; aber ich glaube, man könnte hier noch 
einiges tun. 

Zugleich stellt sich eine weitere Frage; trotz Ihres 
Einwurfs, Herr Kühn, werde ich sie hier bringen. 
Es stellt sich die Frage, wie ernst wir denn über-
haupt das Recht auf Entfaltung der Persönlichkeit bei 
einer Reihe von jungen Menschen nehmen; ernst 
nehmen in dem Sinne, daß wir ihnen wirklich die 
Einrichtungen zur Verfügung stellen, die notwendig 
sind, um sie trotz ihrer Behinderung in der ihnen 
gemäßen Weise ihre Fähigkeiten entwickeln zu las-
sen. 

Wir haben die Schulpflicht. Sie gilt für alle. Das 
bedeutet aber, daß z. B. ein sehschwaches Kind mit 
den gesunden Kindern Schritt halten muß, aber  

wegen seiner Sehbehinderung in den Leistungen ab-
sinkt, obwohl von der intellektuellen Fähigkeit her 
ein solches Absinken vermeidbar wäre. Es brauchte 
eben eine Sonderschule, die die Art der Behinderung 
berücksichtigt. Entsprechendes gilt für die Kinder, 
die mit dem normalen Gang des Schulpensums nicht 
'zurechtkommen und deswegen in einer besonderen 
Form unterrichtet werden müssen, und es gilt nicht 
zuletzt für diejenigen Kinder, für die die Schulpflicht 
nicht gilt oder die nicht das Recht haben, in eine 
Schule aufgenommen zu werden, Kinder, die über-
haupt nicht als schulreif angesehen werden. Die 
pädagogischen und heilpädagogischen Erfahrungen, 
die inzwischen auf vielen Gebieten im Inland und 
Ausland gewonnen worden sind, geben uns das 
Recht, festzustellen, daß für diese Kinder durchaus 
Möglichkeiten einer Erfassung und einer Lebenshilfe 
gegeben sind. Die Tatsache, daß sich ein solcher Ver-
band der Eltern gegründet hat, ein Verband der 
Lebenshilfe, macht deutlich, daß mehr solcher Kinder 
vorhanden sind, als die Offentlichkeit bisher zur 
Kenntnis genommen hat. Was an persönlichem Leid 
hinter einer solchen Zahl steht, mögen wir alle 
miteinander bedenken. Hier ist, meine ich, an die 
Gesellschaft die Frage gestellt, wie sie sich zu die-
sem Sonderproblem stellt. 

Mir scheint sehr bedenkenswert, was der Deutsche 
Verein für öffentliche und private Fürsorge gerade 
zum diesjährigen Jahresthema der Fürsorgetage an 
einer Stelle schreibt: 

Es wird Zeit zu einer grundsätzlichen Besinnung, 
ob es der Verfassung und ihrem Auftrag ent-
spricht, wenn staatliche Mittel in weitem Um-
fange zur Hebung des allgemeinen Lebens-
standards aufgewendet werden, zur gleichen 
Zeit aber Einrichtungen, die dem am schwersten 
betroffenen Mitbürger Hilfe und Entlastung 
bringen könnten, nicht in ausreichendem Maße 
zur Verfügung stehen. 

Dieser unbequemen Frage läßt sich nicht ausweichen. 
Darum sollten wir einige Minuten bei ihr verweilen. 

Der Herr Minister wird vielleicht einwenden, daß 
diese Fragen ja nicht unmittelbar in seinem Ressort 
liegen. Hier fängt schon die Verlegenheit an. Denn 
das Gebiet der Behinderten liegt tatsächlich in 
jenem, nun, ich will nicht sagen, „Niemandsland", 
aber: in jenem Grenzbereich zwischen „Gesundheit, 
Familie und Jugend" und „sozial", und wahrschein-
lich nimmt sich jeder nur das heraus, was für den 
eigenen Bereich entscheidend ist, und dann bleibt 
eben die Gesamthilfe, die den ganzen Menschen 
trifft, ein wenig außerhalb der Betrachtung. Hier 
wäre es mein Wunsch, daß irgendwo eine einheit-
liche Ressortierung ermöglicht würde oder daß, wenn 
das nicht tunlich ist — und das hat in der Tat seine 
.Bedenken —, hier doch wenigstens in einem stär-
keren Maße kooperiert würde, um das Anrecht auch 
dieser Kinder und Jugendlichen gemäß dem Jugend-
wohlfahrtsgesetz, jedenfalls nach dem § 1, wie er 
soeben zitiert wurde, sicherzustellen. Ich meine, wir 
sollten einmal überlegen, ob wir den § 39 des Sozial-
hilfegesetzes nicht so gestalten sollten, daß auch die 
geistig Behinderten in stärkerem Maße in die Ein-
gliederungshilfe, auch mit rechtlichem Anspruch, 
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hereingezogen werden. Eine gewisse Erweiterung 
schiene mir notwendig und auf Grund der päda-
gogischen Erfahrungen auch möglich zu sein. 

Vielleicht sollten wir in diesem Zusammenhang 
beim Sozialhilfegesetz auch einmal die Hilfen über-
prüfen, die an die Eltern für behinderte Kinder und 
Jugendliche gegeben werden, also die Grenzen, 
oberhalb deren nichts mehr gegeben wird. Durch 
die Fortentwicklung der Rehabilitation und ihrer 
Möglichkeiten durch besser konstruierte Geräte und 
Hilfsmittel den Behinderten zu helfen, kommen auf 
die Eltern geschädigter Kinder höhere Aufwendun-
gen zu als in früherer Zeit, und das Sozialhilfe-
gesetz gibt ja nur in bescheidenem Umfang die Mög-
lichkeit, hier einzuspringen. Es wäre daher angezeigt, 
die Wertgrenzen, die 1961 gesetzt worden sind, 
einmal zu überprüfen. 

Nun werden Sie sicherlich sagen, vor allem wenn 
ich von den schulischen Maßnahmen gesprochen 
habe: dies ist ja Ländersache. Gewiß, das ist ja im-
mer die Verlegenheit, in der wir uns in diesem 
Hause befinden: sobald die Schultür beginnt, hört 
bei uns die Berechtigung des Denkens auf 

(Zuruf: Des Denkens nicht!) 

— mindestens des aktiven und helfenden Denkens. 
Ich meine, es ist schon eine Verlegenheit in unserer 
gesamten Jugendpolitik, daß wir niemals die ganze 
Vielfalt vor uns haben und keine Ganzheit disku-
tieren können, sondern daß immer an den entschei-
denden Stellen, wo sich etwas verzahnen könnte, 
die Grenze des Grundgesetzes gegeben ist. Diese 
Verlegenheit ist auch heute in der Diskussion im-
mer wieder angeklungen. Dennoch meine ich, Herr 
Minister, daß die Verpflichtung des Grundgesetzes, 
für die Gleichheit der Lebensbedingungen zu sor-
gen, wenigstens ein Ansatzpunkt für eine Diskus-
sion mit den Ländern insbesondere über die Fragen 
der Sonderschulen sein könnte. Denn die Tatsache, 
daß es in einem Lande so viel weniger Sonder-
schulkinder gibt als in anderen Ländern, hat leider 
nichts mit einem größeren Intelligenzgrad der  Kin- - 
der  dieses Landes zu tun — das wäre ja erfreulich, 
und das würden wir dann auch akzeptieren —, son-
dern das hat leider damit zu tun, daß dort eine 
Reihe von Kindern, die in der Sonderschule besser 
gefördert werden könnten, eine solche Schule nicht 
vorfinden, sondern in die allgemeinen Schulen 
gehen müssen. Dort werden sie natürlich geistig 
nicht richtig gefördert, und sie werden vor allen 
Dingen seelisch bedrückt, weil sie sich immer als die 
Letzten und Erfolglosen fühlen müssen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch ein Wort zu 
einem Punkt sagen, den ich in dem Bericht ausge-
zeichnet analysiert fand. Ich meine die Analyse 
über die sozialen Bindungen, in die heutzutage ein 
Kind hineinwächst, gegenüber sozialen Bindungen 
etwa früherer Generationen. Dort wird sehr klar 
und, wie ich meine, mustergültig festgestellt, daß 
unserer heutige Lebensform mit der Kleinfamilie 
und der Anonymität, in der man in der Stadt lebt, 
dem Kind eine Fülle von menschlichen, sozialen 
Erfahrungen und Übungsfeldern vorenthält und daß 
von da her auch eine menschliche Verarmung, eine 
menschliche Isolierung gefördert wird, die sich nach-

her vielfach, bis hin zu den Studentenunruhen, aus-
wirkt. Dadurch finden die Menschen sehr viel schwe-
rer den Zugang zum sozialen unmittelbar sponta-
nen Tun. 

Es ist in diesem Hause bekannt und oft genug 
ausgesprochen worden, daß in unserer Jugend eine 
latente Bereitschaft zum sozialen Engagement vor-
handen ist. Aber der erste Anstoß dazu, sich selbst 
einmal in Pflicht zu nehmen, sich selbst einmal eine 
solche Aufgabe zu stellen und sie auch zu erfüllen, 
scheitert meist an der Fremdheit der Materie, nicht 
zuletzt aber auch an der Sorge, diese Aufgabe nicht 
richtig erfüllen zu können. Es ist dies die Folge 
einer gewissen Zurückhaltung und gewisser Be-
denken hinsichtlich der eigenen Fähigkeiten. 

Gerade in diesem Zusammenhang müssen wir 
noch einmal die Frage der Schule streifen, wie es 
bei Ihnen, Herr Hauck, auch mit einem Wort ange-
klungen ist. Die Tagesschule ist eine Möglichkeit, 
den jungen Menschen außerhalb des fünfstündigen 
„Frontal-Unterrichts", der ja weitgehend vom Leh-
rer bestimmt wird und auch bestimmt werden muß, 
stärker in die Gemeinschaft hineinzustellen und ihm 
die Möglichkeit zu geben, für die Gemeinschaft 
wirksam zu werden. Der junge Mensch könnte da-
durch mehr, als es ihm heute in der Struktur der 
Familie möglich ist, die Bedingungen der Gemein-
schaft kennenlernen, jenes Sicheinordnen und gleich-
zeitig Sichdurchsetzen in einer fairen, den anderen 
achtenden Weise. Wir nehmen einfach zuwenig zur 
Kenntnis, daß diese Fähigkeit heute nicht mehr so 
selbstverständlich mitgebracht wird, wie sie frühe-
ren Generationen eigentlich von ihrer häuslichen 
Situation her geläufig war. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Ich meine, wir sollten wirklich einmal ein Ge-
spräch mit den Kultusministern führen und die Frage 
ernstlich prüfen, ob nicht das Sozialpraktikum, das 
heute schon in vielen Bereichen mit gutem Erfolg 
durchgeführt wird, eines Tages für jede Abschluß

-

klasse, und zwar in allen Schularten, obligatorisch 
gemacht werden sollte. Dies würde für manches 
Kind eine erste Berührung mit Verhältnissen ande-
rer Art bedeuten, mit der Not und dein Leid anderer, 
und es stellte vor allen Dingen die erste Möglich-
keit einer Erprobung der Fähigkeit dar, mit den eige-
nen bescheidenen Kräften selber etwas gegen diese 
Not und dieses Leid auszurichten. Einmal nicht „in 
Kladde" zu arbeiten, sondern etwas zu einer wirk-
lichen Lebenssituation beizutragen, hat einen unge-
heuren bildungsmäßigen Gehalt. Wir sollten doch 
schauen, Herr Minister, ob wir aus Ihrer guten Ana-
lyse zu diesem Punkt nicht nützliche Konsequenzen 
ziehen sollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Hildesheim) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
zu einem Punkt Stellung nehmen, der das Thema in 
der letzten Stunde der Diskussion wesentlich be- 
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herrscht hat. Ich meine die Frage des geschädigten 
Kindes in der Bundesrepublik. Auch unserer Frak-
tion, und ihr vielleicht am meisten — das ist darin 
sichtbar geworden, daß wir am 6. Dezember vorigen 
Jahres die Anfrage zur Situation des geschädigten 
Kindes gestellt haben —, ist deutlich gewesen, daß 
hier im Rahmen des Jugendplans zweifellos eine 
Lücke vorhanden ist. 

Um einer Geschichtsklitterung zu steuern, muß ich 
unseren Freunden von der FDP sagen, daß es kei-
neswegs etwas mit der Regierungsumbildung zu tun 
hat, wenn bis zum heutigen Tage keine Antwort 
vorliegt, Herr Kollege Moersch. Diese Tatsache 
hängt vielmehr einfach damit zusammen — und das 
ist in der letzten Stunde hier sehr weitgehend über-
sehen worden —, daß die Zuständigkeit für sehr 
viele der hier angesprochenen Fragen gar nicht beim 
Bundesminister für Familie und Jugend liegt, son-
dern vielfältig zersplittert und auf Bund, Länder und 
Gemeinden, Organisationen und dazu noch freie 
Träger aufgeteilt ist, was die Sache überaus schwie-
rig macht. Ich unterstreiche alles das, was Frau Kol-
legin Funcke hinsichtlich der Notwendigkeit einer 
richtigen statistischen Aufbereitung gesagt hat, aber 
es ist überaus zeitraubend, hierzu das erforderliche 
Material zusammenzubekommen. Ohne hier Prophet 
sein zu wollen, glaube ich aus der Kenntnis der sehr 
intensiven Arbeit im Ministerium sagen zu können, 
daß wir noch in diesem Jahr auch die Beantwortung 
dieser Großen Anfrage behandeln können. Daraus 
schließe ich zugleich das Recht, dem Minister dafür 
zu danken, daß er mit seinem Hause so intensiv an 
dieser Materie gearbeitet hat. Denn es ist ein Stück 
Vorarbeit für das, was hier zuletzt von Frau Kolle-
gin Funcke verlangt worden ist, nämlich in das Ge-
spräch mit den übrigen Trägern zu kommen, um hier 
zu vernünftigen Regelungen zu kommen. 

Ich darf aber auch nicht verschweigen, daß wir in-
sofern eine neue Situation haben — und darauf hat 
Herr Kollege Rollmann in seiner Rede vorhin dan-
kenswerterweise hingewiesen —, als durch das  
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Bundes-
sozialhilfegesetz ganz neue Grundsätze entwickelt 
worden sind, die dem Ministerium erst die Mittel 
an die Hand geben, sich mit einiger Aussicht auf 
Erfolg im Gespräch mit den übrigen Zuständigkeits-
trägern um eine vernünftige Lösung zu bemühen. 
Ich bin außerordentlich dankbar dafür, daß in die-
sem Urteil einige Grundsätze angesprochen sind. 
Herr Kollege Rollmann hat sie im einzelnen dar-
getan. Ich will nichts wiederholen. Aber ich will 
doch noch einmal in Erinnerung rufen, daß es auch 
Fürsorge im Sinne des Grundgesetzes darstellt, 
wenn auch die Jugenderziehung und die Berufsaus-
bildung übernommenn werden, wenn zugleich eine 
finanzielle Hilfsbedürftigkeit des Jugendlichen und 
seiner Unterhaltsverpflichteten vorliegt. Das ist ein 
sehr wichtiger Grundsatz gerade bei der Behandlung 
des ganz besonders hilfsbedürftigen Personenkrei-
ses, der hier zur Rede steht, nämlich der geschädig-
ten Kinder. Darunter verstehe ich nicht nur, Frau 
Kollegin Funcke, wie Sie, die Behinderten, sondern 
auch diejenigen, die durch das Mißverhalten der 
Erziehungsberechtigten und der  Umwelt geschädigt 
worden sind. Sie sind wieder in jene Verhältnisse  

zu bringen, die allein ihnen eine Ausbildung zu 
einem Menschen und ein menschenwürdiges Dasein 
ermöglichen können. 

Nun, Sie haben schon selber darauf hingewiesen, 
Frau Kollegin Funcke, wie außerordentlich unter-
schiedlich die Dinge 'sind und daß man hier mit 
Patentrezepten, etwa aus einer Diskussion heraus 
schnell entwickelt, unter Umständen mehr totschla-
gen könne, Herr Kollege Hauck, als man fördern 
könnte. Man muß vielmehr etwas abgezielt auf ,die 
Situation des einzelnen Kindes tun und überlegen, 
in welchem Kreise das  sinnvoll geschehen kann, 
wie die Größenordnungen sein  müssen und was da-
für geschehen muß. Das alles sind sehr vielfältige 
Überlegungen. Wir werden sie zu bedenken haben, 
wenn die Große Anfrage hier zur Beantwortung 
vorliegt. 

Heute und an 'dieser Stelle möchte ich aber doch 
eines tun. Es ist in  der  Zwischenzeit von sehr vielen 
Meinungsbildnern, angefangen vom Fernsehen über 
den Rundfunk bis zu Illustrierten hin, eine Stellung-
nahme über die Situation dieser Kinder in die 
Öffentlichkeit hineingebracht worden, die es vielen 
erst ermöglicht, sich zu dem Problem zu stellen oder 
es überhaupt zu erkennen. Ich möchte nicht an-
stehen, gerade an dieser Stelle all denjenigen, die 
sich hier mit der Tat oder auch beratend eingesetzt 
haben, herzlichen Dank zu sagen. Hier ist das  Parla-
ment sehr wesentlich unterstützt 'worden. Ich möchte 
aber gleichzeitig daran auch die Bitte an  manche 
unserer öffentlichen Meinungsbildner knüpfen 'dür-
fen, nicht durch allzu 'differenzierte Darstellung 'und 
durch allzu umfangreiche Berichterstattung über 
Scheußlichkeiten, die darzustellen eigentlich der An-
stand verbietet, 

(Zustimmung bei Abgeordneten aller 
Fraktionen) 

bei labilen Naturen Anreiz zu einer falschen Heroi-
sierung und dadurch zu einem Mißverhalten zu bie-
ten. Ich glaube, es besteht Anlaß, auch das hier zu 
sagen. 

Aus den  hiergeäußerten Auffassungen glaube ich 
entnehmen zu können, 'daß wir uns, wenn 'die Resul-
tate der Großen Anfrage vorliegen, angesichts der 
veränderten rechtlichen Lage, die entstanden ist, bei 
der grundsätzlichen Übereinstimmung des ganzen 
Hauses in 'diesen Fragen, wie sie heute zutage ge-
treten ist, zu sehr guten Ergebnissen zusammen-
finden werden. Ich bin fest davon überzeugt, daß 
wir 'damit dem Manne, der  das  seit langem als eine 
seiner vornehmsten Aufgaben ansieht, einen großen 
Dienst erweisen werden, nämlich dem Herrn Bun-
desfamilienminister. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Meinecke. 

Dr. Meinecke (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dem Dank an die 
deutsche Presse, an die deutsche Publizistik und an 
die Zeitschriften für ihre mühsame Arbeit im Inter-
esse des Wachrüttelns der Offentlichkeit für die 
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Situation der deutschen Kinder möchte ich mich voll 
anschließen. Es ist Beachtliches und viel geleistet 
worden, und ich glaube, das Bewußtsein in der 
deutschen Öffentlichkeit hat sich in diesem Jahr 
entscheidend gewandelt. Das ist auch mit ein Ver-
dienst Ihrer Großen Anfrage. Das möchte ich hier 
noch einmal ausdrücklich bescheinigen. 

Der Bericht befaßt sich auch mit gesundheits-
politischen Fragen, mit der Gesundheit und Lei-
stungsfähigkeit unserer Jugend. Ich muß Sie leider 
bitten, mir einige Worte und Zahlenangaben dazu 
zu gestatten. Denn dieser Bericht hat mich als Ab-
geordneten gepackt, und ich habe mich gefragt, was 
aus einem solchen Bericht für Konsequenzen zu zie-
hen sind, welche Aufgaben für die Zukunft wir da-
nach haben und welche konkreten Wünsche für 
den nächsten Bericht — und sei es der Bericht im 
Jahre 1974 — zu äußern sind. Wir haben hier schon 
fast alle deutschen Politiken durchberaten. 

Wir haben über die Kompetenzen von Bund und 
Ländern beraten. Herr Präsident, seien Sie mir nicht 
böse, wenn ich als neuer Abgeordneter in diesem 
Hause — aber nicht als Jungfernredner — ein 
gewisses Erstaunen nicht ganz unterdrücken kann, 
ein Erstaunen darüber, daß bei einer so breit 
angelegten Diskussion auf der Bank des Bundes-
rates nicht ein einziger Vertreter von Anfang an der 
Debatte gefolgt ist. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen.) 

Ich möchte der These dieses Berichts, daß die 
Leistungsfähigkeit und der Gesundheitszustand 
unserer Jugend von gesellschaftlichen Bedingungen 
mitbestimmt sind, eine andere These entgegen-
setzen, nämlich die, daß die Gesundheit und die 
Leistungsfähigkeit unserer Jugend, ihr seelisches 
und ihr körperliches Wohlbefinden das Bild der 
Gesellschaft von morgen bestimmen. Darum sind 
diese Dinge so außerordentlich wichtig. 

Wir bekommen gewissermaßen täglich durch Zei-
tungen, aber auch durch Fachzeitschriften Zahlen 
und Daten serviert, denen wir uns stellen müssen. 
Wir erfahren z. B., daß über 50 % aller Jugend-
lichen an Haltungsfehlern leiden. Die Haltungs-
fehler der Jugendlichen von heute aber bestimmen 
die Gangart der Erwachsenen von morgen. Wir 
erfahren weiter, daß 70 bis 80 % der Schulkinder an 
Karies leiden, und diese Angabe scheint mir ziem-
lich gesichert zu sein. Wir wissen ferner, daß sich 
im Jahre 1965 19 000 Verkehrsunfälle, an denen 
Kinder beteiligt waren, ereignet haben und daß 
1600 Kinder an den Folgen von Verkehrsunfällen 
gestorben sind. Ich muß sagen, das sind bedroh-
liche Zahlen. 

Wir Abgeordnete bekommen ja zum großen Teil 
auch Dokumente, Analysen und Berichte von gro-
ßen ärztlichen Kongressen, die in jedem Jahr in 
nicht geringer Zahl stattfinden. Da wird gesprochen 
— ich zitiere Hellbrügge — von einer katastropha-
len Situation in den Heimen für Kleinkinder und 
Säuglinge. Das, meine Damen und Herren, müssen 
wir registrieren, dem müssen wir uns stellen. Wenn 
wir wissen und darüber nachdenken wollen, was zu  

tun ist, dann wird der Ausgangspunkt unserer Über-
legungen immer die Analyse sein, und diese Ana-
lyse kann nur auf Grund von Daten, von Statistiken 
und vergleichenden Untersuchungen gegeben wer-
den. Dazu sagt der Bericht ganz schlicht: solche Zah-
len, solche Daten liegen nicht vor. Er sagt schlicht: 
es gibt in der Bundesrepublik keine Schulgesund-
heitsstatistik. 

Wir haben über -die behinderten Kinder gespro-
chen. Der Bericht geht, wenn ich mich nicht irre, von 
130 000 sonderschulbedürftigen Kindern aus. Ich 
habe eine Aufstellung von Bracken über die Ge-
samtzahl der behinderten Kinder — wobei aller-
dings die Erziehungsschwierigen mit einbezogen 
sind — gelesen, und ich habe heute morgen durch 
Addition die Zahl von 660 000 behinderten Kindern 
ermittelt. Das haben wir zu projizieren auf die Zahl 
derjenigen, die wirklich sonderschulbedürftig sind, 
und wir haben diese Zahl wieder zu projizieren auf 
die Zukunft in 10 Jahren, wenn wir nämlich 15 bis 
20 % schulpflichtige Kinder mehr haben werden. 
Diese Schulen werden heute geplant werden müs-
sen, und sie werden in wenigen Jahren gebaut wer-
den müssen, wenn sie dann vorhanden sein sollen, 
wenn sie benötigt werden. 

In dem Zusammenhang hat -der Ausschuß für 
Gesundheitswesen sich natürlich auch mit den sage

-

nannten thalidomidgeschädigten Kindern beschäf-
tigt — einen anderen Ausdruck sollte man nun 
wirklich nicht mehr benutzen —, 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien) 

und er hat zur Kenntnis genommen, -daß die Zahl 
dieser geschädigten Kinder heute bekannt ist.  Aber 
wir haben natürlich feststellen müssen, daß wir 

retrospektiv betrachtet — das Ausmaß der 
Katastrophe nicht erkennen können und es uns 
ewig im Verborgenen liegen wird, weil eine große 
Zahl der Kinder die jetzige Jahresfrist von vier, 
fünf Jahren nicht erreicht hat. In dem Zusammen-
hang — nur in dem Zusammenhang — müssen wir 
erneut daran erinnern, daß bei einer Novellierung 
des Bundessozialhilfegesetzes — Sie haben ja selbst 
vorhin angedeutet, daß dafür jetzt ein gewisser 
Weg frei ist — natürlich politisch das Problem -der 
sogenannten „Meldepflicht" aufgeworfen werden 
muß, 

(Abg. Kühn [Hildesheim]: Eine sinnvoll 
verstandene!) 

— eine sinnvoll verstandene Aufforderung zur 
Registrierung, möchte ich einmal sagen, unter größt-
möglicher Beteiligung der Eltern und deren Zustim-
mung. 

Ich meine, es müßte bei Gesprächen zwischen 
dem Bundesinnenministerium und den Vertretern 
der Ärzteschaft eine Formulierung zu finden sein, 
die auf der einen Seite nichts Unmögliches verlangt 
und auf der anderen Seite uns die epidemiologische 
Übersicht gibt, um vernünftige Gesundheitspolitik 
in dieser Bundesrepublik machen zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dem Herrn Rollmann wurde seitens des Herrn 
Staatssekretärs E rnst — ich glaube, im Dezember 
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1965 war es — auf die Frage, wann damit zu rech-
nen 

 
 sei, versprochen: in wenigen Monaten. Nun 

gut, ich habe Verständnis dafür, daß man aus ande-
ren Gründen nicht jedes Jahr neu novellieren kann. 
Man wird das „eine Novellierung aus einem Guß" 
nennen sollen. Aber dann müssen diese Probleme 
einmal gelöst werden. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie den Schluß 
des Jugendberichts aufschlagen, finden Sie einige 
Statistiken. Da finden Sie z. B. zwei Statistiken über 
Krankheitsanfälligkeit, Morbidität und Mortalität, 
nämlich eine Statistik aus dem Bereich der Orts-
krankenkassen über die verschiedenen Krankheits-
gruppen der 3-, 5- bis 15jährigen und der 15- bis 
25jährigen und auf der anderen Seite eine Statistik 
von Musterungsuntersuchungen der Bundeswehr. Sie 
sehen dort, daß bestimmte einzelne Krankheiten in 
verschiedenen Gruppen untergebracht sind. Also 
nutzen die Statistiken nichts, weil sie nicht ver-
gleichbar sind. 

Ich möchte dazu einen Vorschlag unterbreiten, 
und ich bitte sehr herzlich, daß das Ministerium, 
auch das Bundesgesundheitsministerium, ihn ein 
wenig beachtet. Es gibt eine Schrift des Bundes-
gesundheitsministeriums über gewisse Richtlinien 
für die schulärztlich e Tätigkeit. Könnten sich die 
Länder, die Städte und die Gemeinden einmal auf 
gemeinsame Fehlertabellen und gemeinsame Unter-
suchungstabellen — auf gemeinsame Ziffern — in 
der gesamten schulärztlichen Untersuchungsmetho-
dik einigen, und könnten sich die Herren Ärzte der 
Bundeswehr auf dieselbe Tabelle und auf den glei-
chen Katalog einigen, und könnte man nach ähn-
lichen Gesichtspunkten im frühen Kindesalter und 
anläßlich der Einstufungsuntersuchungen, sagen wir, 
bei den Hochschulen und bei den Berufsfachschulen 
verfahren, dann müßte es im Zeitalter der Computer 
ein leichtes sein, in wenigen Jahren eine Gesamt-
jugendgesundheitsstatistik darzustellen, die mit den 
besonderen Methoden des Zugriffverfahrens uns 
innerhalb weniger Jahre Erkenntnisse gibt, wo und 
in welcher Weise ein mißlicher Zustand, ein neues 
Leiden, eine besonders körperlich-fehlerhafte Ent-
wicklung eintritt. Es ist dann sehr viel besser mög-
lich als in der Vergangenheit, prophylaktisch etwas 
zu unternehmen. Vorsorge ist heute das Schlagwort 
in der Medizin der ganzen Welt. Jugendvorsorge 
oder Jugendheilkunde, möchte ich sagen, ist die 
Medizin, die das klassische Beispiel der prophy-
laktischen Medizin überhaupt sein wird. 

Wenn wir diese Wünsche bezüglich des nächsten 
Jugendberichts an das Ministerium richten und 
wenn wir über die Situation der Kinder diskutieren, 
wenn wir die Ministerien animieren können, mit 
der Kultusministerkonferenz und mit der Konferenz 
der Gesundheitsminister und -senatoren sich zu sol-
chen gemeinsamen Schritten durchzuringen, und 
wenn im Bundessozialhilfegesetz diese eine Frage 
geklärt wird und auf der anderen Seite die leidige 
Frage der Einkommensgrenzen ebenfalls vernünftig 
geregelt wird, dann werden wir im nächsten Jahr 
für die Gesundheit unserer Jugend sehr viel tun 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger:  Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Schroeder. 

Frau Schroeder (Detmold) (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
mich wegen der  vorgeschrittenen Zeit und wegen 
der  großen Zahl der 'Redner, die sich hier gemeldet 
huben, auf ein ganz bestimmtes Problem beschrän-
ken, auf eine Frage, diegerade unserer Fraktion 
besonders ,am Herzen liegt. Es sind ,die sozialen 
Dienste, die auch im Jugendbericht ,angesprochen 
werden. Wir sollten diesem Thema noch einige 
Augenblicke widmen, weil es doch eine sehr posi-
tive Angelegenheit ist und weil hier nach meiner 
Meinung von der Jugend ,ein Dienst geleistet wird, 
der oft nicht so stark im Mittelpunkt der Aufmerk-
samkeit der Öffentlichkeit steht, der nicht erwarten 
kann, daß er Schlagzeilen 'macht, der ohne Sen-
sation und ohne interessantes Happening geleistet 
wird, der aber gleichwohl eine oft sehr unbequeme 
und sehr mühselige Arbeit bedeutet, die immer 
wieder eine tägliche Selbstdisziplin, sehr viel Ge-
wissenhaftigkeit, sehr viel Hinwendung zu dem an-
deren Menschen, auch zu manchem schwierigen 
Menschen, erfordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber alle jungen Menschen, die diesen Dienst 
getan haben, haben ihn als positiv gewertet und 
haben als ihren größten Eindruck wiedergegeben, 

 daß hier eine Arbeit getan wird, bei der sie spüren, 
daß sie 'als Menschen gebraucht werden. Alle haben 
den Wert bestätigt, den der Dienst für ihre eigene 
Persönlichkeit hat. 

In dem Bericht wird ausgeführt, daß die Jugend 
in unserer heutigen Zeit den unmittelbaren Dienst 
am Menschen weniger als früher erlebt, weil dieser 
Dienst sehr häufig von Institutionen übernommen 
wird und weil in manchen Fällen unser weitver-
breiteter Wohlstand Notstände überdeckt, Not-
stände, ,die nicht immer finanzieller Art sind, son-
dern gerade in dem Mangel an menschlichem Kon-
takt liegen. Deshalb sollten wir diesen Dingen Auf-
merksamkeit widmen. Hier setzt der soziale Dienst 
ein, der — auch das möchte 'ich noch einmal sagen 
— zum großen Teil aus der Initiative der Jugend 
selbst kommt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und von .den jungen Menschen ein ganz konkretes 
Mittun und ein praktisches Anpacken erfordert. 

Was sollten wir uns 'für die kommende Gestal-
tung besonders vornehmen und beachten? Als erstes 
möchte ich sagen: Die  Freiwilligkeit der Dienste 
müßte gewahrt werden. Ich sage das auch wegen 
der immer wieder aufflackernden Diskussion um das 
Pflichtjahr. Ich will mich mit all den Argumenten 
hier nicht mehr befassen. Aber ich meine, daß der 
soziale Dienst eines seiner Hauptwerte beraubt 
würde, wenn nicht die Freiwilligkeit, wenn nicht 
die persönliche freie Entscheidung am Anfang 
stünde. 

(Abg. Westphal: Sehr richtig!) 

Zweitens sollte man den sozialen Dienst sehr 
weit, sehr 'elastisch 'gestalten.  Man sollte alle die 
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mannigfaltigen kurzfristigen Dienstleistungen ein-
beziehen, z. B. Sonntagsdienst, Patenschaften von 
Jugendgruppen für Altersheime usw. Diese Dinge 
sind mimt viel Phantasie aufgegriffen 'worden. Aber 
ganz gewiß sollten wir noch einmal idrurchdenk en, 
wie wir die langfristigen Dienste weiter 'fördern 
können. 

Vor einigen Jahren haben wir das Gesetz über 
das freiwillige soziale Jahr verabschiedet. Jetzt 
liegen die ersten Erfahrungen vor, auf denen wir 
fußen können. Diese Erfahrungen sind, was die 
Qualität anlangt, sehr positiv. Ich habe soeben 
schon gesagt, welchen tiefen Eindruck diese Tätig-
keit meistens auf den jungen Menschen selbst 
macht. Wir sollten größten Wert darauf legen, daß 
die einführende und begleitende Betreuung ausge-
baut wird; denn diese Betreuung brauchen die jun-
gen Menschen, die oft, gerade wegen des Mangels 
an Hilfspersonal, gleich in sehr starke Verant-
wortung gestellt werden. Sie kämpfen sich durch 
diese Verantwortung meistens tapfer hindurch; 
aber man sollte ihnen das soweit wie möglich er-
leichtem. Nur etwa 2 % der Jugendlichen versagen. 
Ich glaube, damit kann man unserer Jugend ein 
gutes Zeugnis ausstellen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Auffallend ist, daß sich gerade Angehörige der 
Verwaltungs- und Büroberufe, die jetzt sehr tech-
nisiert sind und in denen der Kontakt zum Mit-
menschen fehlt, zum sozialen Jahr melden. Sehr 
viel geringer ist die Zahl der Meldungen bei der 
Gruppe der jungen Fabrikarbeiterinnen, und das 
sollte zum Nachdenken anregen. Die Situation ist 
dort nicht sehr viel anders, was den Mangel an 
menschlichen Kontakten anlangt. Sollte es daran 
liegen, daß diesen jungen Arbeiterinnen die Betei-
ligung aus finanziellen Gründen schwerer fällt, dann 
müssen wir nach Wegen suchen, die auch iihnen 
ein soziales Jahr ermöglichen, wenn sie dies wün-
schen. . 

Bei allen guten Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, ist eigentlich doch mit großer Betrübnis 
festzustellen, daß sich immer noch zuwenig melden. 
In dem Bericht des Bundesministeriums für Familie 
und Jugend habe ich die Zahl von 1300 im Jahre 
1966 gelesen. Das ist nicht sehr viel, wenn seit dem 
Gesetz über das soziale Jahr auch ein geringer Zu-
wachs zu verzeichnen ist. 

Ferner fällt der große Unterschied in den ein-
zelnen Ländern auf. Ich glaube nicht, daß die Ein-
satzbereitschaft unserer Jugend in den einzelnen 
Ländern verschieden ist, sondern meine, daß es 
hier sehr darauf ankommt, wie intensiv man die 
jungen Menschen anspricht. In bezug auf die Wer-
bung und Bekanntmachung könnten wir noch eini-
ges tun. Wir sollten auch unsere öffentlichen Publi-
kationsorgane sehr nachdrücklich bitten, diese 
Gruppe junger Menschen, die einen solchen Dienst 
leisten, einmal in den Mittelpunkt zu stellen, auch 
wenn sie vielleicht nicht so interessant sind. Wir 
sollten die Länder bitten, in den Schulen dafür 
zu sorgen, daß irgend etwas getan wird, um für 
diesen Dienst zu werben und die jungen Menschen  

näher an diese Aufgabe heranzuführen. Wir sollten 
nach neuen Wegen suchen, damit das freiwillige 
soziale Jahr eine bessere Anerkennung findet als 
bisher. 

In dem Bericht über das diakonische Jahr habe ich 
andererseits wieder gelesen, daß die jungen Men-
schen selbst gar nicht als etwas Besonderes, als 
besondere Idealisten hingestellt werden möchten. 
Sie wollen keine Elite sein; sie meinen, daß sie 
eigentlich etwas ganz Selbstverständliches tun. Den-
noch sollten wir uns bei der nächsten Beratung des 
Bundesjugendplans einmal sehr genau überlegen, 
was auf diesem Gebiet getan werden kann. Es ist 
vorgeschlagen worden, Berlin- und Auslandsfahr-
ten für diese Mädchen und Jungen durchzuführen. 
Ich würde es für sehr sinnvoll halten, daß man 
ihnen nach Ableistung eines sozialen Jahres die 
Möglichkeit gibt, einmal zu sehen, wie andere Staa-
ten ihre sozialen Probleme lösen. 

Hier wird folgendes deutlich — und darum meine 
ich, daß man sich dieser Fragen eingehend anneh-
men sollte —: Sicher braucht unsere junge Demo-
kratie eine Jugend mit wacher Kritik. Aber das 
genügt nicht. Wir sollten ebenso sehen, daß die 
persönliche Initiative, die persönliche Entscheidung 
zum praktischen Einsatz und zum Anpacken kon-
kreter Aufgaben dazu gehört, wenn unsere Gesell-
schaft leben will und wenn wir eine wirkliche, leben-
dige Demokratie aufbauen wollen. Hier wird auch 
ein Stück praktische Gesellschaftspolitik geleistet 
neben all dem anderen, was heute schon lobend er-
wähnt worden ist im Zusammenhang mit der wert-
vollen ehrenamtlichen Arbeit gerade in der Jugend-
hilfe. Wir sollten alles tun und alles fördern, um 
unserer Jugend die Chance für eine solche sinnvolle 
Betätigung zu geben. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Im Jugendbericht ist 
auch das Problem der Landjugend berücksichtigt. Mit 
Recht, denn sie ist ein Teil unserer Jugend. Die ur-
sprüngliche ländliche Welt ist nicht mehr. Sie hat 
sich verändert, gewandelt zur modernen Gesellschaft. 
Dieser Wandlungsprozeß macht es der Landjugend 
schwer und kompliziert, die Probleme zu bewäl-
tigen. Sie muß heute mehr wissen und können als 
früher. 

Der Bildungswille der Landjugend zeigt sich im 
steigenden Besuch der weiterbildenden Schulen, der 
Landwirtschaftsschulen für die künftigen Betriebs-
leiter und auch in der starken Teilnahme an den 
Landjugendseminaren der Landjugendverbände. 

Die Einsatzbereitschaft der Landjugend für ihre 
Aufgaben offenbart sich in der starken Beteiligung 
an den Landjugendwettbewerben. 80 000 junge 
Menschen vom Land beteiligten sich am Landjugend-
Berufswettkampf. Die Ergebnisse dieser Aktionen 
sollten besser ausgewertet und in der Landjugend-
arbeit ausgenützt werden. 
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Die Aufgeschlossenheit der Landjugend findet 

ihren Ausdruck in den Lehrfahrten in alle Länder, 
und der Landjugendaustausch erfolgt fast in die 
ganze Welt. Am guten Willen, der Strebsamkeit und 
dem fortschrittlichen Geist der Landjugend zur Be-
wältigung der Probleme von heute fehlt es also 
nicht. 

Aber die Ausbildung und die Ausrüstung für die 
gestiegenen beruflichen, kulturellen, gesellschafts-
politischen und staatspolitischen Aufgaben müssen 
weiter verbessert, verstärkt und erweitert werden. 
Dazu ist eine größere Unterstützung und Förderung 
der Landjugendarbeit im Sachlichen und im Perso-
nellen erforderlich. Die umfassende und vorzügliche 
Konzeption der ländlichen Bildungspolitik des Deut-
schen Bauernverbandes ist hier wegweisend. Das 
Gute und das Fortschrittliche dabei sollten in der 
Tat in der Zukunft verwirklicht werden. 

Das oft erwähnte Bildungsgefälle von der Stadt 
zum Land muß beseitigt werden, und der Land-
jugend müssen dieselben Bildungschancen zuge-
billigt und eingeräumt werden. 

Die vielseitige Landjugendarbeit, die im Bericht an-
geführt wird, ist dankbar anzuerkennen. Besondere 
Anerkennung verdient die Arbeit der drei Land-
jugendorganisationen. Ob raber die Dreiteilung in 
denselben Gesamtaufgabe der bestmögliche Weg 
ist, muß bezweifelt werden, denn bei aller Diffe-
renziertheit ergibt sich nach unserer Meinung doch 
die Feststellung, daß es hier bei dieser Gemein-
schaftsaufgabe zuviel Nebeneinander und zuwenig 
Miteinander gibt. Mehr koordinieren und weniger 
konfessionalisieren ist ,das Gebot der heutigen Zeit 
für die Arbeit der Landjugendorganisationen. Das 
Mißlingen des Landjugendtages 1967 verpflichtet 
zur besseren Zusammenarbeit in der Landjugend. 

Durch die enge Verbundenheit der Landjugend, 
die 'in der  Landwirtschaft tätig ist, wird ihre Si tua-
tion durch die Lage der Landwirtschaft im Guten 
und im Schwierigen entscheidend mitbestimmt. 
Trotz des Einsatzes der Technik müssen die in der 
Landwirtschaft Verbliebenen oft mehr leisten, als
ihnen zuträglich ist. Davon ist auch die Landjugend 
betroffen. Arbeitsüberlastung bei unzureichenden 
Entspannungs- und Erholungsmöglichkeiten verur-
sacht den unbefriedigenden Gesundheitszustand der 
Landjugend. Bessere Gesundheitsvorsorge für die 
Landjugend ist deshalb dringend geboten. Man-
gelnde Freizeit behindert die von der Landjugend 
erstrebte Fort- und Weiterbildung im Sport und die 
Pflege des kulturellen und geselligen Lebens. 

Infolge der sich jetzt abzeichnenden neuen 
Schwierigkeiten in  der Landwirtschaft besteht zu-
dem die Gefahr, daß der Landjugend die Freude an 
der Landwirtschaft noch mehr verleidet wird und 
daß dadurch die Fortführung vieler Familienbetriebe 
gefährdet wird. Eine weitere Verschlechterung der 
Lage der Landwirtschaft muß deshalb auch mit 
Rücksicht auf die Landjugend unbedingt verhin-
dert werden. Es ist ein Mangel des Jugendberichts, 
daß diese Probleme der Landjugend nicht stärker 
unter allen Gesichtspunkten und Aspekten beleuch-
tet und herausgestellt worden sind. Das Leben auf  

dem Lande ist auch  in  Zukunft von der Landjugend 
abhängig. Deshalb sollten wir der Landjugend die 
Voraussetzungen und Chancen geben, die sie 
braucht und verdient, um die ihr gestellten Auf-
gaben jetzt und morgen zu bewältigen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Schanzenbach 

Frau Schanzenbach (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und  Herren! Herr Rollmann hat in 
seinen Ausführungen zu dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes zum Jugendwohlfahrtsgesetz 
Stellung genommen. Ich möchte auf seine  Aus-
führungen jetzt nicht sehr eingehend antworten, 
sondern nur ganz 'global sagen, daß wir der Mei-
nung sind, daß es in diesem Streit keine Sieger 
und keine Besiegte gegeben hat. Das Urteil ist aus-
gewogen und schafft die Möglichkeit zu einer part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit. Ich will auf die 
verschiedenen Thesen, die bei den  Beratungen zum 
Jugendwohlfahrtsgesetz im Ausschuß und auch hier 
vorgetragen sind, nicht eingehen. Sie haben ja auch 
darauf verzichtet. Ich glaube, daß wir uns alle 
miteinander nur wünschen können, daß sich nach 
dem Spruch des Bundesverfassungsgerichts alle Be-
teiligten zu reiner sinnvollen Zusammenarbeit in 
allen Jugendfragen zusammenfinden. Ich glaube, 
das wäre das Vernünftigste, was uns nach diesem 
Urteilsspruch von Karlsruhe passieren könnte. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
sagt in ihrer Einleitung zu dem Bericht, über den 
wir heute diskutieren, daß er ein annähernd ge-
schlossenes Bild von der Situation der deutschen Ju-
gend in der modernen Gesellschaft geben will. Er 
soll eine sachliche Grundlage zur politischen Prü-
fung und Entscheidung der Frage bieten, wie Ju-
gendpolitik zeitnah und wirksam gestaltet werden 

 kann. 

Auf den Seiten 10 bis 12 behandelt der Bericht 
das Thema Jugend und Familie. Das ist gegenüber 
den Ausführungen zu verschiedenen anderen Pro-
blemen, die in dem Bericht angesprochen sind, ver-
hältnismäßig kurz. Es ist aber selbstverständlich, 
daß in einem Jugendbericht über die Familie Aus-
sagen gemacht werden müssen, weil auch heute 
noch die Familie den entscheidenden Beitrag zur 
Erziehung der Kinder leistet. Denn trotz aller ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Veränderungen 
hat die Familie auch in unserer Zeit ihre innere Sta-
biltät bewahrt. In der hinter uns liegenden Zeit 
der Gewaltherrschaft und des Krieges und unter 
den Lasten der Kriegsfolgen bewahrte die Familie 
ihre Aufgabe als ideelle, natürliche, sittliche und 
wirtschaftliche Lebensgemeinschaft. Nirgendwo fan-
den und finden die Menschen eine stärkere persön-
liche Bindung als in ihrer Familie. 

Die Familie von heute sieht allerdings anders aus 
als die Großfamilie, die in ihrer Struktur heute nur 
noch teilweise auf dem Lande anzutreffen ist. Durch 
den Strukturwandel von der Groß- zur Kleinfamilie, 
die die Norm unserer Zeit ist, ist sie schweren Be- 
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lastungen vielfältiger Art unterworfen, besonders 
durch die Schwächung der wirtschaftlichen Kraft und 
durch die Trennung von Heimstätte und Arbeits-
platz. Auch die erzieherische Leistungsfähigkeit hat 
sich durch diese Trennung vielfach vermindert, wäh-
rend andererseits die Anforderungen in der Schule 
und für den Beruf in der letzten Zeit gestiegen sind. 

Dazu kommt, daß nicht nur die Väter, sondern 
auch die Matter in immer stärkerem Maße eine 
außerhäusliche Berufstätigkeit ausüben. Die 
Gründe hierfür liegen zumeist in den wirtschaft-
lichen Verhältnissen der Familie, aber auch in dem 
volkswirtschaftlich und staatspolitisch stark ver-
mehrten Bedarf an. Arbeitskräften. Die Gleichberech-
tigung der Frau verbesserte ihre Stellung in der Ge-
sellschaft und gibt ihr die Möglichkeit zur persön-
lichen Entfaltung. Aber sie führte auch zu starken 
Belastungen, die sie nur — und das trifft insbeson-
dere für ihre Aufgaben in der Familie zu — bewäl-
tigen kann, wenn ihr eine vielfältige Hilfe von 
außen, d. h. von der Gesellschaft, zuteil wird. 

Die veränderte Lage der Familie erfordert einen 
neuen und vermehrten Beistand durch Staat und 
Gesellschaft. Der Staat darf sich aber nicht in die 
Familie direkt einmischen. Art. 6 des Grundgesetzes 
stellt eindeutig fest, daß Pflege und Erziehung der 
Kinder das natürliche Recht der Eltern sind. Es darf 
nur eingegriffen werden, wenn die Eltern versagen 
und die Kinder nicht anders vor Gefahren geschützt 
werden können. 

Da aber die Kleinfamilie von  heute ihre Aufga-
ben in erzieherischer und wirtschaftlicher Hinsicht 
allein nicht mehr meistert, müssen Staat und Gesell-
schaft der Familie wirtschaftlich helfen und sie in 
einigen Bereichen ergänzen. Der Bericht stellt fest, 
daß die Familie für die leibliche und geistige Ent-
wicklung des jungen Menschen sorgt und ihn in die 
Umwelt einführt. Aber diese Aufgabe kann sie nur 
bewältigen, wenn Schule, familienergänzende Ein-
richtungen, z. B. Kindertagesstätten, Spiel- und 
Sportplätze sowie gesundheitsfürsorgerische Maß-
nahmen und wirtschaftliche Hilfen der verschieden-
sten Art ihr dabei zur Verfügung stehen. 

Im Innern der Familie hat sich in bezug auf die 
Vater-Mutter-Rolle eine große Wandlung voll-
zogen. In der Großfamilie war der Vater der Ton-
angebende; er bestimmte, er war das große Vor-
bild. In unserer Gesellschaft, insbesondere in der 
Familie, tritt das väterliche Element immer mehr 
zurück, während die Stellung der Mutter wesent-
lich stärker geworden ist. Das Streben geht nach 
einer partnerschaftlichen Verhältnis in der Ehe. 
Aber es läßt sich nicht verleugnen, daß die Väter an 
der Erziehung der Kinder nicht den Anteil haben, 
der einen partnerschaftlichen Verhältnis entspricht; 
sie überlassen die Erziehung der Kinder weitgehend 
der Mutter. Der Vater ist für die Kinder nicht mehr 
der Patriarch, er ist ihr Kamerad geworden. Unter-
suchungen haben ergeben, daß der Vater an Autori-
tät verliert, aber an Vertrauen bei seinen Kindern 
gewinnt. 

Im allgemeinen kann eine positive Haltung der 
heutigen Jugend zur Familie festgestellt werden. 
Der Bericht spricht davon, daß sich das Vertrauen  

zu den Eltern im Verlaufe der letzten zehn Jahre 
mehr und mehr gefestigt habe. Aus Befragungen 
geht hervor, daß von vier befragten Jugendlichen 
drei der Meinung sind, die Eltern kümmerten sich 
gerade richtig um ihre Angelegenheiten. 16 % fin-
den, daß ihre Eltern zu viel in ihre eigenen Ange-
legenheiten hineinredeten. 4 % fühlen sich aber von 
den Eltern vernachlässigt. Die 18- bis 19jährigen 
beklagen sich allerdings in höherem Maße über eine 
Bevormundung durch ihre Eltern; sie fühlen sich zu 
stark überwacht und in der freien Wahl ihrer 
Freundschaften gehindert. 

Allgemein kann festgestellt werden, daß von der 
früher sehr stark autoritär geformten Erziehung in 
der Familie heute kaum noch etwas spürbar ist. So-
weit sich die Familienstruktur und die Stellung der 
Frau in der Familie geändert haben, änderte sich 
auch das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern. 
Die Lebens- und Umgangsformen in der Familie 
sind demokratischer geworden. 

Die Erziehung der Jugend stellt heute ganz all-
gemein höhere Anforderungen an die Eltern, Aber 
leider sind sie auf diese Aufgabe nicht oder nicht ge-
nügend vorbereitet. Sie stehen den Pflege- und Er-
ziehungsfragen oft hilflos gegenüber. Früher bedeu-
tete eine große Kinderschar Ansehen der Mutter. 
Auch das hat sich insofern geändert, als heute das 
Ansehen der Mutter mit dem Erfolg der Erziehung 
der Kinder verknüpft ist. Die Zahl der Kinder spielt 
keine Rolle mehr. Die Mutter gilt heute nicht mehr 
ohne weiteres als die beste Erzieherin der  Kinder; 

 sie muß sich diese Anerkennung erarbeiten. 

Wir, das heißt die Gesellschaft und der Staat, ver-
langen von den Eltern eine Erziehungsarbeit, auf 
die sie nicht vorbereitet sind. Der Erfahrungsschatz 
aus dem Elternhaus reicht nicht mehr aus, um die 
eigene Aufgabe in der jungen Familie zu bewälti-
gen. Die Vorbereitungsjahre auf die junge Familie 
hin werden immer kürzer, denn die Eheschließung 
erfolgt immer mehr im jugendlichen Alter. Das 
durchschnittliche Heiratsalter der Männer hat sich 
von 28,3 im Jahre 1949 auf 25,8 Jahre im Jahre 1962 
gesenkt. Bei den Frauen hat es sich in der gleichen 
Zeit von 25,4 auf 23,7 Jahre gesenkt. Die ausge-
sprochenen Frühehen sind selten. Die Kinderzahl in 
den Ehen nimmt wieder zu; die Ehen ohne Kinder 
haben in den letzten Jahren ständig abgenommen. 

Viele der jungen Ehefrauen sind erwerbstätig. Sie 
scheiden in großer Zahl aus dem Erwerbsleben aus, 
wenn das erste oder zweite Kind geboren wird. Im 
ganzen gesehen ist die Berufstätigkeit von Müttern 
nicht so stark verbreitet, wie man in der Offentlich-
keit meint. Jede siebte Mutter mit Kindern unter 
18 Jahren ist außer Haus berufstätig. Leider ist 
festgestellt worden, daß in der letzten Zeit immer 
mehr Mütter mit drei und mehr Kindern eine Er-
werbsarbeit aufnehmen. Es ist eine bedauerliche 
Tatsache, daß etwa ein Viertel aller Mehrkinder-
familien am Rande des Existenzminimums leben 
müssen. Nach einer Erhebung von 1959 tragen er-
werbstätige Mütter in folgendem Umfang zum Fa-
milieneinkommen bei: 3 % der erwerbstätigen Müt-
ter tragen etwa 25 % zum Familieneinkommen bei, 
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72 % der Mütter 25 bis 50 %, 23 % der erwerbs-
tätigen Mütter tragen 50 bis 75 % und 2,2 °/o tragen 
über 75 %. zum Familieneinkommen bei. Diese Zah-
len stammen zwar aus dem Jahre 1959; sie werden 
sich aber bis heute kaum verändert haben. Diese 
Zahlen sind eine klare Antwort auf die Frage, 
warum Mütter mitarbeiten müssen. 

Ziel aller familienpolitischen Maßnahmen muß es 
aber sein, daß keine Mutter, die kleine Kinder  hat, 

 aus wirtschaftlicher Not gezwungen ist, einer Er-
werbsarbeit nachzugehen. Vom Staat und der 'Ge-
sellschaft sind die Voraussetzungen zu schaffen, daß 
so weit wie möglich alle Kleinkinder in ihrer Fa-
milie die Pflege, Erziehung und Geborgenheit fin-
den, die  sie brauchen, um gesund 'in Idas Leben 
hineinzuwachsen. Das bedeuttet nicht, daß den Eltern 
die Verantwortung für ihre Kinder abgenommen 
werden kann. Hilfen müssen ihnen aber gegeben 
werden. 

So brauchen wir dringend ein besseres Kinder-
geldgestetz. Die diesbezügliche Regelung, die wir 
haben, ist unzureichend. An einer hessaren Lösung, 
wie sie beispielsweise in  der Sozialenquete nieder-
gelegt ist, muß gearbeitet werden. Der Familien-
lastenausgleich ist in eine Sackgasse geraten. Ge-
nauso wichtig wie ieine bessere Regelung des  Kin-
de rge des ist das Ausbildungsförderungsgesetz, das 
seit 'einigen Jahren in .diesem Haase immer wieder 
von ,der SPD gefordert wurde. Nur wenn dieses Ge-
setz vorliegt, sind die  Ausbildungschancen für alle 
jungen Menschen von der Wirtschaftlichen Seite hier 
gesichert. Das zu schaffen, sollte auch in dieser 
finanzpolitisch schwierigen Zeit doch möglich sein; 
denn auch hier handelt es sich um Investitionen. 

(Zuruf: Die Länder!) 
— Ich weiß! — 

Der Bericht weist idarauf hin, daß die  Familien-
struktur auf dem Lande noch weitgehend konserva-
tiv und patriarchalisch geblieben ist. Hier zeigt sich, 
daß durch dieses Verhalten die Sorge für die nicht-
erbenden Kinder unzureichend ist. 24 % dieser Kin-
der sagen aus, daß die  Eltern noch niemals mit ihnen 
über ihre berufliche Zukunft gesprochen haben. 

Bei Arbeiterfamilien ist dagegen nachgewiesen, 
daß intakte Familien für ein solides Lehr- und Ar-
beitsverhältnis für ihre Kinder sorgen. 

Die Kinder aus gestörten oder unvollständigen 
Familien erhalten oft keine Ausbildung. Eine Aus-
nahme machen hier die Kriegerwalisen. Die Krieger-
witwen haben von  den  Möglichkeiten des Bundes-
versorgngsgesetzes Geb rauch gemacht und in über-
wiegendem Maße ihren Kindern eine gute Erzie-
hung und eine qualifizierte Berufsausbildung zu-
kommen Lassen.  

Wie wichtig die  Erziehung in der Familie ist, zeigt 
sich (besonders an Jugendlichen, die tin Heimen 
heranwachsen. Die vorhandenen Untersuchungen 
beweisen,  daß Fehlhaltungen bei Heimkindern weit 
mehr auftreten als bei Kindern, die in Familien 
aufwachsen. Die Heimkinder sind auch in unserer 
Zeit immer noch die Stiefkinder der Gesellschaft. 
Sie sind in ihrer Entwicklung im Vergleich mit 
Familienkindern um Jahre zurück. Es sollte für uns  

ein ernstes Problem sein, diesen Kindern die Le-
benschancen zu verbessern. 

Nachdem nun ein Entwurf eines Gesetzes über 
die rechtliche Stellung der unehelichen Kinder dem 
Bundestag vorgelegt wird, können wir hoffen, daß 
sich die Situation dieser Kinder verbessert. Das wird 
aber nur dann der Fall sein, wenn die Gesellschaft 
von der rechtlichen Stellung Kenntnis nimmt und 
alle Vorurteile abwirft. Es ist zu hoffen, daß die 
junge Generation diesen Fragen wirklichkeitsnäher 
gegenübersteht. 

Wenn Jugendpolitik zeitnah und wirksam — so 
wie es in der Einleitung des Jugendberichts heißt — 
entwickelt werden soll, dann muß u. a. eine aktive 
Familienpolitik betrieben werden, die neben den 
ausreichenden wirtschaftlichen Hilfen familienergän-
zende Einrichtungen und soziale Dienste zur Ver-
fügung stellt, außerdem durch Eheberatung, Mütter-
beratung und Erziehungsberatung sowie durch Hil-
fen zur Familienplanung und durch den sozialen 
Wohnungsbau den Familien, insbesondere den jun-
gen Familien, hilft, ihre wichtige Aufgabe für die 
Kinder, für die eigene Familie, aber auch für die 
Gesellschaft in ihrer Gesamtheit zu begreifen und zu 
bewältigen. 

Ich hoffe, daß diese Jugenddebatte dazu beiträgt, 
die Probleme deutlicher zu sehen und rascher an 
ihre Bewältigung auf allen zuständigen Ebenen 
heranzugehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir fahren in der 
Rednerliste fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
mich in meinem Beitrag insbesondere dem Abschnitt 
„Bildung der Landjugend" im zweiten Teil des 
Jugendberichts zuwenden. 

Wer die ländlichen Verhältnisse kennt, weiß, 
welch hohe Bedeutung Bildung und Ausbildung auf 
dem.  Lande heute haben. Die großen Umstellungs-
prozesse, die in vollem Gange sind, erfordern ein 
hohes Maß an Umdenken, erfordern eine geistige 
Durchdringung und Bewältigung der Probleme. 
Unter Bildung in diesem Sinne ist das ständige, 
lebenslängliche Bemühen zu verstehen, sich selbst 
und die Welt zu begreifen und danach zu handeln. 
Hier treffen sich gesellschaftliche, politische und 
soziale Aspekte im engen Raum, die beherrscht 
werden wollen. Es geht also in den Bildungsbemü-
hungen von heute nicht so sehr — jedenfalls nicht 
in diesem Zusammenhang — um Begründung völ-
lig neuer Bildungskonzeptionen, vielmehr geht es 
um die beschleunigte Anpassung an die Erforder-
nisse unserer Zeit; dies um so mehr, da sich die 
technische und ökonomische Entwicklung auf dem 
Lande und in der Landwirtschaft noch schneller voll-
zieht als in anderen Bereichen. 

Diese soeben geschilderten Notwendigkeiten sind 
mit schulischer Bildung allein nicht mehr zu bewäl- 
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tigen; hier kommt einer flexibel gestalteten außer-
schulischen Bildung eine entscheidende Bedeutung 
zu. Ein weiterer Umstand verdient Erwähnung, 
nämlich der, daß auf Grund der dezentralen Lage 
des Landes das. Bildungsangebot für den einzelnen 
nicht so umfassend und intensiv möglich ist.  Die ver-
schiedenen Träger der außerschulischen Bildungs-
arbeit, die Heimvolkshochschulen, Jugendorgani-
sationen und anderen Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung, haben sich bisher dieser Aufgabe in 
dankenswerter Weise angenommen. So sind z. B. 
von den Jugendorganisationen unzählige Kursreihen 
und Seminare durchgeführt worden, die den Vorteil 
haben, daß sie den örtlichen Gegebenheiten zeitlich 
und thematisch angepaßt werden können. 

Diese Aufgaben können die Jugendorganisatio-
nen aber nur wahrnehmen, wenn genügend Mit-
arbeiter zur Verfügung stehen. Daran mangelt es 
überall sehr. Ohne ihren Einsatz wäre die Arbeit 
in der Vergangenheit gar nicht möglich gewesen. 
Dieses. Problem der Mitarbeiter stellt sich ganz 
besonders auf dem Lande, und ich begrüße es sehr, 
daß der nächste Bericht den Schwerpunkt „Mit-
arbeiter in der Jugendarbeit" behandeln soll. Die 
bisherigen Richtlinien des Bundesjugendplans sahen 
bei 100 durchgeführten Seminaren die Zuschuß-
möglichkeit für einen Bildungsreferenten vor. Die 
Praxis hat jedoch gezeigt, daß die Richtzahl 100 zu 
hoch ist. Eine intensive Vorbereitung und eine wir-
kungsvolle Durchführung sind bei der hohen 
Bearbeitungszahl nicht gewährleistet. Sie müßte 
wesentlich herabgesetzt werden. 

Ein anderes Problem bei der Durchführung der 
Seminare stellt sich in der Raumfrage. Gaststätten, 
in denen immerhin auf dem Lande noch 60 bis 70 % 
der Seminare durchgeführt werden, sind nicht immer 
geeignet. Hier muß Abhilfe geschaffen werden. Ein 
Lösungsvorschlag wäre, in neu zu erstellenden 
öffentlichen Gebäuden wie Schulen, Reithallen und 
anderen Gemeinschaftshäusern Jugendräume mit 
einzuplanen. Eine zweite Möglichkeit ergäbe sich 
heute vielerorts dadurch, daß man durch die Schul-
reform freigewordene Räume in Jugendräume um-
wandeln würde. Auf diese Weise würde man auch 
dem dezentralen Bedarf des Landes an Jugend-
räumen gerecht. 

Ein paar Worte möchte ich noch den Hilfen aus 
dem Einzelplan 10 für die fachliche Weiterbildung 
der Landjugend widmen. Ich danke in diesem Zu-
sammenhang dem Haushaltsausschuß dafür, daß er 
bei den letzten Haushaltsberatungen für die Hilfen 
zur fachlichen Weiterbildung der Landjugend eine 
Prioritätgesetzt hat. 

(Beifall bei ,den Regierungsparteien.) 

Mit (der weiteren Verwirklichung der EWG dürfen 
die  Anstrengungen auf diesem Gebiet der fachlichen 
Weiterbildung nicht gemindert werden; denn der 
fachliche Bildungsstand wird ein entscheidender 
Faktor im .EWG-Wettbewerb sein. Die gezielte För-
derung der  fachlichen Weiterbildung muß auch in 
den nächsten Jahren sichergestellt bleiben. Gerade 
auf diesem Gebiet kann man mit geringen Mitteln 
einen hohen Wirkungsgrad erreichen. 

Jugendarbeit ist heute Bildungsarbeit im weite-
sten Sinne. Jugendarbeit heißt Bildung der Persön-
lichkeit. Da Persönlichkeiten zu den staatstragenden 
Kräften gehören, muß der Persönlichkeitsbildung 
überall, wo sie sich vollzieht, ein besonderes 
Augenmerk ,gewidmet werden. 

Auch die Auswirkungen des Karlsruher Urteils 
betreffend ,das Jugendwohlfahrtsgesetz dürfen —
das möchte ich an dieser Stelle auch einmal sagen — 
nicht dazu führen, daß die direkten Hilfen für die 
Jugendarbeit auf unterster Ebene nicht mehr ge-
währleistet sind. Kernstück der freien Jugendarbeit 
ist und bleibt ,die Gruppenarbeit. Wenn da  keine 
Hilfen mehr möglich sind, verlieren auch die über-
regionalen Bemühungen an Bedeutung. Bildungs-
hilfen sind in die Zukunft gerichtete Investitionen. 
Sie müssen deshalb auch als solche eingeordnet und 
bewertet werden. 

Ich möchte nun zu 'dem viel besprochenen Thema 
der politischen Bildung noch ein paar Worte sagen. 
Dieses Thema ist deshalb bedeutungsvoll, weil die 
Jugend von heute die  Politik von morgen beistim-
men  wird. Diese Tatsache führt zu der  Notwendig-
keit, beim jungen Menschen schon heute 'die Gleise 
für die spätere Verantwortungsübernahme zu legen. 

Ich möchte einmal feststellen, daß die Jugend 
heute ein waches Interesse für alle Zeiterscheinun-
gen hat.  Nur verharrt die Mehrzahl nach meiner 
Meinung in passiver Interessiertheit. Genau 'an die-
ser Stelle muß der Hebel angesetzt werden. Politi-
sche Bildung erfordert immer, daß der junge Mensch 
auch ,den Weg zu seinem persönlichen Engagement 
gewiesen bekommt. Er soll nicht nur theoretisch 
lernen, wie die Wahrnehmung demokratischer Ver-
antwortung aussieht, sondern er soll seinen Platz 
finden, an dem er diese Verantwortung praktisch 
ausüben kann. Denn in jeder kleinen Aufgabe steckt 
ein Wert. Nur wer es gelernt hat, in kleinen Dingen 
Verantwortung zu tragen, wird nachher auch in der 
Lage und bereit sein, auf höherer Ebene Verant-
wortung zu übernehmen. 

Der Jugend Aufgaben geben und ihr Verantwor-
tung übertragen ist die eine Komponente der politi-
schen Bildungsarbeit, Information und das persön-
liche Gespräch sind die  andere. Wir müssen der 
Jugend 'durch Information und persönliche Gespräche 
die Verfassungswirklichkeit mit ihren Schwächen 
und mit ihren Stärken, ,die das Leben einer moder-
nen Demokratie ausmacht, nahebringen. Sie muß 
wissen, daß auch in der Politik nicht alles „mach-
bar" ist. Es genügt nicht, daß der junge Mensch 
heute auswendig lernt, welche Funktionen und In-
stitutionen es 'in der Demokratie gibt; man muß 
ihm 'deutlich machen, nach welchen Realitäten sich 
heute politische Willensbildung vollzieht. 

Politische Bildung, meine Damen und Herren, ist 
mit Geld allein nicht zu erreichen. Der Geldauf-
wand steht erst an zweiter Stelle. An erster Stelle 
müssen der persönliche Einsatz und das gute Bei-
spiel der Verantwortung tragenden Politiker stehen. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang die verant-
wortungsvolle Mitarbeit der Meinungsbildner. Nur 
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so entsteht eine Vertrauenssphäre zwischen Jugend 
und Staat, die durch nichts zu ersetzen ist. 

Wenn wir uns heute über mangelnde politische 
Bildung beklagen, so wird man sicherlich viele 
Gründe aus der Entwicklung aufzeigen können. Wir 
sollten uns aber auch fragen, ob wir in der Ver-
gangenheit alle Möglichkeiten der Kontaktnahme 
mit jungen Menschen genutzt haben, um sie im 
guten Sinne zu beeinflussen. 

Leitgedanke der politischen Bildungsarbeit wird 
sein, den Umgang mit der Freiheit zu lernen. Hier 
liegt ein jugendpolitisches Arbeitsfeld für uns alle 
vor uns, auf dem nach meiner Meinung der Fort-
bestand der freiheitlichen demokratischen Ordnung 
entschieden wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Memmel. 

Memmel (CDU/CSU) : Ich spreche nicht zum 
Jugendbericht. Ich widerstehe dieser Versuchung. 
Ich spreche auch nicht zu dem Beitrag .der verehrten 
Frau Kollegin Schimschok, obwohl mir dieser Ver-
zicht sehr schwer fällt, weil ich ja in den letzten 
dreieinhalb Jahren, bevor ich in dieses Haus kam, 
immerhin als Jugendrichter tätig war. Der Beitrag 
der Kollegin Schimschok war in einigen Punkten 
so bedeutungsvoll, daß er eigentlich eine Würdi-
gung in diesem Hause verdient hätte. Das gilt be-
sonders für den Gedanken der Begrenzung der 
Höchststrafe bei Jugendlichen und für den Gedan-
ken, über Heranwachsende grundsätzlich nach 
Jugendrecht zu urteilen. 

Nun, ich spreche lediglich zu ,dem Antrag Um-
druck 286 *). Mit diesem Antrag möchte ich nur 
erreichen, daß die Wortschöpfung der „Unter

-14jährigen", die ich für ein sprachliches Ungeheuer 
halte, .aus dem Ausschußantrag Drucksache V/1320 
herauskommt. Wir haben im Jugendgerichtsgesetz 
und im Jugendarbeitsschutzgesetz neue Begriffe ge-
schaffen: den Jugendlichen — von 14 bis 18 —, 
den Heranwachsenden — von 18 bis 21 — und das 
Kind — unter 14 —. Wir brauchen also nicht den 
neuen Begriff ,des „Unter-14jährigen". 

Was ich will, ist also lediglich eine redaktionelle 
Änderung. In der Sache wird nichts geändert. Ich 
hoffe, daß nicht nur die Germanisten und die 
Juristen, sondern auch die anderen diesem Antrag 
zustimmen werden, worum ich bitte. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Bundesminister für Familie und Jugend. 

Dr. Heck, Bundesminister für Familie und 
Jugend: Herr Präsident! Meine Damen und meine 
Herren! In diesem Jugendbericht steht nirgends, 
daß die Bundesregierung hiermit einen umfassen-
den Bericht über die Lage der Jugend und über die 

*) Siehe Anlage 3 

Bestrebungen der Jugendhilfe vorlege. Es steht 
lediglich darin, daß die Bundesregierung diesen 
Auftrag erhalten hat. Wir haben dann, als wir die 
Schwierigkeiten bei der Arbeit feststellten, in der 
Einführung vorsichtig darauf hingewiesen, daß die-
ser Auftrag, so wie er vom Parlament erteilt wor-
den ist, nicht durchführbar sei. Es heißt im letzten 
Abschnitt unter „Aufgaben": Dieser umfassenden 
Zielsetzung stellen sich bei dem ersten Jugend-
bericht besondere Schwierigkeiten entgegen. Dann 
wurde darauf hingewiesen, daß es keine einheit-
lichen Begriffe gibt, dann auf die Grenzen, die sich 
aus unseren Erfahrungen und aus unseren ersten 
Bemühungen für die Durchführung des Auftrages 
ergeben haben; dann erst haben wir die Grund-
sätze für den Jugendbericht entwickelt. Wir haben 
also nicht so viel versprochen wie es hier immer 
wieder unterstellt worden ist, weil wir selbst ge-
merkt haben — was jetzt Allgemeingut geworden 
ist —, daß das in dem Umfang, in dem das ursprüng-
lich gedacht war und sicherlich auch wünschenswert 
gewesen wäre, einfach nicht zu verwirklichen war. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
zunächst möchte ich dem Kollegen Liehr, dem Be-
richterstatter, für 'die sachliche Art danken, mit der 
er, ohne die Kritik zu unterlassen, diese Aussprache 
eingeleitet hat. Ich hätte es eigentlich als einen 
Vorzug angesehen, wenn man sich bei 'dieser 
Debatte auf die drei wichtigen Aufgaben beschränkt 
hätte, die Herr Liehr dankenswerterweise ange-
schnitten hat. 

Das ist einmal die Lage des behinderten Kindes.  - 
Es  ist in der Debatte verschiedentlich gesagt wor-
den, es sei zu diesem Thema nahezu nichts gesagt. 
Ich habe daraus den Schluß gezogen, daß der Ju-
gendbericht offensichtlich in verschiedener Weise 
gelesen worden ist. Die einen scheinen nur die 
erste Hälfte gelesen zu haben und die anderen nur 
die zweite. 

(Abg. Berkhan: Das ist bei allen dicken 
Berichten so!) 

— Ja, ich habe überhaupt den Eindruck; daß der 
Jugendbericht einen Fehler hat, der nicht auflös-
bar ist: er ist zu kurz und zu lang zugleich. 

(Heiterkeit.) 

Wie wir das  in  zehn Jahren anders machen sollen, 
dafür werde ich mir noch den entsprechenden Rat 
im Ausschuß einholen. 

(Abg. Berkhan: Dann ist die Jugend älter 
geworden! — Heiterkeit.) 

Der zweite Komplex, den Herr Liehr genannt hat, 
die Jugend und die Arbeitswelt, ist in der Tat ein 
außerordentlich wichtiger Bereich, der in diesem 
Bericht nicht annähernd ausreichend behandelt wor-
den ist, der einfach nicht ausreichend behandelt 
werden konnte. Wir waren im übrigen bei diesem 
Bericht zu gut neun Zehnteln auf das angewiesen, 
was uns berichtet worden ist. Überlegen Sie ein-
mal, wer an diesem Bericht insgesamt beteiligt war! 
Ich nenne die 19 Professoren mit ihren 19 Exper-
tisen — und Sie wissen, daß 19 Professoren nicht 
unbedingt 19 gleichgerichtete Meinungen vertre- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Oktober 1967. 	6307 

Bundesminister Dr. Heck 

ten —, dann 11 oberste Landesjugendbehörden, die 
kommunalen Spitzenverbände und die Vielfalt der 
Verbände. Dabei ist sehr viel Stoff angefallen, der 
verarbeitet werden mußte; aber es war, wie ich aus 
dieser Debatte entnommen habe, immer noch viel zu 
wenig. Eines muß ich aber noch einmal mit Nach-
druck sagen: die Bundesregierung konnte nicht 
mehr berichten, als ihr von den Stellen, die dar-
über Bescheid wissen müßten, zuging. 

Ich möchte jetzt nur noch auf ein Thema eingehen, 
das mir sehr wichtig erscheint, das Thema, das der 
Kollege Westphal angesprochen hat. Herr Kollege 
Westphal, Sie haben einen Abschnitt zitiert und 
dazu mit gar nicht kühlem Verstande, sondern sehr 
engagiert gemeint, das sei doch stockkonservativ. 
Diese Frage scheint mir so wichtig zu sein, daß ich 
dabei etwas verweilen will. 

Mit dem Begriff „konservativ" haben Sie nicht 
unbedingt die rationale Kontrolle dessen angespro-
chen, was Sie selber gesagt haben; sondern das 
ist ein Etikett, das man jemandem anhängt; es 
gibt ja ein ganz gewisses Image, was der Begriff 
„konservativ" bezeichnen soll. 

Ich will Ihnen sagen, was er für mich bedeutet: 
„Konservativ" ist ein Wort, das aus dem Lateini-
schen kommt und „bewahrend" bedeutet; und kon-
servativ sein heißt, etwas mit Wahrheit tun zu wol-
len. Ich gehöre zu den Menschen, die der Auffassung 
sind, daß das Wahre und Richtige nicht unbedingt 
nur in unseren Tagen gefunden wird; ich meine, 
daß dazu die Geschichte bereits einiges beigetragen 
hat. In dem Sinne bekenne ich mich gern als ein 
Mann, der sich darum bemüht, konservativ zu sein. 

Herr Kollege Westphal, ich habe einfach Ihre Stel-
lungnahme nicht begriffen. Sie haben aus dem Be-
richt zitiert: 

Jedermann wird als Bürger einer geschicht-
lich gewordenen und räumlich überschaubaren 
Gesellschaft geboren, die ihre politische Form 
und eine bestimmte, für dieses Volk konsti

-

tutive Kultur hat; ... 
Dieser Satz ist doch nicht zu bezweifeln. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß in  diesem Raum eine Kol-
legin oder ,ein Kollege ist, der das für seine Person 
in Abrede stellen könnte. Es heißt weiter: 

jeweils innerhalb dieser Gesellschaft entfaltet 
sich der  junge Mensch und 'empfängt seine — 
meist — unverlierbare Prägung. 

Ich kann mir auch hiervon nicht denken, daß das 
jemand in Abrede stellen möchte. Herr Kollege 
Westphal, wenn Sieeinmal daran denken, daß Sie 
beispielsweise Ihre Sprache von Ihren Eltern, in 

 der Schule und aus Ihrer Umgebung empfangen ha-
ben zu einer Zeit, wo Sie noch gar nicht in der 
Lage 'waren, sie rational 'zu kontrollieren, dann 
muß Ihnen doch deutlich werden, was  die ge-
schichtlich-soziale Bedingtheit eines jeden einzelnen 
Menschen iausmacht, nämlich (den weitaus größeren 
Teil dessen, was er ist. 

Der nächste Satz: 

Die Bindungen und verbindlichen Pflichten 
anzunehmen, die  sich daraus 'ergeben, daß er 

in den ihm — jedenfalls zunächst — zubestimm-
ten Teil der menschlichen Gesellschaft hinein-
geboren wird und auf ihn angewiesen ist, ge-
hört zur personalen wie politischen Moral. 

An diesem Punkt könnte ich Ihre Bedenken verste-
hen. Aber, Herr Kollege Westphal, wir gehen bei 
unserem Bericht voneiner demokratischen Gesell-
schaft aus. Ihre eigene Jugendzeit ist, wie ich an-
nehme, noch ins Dritte Reich gefallen. Trotzdem 
sind Sie in einem Teil 'dieser Gesellschaft aufge-
wachsen, der nicht staatlich sanktioniert war; Sie 

 sind von diesem Teil der Gesellschaft geprägt wor-
den. Ich glaube wenigstens, daß es  so ist. Ihre ganze 
Denkungsart, auch Ihr politischer Werdegang, Ihre 
politischen Überzeugungen, Ihre politischen Wer-
tungen sind, wenn ich richtig (sehe, von Ihrem Eltern-
haus und von dem Teil der Gesellschaft, mit  dem 
Ihr Elternhaus verbunden war,geprägtworden. 

Ich gestehe 'Ihnen, jener zuletzt zitierte Satz kann 
anders interpretiert 'werden. Aber gerade deswegen 
hielt ich es  für nützlich und notwendig, dies hier 
klarzustellen, damit wir nicht in Klischees mitein-
ander diskutieren. Sonst könnten Sie unversehens 
der „vaterlandslose Geselle" und ich der  „reak-
tionäre Konservative" werden. 

(Abg. Westphal: Ich habe nicht diese Spanne 
benutzt!) 

— Ich wollte gerade das sagen: wenn wir diese 
Frage isorgfältig miteinander 'durchdiskutieren, wür-
den, dann würden wir sehr schnell feststellen, daß 
das nicht der Fall ist. Wir sind sicher in vielem 
nicht der gleichen Meinung. Denn der Teil der Ge-
sellschaft, von 'dem ich geprägt und beeinflußt 
worden bin, sah vermutlich etwas 'anders aus als 
der Ihre. Aber Gott sei Dank •ist unsere Gesell-
schaft nicht so 'konformistisch, 'daß es das nicht gibt; 
sonst könnten wir in dieser Weise nicht mitein-
ander diskutieren. 

Herr Kollege Westphal, dieses Thema der Nation 
und  des  Vaterlandes hat für micheinen erregenden 
und einen sehr verpflichtenden Charakter, weil ich 
über eines noch nicht hinweggekommen bin, näm-
lich: wie wir in unserem Bemühen um politische 
Bildung der Tatsache Rechnung tragen, daß wir in 
unserem Lebensalter die Erfahrung gemacht haben, 
daß hier 'in Deutschland  der  erste Versuch, einen 
demokratischen Staat einzurichten, nicht zuletzt dar-
an gescheitert ist, daß die Nation gegen die Demo-
kratie und die Demokratie gegen 'die Nation aus-
gespielt werden konnte. 

(Zuruf rechts.) 

— Ich habe ja gesagt, daß dies nicht allein wirksam 
gewesen ist; aber es ist ein wesentliches Element 
gewesen. Die Weimarer Republik hatte eine klare 
Chance, Nation und Demokratie auf einen Nenner 
zu bringen, noch bis zum Jahre 1925, solange Ebert 
Reichspräsident gewesen ist. Aber nach dem Tode 
Eberts ist die Entscheidung mit der Wahl Hinden-
burgs — ich sage gar nicht: für die Nation, sondern: 
für das Nationale gefallen. Selbstverständlich sind 
diese Sachverhalte nicht so einfach, daß man sie 
hier mit einigen Sätzen abhandeln könnte. . 
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Herr Kollege Westphal, eine zweite kritische An-

merkung! Wenn Sie zitieren, sollten Sie als jemand, 
der rational arbeitet, korrekt zitieren. Sie haben 
lediglich zitiert — als die Meinung der Bundes-
regierung —: „die Erziehung der Mitmenschen, die 
Pflege und Übung aller Tugenden des Miteinander

-

Auskommens". Aber es heißt: 

So gibt es Träger, die unter politischer Bildung 
ganz allgemein die Erziehung zum Mitmenschen, 
die Pflege und Übung aller Tugenden des Mit-
einander-Auskommens verstehen. Sie zählen da-
her schon jede Begegnung mit dem Mitmen-
schen in der Gruppe oder zwischen Gruppen 
verschiedener Anschauungen zur politischen 
Bildung. 

Das ist ein Tatbestand im Bereich unserer politischen 
Bildung, und wir hielten es für unsere Pflicht, diesen 
Tatbestand festzuhalten. Wenn Sie weitergelesen 
haben, haben Sie ja festgestellt, daß wir diese Mei-
nung nicht für richtig halten. 

Es heißt dann weiter — diese Meinung halten wir 
allerdings auch nicht für richtig —: 

Andere wieder wenden sich energisch gerade 
gegen eine solche starke Verlängerung des 
Politischen ins Allgemeinmenschliche. Sie setzen 
dann gern als äußerste Postion eine reine Schu-
lung des rational-kritischen Vermögens da-
gegen. 

Ich meine, das ist auch falsch, die rein rational

-

kritische Schulung als das die politische Bildung Er-
schöpfende zu bezeichnen. Ich glaube, daß beides zu-
sammenkommen muß. Sie haben in Ihren Ausfüh-
rungen erst das eine gegen das andere gestellt und 
nachher — das gebe ich Ihnen zu — keine ganz 
einseitige Position mehr bezogen. 

Aber wenn ich jetzt zu den Folgerungen zum 
Thema Vaterland und Nation komme, muß ich 
darauf hinweisen, daß wir uns bemüht haben, in die-
sem Jugendbericht einen Beitrag zur Klärung der Fra-
gen zu leisten. Wenn wir heute sagen, diese Jugend 
müsse wieder zu einem normalen Verhältnis zu 
ihrem Vaterland kommen, meinen wir nicht, daß 
etwa der Vaterlandsbegriff des 19. Jahrhunderts 
restauriert werden solle. Das steht hier wirklich 
drin. Im Gegenteil! Es heißt in dem Bericht auf 
Seite 69: 

Der deutsche Verlust der Idee des Vaterlandes 
in der Prägung des 19. und der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts ist nicht nur eine negative 
Erscheinung, sondern kann auch den Weg frei 
machen für ein anderes, offenes, weiteres, aus 
der vollen Überlieferung gerade der deutschen 
Geschichte kommendes Verständnis dessen, 
was Vaterland ist. . . . 

Ich könnte so eine halbe Seite weiter zitieren. Ich 
will das den Damen und Herren in dieser fortge-
schrittenen Stunde ersparen. Aber ich habe eine 
herzliche Bitte an Sie. Lesen Sie dieses Kapitel doch 
noch einmal sorgfältig nach! Ich wäre sehr dankbar, 
wenn wir über dieses Thema im Ausschuß disku-
tieren könnten. Ich glaube, daß viele Mißverständ-
nisse aus dem Weg geräumt werden könnten. 

Es ist eine außerordentlich schwierige Kunst, 
einen Text abseits seiner eigenen gefühlsmäßigen 
Einstellungen, seiner Vorurteile, seiner Voreinge-
nommenheit und seiner eigenen Wertungen mög-
lichst objektiv aufzunehmen. 

Zum Schluß möchte ich nur noch auf folgendes 
hinweisen: Es ist nicht so gewesen, daß wir aus 
diesem Jugendbericht für uns keine Konsequenzen 
gezogen hätten. Ich habe es bedauert, daß das Bun-
desjugendkuratorium seinem Auftrag nur zum Teil 
ausgeführt hat. Ich hatte ausdrücklich gebeten, das 
Jugendkuratorium möge der Bundesregierung einen 
Rat geben, d. h. Vorschläge für die Weitergestal-
tung, für die Umgestaltung der Jugendpolitik ma-
chen. Das Bundesjugendkuratorium hat sich bei sei-
ner Arbeit eigentlich auf die Kritik am Jugend-
bericht beschränkt. Das habe ich bedauert. Ich hoffe, 
daß das beim nächsten Jugendbericht dadurch ver-
mieden wird, daß wir diesen Bericht, der ja von 
einem unabhängigen Gremium erarbeitet werden 
soll, zunächst dem Bundesjugendkuratorium zu-
leiten. Dann hat die Bundesregierung Gelegenheit, 
sich zu dem Bericht und zu der Stellungnahme des 
Jugendkuratoriums zugleich zu äußern. Das scheint 
mir der richtige Weg zu sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Westphal? 

Westphal (SPD) : Herr Bundesminister, würden 
Sie um der Vollständigkeit willen hinzufügen — 
ich glaube, wir sind da einig —, daß das Bundes-
jugendkuratorium ja bereit war, diese Arbeit zu 
machen, also seine Vorschläge für die Auswertung 
des Jugendberichts in Richtung auf jugendpolitische 
Maßnahmen zu unterbreiten, daß es dafür aber län-
gere Zeit gewünscht hatte, die Sie nicht mehr zuge-
stehen konnten? 

Dr. Heck, Bundesminister für Familie und 
Jugend: Das ist sicher .eine berechtigte Frage, Herr 
Kollege Westphal. Aber wenn ein Jugendbericht 
vorgelegt wird, kann ich dem Bundesjugendkurato-
rium natürlich keine zwei, drei Jahre Zeit geben, 
um seinen Rat zu formulieren. Die Öffentlichkeit 
erwartet zu Recht — und auch das Parlament —, 
daß die  Konsequenzen schneller gezogen werden. 

Ich möchte Ihnen noch kurz sagen, welche Folge-
rungen wir aus dem Jugendbericht gezogen haben. 
Wir werden von uns aus unsere Forschungsauf-
träge über das Jugendinstitut auf die vorrangigen 
Themen konzentrieren. Wir werden weiter dahin 
wirken, daß die pädagogische Forschung an unseren 
Universitäten wesentlich breiter angelegt und aus-
gebaut wird. Hier ist in der Debatte gesagt worden, 
daß die pädagogische Forschung, die Jugendfor-
schung bei uns eigentlich nur zu 50 % leistungs-
fähig sei. Ich glaube, ,das ist sogar etwas zu hoch 
geschätzt. Wir stehen hier wirklich in den Anfängen. 

Wir haben weiter das Jugendinstitut bereits be-
auftragt, eine einheitliche Begriffsbestimmung für 
die Jugendhilfe 'und die Jugend- und die Jugend- 
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hilfestatistik zu erarbeiten. Das ist einfach eine un-
erläßliche Voraussetzung, um überhaupt Erhebun-
gen anstellen zu können, die einheitlich ,ausgewertet 
werden sollen. 

Wir werden auf der Grundlage dieser vereinheit-
lichten und 'umfassenden Nomenklatur darauf hin-
wirken, daß auch die statistischen Erhebungen, und 
zwar beim Statistischen Bundesamt und bei den 
Statistischen Landesämtern, entsprechend und um-
fassend ergänzt und ausgebaut werden. 

Im übrigen möchte ich sagen, ,daß die Bundes-
regierung den Antrag des Ausschusses für Familien-
und Jugendfragen nur begrüßt, insbesondere das 
Ersuchen, ,den Bericht über die Lage der Jugend 
künftig alle 10 Jahre zu .erstatten. Ich meine nur, 

 wir sollten uns über dieses  Thema noch einmal im 
Ausschuß unterhalten; denn die Unmöglichkeit, 
einen umfassenden Bericht zu erstatten, wie er hier 
erwartet worden ist, wird nicht dadurch beseitigt, 
daß .der nächste Bericht erst in 10 Jahren vorgelegt 
werden soll. Wir könnten durchaus so verfahren, 
daß wir die Lage der Jugend 'im allgemeinen be-
handeln, aber dann doch drei oder vier vordring-
liche Probleme schwerpunktmäßig erfassen. Der Be-
richt über die Bestrebungen auf dem Gebiet der 
Jugendhilfe, der alle vier Jahre vorgelegt werden 
soll, kann thematisch abgegrenzt und auf Schwer-
punkte beschränkt werden. 

Wir begrüßen auch, daß ein unabhängiges Gre-
mium 'gebildet wird. Denn stellen Sie sich einmal 
die unmögliche Aufgabe der Regierung vor, 19 wis-
senschaftliche Expertisen, Berichte von 11 Landes-
regierungen, Berichte von Dutzenden von Verbän-
den einigermaßen so 'auf einen Nenner 'zu bringen, 
daß man nicht den Eindruck hat: hier ist ein Bericht 
über das perfekte Chaos vorgelegt worden. 

Für den nächsten Jugendbericht halben wir im 
Einvernehmen mit  dem Ausschuß für Familien- und 
Jugendfragen 'die Aufgaben auf drei Themen ,ein-
geschränkt — das ist 'den Mitgliedern des Ausschus-
ses bekannt —: auf die Aus- und ,Fortbildung der 
haupt- und ehrenamtlich tätigen Mittarbeiter der 

 Jugendhilfe, auf das Problem Jugend und Bundes-
wehr und auf die Aus- und Fortbildung der Füh-
rungskräfte innerhalb der  Jugendarbeit im anderen 
Teil Deutschlands. 

Ich möchte ferner darauf hinweisen — das gehört 
zum Thema politische Bildung —, daß im Rahmen 
einer umfassenden Untersuchung über die Wirk-
samkeit der Maßnahmen zur politischen Bildung, 
die von der Bundesregierung gefördert werden, zur 
Zeit eine ,entsprechende Untersuchung stattfindet, die 
mit der Fachkommission für politische Bildung des 
Bundesjugendplans abgestimmt ist. 

Und noch ein Weiteres: nachdem durch den Ju-
gendbericht für uns sichtbar wurde, in welchem Um-
fang heilpädagogische Einrichtungen fehlen und in 
welchem Umfang deren Ausrüstung mangelhaft ist, 
haben wir über die Stiftung „Deutsche Jugend-
marke" eine Schwerpunktförderung eingeleitet. In 
den letzten zweieinhalb Jahren sind allein über 
diese Stiftung 32 Einrichtungen mit rund 8 Mil-
lionen DM zus ätzlich gefördert worden. 

Im übrigen ist mein Haus, seitdem das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 1967 
vorliegt, dabei, die Neuordnung des Bundesjugend-
plans vorzubereiten, und zwar eine Neuordnung, 
die das Urteil strikt berücksichtigt und die Ergeb-
nisse des Jugendberichts auswertet. 

Zum Schluß möchte ich den Dank, den freund-
licherweise der Kollege Liehr schon all denen aus-
gesprochen hat, die an diesem Jugendbericht mit-
gearbeitet haben, hier wiederholen. Wir haben die 
Kritik, die in vielfacher Hinsicht geäußert worden 
ist, nicht als eine Herabsetzung der Tätigkeit mei-
nes Hauses, auch nicht als eine Herabsetzung der 
vielen beteiligten Stellen und Persönlichkeiten auf-
gefaßt, die mitgearbeitet haben; wir halten sie für 
konstruktiv. So gilt der Dank den Mitarbeitern 
meines Hauses — ich darf einmal mit ihnen begin-
nen —, daneben den Professoren und dem Deut-
schen Jugendinstitut sowie nicht zuletzt den Ver-
bänden, die eine große freiwillige Leistung mit 
erbracht haben, obwohl sie mit ihren Arbeitsstäben 
auf solche zusätzlichen Leistungen gar nicht ein-
gestellt sind. 

Meine Damen und Herren, nicht, weil es ein Ge-
bot der Höflichkeit ist, sondern weil auch ich es für 
geboten halte, möchte ich den Damen und Herren 
des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen 
danken. In diesem Ausschuß wird eine wichtige 
Arbeit geleistet, die, wie Sie selber wissen, in der 
Öffentlichkeit und — wenn ich das Parlament als 
Ganzes nehme — auch hier nicht immer so respek-
tiert wird, wie es von der Sache her geboten und 
wie es für die Arbeit selber förderlich wäre. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, die Rednerliste ist erschöpft. Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen nunmehr zur Verabschiedung. Zu 
Punkt a liegt der Änderungsantrag des Abgeord-
neten Memmel auf Umdruck 286 *) vor, der bereits 
begründet ist. Ich kann ihn nur zur Abstimmung 
stellen, wenn er von 15 Mitgliedern des Hauses 
unterstützt wird. Wer unterstützt den Antrag? — 
Das sind mehr als 15 Mitglieder des Hauses. Wer 
dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Es ist so beschlossen. 

Ich komme damit zum Antrag des Ausschusses 
auf Drucksache V/1720 mit der soeben beschlossenen 
Änderung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung der 
zweiten Lesung von Punkt b. Ich rufe auf Art. I, II, 
III, Einleitung und Überschrift. — Das Wort wird 
nicht begehrt. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer den aufgerufe-
nen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte 

*) Siehe Anlage 3 
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ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

Eine allgemeine Aussprache wird sicherlich nicht 
gewünscht, weil sie bereits in der zweiten Lesung 
stattgefunden hat. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig 
angenommen. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe 
Punkt 5 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Luftfahrtstatistik 

— Drucksache V/1702 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache V/2152 —

Berichterstatter: Abgeordneter Haehser 

b) Schriftlicher Bericht des Verkehrsaus-
schusses (20. Ausschuß) 

— Drucksache V/2151 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schwabe 

(Erste Beratung 109. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern für ihre schrift-
lichen Berichte. Eine Ergänzung ist nicht erfolgt. 

Ich rufe in zweiter Beratung die §§ 1 bis 11, Ein-
leitung und Überschrift auf. — Das Wort wird nicht 
begehrt. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Beschlossen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 

Wird zur allgemeinen Aussprache das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? — Auch keine Enthaltungen. Ein-
stimmig angenommen. 

Ich komme zu Punkt 8 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (13. Ausschuß) über den An-
trag des Präsidenten des Bundesrechnungs-
hofes 

betr. Rechnung und Vermögensrechnung des 
Bundesrechnungshofes für das Rechnungs-
jahr 1964 — Einzelplan 20 - 

- Drucksachen V/1487, V/2137 —

Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Windelen 
als Berichterstatter. — Verzichtet das Haus auf den 
mündlichen Bericht? — Das ist der Fall. Dann kön-
nen wir darauf verzichten. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wer dem Ausschußantrag auf Drucksache V/2137 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Enthaltun-
gen. Es ist so beschlossen. 

Ich komme zu Punkt 9 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstandsfra-
gen (15. Ausschuß) über den von der Bundes-
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor-
schlag der Kommission der EWG für 

a) eine Richtlinie des Rates über die Ver-
wirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
die selbständigen Tätigkeiten des Archi-
tekten 

b) eine Richtlinie des Rates über die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungs-
nachweise für die selbständigen Tätigkei-
ten des Architekten 

c) eine Richtlinie des Rates über die Koor-
dinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften für die selbständigen Tätig-
keiten des Architekten 

d) eine Empfehlung des Rates über die 
Staatsangehörigen des Großherzogtums 
Luxemburg, die Inhaber eines in einem 
Drittland ausgestellten Architektendi-
ploms sind 

— Drucksachen V/1810, V/2153 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Apel 

Es liegt ein schriftlicher Bericht des Abgeordneten 
Dr. Apel vor, für den ich danke. 

Zur Aussprache wünscht das Wort der Abgeord-
nete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Eine Vorlage dieser Art 
bringt uns in einer Parlamentsberatung zu dieser 
Stunde vielleicht nicht allzuviel Beifall, wenn man 
sich dann noch zu Wort meldet, und es ist für mich 
in einer solchen Situation natürlich etwas schwierig, 
wenn ich nun leider niemanden mehr auf der Regie-
rungsbank sitzen sehe; denn ich habe im Auftrage 
meiner Fraktion Anlaß, die Regierung zu loben. 
Auch als Vertreter der Opposition sage ich das in 
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aller Offenheit, weil nämlich die Bundesregierung 
bei der Beratung des Gegenstandes des vorliegen-
den Tagesordnungspunktes in Brüssel in allen Punk-
ten die Auffassung derjenigen vertreten hat, die in 
der Beraterkommission der Bundesregierung als 
Vertreter der einzelnen Organisationen der Archi-
tektenverbände in ,der Bundesrepublik gemeinsam 
mit uns versucht haben, eine Lösung zu finden, um 
die Diskriminierung der Ingenieurschulabsolventen 
in der Bundesrepublik Deutschland zu verhindern. 

Der Wirtschaftsausschuß hat in  der  vorigen 
Woche einen einstimmigen Beschluß gefaßt, und ich 
meine, es ist gerade für uns in einer solchen Situa-
tion wichtig zu erkennen, daß 'die Bundesregierung 
hier durch einmütiges Votum des Wirtschaftsaus-
schusses ersucht wird, den Vorschlägen der Kom-
mission zu b) und c) im Rat nur dann zuzustimmen, 
wenn sichergestellt wird, daß das Zeugnis über den 
erfolgreichen Abschluß des Architektenstudiums an 
einer öffentlichen oder einer rechtlich gleichgestell-
ten privaten Ingenieurschule in Deutschland in dem 
Anwendungsbereich des Art. 2 der Richtlinie zu b) 
berücksichtigt wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es 
mag vielleicht nicht auf allzu großes Interesse hier 
in diesem Hause stoßen, was mit ,dieser Entschei-
dung beabsichtigt ist. Für die Betroffenen, die sich 
im Bereich der Niederlassungsfreiheit bewegen wol-
len, d. h. für die Absolventen der deutschen Inge-
nieurschulen, die immerhin mehr als zwei Drittel 
der tätigen Architekten in der Bundesrepublik aus-
machen, ist es von entscheidender Bedeutung, daß 
hier eindeutig klargestellt wird, daß im euro-
päischen Bereich nicht nur die Ingenieurschulabsol-
venten in Frankreich, Belgien und den Niederlan-
den und diejenigen einer entsprechenden Kommis-
sion in Italien ihre Niederlassungsfreiheit für die 
Bundesrepublik Deutschland erhalten, sondern daß 
genauso die deutschen Ingenieurschulabsolventen in 
den anderen EWG-Ländern auch ihr Niederlas-
sungsrecht und ihre Niederlassungsfreiheit erhal-
ten. 

Was hier von der Kommission auf uns zukommt, 
ist eindeutig eine Diskriminierung der deutschen 
Ingenieurschulabsolventen, die der Wirtschaftsaus-
schuß ebenso eindeutig zurückgewiesen hat. Wir 
erwarten von der Bundesregierung, daß sie entspre-
chend ihrem bisherigen Verhalten bei 'den Gesprä-
chen und Verhandlungen in Brüssel auch in der ent-
scheidenden Phase der Abstimmung nur dann ihre 
Zustimmung gibt, wenn es gelingt, das, was bei die-
sem Verfahren an Diskriminierung übrigbleibt, 
eindeutig zu beseitigen. 

Ich bitte Sie also, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, dem Beschluß des Wirtschaftsausschus-
ses zu folgen und mitzuhelfen, daß hier nicht Rege-
lungen getroffen werden, die man in Brüssel über 
unser Votum hinweg gegen uns beschlossen hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird weiter zu 
diesem Punkt das Wortgewünscht? — Das ist nicht  

der Fall. Wer dem Antrag ides  Ausschusses zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstim-
men. — Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Punkte 10, 11, 12, 13 und 14 der Tages-
ordnung auf: 

Beratung des Berichts ,des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung 
erlassene 

Erste Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Zolltarifs 1967 (Verlängerung der Zoll-
aussetzungen für Waren der gewerblichen 
Wirtschaft) 

Neunte Verordnung zur Änderung des  Deut-
schen Zolltarifs 1967 (Zweite Verlängerung 
der Zollaussetzungen für Waren der gewerb-
lichen Wirtschaft) 

— Drucksachen V/2003, V/2058, V/2142 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung 
erlassene Dritte Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1967 (Zollaussetzun-
gen für Spinnfäden aus Polytetrafluoräthylen) 

— Drucksachen V/2040, V/2141 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Staratzke 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft 'und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung 
erlassene 

Einunddreißigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirt-
schaftsgesetz — 

Dreizehnte Verordnung zur Änderung der 
Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirt-
schaftsverordnung —

— Drucksachen V/2019, V/2018, V/2140 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Preiß 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung 
erlassene Zolltarif-Verordnung (Deutscher 
Zolltarif 1967) 

— Drucksachen V/2002, V/2139 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Serres 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung 
erlassene Zweiundneunzigste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zoll-
kontingent für Rohaluminium) 

— Drucksachen V/1965, V/2138 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Staratzke 

Wünschen die Berichterstatter das Wort? — Das 
ist nicht der Fall. 
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Vizepräsident Jaeger 
Wünscht jemand aus dem Haus das Wort? — Das 

ist auch nicht der Fall. 

Dann stelle ich fest, daß das Haus von diesen Ver-
ordnungen Kenntnis genommen hat. 

Meine Damen und Herren, ich berufe die nächste 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf morgen, 
Donnerstag, den 12. Oktober 1967, 14.00 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.39 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

123. Sitzung, Seite 6221 A, Zeilen 13 und 14 statt 
„Press Independence und Critical Ability" in Genf: 
„Press Independence and Critical Ability" in 
Columbia/Missouri, 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Aigner * 14. 10. 
Frau Albertz 14. 10. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 20. 10. 
Dr. Artzinger 15. 10. 
Bading * 11. 10. 
Bauer (Wasserburg) 28. 10. 
Dr. Becher (Pullach) 11. 10. 
Bergmann * 12. 10. 
Blumenfeld 13. 10. 
Diekmann 13. 10. 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 11. 10. 
Dröscher * 11. 10. 
Dr. Elbrächter 11. 10. 
Dr. Erhard 11. 10. 
Erpenbeck 11. 10. 
Gerlach * 12. 10. 
Gibbert 27. 10. 
Dr. Gleissner 20. 10. 
Dr. Häfele 13. 10. 
Hahn (Bielefeld) * 11. 10. 
Höhne 31. 10. 
Hussong 13. 10. 
Dr. Ils 13. 10. 
Frau Jacobi (Marl) 11. 10. 
Jahn (Marburg) 13. 10. 
Dr. Jungmann 31. 10. 
Dr. Kempfler 13. 10. 
Frau Klee 11. 10. 
Klinker * 11. 10. 
Kriedemann * 13. 10. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 13. 10. 
Kunze 31. 10. 
Langebeck 31. 10. 
Lemmer 13. 10. 
Lenz (Brüht) 31. 10. 
Lücker (München) * 11. 10. 
Mauk * 11. 10. 
Frau Meermann 12. 10. 
Merten 31. 10. 
Metzger * 14. 10. 
Müller (Aachen-Land) * 12. 10. 
Paul 13. 10. 
Frau Renger 13. 10. 
Riedel (Frankfurt) * 11. 10. 
Ruf 13. 10. 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 13. 10. 
Dr. Schulz (Berlin) 13. 10. 
Steinhoff 21. 10. 
Struve 11. 10. 
Weimer 11. 10. 
Wendelborn 13. 10. 
Wienand 20. 10. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Czaja 	 20. 10. 
Frau Dr. Krips 	 22. 10. 
Dr. von Merkatz 	 3. 11. 

Anlage 2 	 Umdruck 285 

Antrag der Fraktion der FDP zur Großen Anfrage 
der Fraktion der FDP betr. Entwicklungspolitik  - 
Drucksache V/2144 -. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, auch in 
Zukunft . mit Nachdruck dafür Sorge zu tragen, 
daß Entwicklungshilfe in erster Linie nach ent-
wicklungspolitischen und wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten vergeben wird. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, an der 
Finanzierung eines dritten EWG-Entwicklungs-
fonds nur unter der Voraussetzung teilzunehmen, 
daß die Wirtschaft der Bundesrepublik an den zu 
vergebenden Aufträgen entsprechend dem deut-
schen Finanzanteil beteiligt wird. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die 
deutsche Personalplanung für den Einsatz in 
internationalen Organisationen in einer Hand zu 
vereinigen und auf diese Weise dazu beizutra-
gen, daß die Tätigkeit in diesen Organisationen 
für Deutsche attraktiver wird. 

Bonn, den 10. Oktober 1967 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 286 

Änderungsantrag des Abgeordneten Memmel 
zur Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Familien- und Jugendfragen (10. Aus-
schuß) über den Bericht der Bundesregierung über 
die Lage der Jugend und über die Bestrebungen auf 
dem Gebiet der Jugendhilfe - Drucksachen V/302. 
V/1720 -. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Nummer 1 des Ausschußantrags — Drucksache 
V/1720 - werden die Worte „neben den Altersgrup-
pen der 14- bis 25jährigen auch die die Unter-
14jährigen" durch die Worte „sämtliche Altersgrup-
pen bis zu 25 Jahren" ersetzt. 

Bonn, den 11. Oktober 1967 

Memmel 
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Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 6. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Prochazka (Drucksache V/2124 Frage 101): 

Hat nicht der deutsche Abnehmer ebenfalls einen Anspruch auf 
die technischen Neuerungen der nach den USA gelieferten neuen 
Typen 1600 und 1500 der Volkswagen AG, Wolfsburg, die aus 
Gründen der Reinhaltung der Luft mit erheblichem technischem 
Aufwand und einer elektronischen Einspritzpumpe zur Vernich-
tung der Abgase ausgestattet werden? 

Selbstverständlich hat der deutsche Abnehmer 
eines Kraftfahrzeugs einen Anspruch darauf, daß 
der heute erreichbare technische Fortschritt auf dem 
Gebiet der Abgasvernichtung auch ihm zugute 
kommt. Die Automobilindustrie in der Bundesrepu-
blik wird schon in nächster Zukunft den zustän-
digen Ressorts ihre technischen Vorschläge unter-
breiten. Die für die Änderung der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung erforderlichen Vorarbeiten 
sind abgeschlossen. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 6. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Moersch (Drucksache V/2124 Frage 126) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerungen des Staats-
sekretärs Dr. Barth über ihre Familienpolitik, wie sie in der 
WAZ vom 27. September 1967 zitiert sind? 

Der Meldung der „Westdeutschen Allgemeinen" 
liegen Irrtümer und Mißverständnisse zugrunde. Es 
trifft nicht zu, daß Dr. Barth die Familienpolitik der 
Bundesregierung mißbilligt hat. Richtig ist, daß Dr. 
Barth in seinem Vortrag vor der Gemeindeakade-
mie der Evangelischen Kirche in Essen die von der 
Bundesregierung zu Lasten kinderreicher Familien 
beschlossenen Maßnahmen bedauert hat. Dies ist 
jedoch mit dem ausdrücklichen Hinweis darauf 
geschehen, daß diese beschlossenen Maßnahmen im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung zum 
Ausgleich der hohen Defizite notwendig waren. 

Es trifft auch nicht zu, daß Dr. Barth aufgefordert 
haben soll,  energisch gegen die Regierungspolitik 
zu protestieren. Richtig ist, daß Dr. Barth die Fami-
lienorganisationen aufgefordert hat, in der Öffent-
lichkeit stärker als bisher die Notwendigkeit einer 
systematischen Familienpolitik zu vertreten und sie 
gegen Angriffe auch publizistisch zu verteidigen. 
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